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B. 


bewegten  Herzens  bringen  Ihnen  die  Mitglieder 
der  Juristen-Fakultät  der  Albertina  an  dem  Tage  \\\ves 
Doktor-Jubiläums  die   aufrichtigsten   Glückwünsche    dar. 

Haben  Sie  doch  drei  Vierteile  des  Zeitraums, 
dessen  Vollendung  heute  gefeiert  wird,  an  der  Königs- 
berger Hochschule  verlebt  und  während  dieser  langen 
Zeit  all  Ihre  Kraft  und  Ihr  Wollen  dem  treuen  Dienste 
unserer  Universität  und  unserer  Fakultät  geweiht,  und 
nennt  doch  von  Ostpreussens  Juristen  weitaus  die  grösste 
Zahl  Sie  ihren  Lehrer. 

Gleich  manchem  Königsberger  Gelehrten  früherer 
Zeiten,  von  dem  die  Geschichte  meldet,  haben  Sie  in 
treuem  Verharren  auf  dem  ostpreussischen  Boden  Ihre 
Befriedigung  gefunden,  und  der  Beginn  der  Ferien  be- 
deutete für  Sie  nicht  die  Erfüllung  des  Wunsches,  in 
die  Ferne  zu  eilen,  sondern  die  Möglichkeit,  in  der 
Ihnen  vertrauten  Umgebung  sich  kurzer  Erholung  und 
ungestörter  Arbeit  in  der  Wissenschaft  und  in  der 
Universitäts-Verwaltung  hinzugeben. 

Und  wie  dem  östlichen  Lande  so  haben  Sie  auch 
Ihrer  Wissenschaft  Treue  gehalten. 


Habilitiert  an  derViadrina,  zu  einer  Zeit,  wo  die  Bres- 
lauer Juristen-Fakultät  den  phantasievollsten  Romanisten 
und  den  geistreichsten  Altertumsforscher  neben  einander 
besitzen  durfte,  haben  Sie  die  Eindrücke  fürs  Leben 
durch  das  Römische  Recht  erhalten,  und  Ihr  erstes 
grösseres   Werk    war    ein    schönes  Zeugnis  Ihrer  Pietät. 

Die  Einseitigkeit  der  gewaltigen  Gestaltungen  Ihres 
Lehrers  Husch ke  empfindend,  haben  Sie  bald  es  abge- 
lehnt, transcendente  Jurisprudenz  zu  treiben,  und  als 
das  Ziel  des  Juristen  es  erkannt,  klare  Gedanken  in 
klare  Form  zu  bringen;  dieser  Aufgabe  aber  haben  Sie 
sich  in  Wort  und  Schrift  gewidmet  in  liebevoller  Pflege 
der  Verlassenschaft  derer,  die  jenem  Ziele  am  n^^chsten 
gekommen  :  der  römischen  Juristen  ;  bis  zujenen  jüngsten 
Aufsätzen,  die  von  Ihrer  Thätigkeit  im  Wechselverkehr 
mit  den  Studierenden  Zeugnis  ablegen,  war  Ihrer  Werke 
Grundgedanke:  an  jenen  Klassikern  die  juristische  Denk- 
kraft zu  stählen. 

Und  noch  jüngst  haben  Sie  für  Romas  Juristen 
wundervoll  Zeugnis  abgelegt : 

Als  das  neue  Reich  sein  neues  Civilrecht  empfing, 
gab  es  der  Romanisten  viele,  die  vor  der  z.urück- 
drängung   des    römischen  Rechts    als  Lehrgegenstandes 


warnten.  Als  aber  der  neue  Studienplan,  der  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  in  den  iMittelpunkt  der  privat- 
rechtlichen Studien  rückt,  dennoch  zur  That  geworden 
war,  da  waren  Sie  es.  der  aus  seiner  Überzeugung  die 
Folge  zog,  nach  der  Einschränkung  des  Römischen 
Rechts  den  eigenen  Lehrauftrag  nicht  auszudehnen,  und 
also  ist  es  Ihnen  zu  danken,  dass,  wenn  ein  künftiger 
Stintzing  die  Geschichte  der  Rechtswissenschaft  unserer 
Zeit  schreibt,  er  doch  Einen,  aber  doch  Einen  Romanisten 
wird  nennen  können,  der,  als  das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch die  Hörsäle  füllte,  es  vorzog,  Deutschlands  letzter 
Pandektist  zu  sein. 

Königsberg,  den    l.   August    1900. 

Die  Juristen-Fakultät  der  Königlichen 
Albertus-Universität. 

Güterboek.     Gareis.     Zorn,      Gradenwitz,     von  Blume. 
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Römisch  -Armen  ien 


UND  DIE 


RÖMISCHEN  SATRAPIEEN 


IM 


VIERTEN  BIS  SECHSTEN  JAHEHIJNDERT. 


EINE  RECHTSGESCHICHTLICHE  STUDIE 


Dr.  Karl  Güterbock. 


£  rokopios  von  Kaesarea  berichtet  in  seiner  Schrift  über 
die  Bauwerke  Justinians,  dass  in  einigen  den  Römern  unter- 
worfenen Grenzdistrikten  Ai-meniens  einheimisclie  erbliche 
Stammhäupter  unter  dem  Namen  Satrapen  die  Verwaltung 
geführt  und  dass  erst  Justinian  sie  beseitigt  habei).  In  der 
That  ist  dies  gelegentlich  seiner  Neuordnung  der  armenischen 
Provinzen  im  Jahre  536  durch  die  Novelle  31  geschehen^). 
Abgesejien  von  einer  flüchtigen  Notiz  in  dem  Gothofredischen 
Kommentar  zum  Codex  Theodosianus^),  hat  man  diesen  römisch- 
armenischen  Satrapen  und  ihren  Verhältnissen  kaum  Beachtung 
geschenkt;  imd  doch  muss  es  unser  Interesse  erwecken,  dass 
€in  aus  dem  alten  Achämenidenreiche  stammender,  einem 
feindlichen,  nach  damaligen  Anschauungen  barbarischen  Volks- 
wesen entlelinter  Name  und  seine  AVürde^)  in  dem  feinge- 
gliederten Organismus  des  römischen  Staats  eine  Stehe  finden 
und  sich  darin  länger  als  zwei  Jahrhunderte  hindurch  be- 
haupten konnte.  Denn  die  Anfänge  dieser  merkwürdigen  Er- 
scheinung reichen  bis  auf  die  diokletianischen  Zeiten  zurück. 
Der  Versuch,  Näheres  liierübei-  festzustellen,  wird  aber  nm-  in 
Verbindung  mit  der  Betrachtimg  der  Verhältnisse  im  römischen 
Armenien  überhaupt  und  an  dei-  Hand  der  geschichtlichen 
Entwickelung  der  Beziehungen  zwischen  Kom  und  Armenien 
gemacht  werden  können. 


1)  Prokop.  de  aedif.  III.  1  (247  B.l.     Die  Byzantiner  werden  nach  der 
Bonner  Ausgabe  citiert,  sofern  nicht  eine  andere  erwähnt  wird. 

2)  Nov.  31.  c.  1.  3. 

3)  Zu  L.  6  Cod.  Theod.  de  auro  coronario  12.  13. 

4)  Novelle  31.   c.   1   §  3:    aoyj^i  §i  övoucc    rovxo  r^v  ovöi  'Fa)uui/.6r    ovSi 
rujy  T^tmiocoy  nooyovojv,  a/A'  t|  ixioui  noXirsin^  elatfi^veyutyov. 
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Kom  und  Armenien  bis  zu  des  letztern  Teilung,  387. 

Rom  lind  Persien.     Der  diokletianische  Friede.     Die  Satrapieen.     Der  Friede 

des    Jovianus.      Teilung    Armeniens.      Feststellung    der    Zeit    der    Teilung. 

Prokops  Darstellung. 

Für  llom  tauclite  die  armenische  Fi-age  auf,  seitdem  im 
letzten  Jahrhundert  der  Republik  die  römischen  Heere  den 
Euphrat  erreicht  hatten,  und  damit  der  Zusammenstoss  mit  dem 
Partherreiche  unvermeidlich  geworden  war.  Armenien,  dies  ge- 
birgige Vorland  von  Iran,  dies  natürliche  Ausfallthor  für  die  aus 
Mittelasien  nach  Yorderasien  vorbrechenden  Scharen,  bot  durch 
seine  Lage  und  Bodenbeschaffenheit  dem  Besitzer  für  den 
Angriff  wie  für  die  Verteidigung  der  davor  und  dahinter 
liegenden  Länder  eine  gleich  günstige  Stellung.  Eingekeilt 
zwischen  zwei  mächtigen  Nachbarn,  und  selbst  A'iel  zu  schwach, 
um  ihnen  gegenüber  eine  selbständige  Machtstellung  zu  be- 
liaupten,  war  Armenien  auf  eine  Anlehnung  an  einen  derselben 
angewiesen;  sein  ausschliesslicher  Besitz  aber  in  der  Hand 
des  einen  von  ihnen,  ja  schon  der  überwiegende  Einfluss 
darauf  bot  für  den  andern  eine  stets  drohende  Gefahr.  Und 
dies  erklärt  es,  dass  Jahrhunderte  hindurch  in  allen  diplomati- 
schen und  militärischen  Aktionen  zwischen  ßom  und  Persien 
Armenien  eine  Hauptrolle  spielte,  und  dass  beide  Keiche  in 
fast  ununterbrochenem  Pingen  sich  abmühten,  dies  Land  in 
die  eigne  Machtsphäre  zu  ziehen  imd  den  Gegner  daraus  zu 
A'erdrängen.  Häufig  genug  lieferte  Armeniens  Boden  den 
Scliauplatz  der  von  jenen  gesclilagenen  Schlacliten,  mussten 
Armeniens  Land  und  Volk  die  Lasten  des  Kiüeges  und  auch 
wold  des  Friedens  tragen,  wenn  Pom  und  Persien  sich  auf 
seine  Kosten  verglichen. 

So  lange  Pom  dem  locker  gefügten  Paitlierreiclie  gegen- 
überstand, war  —  unerachtet  einzelner  Niederlagen  —  im  all- 
gemeinen die  Überlegenheit  der  Erfolge  auch  hinsichtlich 
Ariiifiiiens  auf  seiner  Seite.  Das  westlich  des  Euphrat  be- 
legene s.  g.  Kl  ein- Armenien  (Armenia  minoi")  wiu-de,  nach- 
di'in  es  sclion  bei  der  Pegelung  dei'  asiatiselien  Verhält- 
nisse  (hu'cli    l'oinjteius   ein   von   Poni  abhängiger  Klientelstaat 


geworden,  unter  Vespasian  dem  l-Jeiclisgebiete  einverleibt  und 
der  Provinz  Kappadozien  zugeschlagen.  Aber  aucli  das  von 
einer  Nebenlinie  des  parthischen  Arsakidengesclilechts  be- 
herrschte Königreich  Grossarmenien  (Armenia  maior)  sah 
nicht  selten  die  römischen  Waffen  siegreich  bis  zum  kaspischen 
Meere  vordringen,  und  blieb  noch  unter  den  Antoninen  und 
den  Kaisern  des  Severischen  Hauses  dem  entscheidenden  Ein- 
fluss  der  Eömer  unterworfen,  l)  Diese  Lage  erfuhr  aber  eine 
wesentliche  Veränderung,  als  gegen  die  Mitte  des  dritten  Jahr- 
hunderts die  jungkräftige,  von  nationalem  und  religiösem 
Fanatismus  getragene  Dynastie  der  Sä  sä  ni  den  an  Stelle  der 
Parther  die  Herrschaft  über  Iran  errang.  In  dem  neupersischen 
Eeiche  erwuchs  den  Kömern  ein  äusserst  gefährlicher,  durch- 
aus ebenbürtiger,  nicht  selten  überlegener  Gegner,  der  als 
gleichberechtigte  Grossmacht  auch  äusserlich  anerkannt  werden 
musste.2)  Hatten  die  Parther  die  Euphratlinie  als  äusserste 
Grenze  ihrer  Machtentfaltung  respektiert,  so  erhoben  die  Herr- 
scher der  neuen  Dynastie,  sich  als  Nachfolger  der  Achämeniden 
betrachtend,  Anspruch  auf  alle  von  diesen  einst  in  Yorder- 
asien  besessenen  Gebiete  ;3)  und  die  Erfüllung  solcher  Aspi- 
rationen schien  nahe,  als  dem  Osten  das  unerhörte  Schauspiel 
eines  in  persische  Gefangenschaft  geratenen  römischen  Kaisers 
geboten  wurde.^)  Auch  Armenien  erfuhr  den  Eücksclilag;  der 
Sturz  des  dortigen  Königiums  und  die  Eroberung  des  Landes 
waren  die  nächsten  Ziele  der  persischen  Politik,  deren  Er- 
reichuno-  die  mit  der  Abwehr  einbrechender  Barbaren  von  ihren 
Grenzen  vollauf  beschäftisien  Eömer  nicht   abzuwenden  ver- 


1)  Über  diese  Yerhältnisse:  Mommsen,  Rom.  Geschichte  V,  356  Ö". 

2)  Üer  Kaiser  und  der  Ferserkönig  betrachten  sich  als  Brüder  und 
reden  sich  als  solche  in  Briefen  an.  Ammian.  Marc.  XVII.  5.  3  10. 
Rex  regum  Sapor  —  Constantio  Caesari  fratri  meo.  —  Constantius  scmper 
Augustus  fratri  meo,  Sapori  regi.  —  Kawädh  schreibt  an  Kaiser  Justin:  „on 
Öel  tjuäs  oÖi/.(fov~  oVrf«."  —  Kaiser  und  Grosskönig  zeigen  gegenseitig  ihre 
Thronbesteigung  an  und  die  Unterlassung  solcher  Höflichkeit  wird  übel  ge- 
nommen.    Theophylactus  Simocatta  (ed.  de  Boor)  III.  12.  17.  Till.  15. 

3)  Schon  Ardaschir  I  stellte  diese  Forderung.     Herodian  Yl.  2. 

4)  Über  Yalerians  Ende,  Mommsen,  Y.  429.  Nöldecke,  Auf- 
sätze zur  Pers.  Geschichte,  93. 


mochten.  Als  dann  nach  einer  Beihe  von  Jahren  —  wohl 
mit  römischer  Hilfe  —  die  nationale  Dynastie  in  Armenien 
wieder  den  Thron  erlangt  hatte, i)  iind  eben  deshalb  der  Perser- 
könig Narseh2)  ßorn  mit  Krieg  überzog,  war  es  Diokletians 
Caesar  Galerius,  der  die  römische  WafFenehre  glänzend 
wiederherstellte  und  den  Persern  eine  so  wuchtige  Niederlage 
beibrachte,  dass  der  Grosskönig  den  Frieden  zu  erbitten  sich 
bequemen  musste.  Die  Bedingungen  dieses  im  Jahre  297  zu 
stände  gekommenen  Friedensschlusses  zeugen  von  der  Mässi- 
gung  und  Klugheit  Diokletians.  Sie  regelten  die  östlichen 
Verhältnisse  in  einer  für  die  Römer  äusserst  günstigen  Weise.3) 
Armenien  vom  persischen  Joche  befreit,  ward  unter  römischen 
Schutz  gestellt,  der  Oberlauf  des  Tigi-is  sollte  fortan  die 
Scheide  beider  Reiche  bilden,  so  jedoch,  dass  über  ihn  liin- 
aus  einige  armenische  und  persische  Grenzgebiete:  westlich 
Ingilene  und  Sophene,  östlich  Arzanene,  Korduene  und 
Moxoene,^)  sowie  das  mesopotamische  Zabdikene  den  Rö- 
mern abgetreten  werden  mussten,^)  ein  gebirgiges  Vorland,  das 
sich  zungenartig  zwischen  Armenien  und  Mesopotamien  bis  nach 
Assyrien  hin  erstreckte,  und  geeignet  war,  ebensowolil  Persien 
in  Schach  zu  halten,  wie  die  römische  Grenze  zu  decken. 

Der  Erwerb  dieser  regiones  Transtigritanae  wie 
spätere  Schriftsteller  sie  nannten^)  gab  nun  zur  Entstehung  der 
römischen  Grenzsatrapieen  Veranlassung. 

1)  Vergl.  V.  Gutschmidt,  kleinere  Schriften.  ITI.  No.  XIII.  403  ff. 

2)  In  abendländischen  Quellen  wird  er  Narses,  Narsaeos  genannt; 
er  regierte  von  293—303. 

3)  Aurel.  Victor,  Caes.  39.  33-37.  Eutrop.  9.  24.  Rufus  Festus, 
breviar  14.  25.  Petros  Patrikios  (C.  Müller,  Fragm.historic.GraecorumlV,  188). 

4)  Moxoene  (arm.  Mokh)  wird  zwar  bei  Petr.  Patrikios  nicht  ausdrücklich 
erwähnt,  muss  aber  vermutlich  als  Teil  Korduenes  betrachtet  mit  abgetreten  sein, 
da  es  später  im  Frieden  des  Jovian  an  Persien  zurückfiel.  Ammian.XXV.  7.9. 

5)  Petr.  Patrikios.  1.  c.  —  ioaTs  xnrn  to  ttfnT0/.ix6y  xkiua  r^f  'IfTi?.r;t>r]t> 
(1.  fyyi/.r^yr,i)  inrn  —ocfr^iij^  xni  'u4Q^nvr,vrji>  iierä  KooSoir^iiijf  y.nl  Z(ißSixt;r>js 
/'o)iif'(it  i  E/iiv.  —  Rufus  Festus,  14  supra  ripam  Tigridis  limes  est  reformatus, 
ita  ut  quinque  gentium  trans  Tigridem  constitutarum  dicionem  adsequeremur. 

6)  Transtigritani  Ammian.  XVIII.  9.  2.  XIX.  9.  2.  XXI.  6.  7. 
Transtigritanae  regiones.  XXV.  7.  9.  Mcsopotamiam  cum  Transtigri- 
anis  rogionibus,  Ruf.  Fest.  25. 
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Wenn  in  früheren  Zeiten  Kom  Ländergehiete  durch  Er- 
oberung oder  Abtretung  erworben  hatte,  verstand  es  sich  von 
selbst,  dass  sie  sobald  als  möglich  politisch  und  militärisch 
organisiert  und  in  festgeregelte  Verwaltung  genommen  wurden. 
So  geschah  es  noch  unter  Traian,  wenn  auch  nur  vorüber- 
gehend, mit  Armenien  und  Assyrien,  und  später  noch  mit 
Osrhoene  und  Mesopotamien.^)  Für  die  jetzt  von  Persien  er- 
worbenen Gebiete  erschien  dieser  Weg  aber  nicht  gangbar. 
Auch  in  den  entferntest  gelegenen  Keichsteilen  hatte  römische 
Einwanderung  durch  Anlegung  von  Städten,  Kolonieen  und 
Müitärstationen  und  durch  allmähliche  Vermischuna:  mit  der 
eingeborenen  Bevölkerung  einen  im  ganzen  homogenen  Zu- 
stand hergestellt,  und  im  äussersten  Oriente  bildete  das  hier 
seit  Jahrhunderten  ansässige  Griechentum  das  Bindeglied 
zwischen  dem  römischen  Staatswesen  und  der  griecliisch- 
römischen  Kultur  mit  den  durch  Abstammung,  Sprache  und 
Gesittung  fremdartigen  Völkerschaften.  An  beidem  fehlte  es 
in  Ai-menien  und  den  daran  stossenden  persischen  Gebieten. 
Für  Einwanderung  und  Ansiedelung  bot  das  meist  rauhe  und 
wilde  Land  nichts  Verlockendes;  auch  hatten  die  Eömer  es 
bereits  verlernt,  mit  dem  Schwerte  und  ihren  Legionen  zu- 
gleich römische  Sitte,  Recht  und  Kultur  in  die  Fremde  zu 
tragen,  und  dem  gealterten  und  in  seinen  Grundvesten  er- 
schütterten Rom  war  die  früher  so  glänzend  bewähi-te  Assi- 
milierungsfähigkeit  gegenüber  den  imterworfenen  Völker- 
schaften abhanden  gekommen.  So  wird  man  es  verstehen, 
dass  Diokletian  und  auch  seine  Xachf olger  davon  Abstand 
nahmen,  diese  neuen  Erwerbungen  nach  dem  übKchen  Muster 
der  Provinzen  zu  organisieren.  Sie  blieben  von  den  grossen 
Verwaltungsreformen  und  der  Neuordnung  der  Provinzen,  die 
Diokletian  begonnen,  Konstantin  fortgeführt  hatte,  um  dem 
wanlvcnd  gewordenen  Reiche  ein  festeres  Gefüge  zu  geben, 
völlig  unberührt.  Sie  galten  zwar  als  Teile  des  Reichs,  wmden 
aber  weder  jetzt  noch  später  zu  einer  neuen  Provinz  vereinigt 
oder  einer  der  bestehenden  Provinzen  zugesclilagen :  sie  wurden 

1)  Marquardt  Rom.  Staatsverw.  I.  277  ff. 
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als  ausserhalb  des  ordentlichen  Provinzverbandes  stehend  be- 
trachtet. Den  Kaisern  mochte  ihr  Besitz  weniger  als  ein 
dauernder  Erwerb  und  Zuwachs  zum  Eeiclie,  denn  als  ein 
zum  Schutz  der  Grenze  vorgeschobener  Yerteidigungsposten 
erschienen  sein,  den  zu  halten  und  zu  behaupten  zwar  Pflicht 
und  Aufgabe,  um  dessen  innere  A'erhältnisse  und  bürgerliche 
Verwaltung  man  sich  aber  nicht  viel  zu  kümmern  brauchte. 
Für  diese  genügte  es,  die  vorgefundenen  landesüblichen  Ein- 
richtimgen  möglichst  unverändert  bestehen  zu  lassen. 

Armenien  bot  von  jeher  das  Bild  eines  sehr  locker  ge- 
fügten Feudal-Staatswesens,  am  ehesten  der  altschottischen 
Clanverfassung  vergleichbar.  Das  Land  zerfiel  in  eine  An- 
zahl grösserer  und  kleinerei'  durch  Stammesverschiedenlieit  ge- 
trennter Distrikte  imd  Gaue^),  an  deren  Spitze  die  von  Alters 
angesessenen,  durch  ausgedehnte  Besitzungen  mächtigen  erb- 
lichen Stammfürsten  und  Geschlechtshäuptlinge  standen,  die 
in  ihren  Gebieten  ziemlich  unabhängig  und  fast  luiumschränkt 
über  ihre  Hintersassen  imd  Unterthanen  herrschten.  Die  po- 
litische Macht  lag  in  den  Händen  dieser  grossen  Adelsge- 
schlecliter;  sie  dünkten  sich  dem  Könige  ebenbürtig,  der,  wie- 
wolil  er  sich  dem  Perser  nachahmend,  hochtönig  Grosskönig 
zu  nennen  pflegte,  in  Wahrheit  doch  von  den  Grossen  ab- 
hängig war.  Aus  dieser  Clanverfassung  erklärt  sich  die 
Schwäche  Armeniens  nach  aussen  und  die  inneren  "SYm-en, 
an  denen  die  Geschichte  dieses  Landes  so  reich  ist.  Jene 
Stammfürsten  fülirten  ^'erseluedene  Xamen  und  Titel^),  die 
meist  von  den  Kömern  und  Griechen  durch  das  ihnen  geläufige 
Wort  Satrap  wiedergegeben  wurden^).     L'nd  S(jlche  Satrapen 

1)  Plinius,  bist,  natur.  YI.  10  zählt  in  Armenia  maior  120  praefec- 
Uuas,  quas  aT(t((ti]yiccq  vocant  quaedam  ex  iis  singula  regna. 

2)  In  den  armenischen  Quellen:  Ischkan,  Fürst,  Nacharaxkh, 
Satrap;  nicht  genügend  erklärt  ist  Pteachs,  das  Nöldecke  (zu  Mommsen 
Rom.  Gesch.  1885.  16]  dem  bei  Ammian.  XXIII.  6.  14.  erwähnten  Viiaxa 
(vistaxa?)  gleichstellt.  Nöldecke,  Tabari,  449.  M  ommsen,  Rom.  Gesch.  V. 
344,  2.  Der  griechische  Agathangelos  (Müller  fragm.  bist.  Graec.  V,  2) 
spricht  von  ftsyiaräyes,  no/oviti,  anroänai. 

'6)  J;'«r(>«'rr;s  kommt  von  dem  altiranischen  kschatrapuvän,  d.  h.  Land- 
beherrscher,   im    Sasünidenreiche     ward    dafür    Marzbün,    d.    h.    Grenzherr 
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Sassen  als  erbliche  Fürsten  und  Herren  auch  in  den  durch 
den  diokletianischen  Frieden  an  Rom  abgetretenen  Gebieten. 
Schon  die  Perser  hatten  bei  der  Okkupation  Armeniens  die 
Politik  geübt,  die  an  der  Spitze  der  Distrikte  stehenden  Ya- 
sallenfürsten  beizubehalten  und  durch  sie  namens  des  Gross- 
königs das  eroberte  Land  regieren  zu  lassen:  ihrem  Beispiele 
folgten  jetzt  die  Römer;  auch  sie  beliessen  bei  Übernahme 
der  abgetretenen  Länder  die  vorhandenen  angestammten  Sa- 
trapen in  ihren  bisherigen  Stellungen  und  Rechten  imd  über- 
trugen ihnen  die  selbständige  Führung  der  Verwaltung  inner- 
halb der  betreffenden  Landschaften,  indem  sie  sich  mit  einer 
mehr  nominellen  Schutz-  und  Oberherrschaft  begnügten. 

Charakteristisch  ist  dabei,  dass  im  Gegensatz  zu  den 
regelmässig  auf  dem  Territorialitätsprinzip  aufgebauten  römi- 
schen Provinzen,  deren  jede  unerachtet  der  Verschiedenheit 
der  in  ihr  lebenden  Völkerstämme  als  eine  Einheit  angesehen 
wurde  und  gewissermassen  den  römischen  Staat  im  kleinen 
repräsentierte,  die  römisch-armenischen  Satrapieen  offiziell  stets 
als  gentes,  ed^vri  bezeichnet  werdenl),  da  bei  ihnen  das  terri- 
toriale Element  hinter  das  nationale,  die  Landschaften  hinter 
die  Volksstänime  zurücktraten. 

Vierzig  Jahre  blieb  der  Friede  zwischen  Rom  und  Persien 
ungestört.  Aber  der  Kinkel  jenes  Xarseh,  der  thatkräftige 
Schäpur  IL-),  konnte  die  Schmach  seines  Ahnherrn  nicht  ver- 
winden. Der  A'on  ihm  337  begonnene  Krieg  währte  fast  un- 
unterbrochen während  der  Regierungszeit  der  Söhne  des  grojssen 
Konstantin,  und  der  vom  Kaiser  Julian  glänzend  eingeleitete, 
im  Verlauf  aber  misslungene  Feldzug,  sowie  ^sein  tragisches 
Ende  bildeten  den  Schlussakt  dieses  Kriegsdramas. 3)  Die  Not- 
lage,  in   der   sich   das   auf   dem   Rückzug  begriffene  Heei-  be- 


üblich, Nöldecke,  Tabäii  102,446.     Griechen  und  Römer  behielten  aber  die 
alte  Bezeichnung  bei.     Statt  aller  Ammian  XXI.  0.  7.  XXril.  G.  1-4. 

1)  Ammian.  XVIII.  9.  2.  Zosimus  III.  30.  Prokop.  de  aed.  III.  1 
(248)  L  5  Ccd.  J.  de  off.  mag.  mil.  1.  29.  L  5  Cod.  J.  de  temp.  et  repar. 
appell.  7.  G3.     Novelle  31.  cp.  1  u.  3. 

2)  309-379.     Nöldecke  Auls.  z.  Fers.  Gesch.  9"  ff. 

3)  Ammian  schildert  den  Feldzug  als  Augenzeuge  in  Buch  XX 11 — XXV. 
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fand,  zwangen  Julians  Nachfolger,  Kaiser  Jovianus  die 
harten  und  demütigenden  Bedingungen  anzunehmen,  die  ihm 
der  Perserkönig  um  den  Preis  des  freien  Abzugs  auferlegte. 
In  den  ersten  Julitagen  363  kam  der  Friedensvertrag  zu 
Stande,  ein  Zerrbild  des  dioklctianischen,  der  von  Zeitgenossen 
und  Späteren  als  ein  nationales  Unglück  und  eine  Schmach 
für  Kern  angesehen  wurde. i)  Nachdem  Schäpur  anfänglich 
alles  zurückgefordert  hatte,  was  einst  seinem  Grossvater  ent- 
rissen worden  war ,2)  begnügte  er  sich  schliesslich  mit  der  Ab- 
tretung eines  Streifens  von  Mesopotamien  mit  Nisibis,  dem 
wichtigsten  Bollwerk  des  dortigen  römischen  Verteidigungs- 
svstt'ms,  und  der  Rückgabe  einiger  der  vor  sechundsechzig 
Jahren  den  Persern  abgenommenen  transtigritanischen  Distrikte 
nämlich  Arzanene,  Zabdikene,  Korduene  mit  Moxoene 
und  ausserdem  des  Gaus  von  Kehimene.3)  Die  Satrapieen  von 
Ingilene  imd  Sophene  blieben  dagegen  bei  Eom,  die  einzigen, 
in  denen  zunächst  das  Satrapenverhältnis  fortbestand.  Schwerer 
als  durch  die  Gebietsverluste  musste  Roms  Machtstellung  aber 
durch  die  Preisgebung  Armeniens  leiden,  an  dessen  König 
Arschak  III.  (Arsakes),  l^oms  treuem  Bundesgenossen,  die 
Perser  nun  blutige  Pachc  nahmen.  Bald  nach  dem  Jovia- 
nischen  Frieden  wai-d  Armenien  für  längere  Zeit  der  Tummel- 
platz dynastischer,  politischer  und  religir)ser  \\'irrnisse.^)   Wenn 

1)  Ammian.  XXV.  7.  9.  Eiilrop.  X.  17.  1.  2.  —  pacem  cum  Sapore 
necessariam  qiiidem  sed  ignobilem  fecit.  multahis  finibus  ac  nonnulla  impcrii 
Romani  parte  traclita.  —  Agathias    IV.  ^5  (^263). 

2)  Ammian.  1.  c.  petebat  antem  rex  obstinatiiis,  ut  ipse  aiebat,  sua 
diulum  a  Maximiano  erepta. 

3)  Ammian.  1.  c.  qninque  regioncs  Transtigritanas  Zosimos  III.  31. 
Zccßiiiy.i^räir  t9-ioii  Kri()Srycüi-  y.ni  ' }\tir,ioJi^  xca  Zn'Ar^ywr  (Letzteres  wohl  ver- 
derbt für  '^(j'^nri,ywt^}.  Rehimene,  das  im  diokletianischen  Frieden  nicht 
ausdrücklich  erwähnt  worden,  ist  südöstlich  von  Zabdikene  an  der  mesopo- 
tamisch-assyrischen  Grenze  zu  suchen.  Korduene  muss  damals  teilweise  unter 
persischer  Herrschaft  gestanden  haben,  da  Ammian  neben  dem  römischen 
Korduene  (Corduenae  regionis  et  nostrae  XXV.  7.  8.1  in  XVIII.  G.  20.  eines 
den  Persern  unterworfenen  Sa trapae  Corduenae  erwähnt  '  Malalas  XIII 
(33(5)    spricht   nur    von    der    Abtretung    der  Provinz  Mygdonia  mit  Nisibis. 

4)  Über  diese  Wirren,  Ammian  XXVII.  12.  XXX.  u.  XXXI.  und  die 
armenischen  Qu<>llen;  über  sie  unten  S.    12  ff. 
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das  röinisclie  Prestige  im  Orient  nicht  völlig  verloren  gehen 
sollte,  so  konnten  die  Kaiser  unmöglich  es  dulden,  dass  Ar- 
menien dem  römischen  Einiluss  gänzlich  entfremdet  wurde 
und  in  völlige  Abhängigkeit  von  Persien  geriet.  Die  arme- 
nische Frage  wurde  wieder  eine  Quelle  dauernder  Beum-uhi- 
gung  und  gefährlicher  Zerwürfnisse  zwischen  den  beiden 
Mächten;!)  und  die  Gefahr  eines  ernsten  Konfliktes  ward 
besonders  nahe  gerückt,  als  die  armenischen  Grossen  sich 
gegen  den  von  Eom  unterstützten  schwachen  Sohn  des  er- 
mordeten Königs  Para  (arm.  Pap)  Ar  sc  hak  IV.  empörten 
und  ihm  den  von  den  Persern  unterstützten  Arsakiden 
Khosrov  als  Thronprätendenten  entgegenstellten.^)  Da  war 
es  denn  von  Bedeutung,  dass  die  markante  Persönlichkeit  des 
ersten  Theodosius  und  sein  festes  Auftreten  im  Orient 
einen  mässigenden  Einfluss  auf  die  Stimmimg  im  Säsäniden- 
reiche  zu  üben  nicht  verfehlten.  Die  Neigung,  den  Frieden 
zu  halten  und  zu  befestigen  trat  auf  beiden  Seiten  unverkenn- 
bar herA'or.  Auch  Theodosius  gebot  die  damalige  Lage  des 
Reichs:  die  Notwendigkeit,  einfallende  Barbaren  abzuweliren 
und  den  im  Westen  auftretenden  Gegenkaiser  Maximus  zu 
bekämpfen,  den  Krieg  im  Osten,  wenn  möglich,  zu  vermeiden. 
Friedensbotschaften  gehen  herüber  und  hinüber.  Im  Jahre  384 
erscheint  eine  persische  Gesandschaft  in  Byzanz,  weniger  wohl, 
wie  oströmische  Eitelkeit  uns  glauben  machen  möchte,  um 
vom  Kaiser  den  Frieden  zu  erflelien,3)  als  vielmehr  um 
der  Sitte  beider  Eeiche  entsprechend  die  Tlu-onbesteigung 
Schäpur  lll.-l)  dem  römischen  Hofe  anzuzeigen.  Eine  zweite 
Gesandschaft  triftt  880  in  Byzanz  ein^)  und  sie  wird  es 
o-ewesen   sein,  dit«  bestimmte  Yeroieichsvorschläge  wegen  Ar- 


1)  Perpetua  aeiumnarum  causa  —  Armenia,  Ammian.  XXX    2.  1. 

2)  Para,  ein  Sohn  Arsakes  Ilf.,  ward  auf  Veranlassung  des  Kaisers 
Talens  c.  375  ermordet. 

Ol  Marcellinus  Comes  an.  384  —  paccm  —  postulantcs.  Idat.  Chron. 
a.  384.     Orosius  YII.  34.  8.  —  pacem  supplices  poposcerunt. 

4)  Eegierte  v.  383—388;  er  war  Sohn  und  zweiter  Nachfolger  des 
Schäpur  II. 

5'  Idat  ins  Chron.  a.  386  anno  Tino  Theodosü  Persarum  legati  ad  Tbeo- 
dosium  Cplim  venerunt.     Die  Notiz  bei  Marcellinus  Comes  a.  385  —  Theodos. 
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menieu  überbrachte.  Die  weiteren  Verhandlungen,  die  ihren 
Abschluss  in  einem  Friedens-  und  Freundschaftsvertrag  fanden, 
sind  Avahrscheinheli  in  Ktesiphon  gepflogen.  Dürfen  wir  dem 
Dichter  Claudian  GLauben  schenken,  so  ist  es  der  damals 
26jährige  Stilicho  gewesen,  der  mit  der  Leitung  dieses 
Gescliäfts  betraut  worden,  und  seiner  Yermittelung  wäre  der 
Abscliluss  des  Vertrages  im  Jahre  387  zu  danken. l)  Die 
Kosten  der  Aussöhnung  hatte  allerdings  Armenien  zu  tragen. 
Beide  Mächte  kamen  mit  einander  überein,  die  Ursache 
ilires  langjährigen  Zwistes  und  der  gegenseitigen  Eifersucht 
für  alle  Zeit  dadurch  aus  der  "Welt  zu  schaffen,  dass  sie  das 
Streitobjekt  unter  sich  teilten  und  die  beiden  Interessensphären 
daran  fest  abgrenzten. 2)  Sie  verkleinerten  zunächst  Armenien, 
indem  sie  einige  Stücke  davon  mit  ihren  eigenen  Gebieten 
vereinigten,  und  teilten  dann  das  so  verstümmelte  Land  in 
der  "Weise,  dass  dessen  weitaus  grösserer  östlicher  Teil  —  \'on 
Kömern  und  Griechen  seitdem  Persarmenien  genannt  — 
ausschicsslieh  dem  persischen,  der  westlich  belegene  viel 
klfint^re  Rest  —  das  nunmehrige  Grossarmonien  —  in  gleicher 
AVeise  dem  römischen  Einflüsse  zugewiesen  wurde.  AVahr- 
scheinlich  hatten  die  Grossmächte  schon  damals  die  V()llige 
Zertrümmerung  des  I^eiches  ins  Auge  gefasst,  und  nur  um 
dir  F.nii)findli(]ikeit  des  Xationalgefühls  der  Ariiirnicr  niclit 
zu  tief  zu  verletzen,  sich  damit  begnügt,  statt  der  Annexion 
unter  Beseitigimg  der  einlieitlichen  Königsgcwah  für  jeden 
der  beiden  Teile  einen  von  der  massgebenden  A'oiiuaelit  zu 
«.'niennenden     und     ihr     unterworfenen    \'asallenteilk(')nig    aus 

—  aliquantaa  eoas  nationes  per  legatos  suos  utique  imperio  subdidit  —  kann 
unmöglich  auf  Persien  bezogen  werden. 

1)  Claudian.  de  consul.  Stilich.  51.  ff. 

Vix  primaevus  eras,  pacis  committeras  auctor 
Assjriae;  tanta  foedus  cum  gente  feroce 
Commissum  iuveni   — 
Vergl.  Sievers,  zur  Geschichte  der  römischen  Kaiser,  330. 

2)  Schäpur  II.  hatte  schon  früher  dem  Kaiser  Valens  '  den  Vorschlag 
genlacht,  Armenien  ganz  zu  vernichten.  Ammian.  XXX.  2.  1.  legato  ad 
principem  misso  perpetnam  aerumnarum  causam  deleri  penitus  siiadebat 
Armeuiam. 
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dem  nationalen  HeiTschergesclileclit  der  Aisakiden  einzu- 
setzen. Persannenien  empfing  der  Günstling  des  Grosskönigs, 
Khosrov  zu  Lehen,  den  rchnisclien  Anteil  Arschak,  der  bisher 
das  Ganze  belien-scht  hatte. i)  Thatsächlich  war  die  Teilung 
nur  das  Voi'spiel  der  Vernichtung  des  armenischen  National- 
staates und  seiner  Dynastie.  Beides  trat  für  den  römischen 
Anteil  schon  nach  wenigen  Jahren,  für  Persarmenien  etwas 
später,  um  429  ein,  um  der  endgiltigen  Annexion  durcli  die 
beiden  Mächte  Platz  zu  machen. 

Der  Teilungsvertrag  war  für  Persien  bedeutend  günstiger 
als  für  Eom,  da  jenes  fast  vier  Fünftel  des  Ganzen  zuge- 
wiesen erhielt,  dieses  sich  mit  etwa  einem  Fünftel  begnügen 
musste.2)  Unzweifelhaft  wird  der  Teilungsvorschlag  von 
Persien  ausgegangen  sein,  das  damals  ungeachtet  aller  Schön- 
färberei der  !Römer  als  leitende  Vormacht  im  Orient  domi- 
niei-te.  llim  seinen  AVillen  aufzunötigen  war  der  Kaiser  o-ar- 
nicht  in  der  Lage;  ihm  blieb,  wenn  er  es  nicht  zum  Kriege 
kommen  lassen  wollte,  nur  übris»-,  den  Vorsclilap-  Persiens 
anzunehmen.  Für  liom  bedeutete  aber  die  Zerstücki'lung 
Armeniens,  uuerachtet  des  scheinbaren  Gewinnes,  einen 
schwirren  ])olitisclien  Felder,  dei-,  wie  die  Zukunft  leinte, 
keineswegs  den  Frieden  sicherte.  Die  Beseitigung  des  die 
beiden  Grossmächte  trennenden  sogenannten  Pufferstaates 
lu'achtc  sie  gerade  an  einer  für  das  römische  Peich  besondt^i-s 
schwachen  Stelle  in  unmittelbare  harte  Berührung,  und  schuf 
dadurcli  den  dauernden  Anlass  zu  Peibungen,  Interventionen, 
Übci'giiffcn  und  kricgciischen  Vei'wickelungen. 

Der  A1)scliln.ss  des  soeben  besprochenen  TeilungsA'ei-- 
tragcs  ist  hier  in  Übereinstimmung  mit  neueren  Autoritäten 
in  die    Rcgierungszeit  des  Theodosius  L,  genauer  in  das  .Jahr 


1)  Hauptquelle  für  die  Teilung  Armeniens,  das  gleich  zu  besprechende 
Werk  des  Faustus  v.  Byzanz.  Tl.  1. 

2)  Obschon  die  Darstellung  der  Teilung  bei  Prokop.  de  aedif.  Ili.  1 
(245 — 246)  wie  nachher  nachgewiesen  werden  wird,  durchaus  irrig  ist,  ist 
doch  die  von  ihm  berichtete  Thatsache,  dass  der  persische  Anteil  viermal 
grösser    {reToan/.c.aiai-'  —   t)?/'   aoloar)    als   der  römische  gewesen,    zutrefi'eml. 
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387  gesetzt  worden. l)  Diese  Annahme  bedarf  aber  noch 
näheren  Nachweises  und  der  Rechtfertigung,  da  Altere  dem 
Vorgange  Tille mont's  folgend,  gestützt  auf  eine  bei  Prokop 
sich  findende  Nachricht  die  Teilung  um  mehr  als  fünfzig  Jahre 
in  die  Zeit  des  Jüngern  Theodosius  hinausgeschoben  habeh.2) 
Als  Quellen  für  die  vorliegende  Frage  kommen  vor- 
nehmhch  die  armenischen  Geschichtsschi-eiber  in  Betracht,  vor 
allen  der  den  Ereignissen  am  nächsten  stehende,  glaubwürdige 
Faust  US  von  Byzanz  aus  dem  Anfang  des  fünften  Jahr- 
hundei-ts.  In  seiner  ursprünglich  griechisch  geschriebenen, 
die  kii'chlich-politischen  Verhältnisse  Arnjeniens  wähi-end  der 
Jahre  317 — 389  behandelnden  Chronik3)  kommt  er  gegen  das 
Ende  des  Werkes  auf  die  Teilung  zu  sprechen.  Nachdem  er 
der  Wirren  in  Armenien  gedacht,  fährt  er  fort: 

„Die  Könige  von  Griechenland  und  Persien  fassten 
nun  den  Plan  gegenseitiger  Eintracht  und  Nachgiebig- 
keit und  hielten  es  für  gut,  das  Land  Armenien  unter 
sich  in  zwei  Teile  zu  teilen;  denn  sie  sagten:  zwischen 
uns  liegt  dieses  mächtige  und  wohlhabende  Reich; 
es  ist  gut,  dass  wir  in  der  Lage  sind,  dieses  Reich 
hierdurch  zu  zerstören  und  zu  vernichten.  AVir  wt-rden 
zunächst  dasselbe  in  zwei  Teile  mit  den  beiden  arscha- 
kunischen  Königen  teilen,  die  wir  bestellt  haben,  dar- 
nach werden  wir  uns  Mühe  geben,  gegen  sie  zu 
operieren  —  sie  in  Dienstbarkeit  zu  bringen,  damit  sie 
zwischen  uns  das  Hau])t  zu  erheben  nicht  mehr  im 
Stande  sind. 


1)  St.  Martin  zu  Lebeau,  bist,  du  Bas-Empire,  IV.  429.  Spiegel 
Erän.  Altertümer  III.  338.  v.  Gutscbmidt,  Kleinere  Schriften,  III.  29ö. 
Nöldecke,  Aufs.  102.  103.  Die  beiden  letzteren  setzen  die  Teilung  in 
daH  Jahr  390. 

2)  Tillemont,  bist,  des  Emper.  VI.  93  tt.  Mommsen,  Abb.  der 
Berlin.  Akad.  d.  Wissensch.  18G2.  5U5. 

3)  Über  die  Bedeutung  des  Faustus:  Geizer,  Anfänge  der  armeni- 
schen Kirche,  in  Berichten  der  sächs.  Gesellsch.  d.  Wissensch.  47.  111  ff". 
Französische  Übersetzung  der  Chronik  in  Langlois,  Collection  des  historiens 
anciens  et  modernes  de  l'Arm^nie  I.  209—310.  Deutsche  Übersetzung  von 
M.  Lauer,  Köln  1879. 
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Sie    führten    diesen    Plan    aus    und    teilten    das 
Land  in  zwei  Teile.     Der  Anteil  der  persischen  Seite 
gehörte   dem  König  Khosrov,   der  griechische   Anteil 
dem  König  Arschak;  aber  auch  viele  Cantone  wurden 
—  von    ihnen  weggenommen  imd  abgerissen  und   es 
blieb  nur  ein  kleiner  Teil  beider  Länder  für  die  zwei 
Könige  übrig:  doch  war  der  Teil  des  Khosrov  grösser 
als  der  Teil  des  Arschak. 1) 
Faustus  giebt  zwar  den  Zeitpunkt  der  Teilung  nicht  ge- 
nauer an,  nennt  auch   nicht  die   Namen   der  sie  vollziehenden 
Herrscher    Kon)s    und    Persiens:    er    lässt    aber    das    Ereignis 
unmittelbar   nach  dem  erweislich   im  Jahre  385  erfolgten  Tode 
des  Mamikoniers  Manuel  eintreten,  der  mehrere  Jahre  erfolg- 
reich Armenien   als   l^egent   für   den   minderjährigen   Arschak 
verwaltet   hatte.      Bald   nach   seinem   Tode   brachen   nun    aber 
jene   L^nruhen    aus,    die   zur   Intervention   Persiens   und    dem- 
nächst zur    Teilung   geführt    haben  ;2)   daraus    folgt,     dass   der 
TeilungSA'ertrag,  nur  zwischen  Theodosius  L  und  dem  damals 
regierenden   Perserkönig   Scliäjiur  HL    vereinbart  sein  Icann, 
Da    nun    ScliApur    vom    .Vugust    383    bis    zum    August    388 
regiert  hat,3)   so   muss   der  Abschluss    des  Vertrags    in    diese 
Zeit,  nicht  vor  dem  erstgedachten  Termine  und  nicht  später 
als  in  dem  letztern  stattgefunden  haben. 

Dass  Sc]iä}»ur  Mitkontrahent  gewesen,  bezeugt  auch 
Lazar  von  Pharbi  in  seiner  um  die  AVende  des  fünften  .Jahr- 
hunderts geschriebenen  Geschichte  Armeniens,  die  da  einsetzt, 
wo  Faustus  die  seinige  abbricht.  Ei'  berichtet  im  Klingang 
seines  AVerkes  die  vollzogene  Teilimg  und  dass  Schäpur  auf 
Bitten  der  ai-menischen  Grossen  ihnen  den  Khosrov  zum  Könige 
gegeben  habe-1). 

Sehr  vei'worren   ist    dagegen    der   Bericht,    den  die  unter 

1)  Faustus  \1.   1. 

2)  Faustus  V  32  ff'.  Der  Bruder  Arschak's  Yagharschak  (Vologesus) 
war  schon  früher  gestorben.  Die  Zeit  der  Regentschaft  des  Manuel  ^376  bis 
385)  ist  ein  Lichtbild  in  der  so  traurigen  Geschichte  Armeniens. 

.j     3)  Nöldecke,  Tabäri,  418.  435. 

4)  Lazar  v.  Pharbi  c.  5  bei  Langlois  a.  g.  0.  IL  2GJ. 
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(iem  Namen  des  Moses  von  Khoren  gehende  Geschichte 
Armeniens  giebt,  ein  früher  sehr  überschätztes  Werk,  das 
neuerdings  seine  Glaubwürdigkeit  erhebhch  eingebüsst  hat, 
seitdem  neuere  Untersuchungen  seine  Abfassung  im  siebenten 
Jahrhundert,  wenn  nicht  noch  später  dargethan  habend).  Hier 
wird  die  Teihmg  in  den  Anfang  der  Regierung  des  Arcadius 
gelegt.  Nachdem  Schäpm-  von  Theodosius  besiegt  worden  ('??), 
habe  er  nach  dessen  Tode  Friedensverhandlungen  mit  seinem 
Nachfolger  angeknüpft,  bei  denen  die  Teilung  Armeniens  und 
Mesopotamiens  (!)  vereinbart  worden.  Infolgedessen  habe 
Arschak  das  angestammte  Eeich  seiner  Väter,  den  persischen 
Anteil  verlassen,  und  habe,  um  nicht  imter  einem  heidnischen 
Fürsten  zu  stehen,  es  vorgezogen,  den  westlichen  kleineren, 
griechischen  Teil  als  Herrscher  zu  übernehmen.  Schäpur  habe 
dann  die  Königswürde  in  seinem  Anteil  dem  Khosrov  über- 
tragen^). 

In  dieser  Darstellung  ist  nichtiges  und  Falsches  durch- 
einander geworfen.  Unmöglich  konnte  Schäpur,  da  er  im 
August  388  gestorben  war,  nach  dem  am  17.  Januar  395  er- 
folgten Tode  des  Theodosius  mit  Arcadius  verhandelt  und 
den  Teilungsvertrag  gesclilossen  haben.  Auch  die  Berufung 
der  Teilkönige  ist  nicht  in  der  Weise  erfolgt,  wie  sie  bei 
Moses  erzählt  wird.  Die  Erwähnung  des  Arcadius  findet  aber 
vielleicht  ihre  Erklärimg  darin,  dass  er  bereits  seit  383  als 
Mitkaiser  neben  seinem  Vater  imd  speciell  für  die  östliche 
Reichshälfte  regiert  hat.  Erwägt  man  ferner,  dass  Moses  in- 
folge seiner  verkehrten  Chronologie  die  Ereignisse  jener  Zeit 
gewöhnlich  um  sieben  Jahi-e  zu  spät  anzusetzen  pflegte^),  so 
findet  man  statt  des  unrichtigen  Teilungsjahres  395  auch  auf 
dies»'m  Wege  das  riclitige  387. 

Auf  dir'scs  Jalir  weisen  endlich  nocli  einige  Nachrichten 

1)  Über  die  Glaubwürdigkeit  des  Moses  v.  Khoren:  v.  Gutschmidt, 
kleinere  Schriften,  III,  332  fl".  Französische  Übersetzung  bei  Langlois, 
II,  45—175.     Deutsch:  M.  Lauer,  des  Moses  v.  Chorene  Geschichte  Gross- 

■  armeniens,  1869. 

2)  Moses  V.  Khoren,  III,  41.  42. 

3)  Nachgewiesen  von  Gutschmidt  a.  a.  0. 


ans  dem  Ahendlandc  Tlieodosiiis  hatte  386  den  Sieg  üljcr 
die  Ostgotlien  erfochten^):  von  diesen  befreit,  entschloss  er 
sich  im  HerV)ste  387  seinen  Heereszug  gegen  den  Usnrjtatoi- 
Maximns  anzutreten:  er  würde  dies  aber  seliwerhch  gewagt 
liaben,  wenn  er  niclit  überzeugt  sein  durfte,  dass  im  Oriente 
Friede  herrsehe  und  ilim  von  Persien  keinerlei  Fährnissf 
dioliten.  Erst  wenn  mit  diesem  die  Differenzen  ausgeghchcn 
und  ein  dauerndei-  Frieden  hergestellt  worden,  durfte  er  den 
Zug  nach  dem  AVesten  unternehmen.  Und  in  dieser  Eeihen- 
folüe  trao-en  auch  Aurelius  Victor  und  Orosius  die  Zeit- 
ereignisse  vor^),  ein  Beweis  dafür,  dass  der  persische  Friede 
jedenfalls  vor  dem  Zuge  gegen  Maximus,  d.  h.  noch  im  Jahre 
387   zu   Stande  gekommen  sei. 

Am  13.  Juni  389  zog  Theodo.sius  triumphierend  in  Kom  ein, 
und  im  Senate  hielt  in  seiner  Gegenwart  der  gallische  Bhetor 
Pacatius  Drepanus  einen  von  überschwenglichen  Schmeiche- 
leien strotzenden  Panegyricus  auf  den  Kaiser.  Auch  aus  ihm 
ergiebt  sich,  dass  A'or  dem  Beginn  des  Feldzuges  gegfu 
Maximus  die  Ostgrenze  durch  förmlichen  Fri<Mlensschluss  ge- 
sichert gewesen  seiS).  T^nd  dagegen  kann  auch  nicht  d:e 
Stelle  in  c.  22: 

denique  ipse    ille  i' e  x  eins  (sc.  Persidis)  dedignatus 

antea    confiteri    hominem   iam    fatetur    timorem    et    in 

his    te    colit    templis  in    quibus  colitur,  tum  legatione 

inittenda  gemmis  sericoque  ])raebendo.  ad  hoc  triumpha- 

libus  beluis  in  tua  ©sseda  suggerendis,  etsi  adlmc  nr)n 

est4)    foederatus,   iam    tamen   tuis    cultibus   tri- 

butarius  est, 

ano'eführt  werden.     Gewiss,  für  den  Kaiser  wäre  die  Schmei- 

chelei    stärker,    falls     der     Friedensabschluss    noch     ausstand: 

allein   wie  stimmt  dies   zu   den   anderweit  feststehenden  That- 

sacht^n?     TJnmciglicli  kann  mit  dem  ii)se  ille  rex  der  Pedner 

1)  Zosimos,  IV,  38-40. 

2)  Aurelius  Victor,  epit.  48.  5.     Orosius,  YII.  34. 

3)  Pacatius  Panegyr.  (XII.  Panegyr.  latini  ed.  Baehrens)  c.  32. 

4)  Baehrens    -will  statt    non    est    ..nomine"   lesen;  allein  dies  giebt 
keinen  befriedigenden  Sinn. 
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den  fast  vor  Jahresfrist  verstorbenen  Schäpiir  gemeint  haben, 
dessen  Tod  siclierlicli  schon  in  Born  bekannt  gewesen  sein 
muss.  Die  AVorte  lieziehen  sich  vielmehr  auf  seinen  Nach- 
folger Bahr  am  IV  (388—399).  Der  hat  Gesandte  mit  der  An- 
zeige seiner  Thronbesteigung  und  mit  reichen  Geschenken 
an  den  Kaiser  geschickt:  von  ihm  konnte  gesagt  werden, 
dass  er  dadurch  auch  ohne  föi-mlichen  Bündnisabscliluss  — 
adliuc  non  est  foederatus  —  dem  Kaiser  seine  Ergeben- 
heit und  Verehrung  habe  beweisen  wollen  —  iam  tamen 
tuis  cultibus  ti'ibutarius  est.  Auf  Tributpilichtigkeit 
dürfen  diese  "Worte  natürlich  nicht  gedeutet  werden.  Im  Zu- 
sammenhange hiermit  gewinnen  auch  die  Verse  Clauflians 
ihre  Bedeutung,  die  er  zum  ersten  Konsulat  an  Honorius 
gerichtet  hat,  der  selbst  als  Kind  Zeuge  jener  Vorgänge  ge- 
wesen, l)  Sie  bestätigen,  dass  damals  persische  Gesandte  in 
Rom  geweilt  haben:  mit  der  voi'her  schon  [»erfekt  gewordenen 
Teilung  Armeniens  haben  si»^  aber  siclierlich  nichts  mehr  zu 
thun  gehabt. 

Es  bleibt  noch  Prokops  abweichende  Stellung  zu  der 
hier  besprochenen  Frage  zu  })rüfen.  Er  l)ehandelt  die  arme- 
nischen Verhältnisse,  für  die  er  sich  auf  einheimische  (Quellen 
beruft  —  ojO/t€Q  }j  rwv  ^Aquevuov  WTogia  rprioi-)  —  hauptsächlich 
im  diitten  Buch  der  erwähnten  Sehrift  tteqI  /.TiouaTCüv.  Ubei- 
die  Tfilung  berichtet  er  dort  wie  folgt.3) 

Ein  König  Arsakes  teilte  sein  Keich  letztwillig  (dm^/jxat; 
Ttd^a^)  unter  seine  beiden  Söhne  Tigranes  und  Arsakes 
in  der  AVeise,  dass  er  jenem  einen  vierfach  grösseren  Teil  als 
diesem  hinterliess.  Xacli  seinem  Tode  i-ief  der  mit  seiner 
Zurücksetzung  unziifriedene  Arsakes  die  Hilfe  des  damals  noch 


1)  Claudian,  de  VI.  cons.   ITonorii  v.  6f)  fl". 

Te  lingua  variae  gentes  misciquo  logatum 
Foedt'ia  Persaniin  proceres  cum  patre  sodcntem 
Ilac  quondam  videre  domo. 
Das  Gedicht  ist  c.  404  entstanden. 

'2)  Selbstverständlich  werden  es  nur  solche  in  griechischer  Sprache  ge- 
wesen sein;  dass  in  Bell.  Fers.  I  ö  Faustus  von  Byzanz  benutzt  worden, 
ist  zweifellos. 

3)  De  aedif.   III,  1.  (245.  246). 
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jugendliclien  Theodosius  II  {hi  nalq  vjv  -AOfAiöl)  zur  Beseiti;j;uno- 
der  väterlichen  Verfü^img  an.  Tigranes  aber  übcrliess  aus 
Furcht  vor  den  Eömern  seinen  Anteil  Persien,  worauf  Arsakes 
die  Bache  der  Perser  besorgend,  den  seinigen  auf  gewisse 
Bedingungen  hin  —  enl  ^ivd^rixaig  riolv  (Prokop  verweist 
darüber  auf  sein  Geschichtswerk,  und  aus  Bell.  Pers.  II  3  er- 
faliren  wir,  dass  es  die  Zusage  ewiger  Steuer-  und  Abgaben- 
bi' freiung  für  ihn  und  seine  Nachkommen  gewesen  sei)^)  —  (h-m 
Theodosius  abtrat.  Danach  sei  Armenien  der  Schauplatz  heftigei- 
Kämpfe  zwischen  Pom  und  Persien  geworden:  sclüiesslich 
hätten  sich  aber  beide  Mächte  durch  förmlichen  Vertrag  dahin 
geeinigt,^)  dass  die  Perser  des  Tigranes'  Anteil,  die  Eümer 
den  des  Arsakes  behalten  sollten. 

Prokop  muss  diese  mit  den  übrigen  Gt-währsmännern 
in  Widerspruch  stehenden  Xachrichten  aus  recht  trüben  Quellen 
geschöpft  haben.  Vermutlich  stammten  sie  aus  ]Mitteilungen 
armenischer  Zeitgenossen,  deren  nationale  Eitelkeit  nicht  zu- 
liess,  die  Thatsache,  dass  <lie  Mächte  von  sich  aus  Armenien 
geteilt  hatten,  einzugestehen.  Sie  suchten  das  unliebsame 
Factum  durch  die  Legende  einer  freiwilligen  Abtretung  seitens 
der  beiden  Thron})rätendenten  zu  bemänteln.  Vielleicht  i.st 
die  Erzählung  auf  jene  Arsakidennachkommen  zurückzuführen, 
die  539  gegen  Justinian  einen  Aufstand  anzettelten,  dann  nach 
Ktesiphon  zum  Perserkönig  Khosrau  geflohen  waren  und  l)ei 
ihm  die  Fabel  der  angelilich  verletzten  Steuerprivilegien  ver- 
werteten.3)  "\\'ie  dem  aucli  sei,  Prokops  Bericht  ist  mit  den 
anderweit  bezeugten  Thatsachen  nicht  in  Einklang  zu  bringen. 
Weder  Eom  noch  Persien  sind  in  den  Besitz  Armeniens 
auf  dem  A\'ege  freiwilliger  Abtretung  gelangt;  Kom  nahm 
seinen  Anteil  in  Besitz,  als  bald  nach  dem  TeilungsA'eitrage 
das  Vasallenkönigtum  in  ihm  beseitigt  worden,^)  Persien  aber 
erhielt    Persarmeiiien   keineswegs    durch    Cession    jenes    tikti- 


1)  Bell.  Persic.  I[  3  (163  ff.). 

2)  anotSai  <cu(fOTiQoii  ^Lveitlead'raay. 

3)  Tergl.  die  Rede  bei  Prokop.  Bell  Pers.  II.  :J  (163  ff.) 
4")  Davon  unten  S.  19. 

2* 
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\en  Tigranes,  sondern  auf  dem  "Wege  brutaler  Gewalt,  in- 
dem der  Perserkönig  Bahrämi)  im  Jahre  429  den  letzten 
arsakidischen  Teilkönig  Ardasches  entthronte,  sich  des  Landes 
hemäclitigte  und  es  endgiltig  zu  einer  persischen  Provinz  unter 
einem  persischen  Statthalter  (MarzLän)  machte.2)  AVir  kennen 
die  PeiheniV)lge  und  die  Namen  der  bis  dahin  in  Persarmenien 
regierenden  Arsakiden :  es  ist  aber  völlig  ausgeschlossen,  dass 
einer  diesei-  von  der  Gnade  Persiens  abhängigen  Schatten- 
könige in  der  von  Prokop  berichteten  AVeise  über  Armenien 
letztwillig  verfügt  haben  sollte,  und  es  ist  aussichtslos  in  einem 
von  ihnen  den  prokopischen  Arsakes  zu  entdecken.  Endlich 
ist  aueli  von  einem  unter  Theodos  IL  um  Armeniens  willen 
mit  IVrsien  geführten  Kriege  nichts  bekannt.  Der  während 
seiner  lanoen  Peg^ierung  mit  dem  O.streiche  erhaltene  Friede 
ward  nur  einmal  in  den  .laliieii  420 — 422  wegen  der  in  Persien 
geübten  Christenverfolgungen  gestört,  dei-  Schauplatz  jenes 
Krieges  war  aber  nicht  Ai-menien,  sondern  Mesojiotaniien.3) 
Die  Teilung  Armeniens  hat  wedei-  damals  noch  bei  der  einige 
.lahre  später  erfolgten  Annexion  Pei'sanneniens  stattgefunden. 
Aus  allen  diesen  Gründen  müssen  wir  i\on  Bericht  Pio- 
kops  als  unglaubw  lu'dig  verwei-fen. 

II. 

Das  römische  Grossarmenien  nach  der.  Teilung. 

Ende    des    Königtums.      Die    armenischen    Provinzen.      Grossarmenien    keine 
römische  Provinz.     Der  Comes  Armeniae.     Militärische  Verhältnisse. 

Der  untii-  lue  iitiuisclie  Scliutzheii-sehaft  ge.stellte  Teil 
.Vniieiiiens  —  Armenia  magna  — ■*)  beschränkte  sich  auf 
die   iiöi'dlich  vom  Antitaurus  und  dem  ArsamiasHusse  gelegenen 


1)  Bahräm  V.  Gör  regierte  von  420— 4;i8. 

2)  Über  das  Ende  Armeniens:  Lazar  v.  Pharb.  c.  13  —  15.  Moses 
V.  Khoren  III.  63.  »J4. 

3i  Über  diesen  Krieg:  Socrates.  VII.  Ö.  18.  Nöldecke  Aufsätze,  llö, 
Tabäri,  108  Anm.  2. 

4)  Auch  interior  genannt;  L.  5  Cod.  J.  de  ort',  mag.  mil.  1.  2i»  — 
magnam  Armeniam  quae  interior  dicebatur.  Nov.  31.  c.  1.  —  t/'i-  uit^  tr- 
öoTt'trt^r  — ,  offenbar  zum  L'nterschiede  von  der  bereits  früher  römisch  ge- 
wordenen Armenia  minor. 
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Hochplateaulandschaften  Akiliseue,  Derxene,  Korzanein", 
Carinitis  n.  a.;  vom  Euxiiius  wurde  er  durch  die  Provinz 
Pontus  Polemoniacus,  von  Armenia  minor  durch  den  Eu])hrat 
geschieden;  gegen  Persarmenii-n  hildete  die  "Wasserscheide  des 
Araxes  die  Grenze,  die  im  übrigen  offen  und  unhi>schützt 
war.i)  Im  Süden  waren  einige  Distrikte  abgezweigt  und  zu 
den  bereits  vorhandenen  römischen  Satrapieen  geschlagen 
worden.  Grössere  Städte  fehken  in  Armenia  magna,  die  aken 
Königssitze  Artaxata  und  Valarschapat-)  gehörten  zu 
Persarmenien. 

Über  die  weitern  Schicksale  Grossarmeniens  sind  wir 
fast  aussclüiesslich  auf  die  armenischen  Quellen  angewiesen. 
In  seiner  verkümmerten  Gestalt  fehlten  dem  neu  geschaffenen 
Yasallenreiche  die  Bedingungen  zu  einem  lebensfähigen  Staats- 
wesen: und  so  war  es  politisch  nicht  unrichtig,  dass  Theodo- 
sius,  als  der  von  ihm  eingesetzte  König  Arschak  um  39(j/891 
starb,  ihm  keinen  weitern  •  Xachf olger  gab,  sondern  (he  Ge- 
legenheit wahrnahm,  das  Königtum  in  Grossarmenien  al)zu- 
schaffenS).  Aus  ähnlichen  Griuiden  wie  seiner  Zeit  Diokle- 
tian sah  er  aber  mit  Eücksiclit  auf  die  eigentiunlichen  Ver- 
hältnisse des  Landes  und  seiner  Bewohner  davon  ab,  es  dem 
Keiche  einzuveileiben  und  zu  einer  Provinz  zu  machen,  ver- 
zichtete auch,  offenbar  um  Persiens  leicht  erreo-baren  Argwohn 
nicht  zu  wecken,  darauf,  das  Land  milirärisch  zu  besetzen, 
begnügte  sich  vielmelir  damit,  die  Verwaltung  einem  besondern 
Comes,  als  ausserordentlichen  Kommissar  zu  übertragen. 
Dabei  kam  er  den  Armeniern  soweit  entgegen,  zu  (hesem 
Amte  nicht  einen  Römer  sondern  einen  der  Grossen  des 
Landes  zu  berufen.^)  Dieses  Entgegenkommen  hatte  aber 
bald  üble   Folgen.      Die   mit   der    Neuordnung  der  Dinge  un- 


1)  Vergl.  die  Karte  As ia  citerior  von  H.  Kiepert.  Über  die  Grenz- 
verhältnisse Prokop.  de  aedif.  III,  3  (251.  252). 

2)  Hier  war  der  Sitz  des  armenischen  Kirchenoberhauptes,  des 
Katholik  OS. 

3)  Moses  V.  Khoren.  III.  46. 

4)  Nach  Moses  a.  a.  0.  dem  Satrapen  Kaza von.  Prok.  de  aed.  III.  1. 
(246),  lässt  sich  in  sofern  damit  vereinigen,  dass  nach  ihm  der  Kaiser  zum 
L'omes  berief  ..nr  xii>ä  ttoti  y.id  uni'triy.ci  «;•  (ci^tcj  ßoi'/.ottii'.o  t'ii^." 
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zufriedenen  Grossen,  den  Comes  an  der  Spitze,  trugen  Ver- 
waltung und  Herrschaft  über  den  römischen  Teil  dem  per- 
sischen Vasallenkönige  an,  und  der  Kaiser  scheint  nach  dem 
armenischen  Bericht,  diesem  Arrangement  seine  Zustimmung 
erteilt  zu  luiben.i)  So  kam  es,  dass  während  einiger  Jahre 
Armenien  wieder  unter  einem  Könige  vereinigt  war,  der 
allerdings  in  der  eigentümlichen  Stellung  eines  Doppelvasalls 
beider  Schutzmächte  fungierte,  ein  Zwitterverhältnis,  das 
ein  Ende  nehmen  musste,  als  der  Perserkönig  Jazdegerd  I. 
um  415  seinen  eignen  Sohn  mit  Persarmenien  zu  belehnen 
für  gut  fand. 2)  Dass  ein  i^n-sischer  Prinz  zugleich  Unter- 
gebener des  Kaisers  hätte  sein  können,  war  ebenso  undenk- 
bar wie,  dass  dieser  die  Verwaltung  eines  Reichsteils  einem 
Xationalperser  anvertrauen  durfte.  AVahrscheinlich  fand  bei 
dieser  Gelegenheit  eine  Vereinbarung  zwischen  den  beiden 
Mächten  statt,  wonach  die  Teilung  bestätigt  und  der  frühere  Zu- 
stand wiederhergestellt  wurde.3)  Fortan  führten  die  Verwal- 
tung Armeniens  wieder  römische  Co  mit  es.  Dass  sie  aber 
weiter  aus  armenischen  Grossen  genommen  seien,  ist  ausge- 
schlossen, da  die  meisten  dieser,  deren  Sympathieen  von  jeher 
mehr  bei  Persien  als  bei  Korn  gewesen,  inzwischen  das 
römische  Gebiet  verlassen  hatten  und  nach  Persarmenien  über- 
gesiedelt waren.'*)  Dieser  Zustand  liat  dann  bis  auf  Justinians 
Reformen  fortbestanden.^) 

Zunäclist  ist  aber  noch  die  Frage  zu  entscheiden,  ob 
nicht  etwa  Armenien  in  der  Zwischenzeit  und  schon  vor 
Justinian  zu  einer  römischen  Provinz  gemacht  worden  ist. 
Dabei  muss  etwas  weiter  ausgeholt  werden. 

Das  alte  Königreich  Armenia  maior  war  nach  der  Er- 
oberung   durch    Traian    vorübergehend    unter    diesem  Kaiser 

1)  Nach  Moses  v.  Khoren  III.  48.  49  ist  es  Arcadius  gewesen. 

2)  Ebenda  III.  51.  Lazar  a.  Phorb.  c.  8.  Jazdegerd  regierte  von 
399-420. 

3)  Darauf  beziehen  sich  vielleicht  die  bei  Prokop  a.  g  0.  erwähnten 
arjoytS/ii,  infolge  deren  der  Comes  Armeniae  ernannt  worden  sein  soll. 

4)  Moses  V.  Khorgn,  III.  48. 

5)  Prokop   1.    C,    xöiirjd  T£  x7,';\tQueri'((i  ijtaAoiy  y.ni  eii  tut   tov  ÜQ/ovjn 

TOI  lüf. 
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als  Provinz  verwaltet  worden,  ward  aber  von  seinem  Nach- 
folger wieder  auf(re_ireben.  Das  westlich  vom  Euphrat  bele<;ene 
Kleinarmenien  (Armenia  minor)  war  ursprünglich  zur 
Provinz  Kappadozien  geschlagen,  und  wurxle  erst  bei  der 
Neuordnung  des  Reiches  von  Diokletian  zu  einer  eigenen 
Provinz  mit  der  als  militärischen  Stützpunkt  gegen  den  Osten 
wichtigen  Melitene  als  Hauptstadt  erhoben. i)  Als  dann 
Theodos  I.  im  Interesse  besserer  Verwaltung  einige  grössere 
Provinzen  in  kleinere  zerschlug,  machte  er  auch  aus  Armenia 
minor  zwei  neue,  die  die  Namen  Armenia  prima  und  se- 
cunda  empfingen:  jenes  mit  den  Hauptstädten  Sebastea  und 
Satala  wurde  aus  dem  nördlichen  Teil  der  alten  Provinz, 
dieses  mit  Melitene  aus  dem  südlichen  Teil  unter  ZuschlaQ-unp- 
einiger  kappadozischen  Gebiete  gebildet.2)  Diese  Teilung  muss 
zwischen  878  und  386  erfolgt  sein,  nicht  A'or  378,  denn 
Ammian,  dessen  Geschichtswerk  bis  zu  diesem  Jahre  reicht, 
kennt  noch  Armenia  minor  als  eine  Provinz,^)  aber  auch 
nicht  später  als  386,  weil  ein  aus  dem  März  dieses  Jahres 
stammender  Kaisererlass  bereits  die  secunda  Armenia  und 
einige  Städte  dieser  erwähnt.^)  Nach  der  Notitia  dignitatum 
gehörten  beide  Armenien  zur  Dioecesis  Pontica  und  standen  je 
unter  einem  Praeses  als  Statthalter,  währenfl  den  militärischen 
Oberbefehl  in  ihnen  der  Dux  Armeniae  führte.^)  AVenn  nun 
die  Notitia  neben  jenen  weder  eine  Provinz  Armenia  magna 
oder  maior  aufführt,  noch  von  dem  Comes  Armeniae  Notiz 
genommen    hat,     so    S})i'icht    das    nur    für   die  Zuverlässigkeit 

1)  Marquardt,  röm.  Staatsvcrw.  I.  210.  218.  Melitene,  früher  zu 
Kappadozien  gerechnet,  wird  von  Spätem  als  zu  Armenia  minor  gehörig  be- 
zeichnet. Prokop.  nennt  sie  als  deren  Hauptstadt.  Bell.  Pers.  1.  17  i^85) 
de  aedif.  III.,  4.  (254). 

2)  Kuhn,  städtische  und  bürgerl.  Verfassung  des  Röm.  Reiches  II., 
211.    243. 

3)  Ammian,  XIX.  9.  12.  XX.. 11.  4. 

4)  L.  2  Cod.  Theod.  de  censitoribus  etc.  13.  11.  (=  L.  10  Cod. 
Just.  11.  47)  von  Gratian,  Valentinian  und  Theodosius.  datiert:  VI.  Kai.  Apr. 
Cpli  HonorioetEvodioCoss     Der  Test  is!  im  justinianischen  Codex  verbessert. 

5)  Notit.  dignit.  (ed.  ISeeck)  Or.  1,  109.  110.  11,  49.  50.  XXT,  24.  25. 
XXXVIII. 
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dieses  Staatsliandbiiehes;  denn,  da  zur  Zeit  seiner  Abfassmiüf 
O^wa  410 — 418)  nach  dem  vorher  Mitoeteilten  Grossarnienien 
nominell  inv  den  Kaiser,  aber  von  Per.sarmenien  aus  durch 
den  dortigen  Fürsten  verwaltet  wurde,  ist  es  erklärlich,  dass 
de!'  \'erf asser  es  auch  nicht  als  zum  Keiche  iJ-ehürig  ansehen 
durltr  und  daher  mit  Stillschweigen  übergehen  nmsste.  Aber 
auch  für  die  Folgezeit  i'eldt  jedei'  Beweis  dafür,  dass  Armenia 
magna  vor  Justinian  als  Pi-ovinz  organisiert  gewesen  sei. 
In  den  Kaisererlassen  aus  jener  Zeit  wird  zwar  der  beiden 
Armenien  gedacht,  nicht  aber  Grossarmeniens  und  seines 
Comes.i)  Und  (\s  fällt  ferner  ins  Gewicht,  dass  der  in  den 
ersten  Dezennien  des  sechsten  Jahrhunderts  verfasste  sta- 
tistische Abriss  des  lleiches,  der  Synekdemos  des  Hierokles, 
gleichfalls  nur  die  beiden:  tnaoyja  ^gusiia^  a  und  ircagyja 
'jQuEi'iaQ  ß'  aufzählt,  von  einer  dritten  armenischen  Provinz 
nichts  sagt,  und  auch  in  seinen  Städteverzeichnissen  das 
wichtige  Theodosioixilis  in  Grossarmenien  übergeht. 2) 

Fs  bleiben  noch  zwei  bedenken  zu  beseitigen.  Das 
Provinz\'erzeichnis  des  Codex  Yeronensis  (um  297)  führt 
untei'  den  Provinzen  der  Dioecensis  Pontica  an  letzter  SteUo 
Armenia  minor  auf  mit  dem  Zusätze  ,,nunc  et  maior  ad- 
dita".'^)  Allerdings  wai-  durch  den  di<~)kletianischen  Fi'ieden 
das  K()nigreicli  Armenien  wieder  in  eine  gewisse  Abhängig- 
keit von  Ixom  gekommen,^)  abei-  ilai'auf  können  sich  unmög- 
licii  jene  A\'orte  bezitdien.  Sie  geN\innen  eimm  Sinn,  wenn 
man  anninunt,  dass  sie  dem  ursprünglichen  '^Fexte  nicht 
angelu'irt  haben,  sondern  ihre  KutstelHuig  eincun  späteren 
P>eai-beitei'  oder  Absehi-cibei'  verdanken.  Dieser  hat  damit 
entwedei-  iK'ii  thatsächlieh  vollzogenen  Krwerl)  von  Gross- 
armenien andeuten  wollen,  oliiu'  es  jedoch  als  fr»rmliche  Pro- 
x'inz  zu   bezeichnen,  oder  er   hat   in  ungenauem   .Vusdruck   die 

1)  L  10  Cod.  J.  de  aedif.  priv.  8.  10  (Honorius  et  Theodosius  a.  420j 
—  utram«|nf  Armeniam.  L.  10  §  2  C.  J.  de  divcrsis  officiis  et  appari- 
toribiKs  etc.  (Leo  et  Zeno  a.  474 1   —   ducum  —  iitrinsque  Armeniae. 

•2)  Hierokles  (ed.  Partbey)  37.  38. 

.•))  Cod.-.\    Veron.   ]I.  8  bei  Öeeck,  Nolit.  dign.  248. 

4)  Ainniian.  XX  [II.  5.   11.     Ariiu'nia  Romano  iuii  obuoxia. 
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inzwischen  erfolgte  Teilung  von  Arnienia  minor  in  prima  und 
secunda  im  Auge  gehabt l).  Und  letzteres  ist  um  so  wahr- 
scheinlicher als  eine  ähnliche  Verwechselung  sich  auch  Pole- 
mius  Silvius  in  seinem  Laterculus  hat  zu  Schulden  kommen 
lassen.  Hier  werden  nämlich  ebenfalls  unter  den  acht  ponti- 
schen  Provinzen  Armenia  maior  und  Armen ia  minor  auf- 
gezählt, obschon  zur  Zeit  der  Abfassung  dieses  Verzeichnisses 
(393 — 399)  Armenia  minor  schon  mehrere  Jahre  zuvor  in  I 
und  II  geteilt  worden  war,  und  es  eine  eigene  Provinz  Ar- 
menia maior  damals  überhaupt  nicht  gegeben  liat.  Auch  hier 
lieg!  die  Annahme  nahe,  dass  der  Verfasser  irrtümlich  die 
ihm  noch  nicht  geläufige  Einteilung  in  prima  und  secunda 
wiedergegeben  habe.  Denn  in  der  That  hatte  die  aus  Teilen 
der  alten  minor  gebildete  Armenia  prima  einen  geringern  Um- 
fang als  die  durch  kappadozische  Distrikte  vergrösserte  se- 
cunda, so  dass  jene  nach  wie  vor  wolil  als  minor  diese  ihr 
gegenüber  als  die  maior  bezeichnet  werden  dm-fte^). 

War  Grossarmenien  nicht  Provinz,  so  war  auch  der 
Grund  und  Boden  darin  nicht  Provinzialland  im  rechtlichen 
Sinne,  so  besassen  auch  seine  Einwohner  als  solche  nicht 
römisches  Bürgerrecht,^)  und  römisches  Eecht  und  römische 
Gesetze  hatten  dort  keine  Geltung.  Landesrecht,  Landes- 
gewohnheiten und  Geliräuche  waren  in  Kraft  geblieben,  nach 
ihnen  wird  von  den  einheimischen  grösseren  und  kleineren 
Stammhäuptlingen  und  Gauvorstehern  die  Verwaltung  geführt 
und  Eecht  gesprochen  worden  sein.  Einige  den  römischen 
Pechtsanschauunoen    o-ar    zu   widerwärtip-e    Gewohnheiten  im 


1)  Im  Codex  Veronens.  findet  sich  wenige  Zeilen  früher  eine  ähnliche 
spätere  Einschaltung  bei  Paphlagonia,  „nunc  in  duas  divisa",  das  sich 
nur  auf  die  nicht  vor  395  erfolgte  Abspaltung  der  neu  kreirten  Provinz 
Honorias  beziehen  kann.    Vergl.  Justin.    Novelle  20  pr.  und  Novelle  29  c.  1. 

2)  Laterculus   Polemii   Silva  (bei  Seeck,   Notit    dignit.    251    ff.)  IX, 

Septima:  Armenia  minor, 
Se.xta:       Armenia  maior. 
Die  eigentümliche  Umstellung  der  Nr.  6  und  7  ist  mir  nicht  erklärlich. 

3)  Mitteis,  Reichsrecht  und  Volksrecht.     160. 
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Ehe-  und  Erbrecht  zu  beseitigen  hat  erst  Justinian  versucht.l) 
So  war  Armenien  zwar  ein  der  römischen  Herrschaft  unter- 
worfenes Land,  nicht  aber  ein  organisches  Glied  des  römischen 
Staates  und  seiner  Verfassung:  es  biklete  viehnehr  nur  ein 
zum  Schutz  gegen  feindhche  Angriffe  vorgeschobenes  Grenz- 
gebiet ohne  feste  Organisation,  in  dessen  lokale  Verwaltung 
sich  die  kaiserliche  Regierung  nur  soweit  einmischte  als  das 
InteiTsse  des  Reichs  dies  erheischte. 

An  der  Spitze  des  Landes  stand  der  Comes  Armeniae 
-  dies  sein  offizieller  Titel2)  —  vom  Kaiser  als  sein  Ver- 
treter ernannt  und  nach  der  damaligen  hierarchischen  Rang- 
ordnung mit  dem  Rangeines  spectabilis  bekleidet.  In  welche 
Kategorie  der  Comites  er  aber  einzureihen,  wird  bei  der 
Dürftigkeit  der  Nachrichten  sich  mit  Sicherheit  kaum  ent- 
scheiden  lassen.3)  Man  könnte  zunächst  an  die  Comites 
limitum  denken,  deren  es  nach  der  Notitia  dign.  im  Orient 
einen^),  im  Occidente  sechs  gabö),  da  auch  Armenien  ein 
Grenzschutzgebiet  bildete.  Dem  steht  aber  entgegen,  dass 
alle  jene  Comites  limitum  Militärbefehlshaber  und  also  zu- 
gleich Comites  rei  militaris  waren,6)  wälu-end  dem  Comes 
Armeniae  überhaupt  keine  Truppen  —  weder  reguläre  noch 
Auxiliartruppen  zur  Verfügung  standen,  und  er  der  Militär- 
gi'walt  entbehi't('.7) 

Aus  besondern  Gründen  wurde  wohl  auch  dem  Statt- 
haher einer  Provinz  der  hcihere  ]lang  eines  Comes  provin- 
ciae   verliehen,^)   in   der  Notitia    findet    sich    aber    dafür    kein 

1)  Just.     Edikt  3,  Novelle  21. 

2;  Prokop  de  aed.  III.  1  (246)  xourija  re  Ttj~  UQueii^ig  iy.äXovf  L.  5 
Cod.  J.  de  mag.  mil.  1.  29. 

3)  Über  die  verschiedenen  Comites:  Boecking,  Index  ad  notit  dignit. 
s.  V.  comes  Bethmann-Hollweg.  Rom.  Civilprozess,  III.  13.  53.  80. 
Kuhn,  städt.  u.  bürg.  Verf.  d.  R.  Reichs  I.  194  ff. 

4)  Comes  limitis  Aegypti,  Notit.  Or.  XXVIII. 

5)  Not.  ücc.  I  30-30.  V  126-132:  Comes  Italiae.  Africae,  Tractus 
Argentorensis,  Biitaniarum  etc. 

6)  Ergie))t  .sich  aus  den  citierten  Stellen  der  Notitia. 

7)  Prokop  1.  c.  KV  :t«n6t'Ti'n'  —  arQCdionixöiv  y.nra/.nywi^. 
S)  V.  Bethmann-Hollweg,  a.  g.  0.  53.  54. 


Beispiel,  denn  der  Comes  per  Isaiiriam,  der  ausnahmsweise 
in  seiner  Person  Civil-  und  Militärgewalt  vereinigte,  war  als 
Statthalter  nur  praeses  und  daneben  comes  rei  militaris.l)  Eine 
besondere  Stellung  nalim  aber  der  Comes  Orientis  ein; 
als  oberster  Civilbeamter  ohne  Militärkommando  stand  er  an 
der  Spitze  der  ganzen  Dioecese  Oriens  mit  ihrf^n  fünfzelin 
Provinzen,  und  sein  Amt  entsprach  daher  durchaus  —  was 
Bang  und  ]\[achtbefugnisse  betraf  —  dem  der  Vicarii  in 
den  übrigen  Dioecesen.2)  Ungeachtet  der  Verschiedenheit  des 
Namens  war  er  rechtlich  der  Yicar  seiner  Dioecese. 

Dies  vorausgeschickt,  dürfte  die  Vermutung  wolil  nicht 
zu  gewagt  erscheinen,  dass  auch  der  Comes  Armeniae  eine 
ähnliche  Stellung  wie  der  Comes  Orientis  eingenommen  habe, 
und  dass  auch  ihm,  der  an  des  Kaisers  statt  ein  Königreich 
zu  verwalten  und  zu  regieren  berufen  war,  eben  deshalb  die 
besondern  Rechte  eines  Vicarius  beigelegt  worden  seien.  Viel- 
leicht glaubten  die  Kaiser  die  Grossen  und  das  Volk  mit  der 
Beseitigung  des  nationalen  Königtums  um  so  eher  auszusöhnen, 
wenn  sie  eine  besonders  hochgestellte  Persönlichkeit  mit  ausser- 
ordentlichen Befugnissen  an  die  Spitze  Armeniens  setzten. 
Allerdings  wird  der  Comes  Armeniae  auch  alle  Rechte  und 
Pflichten  eines  Statthalters  geübt  haben:  imperium  und  iuris- 
dictio,  Sorge  für  die  Polizei  und  die  Sicherheit  des  Landes, 
Kontrolle  über  die  localen  Verwaltungsorgane,  Beitreibung  des 
dem  Lande  auferlegten  tributum^)  u.  a.;  seine  Befugnisse 
gingen  aber  darüber  hinaus,  und  da  seine  Verfügiingen  und 
Entscheidungen,  als  die  eines  selbständigen  kaiserlichen  Ver- 
treters „Sacra  vice"  gi-lassen  wurden,  ging  der  Instanzenzug 
von    ihm  nicht    wie    sonst    an    den  nächstberufenen  Vicarius, 


1)  Not.  Or.  I  37.  XXIX.  sub  dispositione  viri  spectabilis  comitis 
rei  militaris  per  Isauriam  et  praesidis.  Der  Comes  Hispaniarum, 
Notit.  Occ.  VIT.  118  war  nur  Militärbefehlshaber  aber  nicht  Statthalter  einer 
Provinz. 

2)  Notit.  Or.  XXII.  v.  Bethmann -Hol  Iweg  a.  g.  0. 

3)  Die  in  L.  13  Cod.  J.  de  ann.  et  trib.  10.  17  (Anastasius,  a.  496) 
erwähnten  t«  Leyaueva  'jiQutviay.u  Sr.uöata  beziehen  sich  wohl  auf  Gross- 
armenien. 
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sondern    unmittelbar   an  den  Praefectus  praetorio  des  Orients 
und  an  den  Kaiser  selbst. i) 

Im  Falle  von  Unruhen  oder  drohender  Kriegsgefahr  war 
der  Comes,  da  ihm  selbst  keine  Truppen  zur  Verfügung  standen, 
auf  die  Hilfe  benachbarter  Militärbefehlshaber  angewiesen,  die 
von  diesen  ihm  auf  Anweisung  des  höchstkommandierenden  Ma- 
gister  militum  per  Orienten!  gewährt  wurde.  Als  nächster 
kam  dafür  der  üux  Armeniae  in  Betracht,  dessen  Armeebezirk 
die  drei  Provinzen  Armenia  I  und  II  und  den  Pontus  Pole- 
moniacus  umfasste.2)  Die  unter  ihm  stehenden  Truppenkörper 
entstammten  mit  geringen  Ausnahmen  entfernten  ßeichsgebieten, 
aus  denen  sif  dem  damaligen  Gebrauche,  die  Truppen  ausser- 
halb ihres  Kekrutierungsbezirks  zu  verwenden,  entsprechend 
zum  Schutz  der  Ostgrenze  hierher  disloziert  worden  waren.3) 
Unter  den  in  der  Notitia  dign.  aufgeführten,  bis  weit  an  die 
Ostküste  des  schwarzen  Meeres  vorgeschobenen  Standquartieren 
findet  sich  aber  kein  in  Orossarulenien  belegener  Ort,  ein  Be- 
weis dafür,  dass  wenigstens  damals  römisches  Militär  dort 
nicht  stationiert  gewesen  ist.  Später  hat  sich  das  allerdings 
geändert.  Denn  schon  unter  Theodosius  IL  wurde  die  Not- 
wendigkeit erkannt,  Armenien  gegen  feindliche  Angrifife  besser 
zu  sichern,  und  der  Magister  militum  Anatolius  legte  daher 
hart  an  der  persarmenischen  Grenze  in  dem  alten  Kanton 
Caranitis  die  Veste  Theodosiopolis  mit  einer  ständigen  römi- 
schen Besatzung   an.'*)     In   den  folgenden  Zeiten  i.st  sie  dann 


1)  V.  Bethmann-Holl weg  a.  g.  0.  III  56.  Karlowa,  Rom. 
Rechtsgesch.  I.  856. 

2)  Notit  dig.  Or.  XXXVIII. 

3)  Die  berittenen  Bogenschützen  equites  sagittarii  gehörten  wohl 
dem  Lande  selbst  an.  Die  beiden  Legionen  prima  et  secuuda 
Armeniaca,  deren  Bezeichnung  aber  mit  der  Einteilung  in  Armenia  I 
und  II  nichts  zu  thun  hat  (vergl.  Ammian.  XX  7.  1),  standen  zur  unmittel- 
baren Verfügung  des  Magister  militum  des  Orients,  Notit.  dign.  Or.  VII,  49. 
50.  Zu  den  Vexillationes  palatinae  des  Magist.  milit.  praesentalis  ge- 
hörten auch  diecomites  sagittarii  Armeni  I.e.  VI.  .il.'  Die  ala  II  A  rme- 
n-i  orum  stand  in  der  kleinen  Oase  unter  dem  comes  Aogypti.  1.  c.  XXVIII,  22. 

4)  Anatolius  wurde  nach  dem  Kriege  von  422  als  Gesandter  nach 
Persien   geschickt.     Vergl.    Theophanes,    C'hronogr.    84.     —    Die   L.  3    Cod. 
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A'on  den  Kaiscin  Anastasius  und  Justinian  zti  einem  wicliti- 
gen  AVaffen])latz  mit  starken  Verteidig-nngswerken  umgebaut 
worden. 1)  Wie  hier  werden  römisclie  Truppen  wohl  auch  in 
anderen  festen  Plätzen  gelegen  haben,  ob  sie  aber  direkt  unter 
dem  Magistei-  militum  oder  dem  Dux  Armeniae  gestanden 
haben,  ist  nielit  zu  entsdieiden.  Die  besondei-e  Stellung  des 
It'tztei'en  hat   unter  dustinian  aufgehört.2) 

III. 

Die  römisch-armenischen  Satrapieen, 

Die  einzelnen  Satrapieen.     Sophene,   Sophanene.     Stellung  der  Satrapen. 
Militärverhältnisse.     Eechtspflege.     Kaiser  Zenons  Yeränderungen. 

Den  im  Jovianisehcn  Frieden  bei  l^om  verbliebenen  beidm 
Satra})iren  Ingilenr  und  Sujihene  ti'aten  infolge  der  aiincni- 
schen  Teilung  rinigv  neue  von  Grossarmenit-n  abgezweigte 
hinzu,  die  nun  mit  jenen  das  römisch-armenische  Satrapiecii- 
gvbiet  bildeten.  Prokop  weiss  von  fünf  solcher  Satrapieen, 
ohne  sie  im  Einzelnen  zu  benennen ;3)  Justinian  führt  aber  die 
Kamen  der  gentes,  sO^vri  in  zwei  seiner  Gesetze,  in  L  5  God. 
de  off.  mag.  mil.  1.  29,  und  in  der  Novelle  31  genauer  an, 
doch  stimmen  di(^  beiden  Stellen  nicht  durchweg  übei'ein.  X.idi 
L  5.  1.  c.  waren  es  folgende: 

—  „gentes, Anzitenam  videlicet,  Ingilenam,  Asthia- 
nenam,  Soi)henam;  Sojihanenam,  in  ipta  c.^t  Mai- 
tyi-o]»olis,  Balabitcnam."  — 
In  Novelle  81  c.   1  i?  3  weiden  genannt: 

T'Coq^avvivr^  xe  /ml  ^Avtrirrivrj  )]  TCocftivt^  v.ai  ^Ig^lu- 
vrivt^  tj  /Ml  ßaXaßiTYiv/^  /Mlov^xivri  /ml  vno  aaroü- 
rcaiQ,  OLGa   — 

J.  de  off.  milit.  iud.  1.  46  aus  dem  Jahre  44:]  ist  an  ihn  gerichtet.  (Yergl. 
auch  L.  7.  Cod.  J.  12.  59  und  L.  4.  Cod.  J.  12.54,  deren  Alter  jedoch  nicht 
tV-ststeht.) 

1)  Prokop.  de  aed.  III  5  (255).  Bell.  Pers.  I.  10  (50).  Über  die  An- 
lag« von  Theodosiopolis  berichtet  ausfuhrlich  Moses  v.  Khoren  III.  59.  Im 
Jahre  502  fiel  es  durch  Verrat  in  die  Hände  der  Perser.  Malalas  XVI  398. 
Nach  Theophanes,  144  bestand  die  Besatzung  aus  illyrischen  Truppen. 

2)  L.  5  Cod    J.  de  off.  mag.  mil.  1.  29. 

3)  De  aed.   III  1   (244)  odTounat  Hfn(iTty.t,onf  -nivxt. 
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Hier  fehlt  also  Ingilene,  dessen  Auslassung  sich  aus 
der  Verschmelzung  mit  einer  der  grössern  Satrapieen,  etwa 
mit  Sophene,  erklären  lässt.^)  Auffallend  ist  aber  die  Gleich- 
stellung von  Anzetene  und  Sophene  durch  das  sie  verbin- 
dende ij,  da  in  Wahrheit  diese  beiden  Gebiete  zwar  benach- 
bart, aber  keineswegs  identisch  und  stets  getrennt  gewesen 
sind.2)  Nicht  minder  unrichtig  ist  es,  dass  Balabitene  nur 
ein  anderer  Name  für  Asthianene  sein  soll;3)  denn  auch  diese 
beiden  waren  verschiedene  Landschaften."*)  Als  korrekt  wird 
man  daher  nm-  die  Angabe  in  der  Codexstelle  halten  dürfen, 
die  das  genaue  Verzeichnis  der  Satrapieen  enthält,  während  in 
der  Novelle  die  zu  der  neu  errichteten  Provinz  Armenia  quarta 
gehörigen  Landschaften  nm-  oberfläclilich  zusammengefasst  sind. 

Einer  eingehenderen  Besprechung  bedürfen  Sophene 
und  Sophanene. 

Der  den  Griechen  und  Hörnern  geläufige  Name  ^Oifrivtj 
(TTotjpTj»'^,  Ttocpavrj)  entspricht  dem  armenischen  Dzo])h  oder 
Dzo])hk  und  dem  syrischen  Quphen.  Die  alten  Geographen 
und  ebenso  die  Armenier  rechnen  es  zu  Aruicnia  magna  und 
begreifen  darunter  den  Landstrich,  der  sich  von  der  Mün- 
dung des  Arsamias  in  den  Euphrat  südöstlich  bis  zum 
Nvmphius,    einem  Nebenfluss   des    Tigi-is,    erstreckte.^)     Nach 


1)  Ingilene  (arm  Angel)  am  obern  Tigris,  grenzte  an  Sophene  und 
Anzetene.  Faustus  IV.  24.  Auch  bei  Petros  Patrikios  1.  c.  wird  ^IvTiXr^vij 
fierü  2^0YT,t't~g  zusammengestellt. 

2)  Anzetene  (arm.  Handzith)  nördlich  von  Sophene  am  öüdabhang 
des  Antitaurus. 

3)  Wir  haben  oben  den  Text  der  Nov.  nach  der  Yulgata  gegeben. 
Schoell  liest  statt  t]  y.cci  ß.:  v  xcä  B.  Der  Fehler  wird  vermieden,  wenn 
man  verbessert:  y.(d  i]  B.  y.u'/.oiutit^. 

4)  Asthianene  (arm.  Haschdiank)  eine  nördlich  vom  Arsamias  belegene 
Gebirgslandschaft,  in  der  später  das  befestigte  Kitharizon  angelegt  worden, 
war  nach  Moses  v.  Khoren  II.  g.  62  altes  Erbland  der  armenischen  Arsa- 
kiden.  Frokop.  de  aed.  III.  3  (253)  Kid'ufj'uoy  —  onto  tni  Uad-iuri,rrs  rt,^ 
y.aXorutiT^i  iati. 

Balabitene  (Belabitene,  Bolbene,  arm.  Balhowidh)  lag  nahe  bei 
Asthianene.     Nach  Prokop  a.  a.  0.  war  es  die  kleinste  der  Satrapieen. 

5)  Strabon  XI.  12  §  3  KiiTai  utru^v  tov  Maaiov  y.rU  rui-  AirtTutoor. 
Plinius  bist.  nat.  V.  12.  VL  13.  Ptolemaeos  V.  12.  Kiepert,  alte  Geogr.  79. 
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Norden  an  Anzetene,  nach  Osten  an  das  jenseits  des  Nvm- 
pliius  liegende,  seit  dem  Frieden  Jovians  persisch  gewordene 
Arzanene  grenzend,  reichte  es  im  Süden  bis  nach  Meso- 
potamien über  den  Oberlauf  des  Tigris  hinaus.  Doch  war 
hier  die  Grenze  schwankend.  Das  frühei-  zu  Sophene  ge- 
hörige Amida  ward  wenigstens  im  vierten  Jahrhundert 
stets  zur  Provinz  Mesopotamien  gereclmet.i)  Die  Bevölkerung 
Sophenes  war  eine  armenisch  und  syrisch-aramäisch  gemischte.2j 
Nach  den  armenischen  Quellen  zerüel  das  Land  —  ob  ur- 
sprünglich oder  erst  in  sjiäteren  Zeiten,  muss  dahingrstrllt 
bleiben  —  in  zwei  getri'nntf  Distrikte,  dei'en  jeder  von  eige- 
nen Stammfürsten  regiert  wm'de:  das  westlich  nach  dem 
Euplu'at  zu  belegene  Gross-Dzo])]i  und  das  östlich  bis  zum 
Nymphius  reichende,  wegen  (k-r  unmittelbaren  Nähe  Persiens 
wichtigere  Klein -Dz  öph,  das  nacli  dem  hier  herrschenden 
Dynastengescldecht  der  Schahüui  auch  Dzoj)li-Schahüni 
genannt  wurde,  woraus  Griechen  und  Pömer  den  Namen 
Sophanene  gemacht  haben. 3). 

Sophene,  und  zwar  vermutlich  das  ganze,  jene  l)eiden 
Distrikte  umfassende,  wanl  sclion  früh  in  die  römische  AVelt- 
politik  liineingezogen.  Von  LucuUus  im  mithridatiseheii 
Kriege  occupiert,  dann  von  Pompeius  dem  Ariobai-zanes  ^-on 
Kappadozien  überlassen,  wurde  es  nach  dem  Feldzuge  des 
Corbulo  vom  Kaiser  Nero  dem  Syrer  Sohaemus  als  rfimiselies 
Lehnskönigtum  übertragen.^)  Unter  Hadrian  scheint  Soplicne 
von  Kapi)adozien  aus  militärisch  besetzt  imd  verwaltet  worden 
zu  sein.5)  Nach  der  Eroberung  Armeniens  «Uu-ch  die  SäsA- 
niden  in  der  Mitte  des  dritten  Jahrhundei-ts    muss   aber   auch 

1)  AmmiaD.  XVIII.  9.  1.  10.  XIX.  1—8.  Notit.  di-n.  Or.  XXXVI. 
Hierokles  42.  erwähnt  Amida  als  einzige  6tadt  in  der  Provinz  Me.«opo- 
tamien. 

2)  Geiz  er,  Anfänge  der  armen.  Kircbe  153.  Satrupcnnamen  wie 
Gaddanas,  Mar,  Zareh,  sprechen  für  .syrische  Abkunft. 

3)  Faustus  III.  9.  12.  IV.  4.  24.  u.  a.  0.  Moses  II.  Ö.  IIL  4.  ötait 
Dzoph-Schahüni  findet  sich  auch  L)z. -Schabe. 

4)  Tacitus,  Annal.  XIII.  7.  Hist.  II.  81.  V.  1. 

5j  Appian,  Mithrid.  105.  2iio<fi\vi]  y.ni  loodvy'rr,  n'i  rvi  iroc  liaw 
Aoutvia  lioa/iTtocc  —  ycd  GToctryttTcu   i'iv  i'uu  ti~   KnrTTTaÖuxii;  y.cA   iitöt. 
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S.opliene  an  diese  verloren  oegangen  und  A'on  Eom  wenigstens 
faktisch  aufgegeben  sein.  Dass  es  im  Jahre  297  noch  im 
römischen  Besitze  gewesen  sei,  ist  nicht  anzunehmen,  da  in 
dem  diokletianischen  Frieden  ausdrücklich  die  Abtretung  So- 
phenes  und  nicht  bloss  die  Anerkennung  des  bisherigen  Besitz- 
standes stipiüiert  worden  ist.i)  Und  aus  der  Mitabtretung  von 
Arzanene  muss  gesclilossen  werden,  dass,  sofern  die  Teilung 
Sophenes  damals  schon  bestanden  hat,  auch  das  Dzoph-Scha- 
hüni  an  Eom  gefallen  ist;  denn  schon  militärische  Rücksich- 
ten verboten  dieses  sich  dazwischen  schiebende  Gebiet  frem- 
den Händen  zu  überlassen.  Der  jovianische  Frieden,  durch 
den  Arzanene  wieder  an  Persien  fiel,  hat  daran  nichts  ge- 
ändert, der  Xymphius  bildete  fortan  die  Grenze  zwischen  den 
beiden  Mächten. 2) 

Sophanene  als  Landschaftsbezeichnung  taucht  bei  den 
Kömern  im  Laufe  des  vierten  Jahrhunderts  auf,<i)  und  als  be- 
sondere, dem  Dzoph-Schahüni  der  Armenier  entsprechende 
Satrapie  finde  icli  sie  zuerst  in  einem  an  den  Satrapen  von 
Sophanene  gerichteten  kaiserlichen  Reskript  vom  Jahre  387  er- 
wähnt.4)  Unter  den  übrigen  Satrapieen  scheint  diese  eine  her- 
vorragende Stellung  eingenommen  zu  haben,  und  ihr  Satrap  von 
den  Kaisern  gewissermassen  als  Hau[)t  und  Vertreter  der  andern 
angeselien  worden    zu    sein. 5)     Xiu-  von    ihr  wird   die  Haupt- 


1)  Dagegen  ward  wegen  des  von  den  Rümein  nicht  aufgegebenen 
Mesopotamien  im  Vertrage  nichts  festgesetzt.  Vergl.  die  bei  Petr.  Patriii. 
1.  c.  mitgeteilten  Bedingungen.  Die  Bemerkung  Ammians  XXIII.  5.  10. 
dass  bei  Narseh's  Einfall  „Armenia  iuri  Romano  obnoxia"  gewesen,  beweist 
für  Sophene  nichts.  Vergl.  aber  Mommsen.  Rom.  Gesch.  V.  445.  Aus  der 
Bemerkung  Rufus  Festus  14.  „pace  facta  Mesopotamia  est  restituta",  folgt  nur, 
dass  es  von  den  Persern  geräumt,  nicht  aber  förmlich  abgetreten  worden  ist. 

2)  Prokop.  B.   Pers.  I.  21   illS)  de  aed.  III,  2  [2it}. 

3)  Eutrop.  brev.  VI  13.  Schon  bei  Dio  Cassius  XXXVl.  53. 
findet  sich  ^'or/itfrfi^  /.M(j<t  to?,-  llouttiui-  rroöaonvg;  ich  glaube  aber,  dass 
ein  späterer  Abschreiber  es  statt  2ioi/i,rt,  geschrieben  hat. 

4)  L.  G  Cod.  Th.  de  auro  coronario  12,  13  adressiert:  Gaddanae  sa- 
tr.apae  Sophanenae,  übrigens  die  einzige  Erwähnung  der  Satrapen  in  den 
Rechtssammlungen  vor  der  Novelle  Justinians. 

5)  Dafür  spricht  die  Fassung  der  L.  G  1.  c. 
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Stadt  Martyropolis  inehi-facli  ausdrücklicli  eiwälnit.l)  Da-^s 
aber  neben  So[)banene  anch  die  Satrai)ie  Sopliene  fortbestanden 
hat,  Icann  nach  den  Ausserimgen  Justinians  in  den  oben  ci- 
t leiten  Gesetzesstellen  nicht  bezweifelt  werden. 

AVie  früher  die  Bezeiohnnn»-  .So])hene  auch  i\vn 
So})hanene  genannten  Teil  umfassen  konnte,  so  wandte  ein 
späterer  Sprachi>el)i-auch  umgekehit  ch-n  Xameii  Sophancne 
auch  für  den  ersteren  an:^)  ja  zuweilen  wurde  Sophanene  ge- 
i-adehin  als  landschaftlicher  Kollektivbegriff  für  die  sämtlichen 
Satrapieen  gebraucht,  so  wenn  Pi-okop  von  einer  Ar  nie  nia,  /; 
^toq^avriv  1^  v.aXovf.iivri  sjjricht.«^)  X"nd  dies  dürfte  auch  die 
Erklärung  dafür  liefern,  dass  Polemius  Silvius  in  seinem 
Laterculus  unter  den  Provinzen  der  Dioecese  Oriens  aus- 
drücklich Sophanene  erwähnt.^)  In  AValii-heit  hat  es  eine 
Pi-ovinz  dieses  Namens  weder  damals  noch  später  gegeben; 
das  wii'd  unzweideutig  durch  das  Schweigen  so\\'olil  des 
Codex  Yeronensis  wie  dei'  Xotitia  dignitatum  und 
des  Synekdemos  des  Hierokles  erwiesen:  und  Mommsens 
Annahme,  Sophene  sei  im  Jovianischen  Frieden  an  Persien 
abgetreten  und  von  S(hä})ur  III.  später  an  Eom  zurück- 
cediert  worden,  kann  nicht  als  begi'ündet  angesehen  werden. Ö) 
Wemi  dahei-  der  Verfasser  des  Laterculus  Sophanene  zur  Pro- 
vinz gemacht  hat,  so  hat  er  entweder  einen  ähnlichen  Ii'i'- 
tum  begangen,  wie  oben  hinsichtlich  dei-  Armenia  maioi', 
oder  ei"  hat  die  als  einen  Annex  der  Dioecese  Oriens  be- 
trachteten Satra})ieen  unter  jenem  üblichen  G-esamtnamen  zu- 
sammenfassen wollen.     Letzteres  ist  das  Wahrscheinlichere.  — 

Die   rechtliche  Stellung  der  Satrapieen  war  eine  wesent- 


1)  Prokop.  de  aed.  III.  2  ^218).  Bell.  Per^.  I.  21  ;  108j  L.  5  Cod. 
J.   1.  29   „Sophanenam,  in  qua  est  Martyropolis.'' 

2)  Ihm  folgt  Eutrop.  \'l.  13,  wenn  er  dem  l'igvanes  durch  Poni- 
peius  Sophanene  entreissen  lässt.  „Ademta  est  ei  Syria,  Phoenice,  So- 
phanene." 

3j   Vergl.  die  Anm.   1  ciüerten  Stellen. 

4)  Polem.  Silvias  (ed.  Seeck)  YIII.  11.  Sophanene  wird  hier  hinter 
Eufratesia  und  Hosdroene  aufgeführt. 

5)  Abh.  d.  sächs.  Gesellsch.  d.  Wissensch.   1&53.  III.  233  ff. 
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lieh  andeii'  als  flir  von  Gi'ossaniU'iiini.  Dieses  unter  einen 
wefliselnden  rtiniiselien  Heaniten,  den  conies  Arnieniae  ^c- 
stellt,  wurde  wie  ein  annektiertes  Land  unmittelbar  A^on  Keielis 
we^-en  regiert:  in  den  Satrapieen  lilieben  dagegen  die  ange- 
sessenen Fürstengeschleehter  im  ungestörten  Besitz  ihrer  Herr- 
scliaft,  nur  dass  an  die  Stelle  tles  A'asallitätsvei'liältnisses  zu 
Ai'nienien  oder  Persieu  die  Abhängigkeit  von  Ixoni  getreten 
war.  (ileieh  Kleinkönigen  von  Klientelstaaten^)  bt'herrschten 
die  Satrapen  ihre  Gebiete  Icrai't  eigenen  eid)li(dien  l^eclits 
auf  Lebenszeit,  und  vererbten  bi-i  ihrem  'roth;  die  A\'ürd('  auf 
(he  berufenen  Xaehfolgei'.^)  Das  armeuisclie  L)-breeht  beruhte 
auf  dem  unbedingten  Vorzug  des  ^lannsstaunus  und  (hnn 
Ausschluss  de]'  Weiber,  und  hat  siclieilich  auch  in  den  Sa- 
trapieen gegolten."^)  Dagegen  war  —  wenn  man  die  Analogie 
der  Königsthrcmfolge  heranziehen  dai-f  —  das  Krstgeburtsi'echt 
keineswegs  allgemein  anerkannt.  Xacli  oiientalischer  Sitte 
pffegte  (h^-  Kitnig  nicht  selten  schon  bei  Lebzeiten,  allenfalls 
mit  Zustimmung  der  Gi-ossen  oder  angt'sehener  Gesolüechts- 
genossen,  unter  mehreren  Sfilmen  ch-nNaehfolger  zul)estimmen: 
und  in  den  Sati'apieen  wird  es  nicht  anders  gewesen  sein."*) 
Die  kaiserliche  b'cgiciung  abei'  wird  sich  schweilich  um 
solche  Succcssionsfragen  gekümmert  haben.  Dei'  ^^'echsel  in 
der  Peisou  der  Sati-a[)eu  musste  se1bst\'erstäydlit-h  dem  Kaiser 
angezeigt,  und  wenn  auch  nicht  eine  föiinliche  Bestätigung, 
doch  eine  Art  \'oii  Iu\'estitur  iiachgesiuht  werden,  wie  sie 
auch  sonst  im  (»striMnischeu  und  pcisischcn  K'eiche  für  die 
abhängigen    Fürsten    üblich    gewesen.^)     Als  äusseres  Zeichen 


1)  Amniitui.     XX T.     G.     7.     spricht     von     „Transtigrituni      reges     et 
satrapae." 

2)  Prokop.   de  aed.  III  1  (247)  aaroundi  —  y.arii  ytroq  iii  r  i;  Tic=  uoyc/i 
ty.c.'/.oriTo  TtiVT«';  k//>nivQt  «t'rwf  ayoi  t?  {hcraroi-. 

3)  Vergl.   Novelle  21  und  Edict.  Just.  3.     Von  GeUung  des  sog.  .syrischen 
llechtsbuches  in  jenen  Gigenden  ist  nichts  bekannt. 

4)  Ähnlicli     in     l'ersien;     vergl.     Spiegel,     II[     G07.       Nül<lecke, 
'J'aljüri  439. 

5)  Malalas,    XVlI  (413  ,    TheophaiK  s.   1G8,  Agathias  III   15.  wo  ähn- 
liche Investituren  der  Lazenkönitje  geschildert  werden. 
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iliiiT  Wünlf  erteilte  der  Kaiser  den  Satrapen  |)rächtigc  (m-- 
wänder  und  die  sonst  nni'  ihm  und  dem  Grosskönig-  vorlic- 
lialtenen  Pnrpm-sclmlie.^)  llirersrits  bezeugten  die  Satrajicn 
dem  Kaisei-  ihre  I'nterwüriigkeit  und  Ki-gehenheit  durch  (ic- 
sandtsehaften  und  persönliches  Erscheinen  am  byzantinischen 
Hofe,  wobei  sie  sich  der  Staatspost  bedienen  durften,^)  sowie 
dui-ch  Überreichung  eines  scheinbar  freiwilligen,  in  V\'irklich- 
keit  al)er  durch  Sitte  und  ('cwolinheit  gebotenen  reichen  (b-- 
schenlccs,  des  sogenannten  aurum  coronarium  —  „Jtro  de- 
votione  (puie  Eomano  di-betur  im})eri(j."  Dei-  früher  erw  iihnte, 
an  den  Satrapen  ^■on  Sophaneue  gericlitete  Erlass  der  Kaiser 
(^ratian,  \'alentinian  und  Theodos  vom  Juni  887  giebt  darüber 
näheren  Aufschluss. 

J^.   6.   Cod.   Tli.   'le  aui'.   coron.    i2.    i;-3: 
Aurum  coronarium   his    i-eddi    restituique  decernimus, 
(piibus  illicite  videtur   ablatum,  ut  secundum  consuetu- 
dinem    moi-is    antiipii    omnes    satrapat^    }»rc»  devotione, 
(piae  Koniano    debetur    impei-io    coronam,    ex  pio])i-iis 
facultatibus  faciant  serenitati  nostrae  solenniter  otFeren- 
dam.    Dat.  XVlll.   Kai.   .Iiil.   (  pli  Valentiniano  A.  111 
et   P]utropio  coss."^) 
In  dem  Erlasse  bleibt  manclies  unklar.     Fast  scheint  es, 
dass   der   Satra])  von    Sophanene    allein   ohne    cbe    andern   den 
Kaisern   die   Corona  gestiftet  habe:  aber  bei  welcher  Gelegen- 
heit?    Mail   könnte   geneigt    sein,    an   <le]i   gerade  in  die  näm- 
liche   Zeit    fallenden    glficklichen   Abscliluss   des    Friedensver- 
trages mit  Persien  zu  denken.     Äussere   \'eraulassung  zu  der 
Verfügung  wird  den  Kaisei-n  eine  an  sie  gelangte  Bescli  werde 
oder  Supplicatio  Beteiligter  gegeben  haben.     Im  Hinljlick  auf 
eine   \'on   ihnen  vor  wenigen   Jalu-en  erlassene   allgemeine  Ver- 

♦        1)  l^rokop.   1.  c.  giebt  die  ansfabiliche   Beschreibung. 

2)  Ammian.  XXIII.  7.  9.  L.  57  C.  Th.  de  cursii  publ.  8.  5  ^a.  397). 
Dass  unter  den  hier  erwähnten  „legatis  de  diversis  gentibus''  (die  Lesart 
,. gener  ibiis"  giebt  keinen  Sinui  die  Satrapieen  gemeint  seien,  ist  höchst  wahr- 
scheinlich, da  der  Llrlass  an  Eemistheus,  dux  Armeniae,  gerichtet  war.  In 
L.  16  C.  J.   12.   51  ist  die  Stelle  verküizt  aufgenommen. 

3)  In  C.  J.   10.  76  ist  das  Reskript  nicht  aufgenommen. 

3* 
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Ordnung^)  missbilligen  sio  fs  zunächst,  dass  zur  Beschaflfung 
des  auri  coronarii  andei-e  als  dei-  Gewohnheit  gemäss  dazu  Ver- 
|)ilifhtete  herangezogen  seien,  und  oi'dnen  die  Rückgabe  der 
diesen  unbefugt  abgenommenen  Beiträge  an:  sie  bestimmen 
ferner,  dass  alter  Sitte  entsprechend  (also  wohl  schon  aus  der 
Zeit  der  ei'sten  Erwerbung  der  Satrapieen)  die  Verpflichtung 
zu  solchen  Hhrengcschenken  allen  Satrapen  gemeinschaftlich 
oblieye  und  die  Kosten  A^on  ihnen  aus  eigenen  Mitteln  ge- 
tragen werden  müssen.  Bemeikenswert  ist  noch,  (Uiss  die 
Kaiser  dir  Verordnungs-  und  Entscheidungsrecht  mit  Gehor- 
sam lieiscliendei'  Wirkung  als  Ausfluss  ihrei-  Oberhoheit  auch 
den  halbsouveränen  SatrajX'n  gegenüber  zui'  Geltung  bringen, 
und  dass  das  Eeskrijtt  formell  zwai-  an  den  Satrapen  von 
Sophanene  gerichtet,  seinem  Inhalte  nach  aber  für  alle  Sa- 
tiapen  bestimmt  gewesen  ist:  es  bestätigt  dies  zugleich  die 
oben  erwähnte  Vermutung,  dass  jener  vermöge  seiner  be- 
sonders lieivorragenden  Stellung  als  A'ertreter  der  übrigen 
angesehen   ward.  — 

Kömische  Truj>})en  waren  auch  in  den  Satrapengebieten 
nicht  stationieit;  das  Schweigen  derXotitia  und  das  bestimmte 
Zeugnis  Pi'okops^)  lassen  darüber  keinen  Zweifel.  Die  Kaiser 
erachteten  es  für  ausi'eichmd,  den  Gi'enzschutzdienst  gegen 
Persien  von  den  Satrapen  selbst  \uid  ihren  Leuten  A'ersehen 
zu  lassen.  Selbst  das  unmittelbar  an  der  jiersischen  Grenze 
belegene  Ma)tyro})()l  is  harte  noch  untei-  Kaise)-  Anastasius 
keine  )()mische  Besatzung.^)  N'onilx^i'geliende  Elinfälle  der 
Barliaren  mussten  die  Sati'ajM-n  abwehi'en,  im  Falle  eint-s 
Krieges  aber  Hilfstni])i)en  stellen  und  mit  ihnen  zum  riuni- 
schen  Heere  stossen."*)  Es  gal)  abo-  auch  feste,  zum  j'ömischcn 
Heere  gehörige  'r)up})enkörpei-,  di(>  sicli  aus  den  Satraju-n- 
gebieten    dui'cli    freiwilligen    Kimi'irt    oder    S()ldneranwerbnng 

Ij  L.    5    C.    Tb.  h.    t.   „ad  collationem  auii  coronarii  placuit  neiuinom 
absque  consuetudine  cogendum'"  (a.  384). 

2)  Prokop.     1.     C.       ör««r/('Jr/?    cV/    'J'^nituo-    oirt    T[>  .loiitriior    ,iria-'/.ti, 
oirt  a«TU('i:i«((;   t,int'e  moTioTf,  d/M'.   rn   no'/.iiin'.   ycri'.    iioyi:  niroi   otfiy.iu  ito. 

3)  Prokop.  dt!  at-d.  III  2  (249). 

4)  Beispiele  giebt  Ainininn.   XXI.  G.  7.  u.  a.  a.  0. 
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in  ähnliclK'i-  Weisi*  rekrutierten,  wie  dies  aus  anderen  l)ar- 
barischen  Völkerschaften  üblich  war.  So  werden  in  der 
Notitia  unter  den  dem  Mag.  milit.  per  Orienten!  unmittelbar 
zur  Verfügung  stehenden  Pseudoeomitatensesl)  neben  den 
beiden  armenischen  Legionen  Transtigrit ani  aufgefiihrt, 
eine  Bezeichnung,  ilie  nur  auf  die  aus  den  regiones  Ti-ans- 
tigritanae,  d.  li.  eben  den  armenischen  Grenzsatrapieen  stam- 
menden Trup])en  bezogen  werden  kann:^)  ferner  ei[uites 
sagittarii  Cordueni  unter  dem  Mag.  mil.  praesent.  des 
Occidents,^)  eine  ala  XV  Fla  via  Corduenorum,  unrl  die 
cohors  XIV  Valeria  Zal>denorum  unter  dem  dux  Meso- 
potamiae,**)  obsclion  Corduene  und  Zabdikene  längst  an  Peisien 
verloren  gegangen  waren.  Nur  bleibt  zu  beachten,  dass  die 
beibehaltenen  altern  Truppennamen  für  die  spätere  Zeit  nicht  not- 
wendig auch  den  ursprünglichen  Eekrutierungsbezirk  erweisen. 
Über  die  Rechtspflege  in  den  Satrapieen  fehlen  uns  Nach- 
richten: sie  wird  von  den  Satrapen  selbst  nach  einheimischem 
Recht  und  Verfahren  geübt  worden  sein.  Eben  deshalb  ist 
an  einen  Instanzenzug  an  römische  höhere  Beamte,  etwa  tlen 
Comes  Orientis  und  weiter  den  Praefectus  praetorii) 
nicht  zu  denken;  für  Berufungen  an  sie  fehlten  alle  for- 
mellen und  materiellen  Voraussetzungen.  Höchstens  konnte 
eine  Beschwerde  oder  Siipplicatio  an  den  Kaiser  gerichtet 
werden,  und  als  einen  Fall  einer  solchen  haben  wir  den  des 
oben  besprochenen  Reskripts  zu  betrachten.  Diese  Nichtein- 
mischung der  obern  römischen  Justizstelleu  erklärt  es  auch, 
dass  sich  in  Armenien  und  im  Gebiet  der  Satrapieen  das  eigen- 
tümliche Landesrecht  mit  seinen  erheblichen  Abweichungen 
im    Ehe-    und    F.rbrecht    bis    auf    Justinian    erhalten    konn-te. 


1)  Über  diese  'l'ruppen:  Gothofredus  zu  L.  18  C.  Th.  de  re  milit. 
7.  1.  KuhD,  Stadt,  u.  bürg.  Verf.  d.  Rom.  R.  I.  135. 

2;  Notit  digD.  Or.  YII  58.  Boecking,  Not.  I.  203  will  dem  V'organge 
des  Yalesius  folgend  diese  Trans tigritani  vom  römischen  Standpunkt  aus, 
als  Cistigritani  angesehen  wissen;  allein  die  Satrapieen  lagen,  wenn  von 
Sophene  abgesehen  wird,  für  die  Romer  jenseits  des   Tigris. 

3)  Not.  dign.  Occ.  YI.  83.  YII.  209. 

4)  Not.  dign.  Or.  XXXVI.  34.  36 
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"Wenn  in  der  I^.  ö  (".  ,J.  de  tnnp.'  et  repar.  aj)]»'!!.  7.  63  (Ö2')) 
.liistinian  \nn  .V])p('llati(>in'n  an  das  kaiserliche  Hoflaovr  aucli 
„all  Aiim-niis  et  u,entibns"  spiichr,  so  ist  dies  sicherlich  eine 
mir  seinen  unten  zu  hespi'eclicnden  ixctonnf-n  zusanimcn- 
hiin<iende  XcncrnnL;-.     (Nt-rt;!.  S.   Ö4.) 

So  lan^'e  (his  nationale  KciniL^tniu  in  Aiiurnien  hestand, 
lieti-achti-tcn  sieh  die  Satrapen,  nncrachtct  ilirci-  Ahhiinn-i^lccit 
von  Rom  nach  wie  vor  als  Armenier  und  als  Vasallen  der 
Arsak'iden.  denen  sie  als  solclie  Treue  und  Heei'esfolo;e  schul- 
deten, und  röniischerseits  seheint  inan  an  (Heser  Auffassung" 
und  der  da(hn(ii  hedinoten  eigentümlichen  Doppel  Stellung  nm- 
soweniger  Anstoss  genonnnen  zu  hahen,  als  ja  Armenien 
seihst  theoretisch  wenigstens  als  i-rmiischer  Klientelstaat  ange- 
s(dien  wurde  und  mithin  römische  Intin-essen  durch  jene  l^e- 
ziehungen  nicht  gef;lhrdet  ersehienen.  So  nelimen  die  rr)mi- 
sclien  Satrapen  vielfach  an  den  innern  und  äussern  Kämi>fen 
aktiven  Anteil,  in  die  Armenien,  hesonders  nach  dem  Joviani- 
sclien  Frieden  verwiekelt  wurde.  Foit  unil  foit  hegegnen 
uns  in  den  armenisclien  Px'i'iclucn  die  Fürsten  von  Dzoph 
und  I)zo)»h  S(diahüni,  wie  sie  hald  den  eindringenden  juM'si- 
schen  Heeresmassen  sich  entgegenstellen,  bald  als  ]\ritkämpfer 
auf  Seiten  des  legitimen  Kcuiigs  treu  zu  ilun  und  ihrem  Lande 
haltend,  ilie  zu  Fei'sien  al)gefallenen  (n-ossen  und  die  von 
diesen  mit  persischer  Hilfe  aufgestellten  Thronprätendenten 
zu  I)ekämi)fen  suchten. i)  Mit  dem  AVegfall  des  KCinigtums  in 
dem  römisciien  C'>rossarmenien  nnissten  (Uese  Hezieliungen  auf- 
hören. Als  spätei-  die  Persarnienier  sich  \'on  (k'm  [)ersischen 
Joche  in  schweren  Käm|)fen  zu  hefi'cien  suchten,  wandten 
sie  sieh  vergehlich  an  die  römischen  Satrapen.  Diese, 
wie  die  Kaiser  seihst  leimten  jed(>  Inter\-ention  zu  ihren 
(lunsten   ah.'-^) 

Kine  wesentliche  Veränderung  erfuhr  die  Stellung  der 
Satrajien  unter  der  Begierung  des  Kaiseis  ZcMion.  Die  Sa- 
trapen   hatten    sich,    dem    P)eis])iele    iles     ^Magister    milit.     ])ei- 

1)  KauKtiis  IV  24 

2)  Lazar  von   Pharhi  c    29.     Elisai'us   Vertabed,  c.  3. 
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Orientein  Illus  fol^rcnd.  dem  in  Antiochien  aufgetretenen 
Ge^'enkaisrr  Lrontios  angeschlossen ;!)  als  dann  Zcnon  488  den 
Aufstand  siegTcich  niederij;e\vorfen  liatte,  hielt  er  auch  mit 
den  SMti'ajien  Ahrrehnuni;-.  Zwar  höh  ei-  die  Satrapieen  als 
solclie  nicht  auf,  entsetzte  ahei'  die  hislierigcn  Inhaher  ilu'er 
AVürden,  entzoo-  d(>n  heiTSchendcn  (^rcsclüechtern  die  Erh- 
berechtii;-unu,-  zur  Xachfolue.  und  hestimmte,  dass  fortan  die 
Sati'ai)en  in  jedem  einzelnen  Falle  vom  Kaiser  nac-h  freiem. 
Beliehen  ernannt  werden  sollten. 2)  Mit  der  F]rhlichkeit  ward 
zui^leich  die  Lehenslänglichkeit  heseitigt;  denn  auch  die 
Zeit,  fiir  <l;e  dei-  Kaisi-r  die  Sati-apen  herufen  wollte,  hin«^  nun 
vf>n  ihm  ah.  Nur  für  Halahitene,  deren  Inhaher  sich  ver- 
mutlich an  der  Em})örung  nicht  beteiligt  hatte,  liess  Zenon 
das  bisherige  Verhältnis  bestehen.3)  Zwar  werden  die  Satra- 
})en  auch  fernerhin  von  den  Kaisern  vornehmlich  aus  dem 
Kreise  angeselu-ner  Landeseinsassen,  und  aus  den  friUieren 
Geschlechtern  gewählt  worden  sein,  aiich  hat  im  übrigen 
die  Verfassung  der  Satrapieen  kaum  eine  weitere  Änderung 
erfahren,  insbesondere  wui-den  auch  jetzt  römische  Trupi)en 
dorthin  nicht  ständig  verlegt  und  der  Grenzschutz  V>lieb  wie 
vordem  dein  eigenen  Kontingenten  übei'lassenH)  doch  war 
die  Stelbing  und  Bedeutung  der  Satrapen  nicht  mcdn-  die 
frühere.  llu'ei-  erl)lichen  Fürstenwürde  entkleidet,  wai'eu 
sie  fortan  zwai-  nicht  römische  Beamte,  aber  nm-  noch  von 
der  Gnade  des  Kaisers  alihängige  Vorsteher  und  Verwalter 
dei'  ihnen  anverti-auten  Gebiete.  In  dieser  Gestalt  erhielten 
sich  die  Satrapieen  noch  fast  ein  halbes  Jahrhundert  lang 
von  488 — 536.  — 


1)  Über  diesen,  von  der  Kaiserin  "\'erina,  der  Witwe  Leo's  I  und 
Schwiegermutter  Zenon s.  angezettelten  Aufstand:  Malalas,  XV.  387  ff.  Theo- 
phanos,  127  ff.     Prokop.  de  aed.  III.   1.  (247). 

2)  Prokop  1.  c.  —  Tovi  di  '/.oiTToi-g  yadshöi'  tiTTtarai  ovxlzt  tg  Tovg  ynrct 
ytuo.;  acfioi  7Ton.;ty.oiTai  iire/iöt»^ßt  tu-  ao/ü:;  iftotc'J'fn,  (i?X  tTei>oig  nti  ii,y 
xt(>/i r  öifiÖi/fd^f/i  Haöoiae  tuvti^v  oiv  fw  ßor/.oiiirr)  ^itaütl  ti'r^. 

3)  Prokop  1.  e. 

4)  Prokop  1.  c.  axouTKJJrfu  uUroi  ovS'  di  'FoiiaToi  c<rTOi~  t'i'noiTO,  u'ßX 
.i{)iifi  ii-tf  Tiift;.   >,7Tto   T(<   TiQOTfna   uad'c.ro. 
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IV. 

JustiDians  Eeformen, 

Militärorganisation    in    Armenien.      Die    vier    armenischen    Provinzen    nach 
Novelle  31.     Appellationsgerichtsbarkeit  der  Statthalter.     Novelle  23. 

Novelle  21. 

Als  Justinian  am  i.  August  528  die  AUeinheiT.schaft  über 
(las  oströmisclu"  lieicli  antrat, i)  schwebte  noch  der  seit  522 
mit  wechsehideni  Erfolg  gegen  Persien  geführte  Krieg.  Eine 
soeben  in  Armenien  erlittene  Niederlage  und  das  ^'ordring•en 
der  Perser  bis  zum  Pontus^)  hatten  dem  Kaisei-  die  Unzu- 
länglichkeit der  dort  getroffenen  militärischen  Vorkehrungen 
dargethan,  und  veranlassten  ihn  bald  nach  seiner  Thronbe- 
steigung zu  Massregeln,  die  der  gefährdeten  Grenze  bessere 
Sicherung;  gewähren  sollten.  Va-  entschloss  sich  diesen  be- 
sonders  exponierten  Gebieten  eine  selbständige  Militärorgani- 
sation zu  geben  und  für  sie  das  Amt  eines  neuen  eignen 
Magisti-r  inilitum,  neben  dem  bisherigen  für  den  Orient  zu 
seliaffen.  Es  geschah  dies  durch  die  schon  mehrfach  er- 
wähnte Verordnung  der  L.  5  ('.  J.  de  off.  mag.  mil.   1.  29: 

Imp.  Justinianus  A.  Zetae  viro  illustri  magistro 
militum  per  Armeniaiu  et  Pontum  Polemoniacum  et 
gentes. 

Cum  pro[)itia  tli\initatf  Pomanum  nobis  sit  dc- 
latum  imperium,  sollieita  cura,  cauta  diligentia  i)er- 
tractantes  perspt'.ximus  opcjrtere  etiam  Armeniae  et 
Ponto  Polemoniaco  et  gentibus  })roprium  magi- 
strum  militum  per  hanc  legem  constituere,  tuamque  mag- 
nitudinem,  ipiae  nobis  ex  ante  gestis  optime  commendata 
est,  idoneam  ad  talem  fore  dignitatem  confidentes 
elegimus,  certasque  })rovincias,  id  est  magna m  Arme- 
niam  quae  intei-ior  dicebatur  et  gentes  (Anzitenam 
videlicet  etc.3)  et  primam  et  seeundam  Ai'meniam  et 

1)  Seit    1.  April  527    war    er    Mitregent  Justins,    wie  ei'   selbst    in 
•Nov.  47.  c.   1.  angiebt. 

2)  Über  den  Krieg:  Prokop.  Bell.  Fers   L  10  ff.     Nöldecke.  Aufsätze 
zur  pers.  Gesch.  110  ff. 

3)  S.  oben  S.  27. 
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Pont  um  Polemoniaciiiu  tuae  curat'  cum  suis  ducibus 
comuiisimus,  comite  Armeniae  penitus  sublato,  certosque 
subdidimus  numeros  non  modo  quos  in  pi'aesenti  novos 
constituimus  sed  etiam  de  praesentalibus  et  Orien- 
talibus et  aliis  agminibns  segregatos  etc.i) 
Dem  neuen  Oberkommandierenden,  dessen  offizieller  Titel 
Magister  militum  per  Armeniam  et  Pontum  Polemo- 
niacum  et  gentes  lautete,  wurden  demnacli  nicht  nur  die 
früher  dem  Dux  Armeniae  unterstellten  Provinzen,  sondern 
dazu  noch  Grossarmenien  und  die  Satrapieen  als  Pessort  zu- 
gewiesen, sodass  alle  diese  Gebiete  fortan  einen  gesclilossenen 
Militärbezii'k  bildeten.  Auch  in  dei'  Personenwahl  bewies 
Justinian  eine  glückliche  Hand.  Sie'  fiel  auf  Tzittas,^) 
der  gleich  Belisar  aus  der  kaiserlichen  Leibwache  hervorge- 
gangen, sich  im  Perserkriege  ausgezeichnet  hatte,  und  durch 
Heirat  mit  der  Schwester  der  Theodora  dem  Kaiser  ver- 
schwägert worden  war.3)  Ihm  wm-de  ein  neu  gebildetes 
Armeekorps  zur  Verfügung  gestellt,  das  teils  aus  neuen 
Truppen,  teils  aus  mehreren  dem  Magister  militum  des  Orients 
abgenommenen  Legionen  und  aus  Teilen  der  Gardetruppen 
zusammengesetzt  war.4)  Hauptquartier  ward  das  gut  be- 
festigte Theodosiopolis:  das  Kanzleipersonal  (scriniarii)  ge- 
stattete der  Kaiser  aus  landeskundigen  Armeniern  zu  nehmen.^) 
Liiter  dem  neuen  Magister  militum  kommandierten  wie  ge- 
wöhnlich mehrere  Duces,  einer  in  Grossarmenien  mit  dem 
Sitz  in  Artaleson,  in  den  Satrapieen  zwei  neidcreierte  Duces, 
einer  in  Martyro})olis,   der  andre  in  dem  jüngst  befestigten 

1)  Auch  Prokop  de  aed  I[I.  1.  (246)  er'nähnt  die  Aufhebung  des 
comes  Armen,  und  die  Schaffung  des  neuen  Mag.  mil. 

2)  Der  Name  wird  bald  JUrTce^  (Prokop.  Bell  Pers  I.  12.  15.  II.  3) 
bald  T^ha^  (Prokop.  de  aed  III.  6.  Theoph.  175),  bald  Zilrritg  (Malalas, 
XVIII.  4:"29j  geschrieben  T'^iTTns  hat  der  Epilog  zu  Novelle  22.  ZiJtcc^  findet 
sich   in  einj^elnen  Handschriften,  danach  auoh  die  Codexstelle. 

3]  Malalas  XVIIE.  430.    Prokop.  hist    arc.  9  (59),  sie  hiess  Komito. 

4)  Malalas  1.  c.  SiSioxe  St  6  uvioi  ßuai'/^v^  tiü  attr)  aT0UTi;/.äTi; 
aoid'uovs  aiouTicoTüJv  ix  ruip  Sio  noaiaivicov  y.ni  draxoh,i.  Später  nennt  er: 
uoid'uovi  xiaaaotti  anö  rot   arcnr^Xnroi    araro/.r^,. 

5)  Malalas.  1    c. 
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l\  ir  haiixon.M  l);i;L;'t'L;'('ii  sclicinr  dn'  frühcro  T)ux  Aniicni;u> 
mir  seiner  einflussi'eiclion  Stellnui;'  l»eseiti^t  worden  zu  sein, 
ila  der  neue  ^lai;'.  iiiilit.  ihn  zu  ei'serzeu  hestinunt  wav.  Khon- 
so  li()rrcn  die  ^lilitärkdiuiiiandos  (\vr  Siiti'ajien  auf:  sie  1)liel)en 
nur  iiocli    rür  Inu'ze  Zeit  als  ( 'i\-il\'ei'\\;ilter  in  iln-eii  F'unlctionen. 

Im  Aiisehhiss  iiu  diese  ?kl ilirürdr^auisütinn  mus^  sieh  aneli 
die  l'mwiiiidlun^- (  M'dssa  i'iiien  leiis  in  eine  frirmliciie  I'rox'inz 
\"(>llz(it;'en  lialieu.  .lustinian  zählt  unter  di'u  dem  ]\IaLi'ister 
Uiilitum  |ier  Armeuiam  mitei-stelhiai  Ih-(>\"inzen  amh  A  i'ui  eni  am 
man'nam  auf,  und  er  hätte  nnmrio-lich  das  Amt  de^  hislieriL!,'t'n 
('(pines  Arnaaiiai.'  aufhellen  krnmen,  wenn  er  nieht  L;-leiclizeitii;' 
eine  (  'ix'iK'ei'waltuni;'  fiii'  dieses  Armenien  ein^ci-iehtet  nni\ 
einen  Statthalter  an  seine  Spitze  i^'estelh  hätte.  I)ement- 
spreeheiid  \\  il'il  Ml  dei'  <ler  \()\"i'lle  S  ;uis  dem  .lahl'e  ')'-)'^  an- 
^■(•1  längten  Xiititia  unter  den  kniisniarischen  l'rii\'inzeii  nueh 
^Aouevia  tueyü/.r^  mit  einem  J'i-äses  als  Statthalter  \'erzeielinet,-) 
und  wir  hahen  alle]i  (miukI.  diese  (  )rij,'anisati(in  auf  die  L.  ö, 
( '.  .1.  1.  "2*1  zurückzuführen.  Ist  dieses  (h'setz  uns  auch  ohne 
|)atiei-un:;-  üdierliehat,  so  ei'^elteu  doch  dii'  Kin^an^^'swdi'te  — - 
„cum  liiMuanum  imhissit  im])eriiun  delatum"  —  dass  es,  wenn 
nicht  selidn  ")2S.  jedenfalls  mich  im  ersten  K'e^iei'un^'sjahi'e 
.lu-tinians  erlassen  si'i.  und  diese)'  Zeitjand^t  w  ii'd  \"iin  den 
( 'hi-(.iioL;,i  aphiai  ^lalalas  und  T  Im' n  p  h  a  n  e  s  ,  deren  erstei'em 
dd'  riesetzestext  offenhai'  \'(irij,'ele;_;'eu  hat,  a  Usd  rück'l  lel  1  aiu;'e- 
niimmeii.'') 

N'a(  lideiii  ,111  dain-e  .").■),')  ein  für  die  ixTauei'  weniL;'  rühm- 
lichei'  |-"rier|e  mit  dem  l'ersei-krmii;'  Klmsran  zustande  ;j,-ek'uin- 
meii  uar.-^)  lieuiUzte  d  ustinian.  wähi'end  seine  Meere  im  Westen 
s;(li  zum  Ansturm  auf  das  ( luicuicich  i-ilsteten,  die  m  i\rv 
rist!i(hi  n  Ihichsliälfte  liei'i'scheiide  h'ulie  zui'  1  )urclifrdn'uni;' 
einige!-   w  icli!  iMci'   \'cr\\  ahn nL;<i-eformen. 


1     Prokop    ,1,.  iu.(l    rr[.  '2  ,2l8i  I[[.  3  (251.  202.) 
•2    Ni.vi'llt'  8.  Not.  i;  23. 

3)  MalnlfiP.  Tlipoplianrs   1.  c. 

4)  riokop.  ]iv\\.  TiMs.  I.  22  (113)  setzt  ansdriicklicb  den  Friidenpscbluss 
in  ilii.s  pcclisti'  licf:i<'r)in;:sjnhr  Ju^^tiniaii.s.  liauki-,  Wi'ltgoscli.  IV  2.  42 
niinint  uini -litij;  <las  JiiLr  i)'.]\   au. 
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^fan  winl  .lusTinian  nicht  L^ert-cht.  wenn  man  ihn  nur 
als  ScliöpfiT  (h's  ('(ir|tus  iuris  und  wegen  der  AViederher- 
stelhmi;'  i\rr  rr«niisthen  Herrseliaft  im  AVesten  als  siegreichen 
^Mt'hrer  ilrs  h'eiclics  i'ühmt.  V\n  ilitsen  merkwiirdig  knm- 
plexen  ("harakter  voll  zu  würdigen,  nniss  man  in  das  Detail 
dessen  eindringen,  was  er  vermöge  seiner  vielseitigen  Talente, 
seiner  rrcschät'tsk"fnntnisse.  nnermüilliehen  Ai-lieitskraft  und 
der  geschickten  Auswahl  und  Benutzung  geeigneter  Hilfs- 
kräfte in  den  verschiedensten  Zweigen  der  StaatsA-erwaltung: 
des  Justiz-,  des  j-'inanz-  und  Bauwesens,  der  Grenzbefestigung 
u.  a.  u'eleistet  hat.  Die  Sanindunu"  i^einer  Xovellengesetze 
liefeit  ihd'ür  s|irc(hendt'  Zeugnisse:  leider  siml  die  darin  für 
das  r)tientli(lie  lve(ht.  Mie  Verwaltung  und  di(>  AVirtscliafts- 
verhältnisse  jrner  Zeit  entlialtrufu  reichen  Schätze  noch  so 
gut  wie  ungehohen.  Alag  auch  zugegeben  werden,  das;?  viele 
Massregeln  Justinians  nur  lunseitigtMi  lisk;dischen  Interessen 
gedient  haben,  ilass  manclies  zum  Besten  ihn-  Unteithanen 
Ge])lante  ilunh  ilie  T'ntüehtigkrit  oder  dt-n  üblen  AA'illen  der 
ausfühi'ende'n  (.hgane  ins  (^cgfuttdl  umgeschlagen  .sei  —  immer 
wii'd  man  dem  griissen  Gescliick,  mit  dem  der  Kaiser  st^nie 
I(h-een  fasste  und  seim-  Pläne  \'rrfnlgte,  gei'cchte  Anerkennung 
nielit   x'i'i'sagen   düi-fi'U.l) 

Bcsimdrrs  fruclitliai'  an  A'rrwaltungsreformgesetzen  sind 
dir  .laliri'  Ö'V^  und  öo6  gewesen.  T'ni  dem  eingerissenen 
Unwesen-  dii-  .Vmtscm])ffldung  und  Amtscrlangung  gt'gt'U 
Gewäln'un^-  pclvuniürcr  Vuitciji'  naehdrüekliehst  zu  steuern, 
«■rging  im  .\jiril  önö  eine  Art  .Vnits-  und  Diseiplinordnung, 
dit^  X(n"elli'  s  (ut  magistratus  abs(^ue  ullo  suffragio 
fiant)  und  gleichzeitig  eine  allgemeine  Gesehäftsinstruktiiui 
fiir  die  r^ro^duzstatthalter,  Xo^-elle  17  (de  mandatis  prin- 
ei|ium).  Au  die--e  grundlegenden  Gesetze  schlössen  sich 
in  raselier  l''iili;-e  hesondei'e  ProA'inzialoi'dnungen  für  eine  An- 
zahl   meist    asiatiseher    Piox'inzen  an.     in    denen  diese   neu  ab- 

1)  Das  imiss  selbst  Prokop.  wenn  auch  widerwillig,  in  seiner  Gelieim- 
gescbichte  thnn.  Seine  Übertreibungen  andern  daran  nichts.  Beste  Würdigung 
Justinians  bei  Kanke,  Weltgesch.  lY  2.  12  ff'.  107 ff.  Kaum  mehr  als  eine  ziemlich 
unkritische   Chronologie  giebt  Isambeau,   histoire  de  Justinien,  Paris   1856 
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^•('orenzt  und  neu  organisiei't  und  die  Pflichten  der  Statthalter 
näher  gcre^vlt  wurden;  in  einigen  wurde  abweichend  von  der 
seit  Konstantin  regelmässig  beibehaltenen  Trennung  aus  be- 
sonderen Gründen  Militär-  und  (.'ivilobergewalt  in  der  Person 
des  Statthalters  vereinigt.!) 

Audi  die  armenischen  Landesteile  (/J  %oJv^AQ(j.Eviu)v  yüqa) 
erhielten  im  März  536  durch  die  Xovelle  31  eine  neue  Organi- 
sation2).  %u  clen  drei  bereits  A'orhandenen  Provinzen:  Ar- 
me nia  I,  11  und  magna,  trat  eine  aus  den  Satrapieen  ge- 
bildete vierte  hinzu;  gleichzeitig  erhielten  die  bisherigen  Pro- 
vinzen neue  Xamensbezeiclmungen  und  die  Statthalter  (mit 
einej-  Ausnahme)  höhern  Eang  und  neue  Titel. 

1.  Die  jetzt  Armenia  I  genannte  Provinz  entsprach  der 
kurz  zuvor  konstituierten  Armenia  magna  s.  interior,  so  je- 
doch, dass  ihr  Umfang  durch  Zuschlagung  einiger  von  der 
bislierigen  Armenia  I  und  von  Pontus  abgezweigter  Städte- 
gebiete (Satala,  Nikopolis,  Kerasus,  Trapezus  u.  a.)  nicht 
unerheblich  vergrössert  wurde,  und  dass  sie  dadurch  den 
wichtigen  Zugang  zum  Meere  erhielt. 3)  Hauptstadt  wurde  das  zu 
Khren  des  Kaisers  Justinianopolis  umgenannte  Bazanis.'*) 
Der  Statthalter  war  ein  mit  S})ectabilis rang  bekleideter  Pro- 
konsul.^) 

2.  Armenia  II  wurde  aus  der  alten  Armenia  I  gebildet 
und  durch  Zu^^•eisung  einiger  Städte  von  Pontus  und  Htdeno- 
pontus  für  die  Verluste  an  Armenia  I  entschädigt.  Hau[)tort 
bliel)  wie  bi.sher  Sebastea,  und  auch  der  Statthalter  behielt 
Rang  und  Stellung  eines  Präses. 6) 

1)  So  in  Pisidien,  Nov.  24,  Lykaonien,Nov.  26,  Isaurian,  Nov.  27  u.  a. 
Alle  diese  Gesetze  sind  an  den  damals  allmächtigen  Minister  und  Günstling 
Jnstinians  Joannes  Cappadox  gerichtet.  Über  ihn  Prokop.  Bell.  Pers. 
I.  24  (121  ff.) 

2)  Thoi   bicTinöaecoi  riof  xtaaünioy  uir/ovriov  'AohbvIu-;. 

3)  Nov.  31  c.  1  pr. 

4)  /?«;«*'.,•  in  Nov.  31  c.  1.  pr.;  bei  Prokop  BiZat»,  de  aed.  III  4.  5 
(254.  256). 

5)  Justinian  hatte  dazu  seinen  Günstling  Akakios  berufen.  Prokop 
giebt  über  ihn  ein  sehr  abfälliges  Urteil,  Bell.  Pers.  II.  3  (159,'. 

6,  Nov.  31.  c.  1.  §  1.     Nov.  8.  Not.  §  43. 


—  45  — 

3.  Armen ia  III  war  dir  alte  Armenia  II  mit  der  Hauj»r- 
stadt  Meliteiie,  im  imverämlerten  Umfange.  Als  Stattlialter 
trat  aher  an  die  Stelle  des  bisherigen  Präses  ein  neuer 
Comes  Justiniancus  mit  dem  Range  eines  Spectabilis.i) 
Im  Gegensätze  zu  den  diei  andein  Statthaltern  wurde  ihm 
neben  dei'  ("iAÜ-  auch  die  Militärgewalt  in  seiner  Provinz 
übertragen,  ein  Beweis,  welche  AVichtigkeit  der  Kaiser  ge- 
rade diesem  Posten  beigemessen  hat. 2) 

4.  Als  viertes  Armenien  wuide  nunmehr  das  Gebiet 
der  bisherigen  Satra})ieen,  der  gentes, 

ij  ttqCteqov  0  /.  eig  inagyiag  acve/.eiro  ay7^/iia  a/Ja  zvjy   re 
si^vioi'    /'i'    y.ai    ez    öiacpogiov   ovveiAEA.To    ovouänov  ßao- 
ßagi/Mv  —  y.al  tno   aagccTiaig  ovaa  — 
zu    einei'    neuen   L'rovinz  vereinigt    und   organisiert,  und  zw  ai- 
unter  einem    Präses    mit  Konsularrang    als  Statthalter:    — 
y.aAelvqv    roivcv   aoxif^   uolLtL/S^q    E/.oo^i]Gauev    oyl^f.niii 
agxovxäg  re  tco/.lxi/.ov  iyv.aTaazi^oavzej.  —  y.al    cu:t7^    öe 
iv  Z(^i    zojv    ogöiiagiojv    ugyöJv    /Mzeozrj    oy>^f.tazi   y.oiaai- 
/.agia  nag'   y](.u7v  yevof.ttvriß) 
Hauptorte  blieben  wie  bisher  die  als  Sitze  der  beiden  Ducrs 
erwähnten  Martyro])olis  und  Kitharizon. 

Mit  der  Einführmig  der  römischen  Civilverwaltung  wai- 
(h^r  Fortbestand  der  Satrapen  unvereinbar,  sie  A'erloren  ihre 
Amter  und  AVürden,^)  imd  es  verschwand  damit  im  ost- 
römischen Reiche  eine  seit  mehr  als  zweihundert  Jahren 
bestandene  interessante  lokale  Singularität.  Dit^  Xamen  ein- 
zelner Satrapieen  überdauerten  aber  ihre  staatliche  Auflösung: 
sie  blieben  als  Bezeichnungen  landschaftlicher  Gaue  längei- 
im  Gebrauche  und  man  begegnet  ihnen  noch  in  späterer  Zeit 
in  kirchlichen  Dioecesan-  und  sonstigen  landschaftlichen  A'er- 
zeichnissen.^) 

1)  Nov.  31.  c.  1.  §  2.  Nach  c.  2  ward  Thomas  zum  Comes  Just,  er- 
nannt.    Nach  Nov.  8  Notit  g  22  hatte  der  frühere  Praeses  nur  Konsularrang. 

2)  Nov.  31.  c.  3. 

3)  Nov.  31.  c.  1.  §  3. 

4)  Hftoi/.tv--  To  iiir  ocrocctcöi'  upoua  i:i).('.atr  iil^irÖt-  tiL^i-r,  •  Prokop. 
de  aed.  III.  1  (248), 

5)  Das    aus    der    Zeit    Leos    des     Weisen    stummende    Dioecesauver 
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Die  Xcuoi-oani.satiüii  AniifiiieiiN  liattr  nni'  staarliclir  niclit 
kiixhliclie  Bedeutung;  lur  die  Metropolitan-  und  Dioecesau- 
vi'iliältnisse  sollte  nach  des  Kaisers  ausdrücklichem  Willen 
keinerlei  Anderuno;  eintreten,  vielmehr  alles  beim  alten  ver- 
bleihen; doch  liegt  ein  weiteres  Eingelien  auf  diese  Verhält- 
nisse ausserhalb  imserei"  Aufgabe.!) 

Mit  der  Umgestaltiuig  der  Provinzen  stehen  gewisse  lle- 
formen  Justinians  auf  dem  Gebiete  der  Rechts] )flege  speziell 
des  Instanzenzugs   in   naher   ^'erblndullg. 

Appellationen  gegen  Ui'teile  der  Provinzstatthalter  als 
iudices  ordinarii  gingen  «ler  l^egel  nach  an  die  nächst  über- 
geordneten Vicarii  (jder  andere  iudices  sjjectabiles,  sofern 
nicht  ausnahmsweise  die  Koni] »etenz  (h-s  Pi'aiifeetu  s  ]>raetorio 
Platz  griff.-)  Gegen  diePhitscheidungen  derSpectabiles,  die  Sacra 
vice  an  Kaisers  Statt  erkannten,  ging  die  J>erufung  an  den 
Kaiser  seilest.  Aber  schon  Tlieodosius  IL  nml  A'alentinian 
hatten  in  einem  für  den  oströniiselien  Peich.steil  440  erlassenen 
Gesetze,  L.  32  ('.  d.  de  apjiell.  7.  023)  die  gegen  iudices  s]»ec- 
tabiles  eingelegren  Aj»pellationen  au  eine  aus  dem  Praefectus 
praetorio  Orientis  und  ilciu  •»juaestoi-  sa(  ri  palatii 
gebildete  ständige  Konnnission  gewiesen,  die  darüber  ge- 
wissermas.sen  als  ein  oberstes  Hofgericht  zu  entscheiden  liatte. 
Justinians  Bestreben  ging  nun  dahin,  dieses  Gericht  möglichst 
auf  die  grösseren  I^'ozesse  zu  beschränken,  es  vun  gelingern 
Saelien  zu  entlasten  und.  um  Am  Parteien  Zeit,  ^liUie  und 
Kosten  zu  ersparen,-*)  dir  K'iclitspflege  in  ilen  Provinzen 
mehr  als  bisher  geschehen,  ZU  ih'centralisiereii.  Seme  dureli 
die    Novellen    24,    2Ö,    20    und    27     im   .Jahre    ö:}.")    begoiuiem^n 

Pefnrnien      bctrafiii,     ab^rsehell      \nii      'riiiMciiii.      /.iliiäelisT      die 

Pi-ovinzen  Pisid  ia  (Xo\'.  24)   \\\i<\  1.  \  <  :>  on  la  (Xnw  2Ö)   aus  ilei- 


zeichnis    bei  Parthey.    Hieiokle.s   S.  'Jü    eiw.ibnt    bei    dw  t:i(u,/i'n  TiTr'uni,^ 
.liiiin  ir;:   y/.iinc   ^'.i'/ iii'-.    '.Ir^iriii];.    Ht'/.'ißiTi  ii'-,  .^iJTii:itri.: . 

1)  Nüv.  ol    c     2    §    1.     Äbnlicli   Nov.  '21)    c.    1.   >.   f.    t'iir   Papbl;iL'0!iien 

2)  V.  Bi'thmann-IIol  1  WL'g.  K.uii.  C  ivilproze^s  Ili.  5'i  H'. 

3)  Das  Juiir  440  ist  von  P.  Kriigfi-  «lunh  Koinl>inatioii  luil  L.  :.'.  C. 
J.   "(.  t;3.   und   L    1.   C.  J.  .'3.   4.   festgestellt  worden. 

4i  Nov.  -23  c.  3  Nov.  24  c.  5  i.  f. 
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Didcccsf  Asiana,  uinl  [saiii'ia  (Xi»\.  27)  aus  der  I)i  occrsc 
Oncns.l)  Zwei  MDUatr  spätfr  rr^in^cu  dann  ilii-  Noxrllfii  2S 
und  2!)  für  die  zui-  Dioccrsc  l'ontica  ^cliia-i^ru  I*i'i)\iii/.i-n 
H(d  cuojioutus  und  Pa|»]i  1  aij,(in  ia.-)  Die  nach  .");;.")  (•rlass''ni'a 
Ocsrr/.c  werden  untm  ci'wähnr  wci'di'n.  ['lu  nun  den  fi'ir  die 
n('U()i'L;aiiisifiti'n  Pi-(i\in/cn  Ix-stdltcn  Srattiialrnii  ciuc  iluci- 
Brdrutuni;(cini<j,i'  \nn  ihnen  ^'e^eiJli^•ten.^^■Je  oheii  eiw  Tdint,  ( "i\-il- 

Uml  ]\lilitäl'i;-e\\'alt  in  ihl'er  Person)'')  entspl-eehenile  iiusM're 
Stelhuii;'  zu  ^t'lien,  \ci'htdi  ih'r  Kaiser  iJinen  mir  den  lies(,n- 
deicn  Tuehi  Praetor.  I^i'ocdnsu  1 .  ('onies  oih'r  M  ml  ej'a  t  n  i'-^) 
ihu-eliw cl;'  i]>'n  Ivani;'  (h-i'  Sjieetahjles  und  sti'lke  sie  (hiiuit 
den  Viearien,  ihi'en  eheniah^cn  \'(ii'i;esei/.reii  ^-leicli.  I):i> 
Iiistan/en\erli;iltnis  ordnere  ei'  ahei'  im  wesentlichen  i^li'ich- 
niässii;-   in   i'ol^'cnder   Weise. 

Die  malen  Stattlialter  entscheiden  als  lvai>ei-llche  (Jlier- 
lächtei'  —  ..secundum  >aci-!  auditoru  formam"  — alle  A|i|ic||,i- 
tiduen  aus  ihi'cn  PnA'inz(/n,  und  zwai-  in  Streitsachen  lii>  /u 
ö()(l  solidi  —  cr/Qi  rcevTa/.ooivJV  vouiOuäiwr —  mit  Ausschluss 
jedes  Weiteren  Ticchtsmittels  end^ilti^: '^1  in  ^rrisseren  .Saclien. 
odc]-  falls  sie  in  erster  histan/  ei'kanjit  liahen.  L;eht  (|er 
Instanxenzui;-  dii'i'kt  an  das  kaiserh'che  H  nf  L!,-e)'i  (  li  t ,  d.  luden 
Pi'aeh'ctus  praetorin  und  ilen  •»•uaestdr  sacri  palatii.'-)  |)it 
infolge  dieser  XeUei'um;'  die  \  icai'iatsstellen  i\>-v  A-^iana 
und  IN/ntica  so  ^ut  wie  ilheitiiissi^  ^■ew(a'den  wareji,  üheitiaii;- 
.lustinian    die    ihnen    noch    x'crhleihenden    l'^unktionen     ffn-    d|,. 

))  Die  Nov.  'lA  -  21  siml  au  fint-m  und  deuisflbeii  'J'i.ge:  X\.  \\A. 
Jan.  Bi.'li<aiio  v.  c.  cons.   d.  b.   im  Jahve  535  orl<iSS(ni. 

2;  lit'idi.'  datiert:  XVII.  Kul.  Ang.  Belisario  v.  c.  con.'<.  I)it'  l'iu- 
viuz  HelenoiJünUi.<  wurde  an.'^  den  beiden  friiheren  l'üiilus  l'oU  iiiiji;iaeu> 
lind  Helenopontus   konihinieri.   Nov.  251  Prüet'. 

3i  S.  42  Anm.   1. 

4;  Praetor   I'isidiae,  Ljcacniae,  Tbraciae,  l'aphlagonine;  .Mud«  raioi 
Heieuoponti ;  Coine  s  I.sauriae;  der  alte  Titel  CoDie.s  per  Isa  ii  li  a  tu  Nut   diu;,. 
■Or.  XX[X.  nui.«s  inzwischen  beteiligt  worden  sein,  da  Hieruku-     rarthry  .'l'.i 
die  i-n'.n/ic.    iijc.i  nic.^   inn   i,yni('ni:  (praese.s)  erwähnt. 

5)  Nov.    24     c.   5.     Nov.   25    c.    G.      Nov.    2G.    c.    r>       N..v.    l'7.    ,•    -2 
Nov.  28.  c.  S.     Nuv.  29.  c.  5. 

ßj  Nov.  24.  c.  4.     Nov.  25.  c.  5  i;  '6 
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Dioecese  Asiana  dem  neuen  Co mes  Just inianeus  Phrygiae 
Pacatianae  und  für  die  Pontica  dem  Comes  Galati ae 
j)rimae:i)  ein  Yicar  für  den  Traetus  Ponticus  wurde  erst  im 
Jahre  548  wieder  eingeführt.2) 

Diesen  Spezialgesetzen  folgte  anfangs  Januar  536  eine 
allgemeine  Verordnung  über  Appellationen,  die  anTribonian 
gericiitete  Novelle  23  (III  Xon.  Jan.  post  Belisarii  v.  c.  cons.), 
In  c.  1  derselben  wird  zunächst  das  fatale  decendii  statt  dei- 
früheren  kürzern  Einlegimgsfristen  des  Rechtsmittels  generell 
festgesetzt;  c.  2  betrifft  die  vor  dem  Kaiser  selbst  zu  ver- 
handelnden Prozesse ;  die  für  den  Instanzenzug  massgebenden 
Vorschriften  finden  sich  in  c.  3  und  4.  Danacli  dürfen 
Api)ellationen  aus  allen  östliclien  Reichsgebieten  in  Sachen 
bis  znmAVerte  von  zehn  Pfund  Gold  —  ad  decem  librarum 
am'i  quantitatem  —  fortan  nicht  mein-  an  die  obei'sten 
Richter  der  Hauptstadt3)  gebracht  werden,  sondern  sind  für 
Ägypten  mit  Lybien  vom  Praefectus  augustalis,^)  für  die 
Dioecese  Oriens  vom  Comes  orientis,^)  und  für  die  Pro- 
vinzen dei-  Dioecesen  Asiana  und  Pontica  von  den  dazu 
speziell  bestimmten  viri  spectabiles: 

,,comites  forte    vel   proconsules  A'el  praetores  vel 

moderatores   quibus  s[)ecialiter    easdem    lites    peragen- 

das  deputaN'imus 
(gemeint  sind  die  vorei-wähnten  und  etwa  später  mit  gleichem 
Rang  zu  ernennenden  Stattlialter)  „vice  sacri  cognitoris"  zu  vcr- 


1)  Beide  werden  schon  in  Nov.  8  Notit.  §  3.  4.  als  spectabiles  auf- 
geführt. Die  Beseitigung  der  beiden  Vicarii  und  die  Substituierung  der  im 
Text  gedachten  Comites  wird  ausdrücklich  in  Nov.  24.  c.  4  und  Nov.  20. 
c.  6.  hervorgehoben. 

2)  Durch  das  Edict  8. 

3)  Schon  in  L.  37  C.  de  appeli.  7.  62  (a.  529)  hatte  Justinian  bestimmt,  dass 
die  an  den  Kaiser  gelangenden  Appellationssachen,  wenn  das  Objekt  zehn 
Pfund  Gold  nicht  überstieg,  von  einem  vom  Kaiser  delegierten  Kommissar 
verhandelt  und  entschieden  werden  sollten. 

4)  Er  hatte  den  Rang  unmittelbar  hinter  dem  Praef.  praet.  und  vor 
den  Vicarien. 

b^  Zweifelhaft  bleibt,  ob  der  naue  Comes  Isauriae  noch  unter  dem 
Cpmes  Orientis  gestanden  habe,  seitdem  er  selbst  speclabilis  geworden. 
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handeln  und  unter  Ausscliluss  weiterer  Berufung  —  ,,nulla 
post  sententiani  definitivam  a|)])ellatione  porrigenda"  —  zu  ent- 
scheiden.i)  S(3\veit  gegen  die  Urteile  der  Sj)ectabiles  selbst 
Appellation  zulässig  (also  in  Sachen  über  zehn  Pfund  Gold, 
oder  falls  sie  in  erster  Instanz  erkannt  haben),  geht  der 
Uechtszug  wieder  ausschliesslich  an  den  Praefectus  [)raet. 
mitsamt  dem  Quaestor  sao'i  i)alatii.2) 

Nach  Ei'lass  der  Xov.  23  ergingen  im  Laufe  des  Jahres 
536  noch  für  mehrere  Provinzen  ähnliche  Spezialgesetze  wie 
die  vorher  erwähnten.  Xov.  30  (XV.  Kai.  April,  p.  c.  Belisai'ii 
e.V.)  für  Kappadozien,  dessen  Prokonsul  gh'iehfalls  selb.stän- 
dige  Kompetenz  bis  zu  500  solidi  beigelegt  wai'd,^)  und  Xov.  31 
vom  gleichen  Tage  für  die  aimenischen  Provinzen,  von 
denen  vorher  gehandelt  worden  ist.  Es  folgte  X'^ov.  10'2 
(IV  Idus  Jun.  p.  c.  Belisarii)  für  den  Moderator  Arabiae 
und  Xov.  103  (Kai.  Jul.  ]».  c.  Beli.sarii)  den  Prokonsul 
Palaestinae  betreffend,  das  einzige  der  Provinzialgesetze, 
das  abweichend  von  den  übrigen  den  Satz  der  X'^ov.  23  von 
zehn  Pfund  Gold  als  Entscheidungsgrenze  fixiert  hat.*)  Die 
später  erlassene  Ordnung  für  den  neu  kreierten  Vicarius  des 
Pontus  vom  Jahre  548  (XV.  Kai.  Oct.  Imjj.  Div.  Ju.stiniani 
P.  P.  aug.  anno  XXI)  hat  die  500  solidi  wieder  aufgenommen.^) 

Einige  Punkte  bedürfen  noch  der  Aufkläi'ung.  In  X"ov.  24 
c.  5  und  XoY.  25  e.  6  wird  bei  der  Kompetenzbestimmung 
für  die  Praet  oren  A'on  Pisidia  und  Lycaonia  ausdrücklich 
auf  eine  jüngst  ei'gangene,  die  Appellationen  betreffende  kaisei'- 
liche  Konstitution  hingewiesen,^)  die  sich  jedoch  in  keiner  der 
uns  überlieferten  Sammlungen  vorfindet.     Ausgeschlossen  ist. 


1)  Nov.  23  c.  3. 

2)  Nov.  23  c.  4. 

3)  Die  bis  dahin  bestandenen  beiden  Provinzen  Cappadocia  prima 
und  secunda  wurden  nunmehr  zu  einer  verbunden,  Nov.  30  c.   10. 

4)  Nov.  103  c.   1. 

5)  Edict.  Just.  8.  c.  l  §  2. 

6)  Nov.  24.  C.  5  —  intiSri  Si  Hi/ny/o^  d'etuf  Siarc.^iy  yoäwavxei  tot.;  ciyoi 
ntyz((y.oai(oi'  lotuaudrou  ifecitiov-  8iy.a~  vnö  to7c  TXsotßh'Tirotg  agxoiaiy  — 
y.ad'tleTn'ltad'cu  tfvouod'tTt]y.ii.utf  — .  Nov.  25  c.  6  —  y.ar»  8t  tov  (i'r.y/o^  Tian 
i.ticöf  rtd'u'Td  i'önni-  X.  T.  X. 


—  50  — 

dass  damit  etwa  Nov.  23  gemeint  sei;  demi  nach  den  unan- 
fechtbar feststehenden  Siibskrij)tionen  ist  diese  jünger  als 
Nov.  24  u.  25:  üherdem  weisen  die  oben  citierten  AVorte  — 
,.(iuibus  s])eeialiter  t-asdcm  lites"  u.  s.  w.  eisiclitlich  auf  die 
vorher  erlassenen  Provinzialgesetzc  hin.  Xacli  dem  bestiunn- 
ten  Zeugnis  in  den  beiden  Novellen,  tlas  auch  thireh  Nov.  31 
Bestätigung  erfährt, i)  hat  also  eine  solclu-  ältere,  wahrschein- 
lich im  Jahr  535  erlassene  Konstitution  in  der  That  existiert. 
Nun  darf  man  Justinian  doch  nicht  die  Thorheit  /Aitrauen, 
dass  er  l)innen  wenigen  ]\Ionaten  zwei  Gesetze  mit  völlig 
gleichem  Inhalt  hätte  geb<'n  krmnen:  die  ältne  Konstitution  und 
Nov.  23  Werden  sich  also  nitlit  völlig  gedeckt  haben.  Man 
darf  annehmen,  dass  jene  sich  nui'  auf  die  neu  organisieiten 
Provinzen  1)ezf)gen  und  fiu'  sie  das  Kompetenzverhältnis  ge- 
ordnet habe,  w  älu'end  Nov.  23  —  abgesehen  von  den  fiu'  das 
ganze  Reich  geltenden  beiden  ersten Kaj)itehi  —  (he  Kompetenz- 
frage für  alle  Dioecesen  des  Ostens  icgeln  wollte,  mithin 
eine  ausgesprochen  allgemeinere  Geltung  beansjiruchte.  Eine 
weitere  inhaltliclie  Yerschiedenheit  bei()ei'  wiid  unten  er- 
wähnt weiilen.  So  ist  es  ei'kläi'licli,  (hiss  das  ältere  G(^- 
setz,  durch  das  jüngere  fdiei-holt  und  seinem  Iidialte  nacli 
durch  die  sjieciellen  P]()\inzialor(hiungen  ersetzt,  in  die  be- 
kannten NoN'ellensaunnlungen  keine  Aufnahme  gefunden  hat 
und  bald  in  Vergessenheit  gerati-n  ist. 

Jiesondei'c  Scli\\'iei"igkeit  hat  \'on  jeher  die  Difi'erenz 
zwischen  den  zeliu  Pfund  Gold  der  Nov.  23  und  den  500  so- 
lidi  dei'  Spezialgesetze  bereitet. 2j  Seit  der  l^onstantinischen 
Münzreform  ist  das  AVert Verhältnis  des  Pfundes  Gold  zu  den 
geprägten  Goldmfhizen  (aui-ei,  solid  i)  konstant  ein  gleiclies  ge- 
blieben,   nämlicli    1  :  72,''^)    uml    (hese    Relati(m   hat,    unerachtet 

1)  Nov.  31   c.    1  u.  3    -   xni  tnn^i]nfo  tovto  t]idi'  Sita:rovSicaT(ti  x.   t.   '/.. 

2)  Cuiacius.  Novcllaruni  constitntionum  imp.  Justiniani  e.\positio 
Colon.  Agripp.  apud  Joanncm  Gymnicum  s.  a.  190  —  102.  Biener,  Ge- 
schichte fler  Novellen  Juslinians  511,  512. 

3)  Momm.sen,    Gesch.  d.    rijm.   Miinzwesens,    ISGO.    777.     Hultzsch. 
•griechische    und    römische    Metrologie,    2.  Aufl.     1882,    327   ff.    Marquardt, 

Rom.  Staatsverwalt.il,  26  ff".  L.  13  C.  Th.  de  suscept  12  6  (Valentinian  et 
Valens,  a  3Glj  und  auszugsweise  daraus  L.  5  C.  J.  de  suscept.  10.  72.; 
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der  Scliwaiiknn^vn  des  Kurses  dci'  nnterwci-ti^'en  Silber-  und 
sonst iii;en  Sclicidenuinzen  auch  zw  Justinians  Zeiten  keine 
Veränderung  erfahren.  An  zahlreichen  Stehen  seiner  Gesetze 
werden  GoMjifund-  und  Sf)H(h-l^■ellnuno•  neben  einandei-  als 
gleichgestellte  legale  A\'iUn-ungen  bei  Besoldimgs-  und  iUin- 
lichen  Angaben  verwendet, i)  und  es  niuss  daher  an  der 
Gleichung  1<>  Pfund  (rold  =  720  solid i  unbedingt  fest- 
gehalten wei'deu.  Von  vornherein  ist  auch  ilie  (hu-ch  niclits 
gerechtfertigte  Verniutiuig  zurückzuweisen,  dass  etwa  infolge 
einer  WertA'ci-ringerung  (K-s  Goldes,  die  ca.  30°/jj  betragen 
niüsste,  die  Gleichung  zehn  Pfund  Gold  ■=  500  s(jlidi  lauten 
kr)nnte.  Dies  scheint  die  Meinung  Julians  gewesen  zu  sein, 
wenn  er  in  seinem  Xovellenauszug  l)ei  Wiedergabe  der  No- 
velle 23  wenigstens  an  einer  Stelle  die  Woite:  „decem  libra- 
rum  auri"  durch  „iiuingentoi-um  aureoruni"  c^rsetzt  hat.-)  Diesei' 
Notbehelf,  den  AVi(h'rsj)ruch  zu  lösen,  ist  daher  zu  verwerfen. 

Man  hat  ferner  so  argumentiert:  Novelle  23  als  lex 
posterior  muss  den  friUier  erlassenen  Nov.  24 — 2S  insoweit 
vorgehen,  als  nunmehr  an  den  betreftenden  Stellen  statt  der 
500  solidi  der  Satz  von  zehn  Pfund  Gold  eingestellt  werden 
müsse.  Allein  dieser  Liisung  steht  das  Bedenken  entgegen, 
dass,  wie  wir  gesellen  haben,  die  ÖOO  solidi  sich  auch  in 
späteren  Gesetzen  wiederfinden:  dies  alter  auf  einen  Ii-rtitm 
oder  eine  Unachtsamkeit  des  Gesetzgebers  zui-ückzuführ(^n, 
dazu  liegt  nicht  der  mindeste  Grund  vor.  Ubei-dem  bh^bt  zu 
erwägen,  dass  Nr)v.  23  als  lex  posterior  generalis  keines- 
wegs   ohne    \\eiteres    den    ältei'cn    Spezialgesetzen   derf»giei'te. 

Die  Liisung  der  Differenz  soll  hier  auf  einem  andern 
AVege  versucht  werden;  und  auf  die  G(^fahr  hin  schon  Ge- 
sagtes zu  wiedei-holen,  muss  nochmals  auf  die  Appellations- 
kompetenz der  Statthalter  soweit  sie  iudices  spectabiles  ge- 
wcseai  sind,  ztu-ückgegangen  werden.  Da  ergiebt  nun  eine  ge- 
nauere Betrachtung  der  Nov.  23  in  ihrem  Verhältnis  zu  den  für 
die  einzelnen  ProA'inzen  erlassenen  Gesetzen,  die  bemerkenswerte 

1)  Nov.  24,  Nov.  25  in  f.  Nov.  27  in  f.  u    a. 

2)  Julian,  c.  IM.  Cuiacius  I.e.  schlägt  vor,  statt  D  aureorum,  DCCXX 
zu  lesen. 

4* 
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Thatsache,    class    eine  zweifache  Ai)itellationsgericlitsbarkeit 
zu  nntei'scheiden  ist. 

1.  Die  Obero'ericlitsbarkeit  des  Stattlialtois  für  seine 
eigene  Provinz  nnd  die  aus  ilir  herifihr enden  Appcd- 
lationen.  Sie  steht  ihm  zu  i;e^eniil)er  allen  untern  .Kichtern, 
Munizipahnagistraten,  Defensoren  der  Städte  u.  a.,^)  sowie  den 
delegierten  Eiehtern  sofern  diese  selbst  nur  nicht  Spectabiles 
waren.  Beträgt  das  Streitobjekt  nicht  mehr  als  500  solidi, 
so  ist  —  wie  die  Novellen  24 — 30  (Nov.  31  und  103  lassen 
wir  zunächt  bei  Seite)  übereinstimmend  festgesetzt  haben  — ,  die 
Kntscheidung  des  Statthalters  in  diesen  Fällen  letztinstanzlich 
und  unanfechtbar.  Und  diese  Kompetenzbestimnuuig  hat  auch 
duich  die  Nov.  23  keine  Änderung  erfahren,  insbesondere  ist 
für  diese  Appellationen  aus  der  eigenen  Provinz  dci- 
Satz  von  zehn  Pfund  Gold  nicht  an  die  Stelle  von  500  solidi 
getreten.  "Wenn  in  c.  3  der  Novelle  die  comites,  i)roeonsules 
und  andere  iudices  sj)ectabiles  der  Pioecesen  Asiana  und 
Pontica  dem  Praefectus  Augustalis  und  dem  ('<tuies  Orientis 
gleichgest(41t  werden,  welche  beide  zwai-  über  melii'ei'e  Pro- 
vinzen die  Aufsicht  führen,  eine  eigene  Pi-ovinz  abei-  nicht 
verwalten,  so  lässt  (bes  den  Schluss  zu,  dass  die  liiei-  ge- 
troffene Vorschrift  insbesondere  auch  ilie  Konijietenzschranke 
\-on  zehn  Pfund  Gold  keine  Anwendung  auf  solche  Appel- 
lationen finde,  die  aus  den  von  jenen  selbst  -veiwalteten  l'ro- 
vinzen  hei-rühren.  Für  diese  war  schon  in  dm  vorangehen- 
den Provinzialordnungen  gesetzliche  Vorsoi'ge  getroffen.  Diese 
sind,  wie  schon  bemerkt  worden,  neben  der  Nov.  23  in  Kraft 
geblieben  und  gehen  ihr  als  Specialgesetze  vor.  Nur  so  ist 
es  erklärlich,  dass  noch  nach  der  Nov.  23  für  einzelne  Pro- 
vinzen analoge  Gesetze  erlassen  werden  konnten. 

2.  Die  Obergerichtsbarkeit  der  Statthalter  mit  Spectabilis- 
rang  über  ihre  eigene  Provinz  hinaus  und  über  ge- 
wisse benachbarte  Provinzen.  Diese  von  der  zu  1  ge- 
dachten   schaif    zu    trennende   Appellationskompetenz   ist   es, 

1)  Nach  Nov.  15  c.  3  §  2  und  c.  5  erstreckte  sich  die  Kompetenz  der 
Defensores  civitatum  aul  Beträge  bis  zu  300  aurei,  und  die  Appellation 
ging  von  ihnen  an  die  Stalthalter.  Wegen  der  iudices  pedanei,  vorgl.  Nov.  82  c  4. 
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die  in  i]{'V  Xovclh'  2']  ocsctzlicli  gorogclt  worden.  Ansätze 
dazu  lassen  sieh  allerdings  selion  vorher  konstatiei-en  und 
stehen  wahrseheinlieh  mit  der  Aufhebung  einzelner  Yiearii  in 
Zusanlnicnhang:  so  gingen  z.  B.  die  Berufungen  gegen  dir  frü- 
heren Praesides  A'on  Fi  sid  ia  und  Lyeaonia,  ehe  sie  zu  Pi'ae- 
toren  erhoben  wurden,  an  den  den  Viearius  Asianae  er- 
setzenden Comes  Phrvgiae  Pacatianae,')  und  eine  analoge 
Kompetenz  wird  auch  dem  Comes  Galatiae  primae  für 
gewisse  Provinzen  der  Pontiea  zugestanden  haben.  Die  No- 
velle 23  hat  nun  diese  Einrichtung  für  den  Osten  verallge- 
meinert und  dafür  die  nähern  Bestimmungen  getroffen.  Da- 
nach steht  diese  besondere  Jurisdiction  zu: 

a)  nicht    allen,   sondern   nur    bestimmt    dazu    ermäch- 

tigten Statthaltern  der  Dioecese  Asiana  und  Pon- 
tiea und  einigen  der  Dioecese  Oriens  angehörigen,^) 

b)  niemals  gegenüber  Stattlialtern    mit   gleichem   Specta- 

bilisrang,  sondern  stets  nur  gegen  benachbarte  Statt- 
halter niedern  lianges  (clarissimi,  Praesides  u.  a.). 
Gegen  Entsclieidungen  der  letztern,  sei  es  in  erster 
oder  auch'  zweiter  Instanz,  soll  die  A})pellation  nicht 
mehr  an  den  Yicarius  oder  an  den  Praefectus  praetorio, 
sondern  an  einen  dazu  speziell  beauftragtfm  iudex 
spectabilis  einer  Xachbarprovinz  gebracht  werden, 
der  über  sie  nach  den  Formen  des  Hofgerichtspro- 
zesses  zu  A'erhandeln  und  zu  erkennen  hat.3) 

c)  In  solchen  Fällen,  aber  auch  nur  in  diesen  —  nicht 

in  denen  der  Kategorie  zu  1  —  ist  die  Entscheidung 
des  Spectabilis  in  allen  Streitsachen  bis  zu  10  Pfund 
Gold  letztinstanzlich  und  unanfechtbar. 


1)  Nov.  24  c.  4.  5.     Nov.  26.  c.  6. 

2)  Zweifellos  werden  auch  der  Comes  Phrygiae  Pacat.  und  der  Comes 
Galatiae  I.  diese  Befugnis  gehabt  haben.  Tn  der  Dioecese  Oriens  ist  die 
exceptionelle  »Stellung  jedenfalls  dem  Proconsul  Palaestinae  nach  Nov.  103 
eingeräumt  worden. 

3)  Nov.  23.  c.  3  —  sacro  auditorio  adhibito  —  vice  sacri  cognitoris. 
Über  diese  Formen:     v.  Bethmann-Hollweg  a.  a.  O.  111.  335. 
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Da«;s  (lies  der  walirc  Sinn  dtM-  Xov.  28  ist,  erfviobt  sich 
inilirrkt,  wie  S.  46.  50  (larq;ct]ian,  aus  der  Fassung-  des  c.  3, 
nnd  wird  durch  c.  4,  das  als  Ergänzunj^-  und  p]iläutcrun<^  dazu 
anzuseilen  ist,  di redet  hestätii^t.  Xachdcni  hiei-,  um  denlnstanzon- 
zu<4- a  minore  iudicioad  maius  trihunal  ,i;radatim  zu  wahren, 
die  Verweisuni;'  der  Appellationen  von  einem  iudex  spectabilis 
an  einen  andern  untersagt,  und  aus  dem  gleichen  Grunde^) 
den  Provinzstatthaltern  die  Entscheidung  übei-  Appellationen 
von  kaiseilichen  iudices  delegati,  sofern  solche  selbst  spec- 
tabiles  waren,  entzogen  worden,  heisst  es  weitei": 

sed  a  praesidibus  quidem  provinciarum 
et  iudicibns  a  nobis  datis,  si  non  sint  spectabiles  iudi- 
ces intra  memoratam  qtu^ntitatem  referatur. 
Mit  andern  Worten:  nui'  ilie  A})pellationen  gegen  Statthalter 
und  leichter  mit  niedrigerem  liange  dürfen  an  einen  Spectabilis 
der  Nachljarprovinz  gewiesen  werden,  und  nur  bei  diesen 
Appellationen  konnnt  die  Entsclieidnngsgrenze  von  10  Pfund 
Gold  zur  Anwendung.  Dass  aber  für  diese  Fälle  der  Kate- 
gorie "2  nicht  der  Satz  von  500  solidi  beibehalten  worden,  erklärt 
sich  einfach  daraus,  dass  es  sich  hier  um  eine  besondere  und 
h()here  Gerichtsbarkeit  handelte,  und  ih'shalb  au(h  di(^  Kom- 
petenz dei-  Oberi'ichtei'  erhr)lit   werden  dui'fte. 

Sind  wir  nun  auch  über  die  Zuteilung  der  einzelnen 
Provinzen  an  ihre  benachbarten  Spectabiles  nicht  genauer 
unterrichtet,'^)  so  liefern  unsei'c  (Quellen  doch  wenigstens  zwei 
Beispiele  dafür.  Das  eine  giebt  Novelle  31  für  Armenien. 
Von  den  vier  neu  oi-ganisierten  Provinzen  standen,  wie  wir 
wissen,  zwei:  Armeniall  und  IVunter  Praesides,  also  Ordina- 
rien, die  beiden  andei'en  unter  Spectabiles,  nämlich  Armenial 

1)  „ne  causa  non  gradatim  procedcre  seil  perpcram  videatur." 
2i  In  der  Dioecese  Pontica  kamen  nur  zwei  Provinzen  in  Betracbt,  an 
deren  Spitze  kein  Spectabilis  stand:  Bithynia  und  Gulatia  salutaris. 
Grösser  war  die  Zabl  solcher  Provinzen  in  der  Dioecese  Asiana  z.  B.  Pam- 
phylia,  PLrygia  salutaris,  Karia,  Lydia  u.  s  w.  Zu  beachten  bleibt  aber,  dass 
der  Statlbalter  von  Asia  selbst  Proconsul  und  spectabilis  war,  und  ihm 
ausser  seiner  eigenen  Provinz  die  Provinzen  Heliesponlus  und  Insulae  unter- 
standen.    Notit.  dign.  Or.  XX.     Nov.  8.  Notit.  §  2. 


unter  ciiiem  Prokonsnl  und  Ai'uu'nia  III  untn-  einrni  ConifsJ) 
Diesem  Ranoverliältnis  uml  drr  Nov.  '23  (Uit!s})racli  es,  dass 
A[)i)ellationen  aus  Arnienia  II  dem  Prokonsul  von  I,  und  dir 
aus  Armcnia  1\'  dem  Comes  von  II  als  dt^n  bt-naclibartfu 
iudices  sjtectabiles  zuuewiesen  \vur<len.  Einer  besondern 
Festsetzung"  we^'en  der  Bt-rufuno-en  aus  Arnienia  I  und  TU 
bedurfte  es  da^'e^cn  niclit,  weil  für  sie  die  feststehend»'  Kom- 
])etenz  ilirt^r  Statthalter  masso-ebend  blieb.  Die  Erwähnuni;' 
der  500  solidi  in  Xov.  .U  erregt  alh-rdings  l^edenken,  da  inan 
dem  Prinzipe  gt'mäss  eigentlieh  den  Satz  von  zehn  Pfund 
Gold  erwarten  sollte.  Sieht  man  indessen  die  beti'pftende 
Stelh^  näher  an,'-)  so  wird  in  ihr  eine  Grenze  ffir  die  Ge- 
riehtsl)arkeit  der  beiden  S})eetabiles  idierhau{)t  nicht  bestimmt, 
sondern  nur  zur  Motiviei'uno-  der  Überweisung  der  beiden 
andern  Armenien  an  jene  die  fi'eilieh  nicht  ganz  korrekte  Be- 
merkung beigefügt,  dass  des  Kaisers  Bestreben  dahin  gegangen 
sei,  Appellationen  bis  zu  5(30  solidi  den  Gerichten  der  Haupt- 
stadt fern  zu  halten  und  an  benachbarte  Spectabiles  zu  weisen, 
üer  Anwendung  von  Xov.  28  seitens  des  Prokonsuls  wie  des 
( 'omes  stand  aber  diese  Bemerkung  in  keiner  Weise  entgegen ; 
bei  den  Beruf unoen  aus  Armenia  II  und  IV  musste  daher  für 
sie  der  Satz  von  10  Pfund  Gold  massgebend  sein. 

Von  den  Statthaltern  der  drei  palästinensischen  Provin- 
zen, Palaestina  jtrinja,  secunda  und  tertia^)  wurde  nur  der 
ei'ste  durch  Justinian  in  der  Xf)V.  103  zum  Prokonsul  und  zum 
Spectabilis  gemacht,  wiUirend  die  Ijeiden  andern  in  ihrer  Stel- 
lung als  blosse  Praesides  verblieben.  In  Übereinstimmung 
mit  Xov.  23  übertrug  nun  der  Kaiser  jenem  zugleich  die  Ober- 


1)  Nov.  31  C.  153  —  üjffre  TW*'  Ttaadocji'  Unuti'ioy  ovaöjv  Sl'o  uif  etiai 
a7T£xraßi/.icci  rrr  Se  roi"  clvd'vTimox ,  r>ir  le.  tov  y.our,TOg —  tov  tV  t'^s  beiXEnai 
y.ctt   TCTctQTr^g  0()§iia()i0V:  y.rtd'£<7T(crcci. 

2)  Nov.  31  ].  0.  Knl  inetOr^neo  tovto  ^läv  SteartovfinaTiu,  öiais  räi  a/Qi 
Tiüt^  TTSfTttyoalor  loinaiKCToi'  ey.y.).rj or:;  ov/i  Troig  Tcvrrr  ffi:Ofad'car>]f£vS(duorC( 
Tjohr,  ri/.Ä    ini  rovs  aiiiyyix:  arrf/itti^ii/Joig  uo/oiTai   —    /..  t.   '/.. 

8)  Schon  Notit  dign.  Or.  I.  II  kannte  drei  Provinzen:  Palaestina. 
Palaestina  secunda  und  Palaestina  salutaris,  die  erste  mit  der  Haupt- 
stadt Kaosarea  stand  unter  einem  Consularis;  ebenso  Hierokles  43.  44.  A'ergl. 
Kuhn  a.  a.  0.  II  318  ff. 
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^ericlitsbarkeit  über  die  beiden  andern  Provinzen  nnd  wies 
ilim  die  A})[)ellationen  —  o'S  r/Mregag  TTaXaioihrig  —  nnd  zwar 
korrekt  mit  der  unanfechtbaren  Kntseheidnno-sbefngnis  bis  zur 
Höhe  von  zehn  Pfund  Gold  zu,  da  es  sich  ja  hier  um  Be- 
rufungen aus  andern  Provinzen  handelte,  i)  Andererseits  beliess 
der  Kaiser,  als  er  548  in  dem  Edikt  8  die  Stelle  des  Vicarii 
Pontici  tractus  erneuerte,  es  für  diesen  beim  Satze  von  500 
solidi,  da  nur  Appellationen  aus  seinem  eigenen  Jurisdiktions- 
bezirke,  nicht  aus  einem  fremden  in  Betracht  kamen.-)3) 

Bei  Besprechuno-  der  Verhältnisse  der  römischen  Satra- 
pieen  ist  S.  86  die  L.  5  (.'.  J.  de  temj).  et  repar.  app.  7,  63., 
vom  Jahre  529  erwähnt  worden,  worin  Justinian  bei  Fest- 
setzung der  Einführungsfristen  für  die  Appellationen  —  „ad 
hunc  nostrum  sacratissimum  comitatum"  auch  solcher  ab  — 
Armeniis  et  gentibus  gedenkt.^)  Dass  es  sich  hier  um 
Anfechtung  von  Entscheidungen  der  Satrapen  gehandelt  habe, 
halte  ich  fiu-  ausgeschlossen,  vielmehr  muss  man,  um  das 
richtige  Verständnis  zu  finden,  die  Stelle  mit  der  früher  er- 
örterten Ueformveroi'dnung  Justinians  über  die  Militärverhält- 
nisse Armeniens  in  A'erbindung  bringen.  Danach  sind  für 
die  Satrapieen,  ehe  sie  zu  einer  eigenen  Provinz  umgestaltet 
wurden,  zwei  Duces  unter  dem  Magister  militum  per  Arme- 
niani  stehend,  ernannt  worden,  und  diese  werden  neben  ihrer 
Militärgerichtsbarkeit,  wie  das  auch  bei  anderen  duces  der 
Fall  war,  eine  gewisse  Civilgerichtsbarkeit  ausgeübt  haben. 
Über  Appellationen  gegen  die  Duces  entschied  aber  nach 
einer  justinianischen  Verordnung  L.  38  C.  J.  de  app.  7. 
62   eine   dem   kai.serlichen  Hofgerichte    nachgebildete  aus  dem 


1)  Nov.  103.  c.  1.  —  dy.oveii'  re  tmi'  i(fealu(oi>  Sixoh'  i(/gi  decem 
librarum  aurl  ft|  ixintimi  ]Iii).rtiaxivrii  ii  nviov  (fenonit'cof. 

2)  hidict.  8  c  1.  §  1.  liTioUSotity  S^  nvTo)  y.cd  o  jiocör^v  il/e  d'eior 
fixooTtjoior,  coare  t('i~  n/Qi  not'  rraiTay.oaioj)'  ■/ovaiüi'  inod'taEig  arnoTiouivas 
txxArTo)  —   7T(to'  «iTio  y((T({  rö   Tcor  any.ncoi'  titrü'Ztad'ca  <J/i,nn  x.  t.  k. 

3)  Für  den  Moderator  Arabiae  ist  in  Nov.  102  keine  ausdrückliche 
Hestimmung  gotroti'en. 

4)  Die  Subscripiio  lautet:  Dat.  XV.  Kai.  Dec.  Chalcedone  Decio 
V.  c.  cons. 
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Magister  officiorum  und  dem  Quaestor  sacri  palatii 
bestehende  Kommission.')  Auf  solche  gegen  die  Duces  in  den 
Satrapieen  erhobene  Berufungen  wird  die  L.  6  cit.  zu  be- 
ziehen sein. 

Mit  der  Ordnung  der  armenischen  Verhältnisse  verband 
Justinian  eine  Reform  des  materiellen  Eechts  in  jenen  Ge- 
bieten durch  Beseitigung  einiger  von  altersher  geltenden  par- 
tikularen Eechtsffewohnheiten  im  Ehe-  und  Erbrechte  und 
durch  Einführung  des  römischen  iiechts,  soweit  es  dort  nicht 
schon  in  Geltuno-  orestanden  hatte.  Im  Erbrechte  war  es  der 
Ausschluss  der  Weiber  von  der  gesetzlichen  Erbfolge,  im 
Eherecht  der  bei  den  Armeniern  wie  bei  so  vielen  andern 
halbcivilisierten  Völkern  übliche  Frauenkauf,  gegen  ilie,  als 
nicht  zu  duldende  barbarische  Unsitten,  sich  der  Kaiser  wandte. 
Schon  535  war  ein  Gesetz,  das  dritte  der  bekannten  13 
justinianischen  Edikte,  ergangen,^)  wodurch  die  Gleichstellung 
der  Töchter  mit  den  Söhnen  in  der  Succession  nach  ihren 
Eltern  angeordnet  wurde:  im  folgenden  Jahre  crliess  der  Kaiser 
gleichzeitig  mit  Nov.  31  und  unter  ausdrücklicher  Bezug- 
nahme auf  sie  eine  zweite  Verordnung,  die  Xov.  "21.3)  die 
allgemein  für  alle  gesetzlichen  Erbfälle  weibliche  und  männ- 
liche Verwandte  nach  Massgabe  des  römischen  Rechts  gleich 
zu  behandeln  und  durchweg  die  römischen  Gesetze  anzu- 
wenden befalil,  und  damit  stillschweigend  auch  den  gerügten 
Missbrauch  des  Frauenkaufs  untersagte.-*)  Beide  Gesetze 
stimmen  nicht  durchweg  mit  einander  üherein,  namentlich  nicht 
hinsichtlich    des    Anfangstermins    ihrer    Geltung:^)    sie  bieten 

1)  P.Krüger  setzt  die  L.  38  cit.  in  das  Jahr  529.  Die  Subscriptio  fehlt. 

2)  Dat.  X  Kai.  Aug.  Belisario  v.  c.  cons. 

3)  Dat.  XV.  Kai.  Apr.  post  cons.  Belisarii  v.  c. 

4)  Nov.  21  c.  1  —  yni  «/, i)Vr  r«  /4oii£iin^  t'oiimii  not'  't'<t'itni'i->r  i^iiarni-iti 
—  «XXn  naacy  irr'  i(!i;>  tu  riöf  tliieriocor  earai  löinor.  In  Edikt  3  wird  aus- 
drücklich von  einer  Zu  Fertigung  der  römischen  Gesetze  gesprochen:  !^n(  r  Cto 
v«p  0)^    y.nl   Tov~   i]itCTiooi  ~   ^y.eiae  xni em'initciity   iiniiu\:. 

5)  Edikt  3  c.  1  §  1  sollte  rückwirkende  Geltung  bis  auf  den  Regie- 
rungsantritt Justinians  haben.  Nov.  21  c.  2  beanspruchte  Geltung  nur  von 
dem  Beginn  des  H"""  Jahrs  der  zeitigen  Indiktion,  dieses  aber  war  das  Jahr 
1.  September  535,530. 
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auch  sonst  Aiilass  zu  eint-r  I{eilie  von  weiteren  Fragen,  deren 
F^rörtei-ung    an  dieser  Stelle  wir  uns  jedoch  versagen  müssen. 
Xur  ein  Punkt  sei  berührt,  nämlich  ob  die  beiden  Gesetze  für 
alle  armenischen  Gebiete  oder  nur  für  bestimmte  Teile  ergangen 
sind.     Aus  den  allgemein  gehaltenen  Überschriften  sowohl  des 
Edikts  -i  wie  der  Nov.  :U   könnte  der  Schluss  gezogen  werden, 
dass    beide    auf   sämtliche    vier    armenischen  Provinzen  zu  be- 
ziehen  seien.     Dagegen   spricht   aber,    dass    zwei    von    diesen 
(Armenia  11   und  111)  schon  seit  Jahrhunderten  dem  römischen 
deiche  als  Provinzen  angehört  haben,  und   es   kaum  denkbar 
»•i-scheint,  dass  sie  sich  solange  der  Gehung  und  Anwendung 
des  römischen  Pechts  hätten  entziehen  können,  während  aller- 
dings Armenia  1  (die  ehemalige  magna)  und  Armenia  lY  (die 
früheren  Satrapieen)  bis  auf  Justinian  ihrem   eigenen  Landes- 
recht   und    ihren    Landesgewohnheiten    unterworfen    gewesen 
waren   und   römisches  Pecht   in  ihnen    keine  Geltung    gehabt 
haben  wird.     Hierzu  kommt  noch  Folgendes.     Nov.  21  ist  an 
den  soeben  zum  Prokonsul  von  Armenia  1  ernannten  Akakios 
gerichtet,    dem,  wie  wir   wissen,   zugleich   die   oberrichterliche 
Crewalt    über   die    zur  Provinz  Armenia  IV  umgestalteten   Sa- 
trapieen   übertragen    worden. i)      Im    Edikt    8    fehlt  zwar  der 
Name  des  Adressaten,  nach  der  im  Texte  gebrauchten  Anrede^) 
kann    aber    kaum    bezweifelt    wei'den,    dass    es    der   nämliche 
Akakios    gewesen,    an  den -auch   dieses  Gesetz   gerichtet  war. 
So    sprechen    eine  R^ihe    von  Umständen  mit  einer  gewissen 
'Wahrscheinlichkeit  dafür,    dass  die  von  Justinian  bekämpften 
landesrechtlichen  Eitrentümlichkeiten  nur  in  den  Gebieten  der 
ehemahgen  Armenia  magna    und  der  Satrapieen  gegolten 
haben,  und  dass  daher  auch  jene  beiden  Gesetze  nur  für  diese 
Teile  Armeniens  erlassen  worden  sind. 

1)  Auf  diese  Umgestaltung    weist    die  Vorrede  der  Nov.  21  ausdrück- 
lich hin. 

2)  Nov.  21   —   /;  (t/  iify«ko:ToLTtifi.     Edikt  3  C    1   —  non,  it]r  ai,i>  iieycdo- 
nmiTiuur.  • 
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Das  Recht  am  menschlichen  Körper. 
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Reell  tsfrage. 
.lalirc  laut;  schon  heflieii"  ich  mich  meiner  Na.so  ziim  Ricchoii: 
Hall"  ich  (h'iiii  wirklicli   an  sio  ein  erweisliches  Recht ? 
Pufendorf. 
Ein  hedeiikücher  Fall!    Doch  die  erste  Possessiou  scheint 

Für  (Hell   zn  si)rcchen.  und  so  hrauehe  sie  immerhin  fort. 

'  as  unser  Schiller  mit  di-n  hier  vorano-estellten  Versen 
meinte,  weiche  Philosophen  und  Juiisten  er  mit  der  ironischen 
Fraae  und  Antwort  treffen  wollte,  weiss  man.  Über  des 
Dichtei-s  Tendenz  hinaus  geht  es,  wenn  diese  Verse  angeführt 
werden,  um  die  juristische  Erklärung  der  sog.  Persönlichkeits- 
rechte, welche  es  giebt,  abzuschneiden  oder  den  Versuch  einer 
solchen  Erklärung  lächerlich  zu  machen.  Denn  die  Frage 
lässt  sich  ernsthaft  aufwerfen:  Wie  stehen  wir  juristisch  zu 
unserm  Körper  imd  seinen  einzelnen  Teilen'?  Anlass  zur 
Erörterung  dieser  Frage  bietet,  abgesehen  von  einer  mit  01)i- 
gem  angedeuteten  Veranlassung,  die  Auslegung  einiger  Vor- 
schriften des  Biugerliclu.m  Gesetzbuchs  für  das  deutsehe  IJeicli, 
und  ausserdem  wird  sie  durch  die  Betrachtung  einiger  oberst- 
richterlicher Entscheidungen  neuerer  Zeit  nahegelegt. 

I.  üie  Darstehung  des  Rechts  des  BGB.  trifft  auf  unsere 
Frage  zunüclist  bei  der  Erörterung  des  Sachbegriffs  (BGB. 


90): 


1.  Man  ist  darüber  einig,  dass  der  Körper  eines  leben- 
digen rechtsfähigen  Menschen,  auch  wenn  dieser  bewusstlos 
ist,  nicht  als  „Sache"  im  Sinne  des  BGB.  betrachtet  werden 
kann:  ebenscnvenig  ist  „Sache"  ein  einzelner  Körperteil  des- 
selben,   so    lange    ei-    mit    demselben    oi-ganisch,    d.  Ii.  mitti'ls 

5* 


Intussnsception  —  Stojfaufnaliim^  von  innen  lieraus,  vo-1.  Gareis 
Allg.  St.  K.  S.  381)  —  \erl)nnilen,  Nciwatlisen  ist:  os  sind  also 
die  Haare,  Zähne,  Glieder  eines  lebenden  Mensehen,  so  lan_i>;e  sie 
angewachsen  mit  dem  Menschen  wrbunilen  sind.  Iceine  Sachen 
im  Sinne  des  >5  9u  nnd  wir  stehen  noch  heute  dni'chaus  ani' 
dem  Standpunkte  des  rtimischen  dnristen:  dominus  memhro- 
rum  suoi-um  nemo  \-idetur,  oifenbar  ist  niemand  ..Ki^cntüiuei" 
seiner  (Tlii'der.-) 


1)  Gareis  AUg.  St.  R.  =  Gareis,  Allgemeines  Staatsrecht  in  Marquarcl- 
sen's  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  Bd.  I.  Halbband  I  (1884). 

2)  L.  13  D.  ad   leg.    Aqu.    (9.2;:    Ulpianus    libro    octavo    decimo    ad 
edictum.     Liber  homo  suo  nomine  utilem  Aquiliae  habet    actionem :    directani 
enim    non    habet,    quoniam    dominus    membrorum    suorum    nemo    videtur.    — 
Übrigens  ist  diese  Auffassung  schon    das  Resultat  einer  von  vorschreitenden 
sittlichen    Anschauungen    geleiteten    Rechtsentwicklung:      auf     einer    frühen 
Kulturstufe  sind  alle  Volker  geneigt,  den  menschlichen  Körper  als  Sache  zu 
behandeln,   insbesondere  den  Körper    eines    Schuldners,    dessen    Arbeitskraft 
und    dessen    einzelne    Glieder.     J.  Kohl  er    stellt  in  seinem  eine  grossartige 
Rechtsvergleichung   bietenden    Buche:    ,. Shakespeare     vor    dem    Forum    der 
Jurisprudenz"  (Würzburg,  1883)    die    interessantesten  Belege    für  diese  Auf- 
fassung und  die  an  sie  anknüpfende,  von  der  sich  •läuternden  Sittlichkeit  ge- 
tragene Rechtsentwicklung  lehrreich    zusammen,     vgl.  S.  1  — 17,  19,  30,  31  u.  a 
Dass    auch  das  römische  Jtecht    diesen  Entwicklungsweg  gegangen,    von  dem 
,.parti8    secanto,    si  plus  minusve  secuerint.    u.  s.  w.,    der  XII  Tafeln  an  bis 
zu  jener  Äusserung  ülpians,    wird  angenommen,    s.  Kohler  a.  a.  0.  S    8,  30 
u.  a.     Germanische  Volksrcchte  und  andere  Rechte  schätzen  die  Glieder  eines 
verletzten  Menschen  tarifartig  ab;   „wird  im  Kompositionswege  Geld  für  abge- 
hauene Glieder  gegeben,   so  konnte  der  Gedanke  nicht  ausbleiben,    dass  man 
auch  den  umgekehrten  Weg  einschlagen  könne,    die  Glieder  statt  des  Geldes 
zu  nehmen.-     Kohler  a.  a.  0.  S.  31.     Über  dieses  Zurückgreifen  auf  ein  ver- 
altetes Sachideeverhältnis,  bei  welchem  der  Körper  des  Schuldners  mit  seinen 
Gliedern  nach  Massgabe    des  Schuldverhültnisses    der  Verstümmelung    preis- 
gegeben   ward,    in    norwegischen  Rechten  s.  Konrad  Maurer,  Schuldknecht- 
schaft nach  altnordischem  Rechte  ^Sitzungsberichte  der  bayr.  Akad.  d.  Wissen- 
schaften,   Philosoph. -philol.    Klasse    1874),    und    Kohler    a.   a.    0.    S.  28  i\'. 
(Abw.  Ans.  v.  Amira,  Altnorwegisches  Vollstreckungsverfahren  S.  262)   — 
Nicht    hängt  mit  dieser  geschichtlich  nachgewiesenen    alten  .sachenrechtlichen 
Auffassung    des    am  Körper    bestehenden  Rechtsverhältnisses    die    in  unserm 
Motto    von    Schiller  Pufendorf    in    den    Mund    gelegte  Antwort,    die  Heran- 
ziehung der  ersten  Possession  zusammen.   Der  Dichter  thut  dem  geistvollsten 
Vertreter  des  Naturrechts  im  >kVII.  Jahrhundert   fast  Unrecht,    wenn  er  ge- 
rade ihm  lue  sachenrechtliche  Auü'assung  zumutet.  e.<  niüs.^te  denn  sein,  dass 
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I  iitl  clx'nso  .selb.stM'i'stiiiidlicli  .sdicint  y.w  sr\n.  dass  dir 
künstliclicn  Zutliaten  odrr  Krsatziuittel.  wenn  sie  aurli  iiiclii' 
oder  wniiucr  daiKM'iid,  aber  iww  nicclianistli  mit  drin  inciiscli- 
liclicn  Küi'i-er  verbunden  sin(b  wie  etwa  iVrücken,  .Stelzfüssc, 
l<ünsth\li(."  Hände,  ein^fsetzte  Ziilme,  Gebisse  von  Kantscbnk- 
|)Uitren,  ancli  Zaluijiloniben  in  bublen  Zrdjnen  ( —  al)wei(lien- 
dcr  Ansiein  ist  in  letzreiei' I5e/,iehnn^  0.  J-'iselier  iji  seinem 
1'>G1^  Anm.  'l  xn  i;  !)U,  4.  Aufl.  S.  ;}9  — )  „Sacli.m"  sind.-) 
sofern  sie  nielit.  wie  etwa  Scinninke,  Haa)'fa)'l)c-nn'tteb  Puder, 
Ob-  (bnvli  ilire  Vei-wemhuii;-  auf  ilem  Kr)i'j)er  als  vei'l)i'aucbt 
und   denniaeli   als  Sadien  nielit  mein'  anzuseilen  sind. 

2.  Nielit  so  einfaeli  selunnt  die  Frage  naeli  (b'i-  <v!uali- 
tikation  der  abgetrennten  Kiiriiertt.M'le  zu  bi^antworten  zu  sein: 

dii'  Antwort  auch  vom  Standpunkte  Fiifcndorf:?  aus  ironisch  gemeint  i.-t.  wo- 
für vielleicht  das  beruhigende  ^und  .so  brauche  sie  immerhin  fort"  sprechen  würde. 
Auch  Kndemann  (in  seiner  Schrift:  Die  Rechtswirkungen  der  Ab- 
lehnung einer  Operation  .seitens  des  körperlich  Verletzten,  IJerlin  1893) 
knüpft  an  den  Satz  an  ,.'iuoniam  dominus  membrorum  suorum  nemo  videtur", 
giebt  ihm  aber  den  allgemeinen  Sinn,  dass  mit  Verfügungen  und  Vornahmen 
am  menschlichen  Körper  da>  C'ivilrecht  nichts  zu  schaffen  habe,  keine  Macht- 
befugni>  gebe  (a.  a.  0.  S.  94).  Hiermit  kann  ich  mich  nicht  einverstanden 
erklären,  nur  der  Eigentumsbegriff  wird  durch  jenen  Satz  abgelehnt  und  daher 
auch  die  direkte  Anwendung  der  actio  ex  lege  Aquilia  zurückgewiesen: 
keineswegs  aber  ist  richtig,  dass  das  C'ivilrecht  mit  Yerfügungen  über  den 
menschlichen  Kih'per  nichts  zu  thun  habe;  das  Gegenteil  ergiebt  sich  aus 
den  Haupterörteruugen  der  vorliegenden  Schrift,  namentlich  unter  Y  und  TI, 
unten  S.  87  tl.  und  !I5  fi'.,  aber  Endemann  selbst  kommt  im  nächstfolgenden 
Satz  indirekt  zur  Annahme  des  von  uns  aufgestellten  Persönlichkeitsrechts, 
denn  ohne  dieses  stünde  ja  völlig  in  der  Luft,  was  er  als  -um  so  sicherer  fest- 
stehend'' bezeichnet,  nämlich,  dass  ohne  Einwilligung  (des  Kranken  selbst, 
oder,  wenn  er  betäubt  oder  ein  Kind  ist.  seines  Täters,  Ynrmundes,  Ver- 
wandten) niemals  der  Arzt  eine  Operation  vornehmen  darf:  ,Die  Entscheidung, 
ob  operiert  werden  soll,  i.-t  das  aus.-.chliess]iche  Jiecht  der  persönlichen  Selbst- 
bestimmung" (Eudemann  a.  a.  O.  S.  'Jl;  —  damit  kann  und  muss  man  völlig  ein- 
verstanden sein,  dieses  ^.ausschliessliche  IJecht  der  persönlichen  Selbstbe- 
stimmung- ist  eben  unser  hier  erörtertes  Persönlichkeitsrecht  und  dieses  ge- 
hört au.h  dem  bürgerlichen  Rechte  an.  Die  Grenzen  dieses  Rechts  siehe 
aber  unten  VI  Seite  98—100. 

o)  Die  ausdrückliche  Privilegierung  :-olcher  künstlicher  Körperteile  in 
prozessualer  Beziehung,  nämlich  ihre  E.xemptiou  von  der  Zwangsvollstreckung. 
spricht  natürlich  für  deren  Auffa.ssung  als  ^Sachen"*  s,  Civilprozessordn.  §811 
Ziff  12. 
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von  iliiu'ii  sagt  Mattliiass,-*)  dass  .sie  „reclitsfäliij^"  sind^) 
und  Endemannß)  lehrt,  dass  es  duicli  die  Sitte  ausge- 
schlossen ist,  über  Stücke  des  lebenden  mensclilichen  Körpers 
giltige  YerfügTingen  zu  treffen,  fügt  aber  bei:  Anders  ist  es, 
wenn  bereits  die  Trennung  der  Haare,  Zähne,  Glieder  Toll- 
zogen  ist.  Hellina nn*^)  ist  offenbar  auch  der  letzteren  An- 
sicht und  betont,  dass  einer  Eigentumsübertragung  an  den 
von  einem  mensclilichen  Körper  getrennten  Bestandteilen 
jedenfalls  keine  Vorschrift  des  Gesetzbuchs  entgegenstehe, 
„wenn  nur  erst  feststeht,  ob  jemand  und  wer  mit  der  Trennung 
das  Eigentum  erworben  habe.  Abgeschnittene  Zöpfe  und 
amputieite  Glieder  wird  man  schwerlich  als  herrenlos  betrachten 
dürfen,  sonst  könnte  der  Chirurg  sie  ohne  weiteres  für  den 
Anatomiegebrauch  sich  aneignen,  bezw.  der  Fiskus  sie  an 
.sich  nehmen.  Man  wird  den  BGB.  v^  953  analog  anwenden 
müs.sen,  wonach  die  von  einer  Sache  getrennten  Bestandteile 
nach  der  Trennung  dem  Eigentümer  gehören."  Nach  Hell- 
mann,  dem  zufolge  man  also  Eigentümer  seiner  eigenen  ab- 
geschnittenen Haare  auf  Grund  analoger  Anwendung  desjenigen 
Paragraphen  ist,  der  dem  Eigentümer  eines  Schafes  die  AVolle 
desselben  zuspricht,  soll  m.  a.  AV.  das  römische  Substanzial- 
prinzip  hier  zur  Anwendung  kommen.  Ohne  die  Frage  zu 
berühren,  wer  und  wie  man  p]igentümer  jener  Bestandteile  des 
Körpers  wird,  äussert  K.  AVeyl:^)  „Es  können  einzelne  Körper- 
teile, so  die  schönen  Zö])fe  eines  Mädchens  oder  die  für  ärzt- 
liche Untersuchungszwecke  interessanten  Auswüclise  der  Nase 
oder  die  sechsfingerige  Hand  immerhin  als  Gegenstände  des 
Rechtsverkehrs,  ja  sogai-  als  „Sachen"  in  Betracht  kommen 
und  nicht  minder  der  künftige  Leichnam."  Auch  K.  Cosack^) 
tritt  der  voranpestellteii  Fra^e    nach   der  Ai't  des  Eigentums- 


4)  Matthiass,  Lehrbuch  des  Bürgerlichen  Rechts  Bd.  I  §  38. 

5)  Diese  Verwendung  des  Wortes  „rechtsfähig"  dürfte  sich  kaum  em- 
pfehlen, insbesondere  ange.sichts  des  §  1  des  BGB.  nicht.  Vgl.  aber  auch 
Kndemann,  Lehrbuch  d.  Bürgerl.  R.  I.  §  50.  Anm.  15. 

6)  Endemann,  Lehrb.  d.  Bügerl.  R.  I  §  50  IIl. 

7)  Hellmann,  Vorträge  über  das  BGB.  S.  33  ff. 

8)  R.  Weyl,    Vorträge  über    das  BGB.  für  Praktiker.  Bd.  I.  S.  181. 
9'i  K.  Cosack,  Lehrbuch  d.  Deutschen  bürgerlichen  Rechts  I.  S.  139. 
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erwerbs  nichr  näher,  sondrin  konstatit-it  iiui-,  dass  dii-  lvt\i;t'l, 
dass  der  lebende  nienscliliclie  Kör])er  allen  dinglichen  liecliten 
entzogen  ist,  „weil  er  ein  Stüek  dei'  menschlichen  Person, 
aber  keine  Saclie  ist,"  für  abi;etrennte  Teile  des  Körpers  nnd 
für  den  Leichnam  nicht  gelte,  denn  diese  seien  Sachen  imd 
lc(»nnen  Gegenstände  dinglichei-  Rechte  sein,  wenn  auch  Kechts- 
geschäfte  ülier  einzelne  Teile  und  über  den  Leichnam  nur 
soweit  giltig  seien,  als  sie  mit  den  l^egeln  dei'  Sittlichkeit 
vereinbar  seien:  diese  A'oraussetzung  tieffe  z.  W.  zu,  wenn 
ein  Mädclien  sein  Haar  \(-r]cauf(^  oder  wenn  ein  Kranker  seine- 
Leiche  einem  pathologischen  Institut  ^'erma(■he:  dagegen  ti'cffe 
die  Voraussetzung  nicht  zu,  wenn  jemand  einen  Leichnam 
im  Voraus  verkaufe  (s.  hierüber  unten  Vö,  Seite  92 — 95). 

An  die  Frage  des  Erwerbes  eines  dinglichen  Pechts 
an  den  abgetrennten  Kör})erteilen  tritt  HülderiO)  heran:  nach 
ihm  werden  Körjierteile  durch  Abt  renn  uirg  Gegenstände 
des  Eigentums  der  Person,  zu  deren  Körper  sie  gehörten. 
Diesen  Eigentumserwerbsgrund  kennt  zwar  das  BGB.  in 
seinen  für  den  Erwerb  des  Eigentums  an  beweglichen  Sachen 
allein  massgebenden  i^^j  929 — 984  nicht,  aber  Holder  sieht 
in  der  Thatsache  der  Abtrennimg  eines  Körperteils  einen  Vor- 
gang, durch  welchen  die  Herrschaft  dei-  Person  über  das 
Stück  des  Körpers  nicht  erlischt,  sondern  nur  verwandelt  oder 
abgeschwächt  wird,  wobei  darüber  gestritten  werden  kann, 
ob  zwischen  der  Herrschaft  über  den  ganzen  Kör})er  und 
der  über  das  getrennte  Stück  nur  ein  Gradunterschied^l)  oder 
ein  Artenunterschied  besteht. 

8.  Dass  dei'  menschliche  Leichnam  im  ganzen  und  natür- 
lich   dann    auch     jedei'    von    ihm    getrennte    Leichenteil    eine 

10)  Ed.  Holder,  Komm.  z.  BGB.  Teil  I.  S.  206. 

11)  In  seinen  „Beiträgen  zur  Geschichte  des  römischen  Erbrechts"  (Er- 
langen 1881)  kommt  Holder,  obwohl  er  diese  Auffassung  zunächst  einer 
naiven  Empfindung  zuschiebt,  doch  in  der  Hauptsache  auf  die  Annahme  eines 
blossen  Gradunterschiedes  hinaus.     Er  sagt  dort  S.  7,  8: 

,AN'as  ich  als  das  Meinige  ansehe,  das  sehe  ich  als  etwas  mir  nicht 
Fremdes,  sondern  mit  meiner  Person  Verbundenes  an,  dessen  Antastung  durch 
Dritte  daher  eine  Antastung  meiner  eigenen  Person  ist.  Was  ich  als  das 
Deinige  anerkenne,  das  erkenne  ich  an  als  etwas,  was  ich  nicht  antasten 
kann,  ohne  deine  Persönlichkeit  zu  verletzen.     Am   innigsten    ist  diese  Ter- 


—   (if.i    — 

,,Sac-lu'"l'^  ist,  sflieint  zweifellos  und  ist  aueli  von  den  ano'e- 
fülirten  Seliriftstellei'n  miMst  ausdrücklich  anei-kannt.  wenn 
auch  gleichzeitio-  hervorgehoben  wird,  dass  nicht  alle  rechtsge- 
schäftliclien  Verfügungen  über  den.sell)en  gültig  seien.  Herrscht 
insoweit  auch  zienilicli.  Übereinstinimunp-,  so  ist  doch  die  Fraae 
des  Übergangs  von  dei-  Xichtsache  —  dem  lebenden  Körper 
des  freien  Menschen  —  zur  Sache,  dem  Leichnam  desselben, 
und  die  Frage  nach  der  iliesen  Übergang  beherrschenden 
T^echtslage  nur  misicher  oder  gar  nicht  beantwortet.  Es  wird 
angenommen,  dass  der  menschliche  Leichnam  nicht  zum  Xach- 
lass  gehört,  schon  deshall)  haben  die  Erben  oder  die  Nach- 
lassgläubiger keineswegs  das  Kecht,  die  Leiche  des  Erblassers 
etwa  zur  Vermehrung  der  Aktiva  des  Nachlasses  zu  verkaufen 
(hievon  s.  auch  unten  S.  98);  der  Leichnam  kann  auch  nicht 
beliebiger  Verfügung  })reisgegeben  werden:  das  Strafrecht 
ahndet  die  Leichen.schändung  (vgl.  lIStrGB.  ^  108),  das  öfifent- 
liche  Kecht  greift  in  (he  Behandlung  des  Leichenwesens  und 
selbst  des  Leichenti'ans])Ortwesens  ein  (vgl.  KStrGB.  §  367 
No.  1  und  2).  13)     Das  BGB.   spiicht  nicht    von    einer  Beerdi- 

bindung  zwischen  dem  Subjekt  und  Objekt  im  Verhältnisse  der  Person  zu 
ihrer  eigenen  leiblichen  Erscheinung.  Für  die  naive,  das  Verhältnis  nicht 
zergliedernde  Empfindung  ist  kein  Artunterschied,  sondern  nur  ein  Grad- 
unterschied zwischen  dem  Meinsein  meines  Armes  und  des  denselben  ver- 
längernden und  seine  Kräfte  verstärkenden  Werkzeuges.  .  .  ." 

„  .  .  .  .  Wie  die  Verzehrung  von  Nahrungsmitteln  sachliches  Eigen- 
tum in  einen  integrierenden  Bestandteil  der  eigenen  Erscheinung  verwandelt, 
so  zeigt  uns  die  Abtrennung  von  Stücken  des  eigenen  Leibes  den  umge- 
kehrten Vorgang.  Kein  Mensch  wird  bezweifeln,  dass  mein  Haar,  mein  Zahn 
oder  mein  Knochen  mein  bleibt,  auch  wenn  er  von  meinem  Körper  getrennt 
ist;  ist  zwischen  der  Verbindung  meines  Körpers  und  derjenigen  meiner 
Sache  mit  meiner  Person  nur  ein  Gradunterschied,  so  versteht  es  sich  von 
selbst,  dass  die  Abtrennung  eines  Stückes  von  meinem  Körper  die  Verbindung 
des  abgetrennten  Stückes  mit  meiner  Person  zwar  zu  einer  weniger  innigen 
macht,  aber  keineswegs  ganz  aufhebt;  wäre  dagegen  meine  Sache  in  einem 
ganz  andern  Sinne  mein  als  mein  Körper,  so  liesse  daraus,  dass  etwas  als 
Stück  meines  Körpers  mein  war,  sich  in  keiner  Weise  schliessen,  dass  es 
nunmehr  auch  als  eigene  Sache  mein  wäre." 

12)  Zu  den  „res  extra  commercium"'  stellt  0.  Fischer,  BGB.  Anm.  3 
zu  §  90  (4.  AuH.  S.  40)  den  menschlichen  Leichnam,  eine  (Qualifizierung,  die 
in  dieser  Allgemeinheit  gewiss  unrichtig  ist,  s.  unten  S.  95. 

13)  Vieles  interessante  Material  hinsichtlich    der    einschlägigen  Fragen 
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«;un^"s|tiiicht.  sondern  nur  xdu  dci  Pflicht,  ilic  Kosten  «Icr 
Beerilii^'uni;'  zu  trafen,  und  zwar  ist  ilirsr  Ict/tc-rL-  ;;runds<itz- 
licli  cils  eine  Pflicht  des  p]rben  als  solclien  auf^efasst  (PG!?. 
§  1968).  Dass  unter  den  Beerclionnt^skosten  die  Kosten  der 
Leichenbestattnno'  überhaupt,  also  auch  die  der  LeichenA'ei-bren- 
nung  zu  verstehen  seien,  wird  zwar  behau]  ttet.  ist  aber  nicht  be- 
wiesen; vielniehi'  konnnt  zu  ('iwäo-en,  ob  nielit  derjenige,  der 
eine  nicht  in  der  nun  htn'kömnüiehen  standesniäs.sigen  Beerdi- 
gung bestehende  Leiehenbestattungsart  angeordnet  hat,  auch 
füi'  die  Kosten  derselben  mindestens  dann  oder  insoweit  auf- 
zukommen habe,  \\enn  oder  insoweit  sie  höher  sind  als  die  der 
I]eerdigung,  luid  ferner  ob  einem  Erben  oder  sonstigen  Y(:-i- 
pflichteten  die  Tragung  dei-  Kosten  einer  nicht  in  der  Be- 
erdigung bestehenden  Leichenbestattung  zugemutet  werden 
könne,  welche  seinen  religiösen  oder  sittlichen  Anschauiuigen 
widerstrebt  (hievon  s.  auch  unten  S.  94).  Ist  von  d(nn  Erben 
die  Bezahlung  der  Kosten  nicht  zu  erlangen,  so  fällt  sie  dem 
Unterhaltspflichtigen  zur  Last  nach  BGB.  §  1615  Abs.  2, 
§  JTlo  Abs.  '2,  i>  1580  Abs.  3.  Ausser  einer  gesetzlichen 
Pflicht,  die  Kosten  der  standesmässigen  Beerdigung  zu  tragen, 
kann  auch  eine  vertragsmässige  Verpflichtung  dieses  Inhalts 
bestehen.  Sowohl  in  dem  einen  wie  im  anderen  Falle  hat 
die  Kosten  der  Beerdigung  eines  Getöteten  der  hiefür  nach 
BGB.  v<  844  Ersatzpflichtige  demjenigen  zu  ersetzen,  dem  die 
Yerj)flichtu.ng  obliegt,  diese  Kosten  zu  tragen.  Diese  Ersatz- 
pflicht spricht  auch  das  Haftpflichtgesetz  vom  7.  Juni  1871 
§  3  aus.i^)     Das  Kecht  der  öffentlichen  Begräbnisstätten  behält 


des  ütlentlichen  l-techt-  enthält  die  Abhandlung  von  Fricker:  ..Die  Leichen- 
versorgung der  Universitätsanatomien-  in  der  (^Tübinger)  Zeitschrift  für  die 
gesamte  Staatswissenschaft  Bd.  30,  Jahrg.  1874  S.  211-264.  Hinsichtlich 
des  Leichentransportwesens  ist  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  kirchliche 
Statuten  das  Begrubniswesen  für  die  Kirche  und  ihre  Organe  reservieren 
und  damit  den  freien  Gewerbebetrieb  des  Leichenfuhrwesens  ausschliessen 
dürfen.  —  letztere  Frage  wird  vom  Reichsgericht  bejaht,  von  Biermanu 
(Privatrecht  und  Polizei  in  Preusseu,  1897  S  86,  87^1  aber  verneint.  Über 
den  Einfluss  des  Unterstützungswohnsitz-Gesetzes  auf  Obiges  äussert  sich 
Fricker  a.  a.  0.  S.  217. 

14)  EinfG.  p.  BGB.  Art    42.  1. 
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«las    ?]iiil'G.,    z.    BGB.    den    laiKlcsiicsi'tzlicIicn    \'()rsc]iriftcii    in 
seinem  Art.   138  vor. 

II.  Xaeli  dem  oben  Ocsai^ten  (S.  64,  6ö)  ist  als  das  Un- 
klare oder  Unsieliere  in  der  privatreehtlielien  Beurteilung'  df i- 
l)i.s]ier  betrachteten  Verhältnisse  ganz  besonders  dvv  Übergang 
vom  lebendigen  Körper  zum  toten  Gliede  oder  zum  Lcielinam 
in  seiner  juristischen  Beziehung  anzusehen.  Wie  crwälmt 
nimmt  Holder  eine  Umwandlung  oder  Abscbwäehung  des  am 
lebenden  Leibe  bestehenden  Hcrischaftsreebts  an.  AVill  man 
dies  annehmen,  so  ^\•ird  sich  als  N'orlVagf  wiedo-  die  Fiage 
aufdrängen:  A\'elches  Heii-schaftsrecht  hat  denn  der  freie 
Mensch  an  seinem  lebendigen  Küi']»er  im  ganzen  und  an 
dessen  Gliedern'? 

•  Dass  das  römische  Keclit  den  (icdanlvcn  eines  Eigen- 
tums des  freien  Menschen  an  seinen  Gliedi'rn  zurückweist, 
wurde  bereits  erörtert  (s.  oben  S.  62).  Aber  das  römische 
Kecht  liefert  uns  docli  die  Elemente  zui-  richtigen 
Grundauffassung  aller  einschlägigen  IK'chtsverliält- 
nisse,  und  zwar  erblicken  wir  diese  in  der  i'ömischen  Status- 
lelire  und  in  der  Entwicklung  der  actio  injuriarum  aesti- 
matoiia. 

1.  Den  Status  libertatis  fasst  dei-  römische  Jurist  nicht 
so  auf,  dass  darunter  nui'  das  Freisein  A'on  einem  das  frag- 
liche Subjekt  beherrschentlen  Eigentumsveihältnisse  zu  xcv- 
stehen  sei,  —  denn  sonst  müsste  ja  der  von  seinem  bisherigen 
Herrn  dei'elin(|uiei'te  Sklave  frei  sein,  er  ist  dies  abei-  nicht, 
sondern  nuj-  res  nullius  und  daher  Objekt  dei-  Aneignung, 
D.  1.  :W  ^  1  Ü.  <h'  noxal.  act.  (9,4),  1.  S  ü.  j.ro  deivlicto 
(41,7),  1.  36  1).  de  stij).  serv.  (45,3),  Vangerow  Fand.  ^  34 
Anm.  1  (Bd.  1  S.  92),  —  sondern  dei'  status  libertatis  ist  ihm 
eine  positive  Figeuschaft,  \  eniir)g(^  deren  er  wie  Vangei'ow 
sagt  (a.  a.  0.),  sein  eigener  Herr  i.st,  in  seinem  eigenen  Figen- 
tum  steht;  Vangerow  setzt  die  Analogie  des  Eigentums  noch 
weite)-  foi't,  indem  er  leint,  dass  man  im  alten  l^)m  sich  selbst 
entweder  im  bonitarischen  oder  im  iiuiritaiisciien  Eigentum 
hatte  (s.  a.  a.  0.  und  Vangeiow,  Über  die  Latini  .luuiani 
—  Ma)'bui-g  1H33  —  S.  67  ff".,  147  H".);    inwieweit  diese  Ana- 
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logisi("riin«4"  zu  halten  ist,  inao-  liier  dahingestellt  hleiben:  jeden- 
falls ist  die  Heranziehung  des  ICigentiimsbegriffs  nicht  wört- 
licli  zu  nehmen,  und  für  das  klassische  römische  Hecht  jeder 
Gedanke  von  Eigentum  an  einem  freien  Menschen  zurück- 
zuweisen; die  Äusserung  von  Paulus  (1.  1  §  6  D.  de  acq.  et 
amitt.  j)Oss.,  41,  2),  wonach  ein  Besitz  an  einem  freien  Menschen 
möglich  sein  soll,  ist  von  E.  J.  Bekker  —  unter  Hinweis 
auf  1.  23  §  2  eod.  tit.,  Javolen.  —  vollkommen  klar  gestellt: 
vindiziert  und  besessen  werden  kann  der  freie  Mensch  nur 
so  lange  seine  Freiheit  entweder  unbekannt  oder  bestritten 
ist,  s.  E.  J.  Bekker,  Das  Eecht  des  Besitzes  bei  den  Eömern 
(Leipzig  1880)  S.  157,  158,  —  so  lange  mit  anderen  Worten 
eben  gerade  die  Eigenschaft,  welche  die  Grundbedingung 
aller  anderen  Eechte  ist,  das  Hecht  der  Persönlichkeit  selbst 
bestritten  oder  unbekannt  ist;  dieses  Grundrecht  kommt  zwar 
nur  denjenigen  Menschen,  welche  nicht  ser\T  sind,  zu,  aber 
bemerkenswert  für  den  positiven  Charakter  des  Status  liber- 
siatt  (als  einem  nicht  bloss  negativ  sich  zeigenden  Fi-eisein 
von  fremder  Herrschaft)  ist  neben  der  bereits  erwähnten 
llechtslage  des  serAiis  derelictus  auch  die  positivrechtliche 
Anerkennung,  dass  der  Sklave  gewissermassen  Teil  nimmt 
an  der  Persönlichkeit  seines  Herrn,  insbesondere  dem  Com- 
mercium desselben,  als  einer  positiven  Qualität;  dies  zeigt  sich 
darin,  dass  der  ser^'us,  obwohl  von  ihm  gesagt  wird,  dass  er 
nullum  ca[)Ut  habet  (i^  4  J.  de  caj).  min.  1,  16)  und  servile 
Caput  nullum  jus  habet  (Paulus,  1.  3  §  1  D.  de  stat.  hom.), 
doch  als  Kej^räsentant  seines  Herrn  alle  auf  den  Erwerb  von 
Privatrechten  gerichteten  Rechtshandlungen  vornehmen  kann : 
und  diese  Möglichkeit  ist  die  Folge  der  römischen  Auffassung 
derpotestas,  der  höchsten  persönlichen  Hechtsgewalt,  welche 
dem  höchstfreien  Manne  an  sieh  selbst  und  infolge  dessen  an 
seiner  ganzen  Familie  zusteht,  zu  der  auch  der  Sklave,  als 
passives  Mitglied,  zählt,  einer  Pechtsgewalt  also,  welche 
neben  der  als  dominium  (wirkliches  Eigentum)  zu  charakteri- 
sierenden liechtsgewalt  am  Sklaven  besteht. 15)     Diese  potestas 

15)  Oi  oiy.trni  dnoöaonoi  orrfs,  ty.  jmi>  ttoogckicoi'  iiöf  oixtUov  SsaTiöriof 
■/uQny.xiioi'Zotrai.  Theophil,  ad  pr.  J.  de  stip.  serv.  3,17.  Salkowski  In- 
stitut. §  29.  ]£.    —    Eine    ähnliche    Duplizität    eines    Abhängigkeits-    bozw. 
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liat  iil'ci'  der  Mm^cli  an  sicli  M'llisr  oder  ühry  sidi  srihsr,  — 
mTiiilf  in  (lirscr  Ancrl<cnnuiiL;'  timlcii  w  ir  das  AX'crtvnllstc  der 
riauisclu'ii  Statnslclirc  füi-  ilie  hcuri^r  TlaMin»'  ilcr  L\'rsünlic1i- 
Ucitsroclitc,  und  i^vsehiclitlich  bctraclittt,  Aen  Grund  für  die 
iviflic  Entwickluni;-  des  i-ömisflicn  Statusi-cclits;  neben  der 
Unterseheiduno-  der  Klasse  der  fifim  ]\Iense]ien  in  Inuemii 
und  Librrtini,  feiner  in  ('i\'es,  l.atini  und  rcico'rini,  stellen 
die  Ixeclitsverliältnissf  der  addieti.  auctorati  und  ab  liostibus 
i-rdeinitti.  freier  l^eutc  die  infolii,'!'  cimcnartiii-fr  ]>e(litsvc)ri>'än_o-e 
in  dei'  (^cwalt  libcr  sieh  bcscliränlct  sindd^)  und  wenn  inner- 
luilb  dei'  Klasse  der  ("ivcs  wieder  unterschieden  wird  z\\is(hen 
])ers()nae  sui  j^iris  und  peisonae  alieni  juris  (se.  alieno  juri 
subjectae),  so  wird  vmi  den  letzteren  ^esaot:  aliae  in  potestate, 
aliai'  in  numu,  aliae  in  nianeipio  sunt,  ilen  ei'steren  aber,  den 
j)ersonae  sui  jui'is  ausdrüeklieh  die  R  pelitsi>'e\val  t  über 
sieh  selbst,  das  Iv'echt  an  <ler  eigenen  iV-rson  zu- 
erkannt: sui  juris  sunt  faiuiliarum  snaruui  iirincipes  i.  e.  pater- 
faniiliae  itenniue  materfaniiliae:^'^)  —  patres  fauiiliariun  sunt, 
([ui  sitnt  suae  potestatis,  siw  puljeres.  siw  inipuberes, 
siniili  modo  inati-es  Fainiliaruui.i^)  Hat  jemand  diese  ^Nlaeht 
über  sieh  selbst,  ist  er  persona  sui  juris  —  alro^  /ugiog  — 
so  kann  er  Iveehts^eschäfte  übei-  sieh  selbst,  seinen  Körper, 
wie  iUier  seine  Arbeitskraft  absehliessen,  wie  es  von  den 
Ohuliatoren,  die  ihren  Kr»rper  ludo  ..\'erkaut'en*\  heisst;  ita  s(> 
vendunt  et  eautiones  faeiunt:  uri  tlammis.  vir^is  seeari,  ferro 
neeari:  (|ui  se  \'endunt  Indo,  auctorati  dieunturd^)  Zufol^'e 
eben    dieser    potestas    über   sich   selbst    hat    der   freie    Menseh. 


Herrschaftsvei'bältnisses  ist  im  {"ränkischen  Rechtsleben  wahrzunehmen,  in- 
sofern dort  ein  servus  in  einem  Yassallitätsverhäitnisse  stehen  konnte,  eine 
Zweiheit,  die  übrigens,  mitunter  wenigstens,  a\ich  auf  die  Verschiedenheit 
von  juristischem  Stande  und  sozialem  Berufe  zurückgeführt  werden  muss, 
wie  V  Ehrenberg,  Commendation  und  Huldigung  nach  fränkischem  Recht 
("Weimar  1877)  S.   14,  17  tV.  nachgewiesen  hat. 

16)  Vergl.  unten  bei  Anm.  !'.•  die  Stelle  aus  romponü  Porphyrionis  com- 
mentarii  in  Horatium  Fluccum  ad  sat  I[  7,58,59.  Salko  wski  Institut.  §  2i*  u.  K. 

17)  Ulp.  IV  1.     Salkowski  a.  a.  0.  §  34. 

18)  L.  4.  D.  de  his  q.  s.  l.G  (Ulp.). 

19)  I^omponii  i'orphyr    conini.   in    Ilorat.  Flacc.   an    dem  oben  Anm.   1<) 
angegebenen  Orte. 
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wenn  sein  I\(ir|i('r  \'t'i-lct/.t  wiril.  nicht  die  actio  dirct-ta  ex 
lf\i;('  Ai|nilia,  sniidcin  jinr  riiic  utilis  A-(|iiiliat'  actio  (s.  oht-n, 
1.  IH  D.  \K-)  oder  die  Injuricnlda^c,  s.  folü,vndc  Xr.  2.  Fehlt 
aber  joinandeiii  die  potcstas  üln-r  sieh  selbst,  dunn  kann  er 
zwar  an  der  potcstas  eines  andei'cn  Anteil  nelimt-n,  wie  der 
in  den  Jicchtserwcrb  seines  Herrn  cingreifench:"  Sklave^O),  aber 
er  wird  iiieht  dineli  Derelictinn  Herr  seiner  selbst,  sondern  nur 
(liireli  |)Ositi^'en  Krwerb  der  Herrschaft  über  sich  selbst,  als 
einer  |H)siti^■en  Ixeclitsniacht.^l) 

2.  Zur  Anerkenniino-  des  nänilicheiiGrundrechts  der  Persön- 
lichkeit an  odei'  üb(>r  sicli  sell)st  führt  auch  die  Betrachttmg  der 
reclitlicheu  Inisis  der  n'tniischen  (und  gemeinreclitlichen)  actio 
injuriaruni  aestiniatoria:  es  ergiebt  sicli  dies  nicht  so  fast  aus 
denjenigen  Anw  enduiigsfällen,  in  d(,'nen  eine  sogenannte  un- 
mittelbare Injuiie,  Rhrenkränkung,  Beleidigung  im  gewühn- 
liclien  Sinui'  des  A\'ortes  den  Anlass  zur  Klage  bildet,  als  viel- 
mehr aus  jenen  Fällen,  in,  denen  ein  „non  jure  factum"  be- 
gangen wird  rein  zur  Verhühnung  eines  Andern,  rein  um 
ihm  zu  zeigen,  dass  man  ilm  niclit  für  voll,  nicht  für  tanti, 
nicht  für  eine  Fei'sr)nlichkeit  erachte:  diese  Nichtachtung  der 
Person  als  solcher,  das  absichtliche  Ignorieren  der  fremden 
l^echtssplüu'e  als  solelicj-  in  ihrer  primitivsten  Erscheinung, 
nämlich  im  liechte  der  Persönlichkeit  an  sich  ist  es,  was  mit 
der  aet.  inj.  aest.  veiiolgt  wird,  ^\•enn  sie  z.  1>.  gegen  den- 
selben füglich  erhoben  wird,  der  den  Kläger  um  der  contu- 
melia  willen  "hindert,  eine  dem  öffentlichen  Gebrauche  dienende 
Sache  zu  benützen  oder  ein  ihm  zustehendes  Privatrecht  aus- 
zuüben: vgl.  1.    13  i<  7  D.  47,    10,22)    auch    1.  8  ^  i  D.   41,    1, 


20)  Siehe  oben  die  Erörterung  bei  und  in  Anm.  15. 

21)  Zu  dem  nämlichen  dogmatischen  Resultate  führt  auch  die  Erwägung 
der  Vorschrift,  wonach  der  tilius  a  patre  mancipatus,  si  liberatus  fuerit,  re- 
dibat  in  potestatem  patris,  wie  Dionysius  von  Halicarnassus  mitteilt:  xr«  zotzo 
avi/exiöoiiOe  (o  rwu  "^J'onuuoi'  i'uuoD'tTi^g)  tcj  nc.rol,  ui/Qi  rgirr^g  Ti()naB(os  f.y 
tiov  y^Qr^fiax'iouad'ni  iitil,oru  i^ovs  e^ovai((y  nnToi  y.ara  rrniÖög  f  Stanoii]  y.aiu 
SovXojv.  Oenanötrcot'  iiiv  v'  </  nond'ei^  f'nc<s,  eTtaircc  rriP  k/.ii&iQkw  evgofieroi, 
uvTOv  tÖ  /.oiTTOi'  rjd/^  y.vQiOi  tGTiv  '  i't'üs  öt  Tioad'els  vnö  Tov  Tiargög,  ai  yh'Oiro 
t'Xfi  d'agos,  V71U  Tio  ticctoI  tkcTuv  tyivtro   u.  s.   w.     Jiovia.     '^/.tyanr.      II  27. 

22)  1.  13  ^ülp.  libro  quinquagesimo  septimo  ad  edictum.)  §  7.    Si  quis 
me  prohibeat    in    mari    piscari    vel    everriculum  (quod  Graece  nayi\ii^   dicitiu' 


l.  "25  D.  19,  1  (s.  unten).23)  Diesen  und  zahlreiclien  anderen 
Fällen,  in  denen  das  röniisclie  Hecht  die  actio  injuriarum  aesti- 
matoria  znfoloe  einer  liier  nicht  weiter  zu  berührenden  inter- 
essanten Ent\vickelun<;sgeschichte24)  zur  Anwendung  gelangen 
lässt,  können  die  Fälle  an  die  Seite  gesetzt  werden,  in  denen 
gernianische  Volksrechte  eine  Verletzung  der  Persönlichkeit 
als  solcher  erblicken  und  zur  Ahndung  gelangen  lassen:  wie 
die  römische  act.  inj.  gegeben  ist  dem  pulsatus  (auch  sine 
dolore,  1.  5  i^  1  JJ.  h.  t.)  oder  verberatus  oder  wenn  domus 
eins  vi  introita  est  uml  im  letzteren  Falle  nicht  die  proprietas 
am   Hause  sondern  das  domicilium    —    eben    um  der   Persön- 

ducere,  an  injuriarum  judicio  possim  eum  convenire?  sunt  qui  putent  in- 
juriarum me  posse  agere:  et  ita  Pomponius  et  plerique  esse  huic  similem 
eum,  qui  in  publicum  lavare  vel  in  cavea  publica  sedere  vel  in  quo  alio 
loco  agere  sedere  conversari  non  patiatur,  aut  si  quis  re  mea  uti  me  non 
permittat:  nam  et  hie  injuriarum  conveniri  potest. 

23)  Die  Quellen  geben  uns  reichlich  Kenntnis  von  der  Verwendung 
jener  actio  da,  wo  die  Injuria  als  absichtlich  der  Persönlichkeit  als  solcher 
zugefügte  Contumelia  in  den  Vordergrund  gestellt  wird,  wenn  auch  ein  anderes 
Delict  in  der  schmähenden  Handlungsweise  neben  oder  statt  der  injuria  er- 
blickt werden  kann  oder  könnte.  Wer  einer  missliebigen  I'erson  Fenster 
einwirft  oder  ihr  faule  Eier  oder  faule  Äpfel  an  die  Kleider  oder  an  den 
Kopf  fliegen  lässt,  um  ihr  sein  Missfallen  auszudrücken,  der  schädigt  auch 
Sachen  oder  Glieder  der  so  gekränkten  Person,  aber  die  Hauptsache,  das 
Endziel  ist  ihm  die  Kundgebung  der  Missachtung,  und  deshalb  wird  die  act. 
inj.  gegeben,  wie  in  1    15  pr.  D.,  1.  25,  1.  27  cit: 

1.  15  pr.  D.  de  inj.  et  fam.  Hb.  (47,10)  Ulpianus  libro  septuagesimo  sep- 
timo  ad  edictum.  Item  apud  Labeonem  quaeritur,  ei  quis  mentem  alicuius 
medicamento  aliove  quo  alienaverit,  an  injuriarum  actio  locum  haberet  et  ait 
injuriarum  adversus  eum  agi  posse. 

1.  25  (Ulpianus  libro  octavo  decimo  ad  edictum.)  Si  stuprum  serva 
passa  Sit.  injuriarum  actio  dahitur  u.  s.  w. 

1.  27  (Paulus  libro  vicensimo  septimo  ad  edictum).  Si  statua  patris 
tui  in  monuniento  posita  saxis  caesa  est,  sepulcri  violati  agi  non  posse,  in- 
juriarum posse  Labeo  scribit. 

24)  Vgl.  1.  3  §  1  1)  47,10.  Die  angedeutete  Entwickelungsgeschichte 
bewegt  sich  genau  zu  dem  hier  interessierenden  Punkte  hin,  dem  Endziele, 
die  Sühne  für  die  der  Persönlichkeit  als  solcher  zugefügte  Verletzung  zu 
erlangen;  vgl.  Ihering,  Rechtsschutz  gegen  injuriöse  Rechtsverletzungen 
in  Jahrb.  f.  Dogm.  Bd.  23  S.  163  ff".;  Windscheid,  Pand.  §472:  Lands- 
berg,  Injuria  und  Beleidigung;  Auver.s  Automatische  Wage  (Göttingen, 
Dissert.  1891)  S.  28. 
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liclikeit  willen  —  entscheidend  in  Beti-aclit  kommt,  so  richten 
sich  die  Bestimmungen  von  Volksrechten  gegen  den  Haus- 
friedensbruch, nicht  weil  darin  eine  Eigentumsverletzung, 
sondein  weil  darin  ein  Angriff  gegen  die  Persönlichkeit,  eine 
Persönlichkeitsverletzung  zu  erblicken  ist  und  erblickt  wird.25) 
In  allen  solchen  Fällen  verlangt  der  Kläger  eine  Genugthuung 
für  den  rechtswidrigen  J]ingriff  in  seine  Rechtssphäre  als 
solche,  für  die  Verletzung  der  Persönlichkeit  in  ihrer  un- 
geteilten und  unteilbaren  Totalität,  wie  auch  die  „Busse"  noch 
im  neuesten  Rechte  aufgefasst  \vird.26)  Dieselbe  Auffassung 
von  der  Bedeutung  des  act.  inj.  —  auch  in  Anwendung  auf 
Urheberrechte  —  findet  sich  auch  bei  Ihering  a.  a.  0.27") 

III.  Noch  weit  deutlicher  als  in  den  bisher  (oben 
bei  und  in  Anm.  25)  angedeuteten  Einzelbestimmungen  tritt  im 
germanischen  Rechte  die  elementare  Auffassung  vom  Rechte 
der  Persönlichkeit  da  hervor,  wo  das  Rechtsinstitut  der  munt 
(manus),  die  germanische  Muntschaft  in  Parallele  zu  stellen 
ist  mit  der  römischen  Familiengewalt,  der  potestas  des  römi- 
schen pater  familias.  Daran  hindert  nicht  die  unverkennbare 
Verschiedenheit  zwischen  dem  römischen  und  dem  germani- 
schen Rechtsinstitut,  die  hauptsächlich  darin  gesehen  wird, 
dass  für  jenes  das  Interesse  des  Gewaltliabers,28)  für  dieses  aber 
das  Schutzbedürfnis  des  Gewaltunterworfenen  der  Ausgangs- 
punkt sein  soll.  Denn  der  hier  interessierende  angedeutete 
Parallelismus  besteht  insofern,  als  die  Rechtslogik  von  der 
Erkenntnis  des  Vorhandenseins  einer  Rechtsgewalt  eines  An- 

25)  Lex  Baiuv.  IV.  24  (heimzucht),  Capitul.  Carol.  I.  224.  c.  7.  (hari- 
ziiht),  1.  Baiuv.  IV  23  (herireitha).  Deshalb  ist  das  Convicium  schon  vor- 
handen, wenn  ein  Pfeil  in  die  Behausung  des  so  Befehdeten  abgeschossen 
wird,  vgl.  1.  15  §  2,  §  3,  1.  23  D.  eod.  tit ,  und  Brunner,  Deutsche  Rechts- 
geschichte Bd.  II  S.  651,  652. 

26)  Vgl.  Fr.  V.  Liszt,  Lehrb.  d.  Strafrechts,  10.  Aufl.  S.  230,253. 

27)  Ihering  in  der  in  Anm.  24  angef.  Abhandlung  in  d.  Jahrb.  für 
Dogm.  Bd.  23  S.  163  fl'. 

28)  Das  Überwiegen  des  Interesse  des  römischen  Gewalthabers  ist  so 
bedeutend,  dass  Dionysius  von  Halikarnass  an  der  oben  in  Anm.  21  angef. 
Stelle  sogar  zu  der  Auffassung  kommen  konnte,  die  Potestas  des  Vaters  über 
den  Sohn  reiche  weiter  als  die  des  Herrn  über  den  Sklaven,  s.  oben  Anm.  21 
Seite  71. 
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(lern  hier  wie  dort  vorsclireitet  zur  Erkenntnis  des  Vorhanden- 
seins einer  Keehtsgewalt  über  sich  selbst,  über  die  eigene 
Kraft,  an  der  eigenen  Person  also;  dieses  Vorschreiten  der 
Kechtslogik  von  der  Annahme  einer  fremdeln  Gewalt  bis  zur 
Annahme  einer  Eigengewalt  ist  keineswegs  auf  eine  blosse 
Gedanken-  oder  Wortspielerei  zmückzuführen  oder  gar  als 
solche  aufzufassen,  wie  dies  etwa  bei  dem  immer  noch  rätsel- 
haften sog.  8onnenlehen29)  dei-  Fall  sein  mag,  sondern  es  hat 
einen  guten  Grund,  eine  praktische  Bedeutung,  nämlich  die 
Anerkennung  des  Kechts  der  Persönlichkeit  mit  allen  ihren 
Konsequenzen ;  zu  dieser  Anerkennung  gelangt  man  in  jedem 
llechtssysteme  durch  die  logische  Spaltung  des  rechtsfähigen 
Menschen  in  das  berechtigte  Subjekt,  das  abstrakte  und  zu- 
gleich konkrete  Ich  (metaphysisch:  der  Wille)  einer-,  und  das 
von  diesem  beherrschte  Objektive  im  freien  Menschen,  die 
dem  Ich  dienenden  köi-pei'lichen  und  geistigen  Kräfte  des 
Menschen  andei'crseits,  und  die  Folge  dieser  Unterscheidung 
ist  dann  die  Anerkennung  jenes  Herrschaftsrechts  des  freien 
Menschen  über  sich  selbst,  des  von  dci-  positiven  Rechts- 
ordnung geschützten  Rechts  der  Persönlichkeit  über  den  Körper 
und  über  die  Glieder  desselben. 

1.  Es  ist  das  Verdienst  von  Andr.  Hcusler,^)  zuerst 
und  unter  Hinweis  auf  die  Quellen  darauf  aufmerksam  ge- 
macht zu  haben,  wie  sich  an  den  Begriff  der  munt  der  der 
Selbstmündigkeit  anreiht  und  die  germanische  Bezeichnung 
der  Pechtslage  des  homo  sui  juris  (welcher  lat.  selbmmidius, 
fem.  selbmundia  genannt  wird)  selpmunt  (selbmund)  ist.  Die 
grosse  Entfernung  der  Fundorte  des  Ausdrucks  selbmund  so- 
wohl in  räumlicher  als  in  zeitlicher  Beziehung  beweist  uns 
den  gemeingermanischen  Ursprung  nicht  blos  des  Wortes, 
sondern  auch  der  zu  Grunde  liegenden  Rechtsauffassung,  denn 
Woi't  und  Begriff  finden  sich  im  langobardischen  Rechte  des 


29)  Vgl.  Grimm,  Rechtsaltert.  S.  278,  Grimm,  Weistiimer  III  S.  865. 
Beseler.  Deutsches  Frivatrecht  §  189,  Anm.  5  S.  614.  ^raut-Frens- 
dorff,  Grundriss  zu  Vorlesungen  über  d  D  Priv.-R.,  §  198.  Anm.  14,  16 
S.  477,  478. 

30)  Andreas  Huusler,  Institutionen  d.  Deutschen  Privatrechts,  §22, 
]ii\.   I,  S.  tO.3,  1C4. 
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siebenten    Jahihnnderts,^!)     im    Stadtreclit    von     Lübeck     im 
13.  Jahrhnndert3'2)  und  in  den  Dortmunder  Statuten  im  14.  Jahr- 

]  Hindert  .33) 


31)  In  Rotharis  leg.  (M.  G.  bist.  lib.  IV  p.  50)  cap.  204  (CCV)  heisst 
es:  Nulli  mulieri  libevae  sub  Regni  nostri  dilionem.  legis  Langobardonim 
viventem  liceat  in  sui  potestatem  arbitrium,  id  est  selpmundia  vivere; 
nisi  seraper  sub  potestatem  virorum  aiit  certe  regis  [Curtis  Regiae]  debeat 
permanere ;  nee  aliquid  de  rebus  mobilibus  aut  immobilibus  sine  voluntate 
ipsius  in  cuius  mundium  fuerit,  habeat  potestatem  donandi  aut  alienandi.  — 
Über  diese  Stelle  s.  Osenbrüggen,  Das  Strafrecht  der  Langobarden  (Schaff- 
hausen 1863),  S.  81  mit  Anm.  88  und  S.  97.  Welche  Bedeutung  es  für  die 
Langobardin  hatte,  dass  sie  nicht  selpmundia,  sondern  in  der  Muntschaft  ihres 
Gewalthabers  lebte,  erhellt  auch  aus  andern  Stellen:  einerseits  unterliegt  sie 
dem  Herrschaftsrechte  bis  zu  einer  bedingten  Tötungsbefugnis  des  Gewalt- 
habers: Ut  mulieres  lege  marilS  vivant,  1.  Langobard  Lib.  II  cap.  7,  Liutpr. 
lib.  VI.  cap.  74.  Si  maritus  uxorem  suam  occiderit  immerentem  per  quamlibet 
occasionem,  quae  per  legem  non  sit  merita  mori,  componat  sol.  MCC,  Rothari 
leg.  cap.  CC  (CCl).  über  die  Bedeutung  von  occasio  :=  occansio  vgl.  Gareis. 
Die  Landgüterordnung  K.  Karl  d.  Gr.  (1895)  c.  57  S.  54.  Zu  dieser  Bussesetzung 
Kg.  Rothars  s.  formula  lib.  Papiensis  (M.  G.  hist.  LL.  IV  344):  non  licet 
uxorem  interficere  ad  suum  libitum  sed  rationabiliter.  Brunner,  D. 
Rechtsgesch.  §  12  Bd.  I  S.  75  Text  bei  Anm.  32.  Andererseits  verbindet 
sich  aber  mit  dem  langobardischen  Mundium  der  Frau  ein  besonderer  Rechts- 
schutz, welcher  wegfällt,  wenn  die  Frau  nicht  unter  dem  jenem  Mundium 
steht;  denn  Liutpr.  lg.  lib.  VI  c  74  bestimmt: 

Si  Romanus  homo  mulierem  Langobardorum  tulerit,  et  mundium  ex 
ea  fecerit,  et  post  eins  decessum  ad  alium  maritum  ambulaverit,  sine  voluntate 
heredum  prioris  mariti,  faida  et  anagrip  non  requiratur:  Quia  postquam 
marito  Romano  se  copulaverit,  et  ipse  ex  ea  mundium  fecerit,  Romana  effecta 
est,  et  filii  qui  de  eo  matrimonio  nascuntur,  secundum  legem  patris  Romani 
sunt  et  lege  patris  vivunt:  et  ideo  faidam  et  anagrip  minime  componere 
debet,  qui  eam  postoa  tulit,  sicut  nee  de  alia  Romana.  —  Faidam  requirere 
bedeutet:  das  statt  der  Fehde  zu  Zahlende  einfordern  und  anagrip  requirere 
bedeutet:  die  Busse  iür  unrechtmässige  Berührung  einer  Frau  (20  soiidi) 
einfordern,  so  dass  der  Satz:  faida  et  anagrip  non  requiratur  besagt:  es  soll 
weder  ein  Recht  auf  das  für  Unterlassung  der  Fehde  zu  Zahlende  noch  ein 
Recht  auf  eine  wegen  jener  Keuschheitsverletzung  sonst  zu  erlegende  feste 
Busse  geltend  gemacht  werden  können,  s.  Osenbrüggen,  a.  a.  0.  S.  8,  98. 
105.  112.  Vgl.  Liutpr.  leg.  127:  ideo  faida  et  anagrip  minime  componere 
dodit.     Hierzu  Brunn  er.  D.  Rechtgesch.,  Bd.  I,  S.  165,  Anm.  45. 

32'  Lübecker  Recht  bei  Hach  II  203  ^Elbing  116)  Alse  ein  Knecht  is 
achtein  jar  olt.  so  is  he  sulfmundich. 

33~i  .  .  .  iiui  pervenit  ad  annos,   quod  dicitur  selfmundich  (vgl.  Urk. 
a.  d.  Jahre  1296)  s.  Frensdorff,   Dortmunder  Statuten,    Dortmund-Weseler 
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2.  Auch  ^^•('k•llt■  [»raktisclie  KonstMincnz  ans  der  Annahmf 
tles  lleclits  der  tSeibmundschaft  in  dm  deutschrii  Uechteii  <;•»•- 
zoo-en  worden  ist,  hat  Andr.  Heusler  (lUeHeninässio-  orzri^t: 
die  berechtigte  Disposition  des  freien  Mannes  üher  seinm 
Leib  und  über  dessen  Glieder,  insbesondere  in  dem  Vei- 
wetten  und  Verspielen  derselben;  Heusler  stellt  die  Aussc- 
lungen  zusammen,  aus  denen  die  aus  dem  Selbnmndiuui 
riiessenden  Verfügungen  über  Körper  und  Glieder  des  Vei'- 
füo-enden  wie  über  dessen  Leben  und  Freiheit  sich  als  Vechts- 
Ijeständig  insolange  und  insoweit  als  reclitsbcständig  ci-- 
o-aben,  als  nicht  die  sittliclie  Anschauung^^)  ein  Anderes 
durchsetzte.  Aber  bevor  dieser  sittliche  Cm-  und  Auf- 
schwung sich  vollzogen,  sind  die.  rechtlichen  Verfügungen 
über  Leib,  Freiheit  und  Glieder  im  germanischen  l^echtslcbeii 
durchaus   gang  und   gäbe^S)  und    wurden    sogar  unter  gericlit- 

Kecht,  W.  23  A  ;  seIfgericht  s.  v.  a.  Gewaltthat  s.  Frensdorff  a.  a.  ü.  U 
22,  IV  23,  W.  31.  vgl.  auch  „gewalt  und  aulfwolt"  ebenda  III  103. 

34)  Der  Einfluss  der  Sittlichkeit  und  der  guten  Sitte  —  beides  unter 
die  Bezeichnung  boni  mores  fallend,  s.  Gareis  R.-Encykl.  2.  Aufl.,  §  2  S.  4—5 
Anm.  3,  §  6.  II  u.  IV,  S.  2ß  bei  u.  in  Anm.  6.  ~  machte  sich  auch  hinsicht- 
lich der  Bedeutung  und  Ausdehnung  der  Muntschaft  und  der  Selbmuntschaft 
ebenso  geltend,  wie  in  der  schliesslichen  Verwerfung  der  sachenrcchtlichen  Auf- 
fassung der  Körperbeherrschung,  wovon  oben  bei  und  in  Anm  2  Seite  02 
gesprochen  wurde,  und  wie  er  noch  heutzutage  in  der  Beurteilung  der  über 
den  Körper  getroffenen  Dispositionen  entscheidend  ist  und  sein  muss,  wovon 
unter  Seite  89  ff.,  93  ff.  gehandelt  wird.  Vergl.  auch  Kohler,  Shakespeare, 
S.  71  Anm.  3,  der  auf  Tolstoj,  Luzern,  8.  37  hinweist. 

35)  Man  denke  an  die  bekannte  Überlieferung  von  Tacitus,  Germania 
c.  24:  „aleam  .  .  tanta  exercent  lucrandi  perdendique  temeritate,  ut,  cum  omnia 
defecerunt,  extremo  ac  novissimo  iaetu  de  libertate  ac  de  corpore  contendant." 
Es  schien,  wie  auch  Grimm,  Rechtsaltert.  4.  Ausgabe  (Leipzig  1899)  I 
S.  173  ff.  hervorhebt,  nicht  einmal  nötig,  dass  beide  Teile  Gleichwertiges 
setzten,  so  wettet  bei  Olaf  Tryggwasson  2,  275  der  eine  Krieger  Olafs  um 
sein  Leben,  der  andere  um  einen  goldenen  Ring;  Grimm  a.  a.  0.  und  dort 
wird  auch  an  die  bekannte  Wette  im  Nibelungenlied  Strophe  914  (,Lach- 
mann'sche  Ausg.  3.  Aufl.)  erinnert;  auch  in  anderen  Sagen  und  Liedern  ur- 
alten germanischen  Ursprungs  kommen  viele  Wetten  um  Leib  und  Leben  vor, 
wie  Grimm  a.  a.  ü.  S.  173  H„  452  zusammenstellt.  In  einer  der  formulae 
Marculfi  (Bd.  2,27.—  de  Roziere  Recueil  de  formules  I  pag.  466  Nr.  378, 
auch  mitgeteilt  von  Loersch  und  Schröder,  Urkunden  zur  Geschichte  des 
deutschen  Privatrechts,  2.  Aufl.  Nr.  18  S.  10)  unterwirft  sich  der  Schuldner 
dem  aervitium    des  Gläubigers:    servicio    vestro,    <iuale  mihi  vos  aut  ageiitea 


liclici'  Pjcstätii^-uni;-  ciiiclitct.SG)  Erst  vom  14.  Jaln-luindcrt  an 
scheint  sich  mit  Erfoli;-  auf  (h'm  I'cclitsgchictc  das  sittliche 
Empfinilcn  (h-s  dcurschcii  Vollccs  i^'c^cn  das  „N'crspich'n"  von 
Leib  und   (^hiMhiii  cmiirut  /u  liabcn.^^j 


vestri  iniunxcritis,  facere  debeam,  und  fügt  noch  die  Zulassung  körperlicher 
Züchtigung  bei:  quod  si  exinde  negligens  aut  tardus  apparuero,  licentlam 
habeatis  sicut  et  ceteros  servientes  vestros  disciplinam  corporalem  imponere. 
—  Freiheitsbeschränkung  ist  pfandhalber  vereinbart  in  einer  der  formulae 
Andegavenses,  Nr.  37  (de  Eoziere,  recueil  de  formules  I  pag.  465  Nr.  371) 
auch  mitgeteilt  von  Loersch  und  Schröder  a.  a.  0.  Nr.  17  S.  9,  mit  den 
Worten:  „In  loco  pignoris  emitto  vobis  statum  meum  raedietatem,  ut  in  una- 
quisque  septemana  ad  dies  tantis,  ({ualecumque  operem  legitema  mihi  iniunc- 
xeris,  facere  debiammus.- — Vgl.  Ehrenberg,  Commendation  und  Huldigung, 
41,  Anni.  31  und  Jastrow,  Zur  strafrechtlichen  Stellung  der  Sklaven  (Unter- 
suchungen zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  hrsg.  von  Glerke. 
Heft  2)  S.  13  Anm.  5.  Zahlreiche  andere  Beispiele  solcher  Verfügungen 
über  die  freie  Bethätigung  über  Leib,  Leben  und  Glieder  finden  sich  mit- 
geteilt in  Kohler's  oben  Anm.  2  S.  G2  erwähnter  Schrift  (Shakespeare  ti.s.  w.) 
unten  S.  30.  f>9,  ferner  bei  Schuster,  Das  Spiel  S.  12  ff.,  Heusler  a  a.  O. 
S.  103,  104;  Stobbe,  Zeitschrift  f.  R.-Geschichte  Bd.  XIII  S.  248  Anm.  105. 

86)  Vgl.  vom  Jahre  1263:  Kölner  Schreinsbucheintrag,  siehe  Ennen  und 
Eckertz,  Quellen  zur  Geschichte  der  Stadt  Köln  2,  475,  Nr.  455.  Notum  sit 
tam  futuris  ([uam  presentibus,  quod  Henricus,  filius  Haeperni  Zerdonis,  manifeste 
in  tigura  iudicii  coram  iudicibus  et  scabinis  cum  spontanea  voluntate  elegit, 
quod  amicabilem  compositionem,  quam  fecit  et  inivit  cum  Henrico  dicto 
Asino,  ratam  et  inconvulsam  teuere  deberet,  omni  fraude  et  dolo  exclusis,  et 
si  unquam  ipsam  confringeret  compositionem,  sine  contradictione  decollari 
deberet,  dummodo  rationabiliter  convincatur  et  legitime  de  confractione  dicte 
compositionis  seu  eandem  compositionem  violasse.  Hi  fuerunt  iudices:  Ger- 
hardus  Overstolz  comes,  Everhardus  advocatus.   Hi  fuerunt  scabini:  Johannes 

de   Lintgassen,    Gerhardus    frater    suus et  alii  quam  plures.     Actum 

anno  Domini  1263,  quarta  feria  post  Urbani  pape.  V^gl.  ferner  Gudenu.«, 
Code.x  diplomat.  I  Nr.  254  (v.  J.  1250)  abgedruckt  auch  bei  Heusler  a.a.O. 
I  S.  103. 

37)  Vgl.  DasAViener  Stadtrechts-  und  Weichbildbuch  (herausgegeben 
von  H.  M.  Schuster,  Wien,  1873  S.  67):  Art.  51.  Chain  man  mag  dez 
nicht  verspilen  mit  recht,  daz  got  an  im  beschaffen  hat,  es  sein  äugen,  nas 
oder  orn,  hende  oder  fuezz,  und  sei  es  auch  hintz  einem  Phantner,  oder  nicht, 
wann  es  umb  des  menschen  leib  nicht  also  stet,  als  umbdazguet. 
Das  guet  gewinnet  man  alle  tag;  so  chümpt  der  leib  nimermer  herwider  als  man 
den  verleuset.  Swer  darüber  dez  icht  verspilt,  daz  got  an  im  beschaffen  hat,  den 
schol  der  richter  pezzern,  ob  er  mit  recht  des  überchömen  wirt,  ein  aug  gegen 
einem  äugen,    oli  er  es  verspilt  hat,    ein  hant  gen    einer  haut,    oder  er  ledig 
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3.  Wie  nun  veimöoe  dei-  Selbmnndschaft  der  freie  Mensch 
über  seinen  Körpi-r  verfügen  kann  und  innerlialb  der  an- 
gedeutetan  Schranken  auch  verfügte,  so  wird  symbolisch  die 
fremde  Verfügung  über  den  Körper  als  ein  Zeichen  der  Ein- 
schränkung des  Persönlichkeitsrechts  verwendet:  a.  bei  Be- 
gi-ündung  irgend  eines  Abhängigkeitsverhältnisses  über  einen 
freien  Menschen  oder  bei  Erweiterung  oder  Erschwerung  der 
Abhängigkeit  wird,  so  zeigt  die  Rechtsgeschichte,  dem  Ab- 
hängig- oder  Abhängigerwerdenden  eine  körperliche  Verletzung 
oder  leibliche  Unbill  zugefügt,  die  er  sich  gefallen  lassen  muss 
oder  gefallen  lässt ;  die  Herrschaft  übei-  den  Körper  wiid  von 
fremder  Hand  beeinträchtigt  und  damit  wird  deutlich  zu  ver- 
stehen gegeben,  dass  das  Eecht  der  Persönlichkeit  eingeengt 
ist;^^)    b.    bei    der  Aufhebung  oder  Abschwächung  eines  Ab- 


sei (sen)  denn,  als  recht  ist,  von  dem  richter,  das  aug  für  fünf  phunt,  die 
hant  für  zechen  phunt.  —  Swer  mit  ungeleichen  würfel  spilt,  und  wird  des 
überwunden,  den  schol  man  pezzern  mit  dem  wandcl,  das  sind  fünf  phunt. 
Mag  er  der  nicht  gehaben,  so  schol  man  im  die  hant  abslachen.  —  Sver 
einen    man    auf   vecht    in  einem  leithaus,  und  gicht.  er  hab  sölich  guet  ver- 

spilt Schuster    a.  a.  0.    S.  67  ff.,    auch    Stobbe    Z.   f.    R.-Gesch. 

S.  XIII  248. 

38)  Ist  das  wallende  Haupthaar  ein  charakteristischer  Schmuck  des 
Freien,  wie  bei  den  Franken  der  merowingischen  Zeit,  so  liegt  es  nahe,  die 
GewaltäuBserung  und  Rechtsbeschränkung  gerade  daran  geltend  und  sichtlich 
zu  machen;  dann  ist  der  Verlust  des  Haares,  wie  Ehrenberg  Commen- 
dation  u.  s.  w.  S.  51  treffend  sagt,  „Schändung  und  das  Zeichen,  dass  man 
nicht  mehr  so  ausschliesslich  wie  bisher  über  sich  verfügen  kann,  dass  man 
abhängig  geworden  ist,"  s.  die  in  Anm.  45  und  46  bei  Ehrenberg  a.  a.  0. 
angeführten  Belege;  daher  begegnet  man  in  den  Rechten  und  der  Geschichte 
der  fränkischen  Zeit  dem  Verschneiden,  Scheeren  oder  Abschneiden  des 
Haupthaares  als  Zeichen  der  Verknechtung,  Unterwerfung,  auch  bei  der 
Adoption  (vgl.  Paulus  Diaconus  6,53:  Carolus  princepa  Francorum  Pipinum 
Buum  filium  ad  Liutprandum  direxit,  ut  eius  iuxta  morem  capillum  susciperet ; 
qui  eius  caesariem  incidens  ei  pater  eH'ectus  est.  —  Ferner:  Otto  Frising. 
5,16:  qui  filium  eius  Pippinum  ton.sa  caesarie  adoptaverat  in  filium,  und  bei 
der  kanonischen  Willensunterwerfung  des  Klerikers  und  des  Mönches  (Tonsur). 
Statt  des  Scheerens  begnügte  man  sich  später  mit  dem  blossen  Berühren 
des  Haares,  s.  Khrenberg  a.  a.  0.  Anm.  49,  —  dies  wohl  auch  schon  in  alter 
Zeit,  s.  Aimoin  de  gestis  Francorum  (Bouquet  [II  41)  1.2C:  .  .  ut  .  Ala- 
ricus  iuxta  morem  antiquorum  barbam  Clodovei  tangens  adoptivus  ei  fieret 
pater.  —  In  Parallele  hierzu  setzt  Ehrenberg  (a.  a.  0.  S.  52,  unter  Ver- 
weisung   auf    Friedberg,    Das    Recht    der    Eheschliessung.     Leipzig   1865, 
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liäno'icrkeitsverliältnis.sps  hei  .Selbstäncligmaclnmo-  und  (ler,i>'l. 
wird  dem  in  die  verbesserte  Eeclitslage  eingesetzten  oder  darin 
anerkannten  Menschen  eine  körperhche  Verletzung,  eine  sym- 
bolische Schändung  oder  ein  geistig  oder  auch  körperlicli 
empfindlicher  Schimpf  angethan,  nicht  bloss  um  ihn  an  die 
frühere  Abhängigkeit,  in  der  er  sich  solches  gefallen  lassen 
musste,  handgreiflich  zu  erinnern,  sondern  auch  um  ihn  dar- 
auf aufmerksam  zu  machen,  dass  rr  nun  zum  letzten  Male 
eine  solche  Verletzung  seiner  Persönlichkeit  ungesühnt  zu 
dulden  habe.39) 

4.  Das  Recht  der  Persönlichkeit  wird  sonach  pi-akti.sch 
und  symbolisch  zuerst  in  dem  Hechte  über  den  eigenen 
Körper  anei'kannt,  in  der  Befugnis  über  denselben  frei  zu 
verfügen,  denselben  intakt  zu  besitzen  und  jedem  fremden 
Angriff  darauf  zuzückzuweisen;  in  der  Selbmundschaft  liegt 
eben  das  Hecht  über  den  Körper,  und  darin  ist  auch  der 
Grund  zu  erblicken,  weshalb  derjenige,  der  jemandem  das 
Hecht  der  Muntschaft  entzieht,  so  behandelt  wiid,  wie  wenn 
er  jenem  das  Hecht  über  den  lebendigen  Körper  entzogen 
hätte:  deshalb  muss  derjenige,  welcher  einen  fremden  Leib- 
eigenen seinem  Herrn  durch  Freilassung  oder  sonstwie  ent- 
zieht,  letzterem  dasselbe  zahlen,  wie  wenn  er  den  Leibeigenen 
getötet  hätte  ;40)  auf  dem  nämlichen  Gedanken  beruht  die 
Gleichstellung  der  Muntbrüche  mit  dem  Muntschatz.^i) 


S.    27    lind    4)    den    eigentümlichen    Gebrauch,    dass    der  Bräutigam  der  tra- 
dierten Braut  auf  den  Fuss  tritt. 

39)  Auch  in  dieser  Bedeutung  kommt  das  Abschneiden  und  Berühren 
der  Haare  vor,  auch  das  Ohr-  oder  Haarzupfen,  s.  Ehrenberg  a.  a.  0.  iS.  53, 
auch  der  Ritterschlag  ist  hierher  zu  stellen ;  „auch  hier  diente,  wie  Ehren- 
berg a.  a  0.  S.  54  sagt,  die  feierliche  Schändung  durch  den  Schwertstreich 
dazu,  um  zu  dokumentieren,  dass  eine  Entlassung  aus  einem  Abhängigkeits- 
rerhältnisse  erfolge,  dass  der  Knappe  sich  zum  letzten  Male  die  Ausübung 
der  Strafgewalt  habe  gefallen  lassen  müssen." 

40)  Vergl.  lex  Burgundionum  YI,  4  und  hierüber  Ehrenberg  a.  a.  0. 
S.  53  Anm.  52. 

41)  Schröder,  Geschichte  des  ehel.  Güterrechts  I  S.  11  Ö'.;  Ehren- 
berg a.  a.  0.:  Freilassung  eines  fremden  Haussohnes  oder  Sklaven  und  Ent- 
führung einer  Jungfrau  stehen  sich  insofern  gleich,  als  in  beiden  Fällen  das 
pretium  für  die  der  Gewalt  entzogene  Person  zu  zahlen  ist.  \  gl.  auch 
Sohm,  Eheschliessung  6.  23,  24. 


—  so  — 

5.  Erst  die  in  dein  I^'chtsbegi'iffe  der  8cll)nmndscliaft 
liegende  Unterseheidiing  zwisclien  Subjekt  und  Objekt  im 
disponierenden  Menschen  selbst  ermöglicht  logiscli  alle  die- 
jenigen Rechtsgeschäfte,  in  denen  jemand  über  das  „liecht  an 
seiner  eigenen  Person"  verfügt,  und  insbesondere  alle  jene 
zahlreichen  Abstufungen,  in  denen  eine  solche  Verfügung  und 
die  sich  auf  sie  gründende  Freiheitsbeschränkung  gedacht 
werden  kann  und  die  sich  in  der  That  im  römischen  und  in 
germanischen  IJechten  anerkannt  vorfinden.  Jedes  Sich-an- 
vertrauen  einer  Person,  jedes  Sich-sclbst-tradieren,  auch  jede 
Ai-t  \-on  Commendation,  freiwillige  Unterordnung^^)  setzt  lo- 
gisch jene  Unterscheidung  von  tradierendem  Subjekte  und 
tradiertem  Objekte  voraus.  Die  Möglichkeit  dieser  Verfügungen 
über  sich  selbst  reicht  in  Kechtsgebieten,  in  denen  nicht  durcli 
die  Negation  jeder  Art  von  Leibeigenschaft  oder  Sklaverei 
eine  unüberschreitbare  Grenze  gezogen  ist^^)  oder  sonst  ähn- 
lich die  sittliche  Anschauung  einschränkend  bethätigt,^)  ausser- 
ordentlich weit,  bis  zum  völligen  Aufgeben  der  Persönlich- 
keit, wie  ein  Blick  auf  Rechtsverhältnisse  des  deutschen 
Mittelalters  (Hörigkeit  verschiedener  Art)  oder  auch  auf  einzelne 
Einrichtungen  des  kirchlichen  Lebens  ergiebt. 

IV.  Eine  weitere  Entwickelung  der  Theorie  vom  Rechte 
an  der  eigenen  Person,  sei  es  im  Anschluss  an  die  römische 
Statuslehre  (s.  oben  II  1  Seite  68 — 71),  sei  es  im  Anschluss 
an  die  actio  injur.  aestim.  (s.  oben  II  2  S.  71 — 78)  oder  sei 
es  in  Verfolgung  des  Grundgedankens  <ler  munt  und  ins- 
besondere der  Selbmundschaft  (s.  oben  III  1 — 5,  S.  78 — 80) 
fand  nicht  statt. 

42)  Hier  sei  auf  V.  Ehrenbergs  mehrfach  erwähnte  Schrift:  Com- 
mendation und  Huldigung,  s.  oben  Anm.  15  S.  11  u.  a.  in  ihrer  ganzen 
Ausdehnung  verwiesen;  besonders  noch  auf  die  verschiedenen  Arten  von 
Vassallität:  ferner  anf  die  eigentümlichen  Seiten  der  munt  des  langobardiscben 
RechtB  8.  S.  75  bei  und  in  Anm.  31. 

4j)  BGB.  §  1  (und  hierzu  die  Bemerkungen  in  Gareis,  Kommentar 
ö.  5,6,)  aber  auch  schon  lex  Bajuv.  V^I  3:  ut  liberum  sine  mortali  crimine 
non  liceat  inservire.  Die  Unterscheidung  zwischen  dem  Rechte  an  der 
eigenen  Person   und   der  Rechtsfähigkeit  s.    unten  VI  bei    und   in   Anm.  85. 

44)  S.  unten  V  1  ö.  8b,  89. 
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1.  Ks  folilr.  zwar  niclit  an  einzelnen  Anläufen,  die  T.üeko 
in  der  Dogmatik  auszufüllen,  und  in  dieser  Beziehung  ist  vor 
allem  an  Puclita's,  Klassifikation  der  Pi-ivatrechte  (schon  i.  J. 
1829)  erinnert,  wo  unterseliieden  werden  :  1.  Reclite  an  Satlien, 
•2.  liechte  an  Handlungen  (Obligationen),  :}.  K'echte  an  Per- 
sonen ausser  uns  (Familienrechte),  4.  fechte  an  in  uns  üher- 
gegangenen  Personen  (Erbrechte)  und  5.  Peehte  an  iler  eignen 
Person.^ö)  Ferner  darf  nicht  unerwähnt  bleiben  die  Pn-miUiung 
Xeuners,46)  dem  Pechte  an  der  eigenen  Person  die  gebührende 
dogmatische  Anerkennung  zu  verschaften.  Aber  weder  die  Gesetz- 
bücher (Landrechte)  noch  die  Entscheidungen  der  Gerichte  noch 
die  Lehrbücher  des  l)ürgerlichen  Pechts  erkennen  bis  in  die 
neues^te  Zeit  die  Kategorie  der  Pechte  an  der  eignen  Pei'son 
an;4")  man  half  sich  soweit  der  jirivatrechtliehe  Schutz  des 
Pechts  der  Menschen  an  ihrem  eigenen  Krir]»er  und  an  dessen 
Gliedern  in  Frage  kam,  mit  der  Analogie  des  Eigentums- 
sclmtzes,  mit  der  Analogie  der  actio  leg.  Aqu.  insbesondere, 
wie  dies  namentlich  im  Pechtsgebiet  des  Bayerischen  Land- 
rechts   und    in    dem    des    Österreichischen    PGP.    hervortritt. 


45)  Ton  den  Rechten  an  der  eigenen  Person  sagt  Puchta:  Der  Wille 
kann  sich  selbst  zum  Gegenstand  haben,  er  will  Anerkennung  seiner  Freiheit, 
seiner  Persönlichkeit,  und  dies  führt  zur  Anerkennung  des  Rechts  a)  der 
Persönlichkeit  im  allgemeinen,  b)  einer  gewissen  Stufe  der  Persönlichkeit 
(Status)  und  c)  der  Persönlichkeit  in  einer  gewissen  moralischen  Richtung, 
Recht  der  Ehre.  Merkwürdigerweise  rechnet  Puch  ta  dann  zu  den  Rechten 
an  der  eigenen  Person  das  Recht  des  Besitzes,  dessen  Gegenstand  der 
Wille  des  Berechtigten  sein  soll.  Puchta:  im  Rhein.  Museum  III  305,  In- 
stitut, S.  30,  Pandekten  und  Vorlesungen  §§  22,  4H,  114  —  139.  Hierüber  s. 
Gar  eis  in  Buschs  Archiv  für  Theorie  und  Praxis  des  A.  D.  Handels-  und 
Wechselrechts   (Berlin  Carl  Heymann).  Bd.  35  (1877)  N.  F.  Bd.  X  S.  189.190. 

46)  Neuner,  Wesen  und  Arten  der  Privatrechtsverhältnisse  (Kiel,  1866) 
S.  15  ff.  Hierüber  s  H.  Bürkel  in  der  Krit.  Vierteljahrschr.  Bd.  XI  1869 
S.  200Ö'.;  s.  auch  Burkhard  in  den  Blättern  für  Rechtspflege  in  Thüringen 
und  Anhalt  Bd.  XV  S.  263  ff.  und  R.  Koch  in  Hiersemenzels  Deutscher 
Gerichtszeitung  N.  F.  Bd  III  S.  133  ff.  Gareis  in  Buschs  Archiv  (s.  vorige 
Anm.)  Bd.  35  S.  191. 

47)  Über  das  von  Savigny  (Syst.  I  336)  gegen  die  Zulässigkeit  der  An- 
nahme eines  Rechts  an  der  eigenen  Person  erhobenen  Bedenken,  dass  diese 
Annahme  in  konsequenter  Entwicklung  zur  Anerkennung  eines  Rechts  auf 
Selbstmord  führe,  s.  Windscheid  Pand.  §  39  Anm.  1  und  Gareis  in 
Buschs  Arch.  is.  oben  Anm.  45)  Bd.  35  (1877)  S.  190  Anm.  7. 
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wälirend  das  Pi-oiissisclio  ALI?,  zwai-  eine  grosse  Menge  von 
Dotailvorschrift(^n  iil)f'r  Schadensersatz  hei  Köi-pei-A'erletznngen 
in  verschicdnen  Abstufungen,-  aber  keine  prinzipielle  Aufstellung 
über  das  rechtliche  Verhältnis  des  Menschen  zu  seinem  körper- 
lichen Sein  brachte. 

2.  Erst  die  Untersuchung  des  AVe.sens  der  Urheber- 
rechte, namentlich  die  des  litteiarischen  Urheberrechts,  führte 
zur  erneuten  Beschäftigung  mit  den  Persönlicldveitsrechten  und 
zum  schliesslichen  Siege  dieser  Kategorie,  die  .sich  nun  für 
die  Dauer  einen  Platz  in  der  Systematik  der  Privatrechte  er- 
rungen hat.  Die  Erkenntnis,  dass  man  sich  das  Urheberrecht 
notwendig  nicht  bloss  im  verletzten  Zustande  müsse  denken 
können,  —  das  Gegenteil,  letzterer  Zu.stand  also  allein,  ist 
angenommen,  wo,  wie  in  Gei'bers  Deutschem  Privatrecht  das 
Urheberrecht  nui-  im  Abschnitt  der  Deliktsobligationen  er- 
wähnt wird,  vgl.  auch  Gerber  in  Jahrb.  f.  Dogm.  Bd.  III, 
S.  364,  365  —  sondern  auch  im  unverletzten  Zustande 
(vgl.  Bruns  in  v.  Holtzendorffs  1{.  Encvklo}>ädie  I.  T.  2  Aufl. 
S.  330  ff.),  geriet  zwar  zuer.st  auf  den  Irrweg,  der  zur  Heran- 
ziehung des  Eigentumsbegriffs  führte,  nämlich  zui-  Tlieorie 
vom  geistigen,  litterarischen  und  künstlerischen  Eigentum. 
Aber  niclit  unbeachtet  blieb  seitens  der  Juristen,  dass  Kant 
das  Eecht  zum  Verlage  als  ein  persönliches  bejahendes  Kecht 
dar.^tellte  und  das  litterarische  T\'erk  als  ein  Produkt  der  Be- 
thätigung  der  Geisteskräfte,  einer  opera  -=-  Arbeit  —  des 
Autors  auffasste.-^S)  Das  Ich  des  Urhebers  disponiert  eigen- 
artig über  die  Geistes-  und  auch  physische  Kraft  bei  der  Er- 
zeugung des  Werkes,  in  dieser  Erkenntnis  liegt  einerseits  eine 
sich  an  die  Fundamentalgedanken  der  potestas  sui  und  der 
Selpmuntschaft  anschliessende  Idee,  andererseits  die  Anbah- 
nung einer  neuen  höchst  bedeutenden  Gedankenfolge,  und 
wenn    wir    auch    der    weitei-en    Kantschen    Auffassung    vom 


48)  Kants  Werke,  herausgegeben  von  K.  Rosenkranz  und  F.  W. 
Schubert,  Leipzig  1838.  Bd.  VII  Abt.  1  (Immanuel  Kants  kleine  anthropo- 
logisch-praktische Schriften)  S.  155—167:  „Über  die  Unrechtmässigkeit  des 
Büchernachdrucks"  (zuerst  erschienen  1785  im  Maiheft  der  Berliner  Monats- 
schrift); ferner  Kant  Metaphysische  Anfangsgrunde  der  Kechtslehre  (auch 
als  2.  Teil  der  Metaphysik  der  Sitten)  Königsberg  1797  S.  127  —  130. 
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Kechte  des  Vei'legers  und  vom  Unrechte  des  Xaclidi-uckers, 
als  von  Eechten  bevolhnäclitigter  und  bezw.  unbevollmächtigtei- 
Geschäftsführer,  uns  nicht  anzuschhessen  vermögen,  ,,so 
werden  wir  doch  immer,  wie  "Wilhelm  v.  Brünneck  voll- 
kommen richtig  sag-t,  unserm  grossen  Philosophen  dafür 
zu  danken  haben,  dass  er  überhaupt  die  Idee  der  Arbeit  als 
relevant  für  die  rechtliche  Beurteilung  des  Autorrechts  und 
seiner  Läsion  durch  den  Nachdruck  zuerst  angeregt  hat. "49) 
Schon  Bluntschli^O)  fasste  dann  das  Urheberrecht  als  einen 
Ausfluss  der  Persönlichkeit  auf,  wie  auch  Eenouard^i)  that, 
und  räumt  ihm  eine  besondere  Stellung  im  Eechtssystem  ein. 
Auf  diesen  vorhergehenden  Errungenschaften  fussen  meine 
Erörterungen  über  das  juristische  "Wesen  der  Autorrechte 
(1877)52)  ^nd  meine  Aufstellung  der  Kategorie  der  „Indivi- 
dualrechte",53)  von  der  ich  mich  freue  konstatieren  zu  können, 
dass  sie.  bald  darauf  A^on  J.  Kohler  acceptiert  und  weiter- 
geführt wurde  ;54)  auch  Fr.  v.  Lisztö5)  und  das  Reichsgericht56) 
acceptierten   bald    das  Wort  und   den  Begri£P  der  Individual- 


49)  „Kant  über  die  Unrechtmässigkeit  des  Büchernachdrucks."  Vortrag 
von  Dr.  Wilh.  v.  Brünneck.  erschienen  in  der  Altpreussischen  Monats- 
schrift, herausgegeben  von  Rudolf  Reicke  und  Ernst  Wiehert.  Bd.  XII. 
Königsberg  1875,  S.  482-491;  auch  separat. 

50)  Bluntschli,  Das  sog.  Schrifteigentum.  Krit.  Überschau  1.  1853, 
und  in  seinem  Deutschen  Privatrecht  1853,  1854.  III.  Auflage  von  Felix 
Dahn  1864,  §§  46     50. 

51)  Renouard,  Trait^  des  droits  d'auteur.     Paris  1888/1839. 

52)  K.  Gareis,  Über  das  juristische  Wesen  der  Autorrechte,  in  Buschs 
Archiv  an  dem  oben,  Anm.  45  S.  81  angegebenen  Orte,  S.  185—210  und  in 
Hartmanns  Zeitsch.  f.  GG.  u.  Prax.  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts 
Bd.  III  1877. 

53)  An  den  in  vorig.  Anm.  u.  Anm.  45  angegeb.  Orten;  ferner  im 
Grundriss  zu  Vorlesungen  über  Deutsches  bürgerliches  Recht.  (Giessen. 
E.  Roth.  1877),  §§  40  ff.  und  Gareis,  Das  Deutsche  Patentgesetz  vom  25.  Mai 
1877  (Kommentar).     Berlin  1877.  Carl  Heymann  S.  20  u.  a. 

54)  J.  Kohler,  Das  deutsche  Patentrecht,  Mannheim,  1878;  ferner 
derselbe.  Das  Autorrecht,  Jena  1880,  in  Iherings  Jahrb.  Bd.  XVIII;  der- 
selbe, Das  Recht  des  Musterschutzes  (Würzburg  1884)  und  zahlreiche  auf 
diese  Rechtskategorie  bezügliche  Abhandlungen. 

55)  Franz  v.  Liszt,  Lehrbuch  des  Deutschen  Strafrechts  §  79(8.  Aufl. 
S.  308,  309).    ^§  122-123a  (S.  429  ff.). 

56)  Entsch.  in  Strafsachen  Bd.  IV  (1881)  S.  37. 
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rechte;  später  schien  iiiii-  der  Ausdruck  „Individualitätsrccht" 
geeigneter,  namentlich  vom  .Standpunkte  der  Urlieberreclite 
aus57)  iiiif\  ^veil  der  Ausdruck  ,,Individuahe(ht"  zur  Bezeich- 
nung der  Einzeh'echte  ^'on  Gesellschaftsmitgliedern,  insbeson- 
dere Aktionären^S)  herkömmlich  gebraucht  wird  und  also  vor- 
weggenommen ist.  Dann  fand  die  Kategorie  als  solche  An- 
ei-kennung  in  Stobbe's  Handbuch  des  Deutschen  Privatrechts 
unter  den  Xamen  „Rechte  an  immateriellim  Gütern"ö9j  und  von 
0.  Gierke  in  seinem  Deutschen  Privatrechte  unter  der  Ijc- 
zeiclinung  „Pei'sönlichkeitsrechte."**) 

;5.  Das  BGB.,  für  das  Deutsche  Keich  vom  18.  August  ISDG 
kennt  weder  dvn  Xamen  der  Invidualitäts-  oder  Persthiliclikeits- 
rechto,  noch  die  Kategorie  derselben  als  solche,  aber  es  kennt 
a)  das  Xamensrec1it,6l)  ferner  b)  den  Ersatz  von  Schaden,  der 
niclit  Vermögensschaden  ist,  so  in  Fällen  des  i^  847  Abs.  1 
und  2  und  des  §  1800  (vergl.  im  ül)rigen  BGB.  i:;  258)  — 
liierbei  ist  zu  bemerken,  dass  Ersatz  eines  Schadens,  der  nicht 
Veiunögensscliaden  ist,  aucli  tdierall  da  verlangt  wrrden  l^ann, 
wo  eine  „Busse"  im  teclmichen  Sinne  in  Anspruch  genommen 
werden  kann,  so  bei  Beleidigungen,  Körperverletzungen  und 
Veiletzungen  von  Urheberrechten  oder  Erfinderrechten,  in- 
diielct  auch  überall  da,  wo  eine  Yertrags.strafe  vereinbart 
wurde  und  verlangt  weiden  kann,  denn  auch  bei  der  Beur- 
teiluna-  der  Anaemessenheit  einer  Konventionalstrafe  nach 
BGB.  §  843  ist  jedes  berechtigte  Interesse  des  Gläubigers  zu 
berücksichtigen,  nicht  bloss  das  Vrrmügensinteresse,  so  i'ichtig 
Oertmann  BGB.  (Kommentar,  Carl  Hevmann)  Anm.  1 — 8  zu 
^  258  Seite  16:  c)  »las  BGB.  kennt  IVinei'  Schadensersatz  wegen 
vorsätzlicher     odci-     fahrlässiger     w  iden^echtlichei-    Verletzung 

57)  Das  AD.  Handelsgesetzbuch,  beiausgegeben  von  K.  Garois  und 
U.  Fuchsberger.  (Giessen.  E.  Roth.  1891)  S.  447.  Anm.  3,  zu  Bern.  266 
(zu  Art.  213d.) 

58)  Yergl.  z.  ß.  RGer.  Kntsch.  in  Civil<.  Bd.  7.  S.  33  a.  E.,  Bd.  11 
Ö.  271,  Bd.  20  S.  316,  Bd.  25  S.  128. 

59)  Bd.  in  §§  157  tt",  ebenso  Gareis  REncyklop.  1.  Aufl.  1887. 

60)  0.  Gierke  a.  u.  0.  ??§  82  fl.,  Gareis  REncyklopädie  2.  Aufl.  1900 
S.  72-80. 

C)l)  BGB.  i;  12;  Lior/u  s.  Gareis,  Kommentar,  Carl  Heyniann,  l'.tOO, 
S.  21 — 23  und  die  dort  angegebene  Litteratur. 
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lr'>'en(l   cinos  "Rechts    eines    andorn,    darunter    also  audi  jedes 
Persönlichkeitsreclits,    s.  i<  S-28  u.    unten:    d)  auch    sonst  ent- 
hält das  BGB.  Yorscliriften,  die  sich  auf  Persönlichkeitsrechte 
heziehen  und  bisher    fehlten,    so    BGB.  §  413.    —    Zu  c:   In 
'Bezu^-  auf  BGB.  §  828    ist  eine  Streitfrage  entstanden,  näm- 
lich liinsiclitlich  der  Bedeutung  der  "SVorte :   „oder  ein  sonstiges 
Eecht,"  ein  Streitfrage,  welche  für  unsere  Untei'suchung,  näm- 
lich für  die  Frage  nach  dem  Hechte  am  menschlichen  Körper, 
überhaupt  für  die  Theorie  der  Persönlichkeitsrechte  keine  Be- 
deutung   hat;    denn    dass    die  widerrechtliche    sei   es  vorsätz- 
liche, sei  es  fahrlässige  Verletzung   der  von  der  Privatrechts- 
ordnung anerkannten  Pers()nlichkeitsrechte  —  um  diese  allein 
handelt  es  sich,  kann  es  sich  hier  handeln  I  —  und  insbesondere 
des  Persönlichkeitsrechts  an  der  Integrität  des  Körpers  schaden- 
ersatzpflichtig macht,  steht    ausser    allem  Zweifel.     Die  Kate- 
gorie der  Persönlichkeitsrechte  ist,  wie  oben  unter  2  Seite  82  ff. 
erörtert    wurde,     als    Kategorie    allerdings    ein    Produkt    der 
Rechtswissenschaft,  aber  sie  ist  doch  kein  willkürlich  Erfundenes, 
das  der    gesetzlichen  Grundlage   entbehrte!     "Wie    immer  und 
überall,  so  schafft  auch  hier  die  Wissenschaft   ihre  Sätze  und 
„Gesetze"    nicht    willkürlich,    sondern  nur  auf  der  Grundlage 
des  ihr    gegebenen  Stoffes,    hier   also    auf  der  Grundlage  der 
gesetzlichen  (oder    gewohnheitsrechtlichen)  Vorschriften;    und 
nur    soweit    diese    Vorschriften    diejenigen    Lebensgüter   (Be- 
ziehungen, Interessen),  die  wir   als   den  Gegenstand  von  Per- 
sönlichkeitsrechten   bezeichnen,    als    Pechtsgüter    anerkennen, 
reicht  die  Kategorie  der  Persönlichkeitsrechte ;  gegen  uns  kann 
daher  nicht  der  Vorwurf  erhoben  werden,  dass  durch  die  Auf- 
fassung, der  Schutz  des  §  823  erstrecke  sich  auf  die  Persön- 
lichkeitsrechte,   der  Kreis    der    in    diesem    §  823  Abs.  1  ge- 
meinten Rechte  unübersehbar  ausgedehnt  werde.     Unüberseh- 
bar wird    er    ausgedehnt,    wenn    man    unter    dem    „sonstigen 
Eecht"  jedes  Recht  eines  andern,  namenthch  ununterschieden, 
ob  es  auf    dem  Boden    des  Privatrechts  oder  des  öffentlichen 
Rechts    gewachsen  ist,  versteht,    wie  z.  B.    ein    akti^-es    oder 
passives  Wahlrecht,  —  so  weit  dehnen  wir  jenen  Kreis  nicht 
aus,  und  unter  den  hier  zu  erörternden  Persönlichkeitsrechten 
verstehen  wir   ( —  scheinbar  ganz  im  Gegensatze   zu  Cosack 
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Leliib.  (1.  Bürger!.  H.  I.  .S.  585,  mit  flenn  wii-  saclilicli  hur- 
monieren!)  nur  Privatrechte;  denn  mögen  sich  die  in  §  828 
genannten  Hechtsgüter:  Lehen,  Körper,  Gesundheit  und  Frei- 
heit auch  des  öffentlich  rechtHchen  Schutzes  —  neben  dem 
privatrechtUchen  —  erfreuen,  so  hören  sie  alle  —  nicht  bloss 
das  dort  ebenfalls  genannte  Eigentum  —  darum  doch  nicht  auf, 
auch  Privatrechtsgüter  zu  sein;  sie  sind  es  aber  nur  soweit 
eben  die  privatrechtliche  Anerkennung  reicht.62)  Dass  darunter 
vor  allem  das  „Recht  auf  körperliche  und  geistige  Integrität 
und  Bethätigung"  gehört,63)  kann  niemand  bezweifeln  und 
unter  diese  Gattung  von  privatrechtliclien  Persönlichkeits- 
rechten fällt  auch  das  Eecht  am  menschlichen  Körper  und  an 
dessen  Gliedern.  So  stellt  auch  Oertmann^*)  ganz  zutreffend 
hierbei-:  „überhaupt  alle  Persönlichkeitsrechte,  die  von  der 
Hechtsordnung  als  besondere  subjektiA^e  Rechte  ausgestaltet 
sind."  Beistimmen  muss  man  Gert  mann  auch,  wenn  er  das 
Recht  der  Ausübung  des  Gewerbebetriebs  ausdrücklich  hier- 
herrechnet, nur  ist  rechtssystematisch  Gewicht  darauf  zu  legen, 
dass  dieses  Recht  nichts  anderes  ist,  als  das  „Recht  der  körper- 
lichen und  geistigen  Bethätigung,"  und  zwar  in  ihrer  Be- 
ziehung auf  das  Gewerbewesen,  wie  es  in  Hinsicht  auf 
den  Handel  anerkannt  und  auch  begrenzt  ist  als  „das  Recht 
der  kaufmännischen  Bethätigung  im  allgemeinen"^^)  und  als 
„das  Recht  auf  einen  individuell  gestalteten  Gewerbebetrieb 
und  an  diesem. "G6) 

Die    Vervollständigung    des    privatrechtlichen    Systems, 
welche  von  der  Theorie  in  der  Anerkennung    und  Entwicke- 

62)  Vgl.  K.  Gareis,  Encyklopädie  and  Methodologie  der  Rechtswissen- 
schaft.    Giessen,  E.  Roth,  1900  (2.  Aufl.)  S.  58,  59. 

63)  —  wie  ich    es  schon  vor  dreiundzwanzig  Jahren  genannt  und  er- 
örtert habe,  siehe  oben  die    in  Anm    45,  52  und  53  angegebenen  Stellen. 

64)  Paul    Oertmann,    Das    Recht    der    Schuldverhältnisse.     Komm, 
zum  BGB.  Teil  II.  S.  556,  557. 

65)  Gareis,    Lehrbuch    des    Handelsrechts    (6.    Aufl.    1899.    Berlin, 
J.  Guttentag)  §  14  S.  86  ff. 

66)  Gareis,  Lehrb.  d.  HR.  ^s.  vorig.'  Anm.)  §  15  S.  94  t!".,  auch  §§  16. 
.17  und  18  ebenda;    —    über    die  handelsrechtlichen  Persönlichkeitsrechte  im 

allgemeinen,  s.  Gareis  ebenda  §  13  S.  84  und  über  .Die  Urheberrechte  im 
Handelsrecht"  derselbe  an  dem  angegebenen  Orte  §  19  S.  121 — 126. 
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lung  des  Abschnitts  der  Persönlichkeitsreclite  gesehafFen 
worden  ist,  trifft  in  bemerkenswerter  Weise  zeitbch  zusammen 
mit  der  steigenden  Anerkennung  der  Urheber-  und  der  diesen 
verwandten  liechte  in  der  Gesetzgebung,  namentlich  der  des 
jungen  Deutschen  Reiches,  und  zugleich  mit  dem  Fortschritt 
der  Teclmik  im  letzten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts. 6^) 

V.  Kehren  wir  nach  diesen  rechtshistorischen  und  dog- 
matischen Erörterungen  (s.  II  S.  68  bis  IV  S.  87)  zurück  zu 
den  zuerst  aufgeworfenen  Fragen  nach  dem  Rechte  am  mensch- 
lichen Körper  und  an  dessen  Gliedern,  der  Körper  sei  tot  oder 
lebendig,  so  stellt  sich  folgendes  als  nach  der  dargestellten 
Entwicklung  feststehend  heraus. 

1.  Am  lebendigen  Körper  und  an  dessen  Gliedern  und 
übrigen  Teilen  hat  der  freie  Mensch  ein  Persönlichkeitsrecht, 
das  Recht  auf  körperliche  und  geistige  Integrität,  ein  persön- 
liches Herrschaftsrecht  über  das  Äussere  seines  Ich,  wie  es 
in  der  Auffassung  der  germanischen  Selbmundschaft  und  der 
der  römischen  potestas  sui  sowie  der  actio  injur.  zu  Grunde 
liegenden  Eigenberechtigung  zu  finden  ist.  Verpflichtet  sich 
der  freie  Mensch  zu  Handlungen,  sei  der  Yerpflichtungsakt 
schuldrechtlich  (BGB.  §§  241  ff.),  oder  sei  er  famiHenrechtlich 
(z.  B.  BGB.  §  1353  ff.  Leistung  der  ehelichen  Pflicht  u.  dergl. 
oder  §§  1757 — 1767,  Verpflichtungen  aus  der  Annahme  an 
Kindes  Statt)  oder  erbrechthch  (z.  B.  BGB.  §§  1942  ff.  mit 
v^  2147  u.  a.),  so  verfügt  er  damit  über  seinen  Körpei-,  genauer 
über  Kraft  und  Bewegung  desselben,  über  seine  motorischen 
Nerven  und  die  von  diesen  beherrschten  Muskeln  und  Gefässe, 
die  Handlung  oder  Leistung  mag  in  einem  positiven  Thun 
oder  in  einem  bewusst  gewollten  Unterlassen  bestehen,  denn 
Handlungen  sind  bewusst  gewollte  körperliche  Bewegungen 
(oder  Nichtbewegungen).68)  Alle  Obligationen  sind  also  Be- 
schränkungen der  Rechte  an  der  eigenen  Person;  denn  dieses 


67)  Vergl.  P.  E.  v.  Engelmeyer  (Moskau)  in  Otto  N.  Witt's 
„Prometheus"  (Berlin  R.  Mückenberger)  XI.  Jahrgang  1900  S.  707  ff. 

68)  s.  Gareis  BGB.  Allg.  Teil.  Komm.  S.  106  mit  Anm.  1  ebenda. 
Zitelmann,  Die  Rechtsgeschäfte  im  Entwurf  eines  BGB.,  Beiträge  I  (1889) 
Seite  20. 
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IJerlit  ist  cinscliränkbar  wie  die  Souveränität  <les  Staates  es 
ofscliiclitlich  ist,  und  wie  die  letztei'e  nicht  blos  in  der  Be- 
ziehung es  ist,  dass  die  Staaten  sich  durcli  vertragsmässige 
l>indung  Ver[)fliclitungen  auferlegen,  nämlich  in  den  völker- 
rechtlichen Verträgen,  sondern  auch  in  verfassungsmässiger 
Unterordnung  einschränkbai-  ist,  nämlicli  in  zusammengesetzten 
Staaten,  wo  die  Gliedstaaten  trotz  ilirer  Souveränität  sich  ver- 
fassungsmässig zu  Handlungen  oder  Unterlassungen  veri3flich- 
ten,69)  so  ist  auch  das  primitivste  Persönlichkeitsrecht,  das 
liecht  über  den  eigenen  Körper  und  dessen  freie  Bethätigung 
niclit  blos  vertragsmässig,  schuldrechtlich  (nämlicli  durch  Ver- 
ti-äge  des  Obligationenrechts,  möglicherweise  auch  solche  des 
Erbrechts),  sondern  auch  personenrechtlich  einschränkbar;  die 
personenrechtliche  Einschränkbarkeit  reichte  früher,  als  noch 
verscliiedene  Formen  der  persönlichen  Abhängigkeit  Rechtens 
waren,  sehr  weit,  s.  oben  III  5,  S.  80,  81;  im  heutigen  Ivechte 
zeigt  sie  sich  nur  noch  öffentlich-rechtlich^O)  und  familienrecht- 
li(.'h,7i)  im  übrigen  ist,  wie  bereits  erw;Umt,'72^  die  absolute  und 
äusserste  Grenze  in  der  allgemeinen  Rechtsfähigkeit  gegeben. 
Die  von  jemandem  übernommenen  Beschränkungen  seines 
Uechts  an  der  eigenen  körperlichen  f^xistenz  und  Bethätigung 
dürfen  nicht  unsittlich  sein,  sonst  wäre  die  Übernahme  der 
Verptliclitung  niclitig  (BGB.  ^-  188).  Die  Unsittlichkeit,  der 
Verstoss  gegen  die  guten  Sitten,  durch  welchen  eine  solche 
Nichtigkeit  hei'beigefülnt  werden  würde,  kann  liegen: 

a)  In  dem  Masse  der  Vei'pflichtung,  —  aus  diesem 
Grunde  sind  diejenigen  Verpflichtungen  unverbindHch,  durch 
welche  jemand  z,  B.  ein  Handlungsgehülfe  für  die  Zeit  nach 
der  Beendigung   seines  Dienstverhältnisses   in  seiner  gewerb- 


()9)  So  hat  das  Königreich  Preussen,  das  Königreich  Bayern  und  jeder 
andere  Bundesstaat  (Einzelstaat)  unzweifelhaft  verfassungsmässige  Pflichten 
gegen  das  Deutsche  Reich,  und  zwar  infolge  der  von  ihnen  selbst  gewollten 
Selbstbeschränkung  der  eigenen  Souveränität,  so  nach  Gar  eis  Allg.  St.-R. 
§  39,  R.-Encykl.  2.  Aufl  S.  146,  147.  Andere  Auffassung  des  Grundes  der 
obigen  unbestreitbaren  Erscheinung  s.  bei  Zorn,  Staatsrecht  des  D.  Reiclis, 
2.  Auf].  S.  t)l  ff.,  insbes.  S.  80,  ferner  bei  Haenel,  Staatsrecht  d  D.  Reiches  a.  A. 

70)  S.  unten  VI.  Seite  98,  99. 

71)  BGB.  §§  1627,  1631,  1684,  1800  u.  a.,  oben  VI  S..itc  H7 -88 

72)  S.  oben  111.  a.  E.  S.  80  bei  u.  in  Anm.  43. 
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liehen  Tliätiokeit  derai-t  beschränkt  wird,  dass  die  Beschrän- 
kimg ihm  nach  Zeit,  Ort  oder  Gegenstand  das  Fortkommen 
imbillig  erschwert  ;73)  aus  demselben  Grunde  sind  ebensolche 
Vereinbarungen  zwischen  einem  Gewerbeunternehmer  und 
einem  Angestellten  desselben  unverbindlich  ;74)  aus  demselben 
Grunde  sind  nach  heutigem  Bechte  alle  diejenigen  Verein- 
barungen unverbindlich,  durch  welche  das  ,,I?echt  an  der 
eigenen  Person"  in  der  "Weise  eingeschränkt  werden  würde, 
dass  der  Verpflichtete  seine  Eechtsfähigkeit^S)  einbüssen,  also 
Sklave  (Sache)  werden  würde. 

b)  Die  Unsittlichkeit,  durch  welche  die  Nichtigkeit  der 
Verfügung  über  den  Körper  herbeigeführt  werden  müsste, 
kann  auch  in  dem  Ziele  oder  Zwecke  der  übernommenen 
Ver2:)flichtung  liegen;  aus  diesem  Grunde  sind  nicht  bloss 
Verpflichtungen  zur  Vornahme  von  Handlungen,  welche  das 
Strafp-esetzbuch  oder  ein  anderes  Gesetz  ihres  Zieles  oder 
Zweckes  wegen  verbietet,  unverbindlich,'^^)  sondern  auch  Ver- 
pflichtungen zur  Vornahme  von  gesetzlich  nicht  verbotenen 
aber  sonst  unsittlichen  Handlungen,  (z.  B.  die  ohne  Eechts- 
bruch  übernommene  Verpflichtung  zur  ausserehelichen  Bei- 
wohnung, vgl.  BGB.  §  1300,  anders  der  FaU  des  §  825  — 
ein  Eechtsbrueh  — )  unverbindlich,  so  die  gewerbsmässig  über- 
nommenen Verpflichtungen  A'on  Prostituierten,  wobei  freilich 
auch  BGB.  §  817  seinem  ganzen  Inhalte  nach  in  Betracht 
kommen  kann. 

2.  Verfüg!  ein  freier  Mensch  über  seinen  Körper  in  der 
Weise,  dass  inhaltlich  der  Verfügung  Teile  des  menschlichen 
Köri)ers  von  diesem  getrennt  werden  sollen,  so  ist  die  Ver- 
fügung gültig  und  verbindlich,  soweit  nicht  aus  dem  positiA'en 
l^echte'^'^)  das  Gegenteil,  die  Unverbindlichkeit,  hervorgeht: 
gültig  ist  demnach  ein  Vertrag,  inhaltlich  dessen  ein  Perücken- 


73)  HGB.   §  74  Abs.   1-3,  §  75;  vgl.  ROHG.  Bd.  18  S.  102,  RGer. 
Bd.  2  S.  119,  Bd.  31  S.  97.     Gareis  Lehrb.  d.  HR.  S.  92-94,  151. 

74)  Eiaf.-G.  zum  HGB.  Art.  9  II;  Gewerbe-Ordn.  §  133  f. 

75)  Vgl.  oben  bei  und  in  Anm.  43,  und  unter  VI  bei  und  in  Anm.  85. 

76)  BGB.  §  134,  und  hierzu  Gareis  BGB.  Allg.  Teil,  Komm.  S.  ISi) 
insbcs.  Bemerkung  5,  und  BGB.  §  138. 

77)  BGB.  §§  134,  138,  vorige  Anm. 
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macher  berechtigt  wird,  dem  andern  Konti-ahenten  die  Haare, 
z.  -B.  einem  Mädchen  (oder  auch  einer  Ehefrau,  ohne  dass  der 
Ehemann  hiergegen  wird  Einspruch  erheben  können)  die 
Zöpfe  abzuschneiden,  wie  selbstvei'ständlicli  auch  der  mit  einem 
Friseur  oder  Barbier  über  die  periodisch  vorzunehmenden 
gewerblichen  Verschönerungsleistungen  desselben  abgeschlos- 
sene Abonnementsvertrag  gültig  ist,  man  "mag  ihn  als  AVerk- 
vertrag  oder  als  Dienstvertrag  auffassen;  aber  ungültig  wäre 
ein  Vertrag,  inhaltlich  dessen  der  Eine  berechtigt  oder  ver- 
pflichtet werden  soll,  dem  anderen  Kontrahenten  einen  gesunden 
Finger  abzuschneiden  oder  dergl. 

3.  AVird  infolge  einer  gültigen  oder  ungültigen  Ver- 
fügung oder  ohne  solche  durch  einen  andern  oder  durch  ein 
zufälliges  oder  elementares  Ereignis  ein  Glied  oder  sonstiger 
Teil  vom  menschlichen  Körper  getrennt,  so  wird  ein  solcher 
Teil  durch  die  Trennung  zu  einer  Sache  im  Sinne  des  §  90 
des  BGB.,  so  der  ausgezogene  Zahn,  der  abgeschnittene  Zopf 
oder  Arm,  ebenso  die  vom  Chirurgen  aus  dem  Körper  des 
Patienten  entfernte  feindliche  Flintenkugel.  Die  so  entstandene 
—  oder,  was  die  zuletzt  erwähnte  Kugel  anlangt,  wieder- 
entstandene —  Sache  ist  zunächst  herrnlos  und  unterliegt 
also  der  Aneignung  durch  den  Eigenbesitzei*  nach  BGB. 
§  958  Abs.  1.     Aber: 

4.  das  „Aneignungsrecht  eines  Andern"  würde  verletzt 
und  die  Aneignung  ist  demnach  nicht  jedermann  gestattet, 
sondern  —  beziehentlich  —  nach  Abs.  2  des  §  958  aus- 
geschlossen, wenn  der  fremden  Aneignung  das  „Recht  an  der 
eigenen  Person"  des  Andern  entgegensteht;  aus  der  geschicht- 
lichen Entwicklung,  insbesondere  der  der  Muntschaft  und  der 
Selbmundschaft  ist  nämlich  der  Satz  abzuleiten,  dass  das 
Recht  der  Verfügung  über  die  eigene  Person  sich,  sobald 
ein  Körperteil  zu  einer  selbständigen  Existenz  als  Sache  ge- 
langt ist,  umgestaltet  zu  einem  Aneignungsrechte  im  Sinne 
des  Abs.  2  Halbsatz  2  des  §  958  des  BGB.;  man  betrachte 
nur  z.  B.  die  Fälle,  welche  f^hrenberg^S)  zusammenstellt,  und 
man    gewinnt    sofoit   die    Einsicht,    dass   sobald   die   Existenz 


78)  Ehrenberg,  Oommendation  (s.  oben  S.  70  Anm.  15.)  S.  24,  25. 
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eines  selbständigen  Objekts  der  Verfügung  feststeht,  derjenige, 
der  die  Verfügung  über  die  Person  hat,  vermöge  dieses 
Verfügungsrechtes  auch  über  dieses  Objekt  verfügen  kann. 
Zu  vermeiden  sind  hierbei  zwei  Vorstellungen,  einmal  die,  als 
ob  die  getrennten  Körperteile  vorher  schon  „Eigentum"  des- 
jenigen seien,  von  dessen  Körper  sie  getrennt  werden,  — 
eine  solche  Vorstellung  würde,  wie  wir  gesehen  haben,  s.  oben 
8.  62  ff.,  der  geschichtlichen  Entwickelung  und  insbesondere 
der  in  ihr  sich  geltend  machenden  sittlichen  Anschauung  wider- 
sprechen :"9)  zu  vermeiden  ist  aber  auch  die  Vorstellung,  als 
sei    durch    die    Abtrennung   Eigentum  geschaffen   worden, 

—  wir  sehen  in  der  Thatsache  der  Abtrennung  nicht,  wie 
Holder  (S.  oben  S.  65,66)  die  Umwandlung  der  Herrschaft 
über  die  (teilweise)  Person  in  eine  Herrschaft  über  eine  Sache, 
sondern  in  der  Thatsache  der  Abtrennung  sehen  wir  nur  die 

—  sei  es  i-echtmässige,  sei  es  unrechtmässige,  sei  es  rechts- 
gleichgültige  —  Entstehung  einer  neuen,  zunächst  herrnlosen 
Sache,  aber  das  primitive  Persönlichkeitsrecht  besteht  in  Be- 
zug auf  diese  Sache  noch  fort  in  einer  Form  des  von  Abs.  2 
§  958  erwähnten  Aneignungsrechts,  ein  Eechtsvorgang,  den 
man  auch  als  eine  Xach wir kung  des  „Rechts  an  der  eigenen 
Person"  bezeichnen  kann.  Daraus  folgt,  dass  man  mit  Hell- 
mann (s.  oben  S.  64.)  dem  Chiriu-gen  das  Pecht  absprechen 
muss,  die  amputierten  Glieder  ohne  weiteres  für  den  Anatomie- 
gebrauch sich  anzueignen,  wie  auch  dem  Friseur  das  Eecht 
abgeschnittene  Zöpfe  an  sich  zu  nehmen  aber  der  Grund  hier- 
von i.^t  niilit.  wie  Hellmann  annimmt,  weil  sie  nicht  herrnlos 
seien,  auch  nicht,  weil  BGB.  §  953  analog  angewandt  werden 
müsse,  —  dei'  abgetrennte  Körperteil  war  nicht  Bestandteil 
einei'  Sache  und  hattt»  vor  der  Trennung  keinen  „Eigen- 
tümer", —  auch  nieht  analog  —  sondern  weil  der  freien 
AntMgnung  des  Chirurgen,  wie  der  des  Friseurs  in  den  an- 
gedeutt^ten  Fällen  das  ,, Aneignungsrecht  eines  Andern",  nämlich 
desjiuiigen  entgegensteht,  der  der  Körperherr  ist,  d.  i.  die 
rcH'htliehe  Vt^fügung  über  den  Körper  hatte  oder  hat,  von 
dmn  der  fraulielu^  Teil  getrennt  wurde.     Erst  wenn  auf  dieses 


70)   Über  don  Eintliiss  von  Sitte  und  Sittlichkeit  s.  oben  I  Anm.  Sund 
oben  11 1  2  S.  7t; -78  boi  und  in  Anm.  34  — 37;  auch  unter  VI  S.  97  Anm.  91. 
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Aneigmmgsrecht  verzichtet  ist,  und  wenn  dessen  Ausübung 
rein  eUikanös  und  dalier  nacli  §  226  unzulässig  \väre,80)  kann 
derjenige,  der  jenen  Kör})erteil  in  Fligenbesitz  nimmt,  dadurch 
das  Ei<^'-entum  daran  für  sich  er\verl)en.  Der  Vt-rzicht  kann 
rechtsgeschäftlich  erfolgen,  möglichei'weise  aber  einen  Ver- 
stoss o-eo-en  die  guten  Sitten  entlialten  und  dann  nach  §  188 
BGB.  nichtio-  sein.  AVill  derjcnigf,  von  dessen  Körper  der 
in  Betracht  kommende  Teil  getrennt  worden  ist,  das  ihm  als 
Nachwirkung  Steines  Pers(mlichkeitsrechts  zusteht-nde  An- 
eiununusrecht  ausüben,  so  bedarf  es  hierzu  der  nämlichen  Er- 
werbshandlung, wie  in  Fällen,  in  denen  ein  anderer  aneignen 
will  und  darf,  nämlich  des  „Nehmens  in  Eigenbesitz";  aber 
die  nachher  vorgenommenen,  weiteren  rechtsgeschäftlichen 
Verfüi'ungen  über  den  einmal  zur  Verkehrssache  gewordenen 
Körperteil  stehen  nicht  mehr  unter  dem  Einflüsse  des  Fersön- 
lichkeitsrechts  des  (ehemaligen)  Körperherrn. 

5.  "W^ir  zielien  aus  dem  Persönlichkeitsrechte  am  eigenen 
Körper  und  an  dessen  Gliedern  noch  eine  andre  Folgerung: 
nämlich  die  Zulässigkeit  einer  Verfügung  über  den  Körper 
im  Ganzen  für  den  Fall  des  Todes.  Diese  Verfügungs- 
mögiichkeit  und  die  Grenzen  derselben  lassen  sich  gar  nicht 
anders  erklären,  als  durch  Zuhilfenahme  des  Persönlichkeits- 
rechts und  seiner  Konsequenz.  AVenn  das  innerste,  das  wirk- 
liclie  Subjekt,  das  wollende  Ich,  vom  Korper  schwindet,  so 
wird  dieser  allerdings  wie  jedes  von  ihm  vor  oder  nacli  dem 
Tode  getrennte  ein/eine  Stück  zui'  Sachi',  zui'  herrenlosen 
„Sache";  aber  eben  die  oben  (Seite  66)  erwähnte  Thatsache, 
dass  diese  Sache  keineswegs  zum  Nachlass  des  Verstorbenen 
gehört  und  nicht  etwa  von  den  Erben  oder  von  Konkurs- 
gläubigern zur  Vermelirung  der  Aktiva  verkauft  werden  darf, 
muss  zu  denken  geben  und  zeigen,  dass  für  (h\s  Sachenrecht, 
überhaupt  Vermögensrecht,  hier  ziuiächst  kein  Ixanm  ist:  von 
den  gesetzlichen  und  öffentlichen  Normen,  welche  das  Schick- 
sal des  Lt'ichnams  zu  regeln  haben,  wurde  bereits  gesprochen 
(oben  S.  66 — 68):  abgesehen  von  diesen  Norme*!!  steht  über 
dje  Leiche  einem   freien  INIensihen  niu-  »bis  über  den  Tod  hin- 


80)  Gaieis,  BGB.  Allg.  '1\  Komm.  S.  259—201. 
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auswirkcndo  Prrsönlic'likoitsrrcht  an  dvv  riunen  Person  zn:  die 
Ausübung  dieses  Eeclits  für  den  Fall  des  Todes  hat  genau 
dieselben  Grenzen,  wie  die  vertragsmässige  Beschränkung  des 
Gebrauchs  dei-  Körperkraft,  oder  wie  die  rechtsgeschäftliche 
Disposition  über  die  körperliche  Bethätigung:  die  Verfügung 
ül)er  die  dereinstigt^  herrenlose  Gesamtsache,  welche  die  Leiche 
ist  oder  vorstrllt,  nuiss  ungültig  sein,  soweit  sie  unsittlicli  ist 
(vgl.  oben  S.  89)  und  die  Unsittlichkeit,  durch  welche  eine 
solche  Ungültigkeit  herbeigefülut  werden  würde,  kann  liegen: 

a)  in  tler  Art  und  Weise,  wie  nach  dem  AVillen  des 
Verfügenrk'u  mit  dem  Leiclmam  verfahren  werden  soll :  wie 
diejenigen  Vereinbarungen  ül.)ei'  die  Bethätigung  des  Menschen 
nach  heutigem  liechte  unverbindlich  sind,  diu'ch  welche  das 
Eecht  an  der  eignen  Person  in  der  "Weise  eingeschränkt 
werden  würde,  dass  der  Verpflichtete  seine  Rechtsfähigkeit 
einbüssen,  also  Sklave  (Sache)  werden  würde —  so  oben  S.  89 
gesagt  — ,  so  sind  auch  ungültig  alle  diejenigen  Verfügungen, 
welche  für  den  Todesfall  ignorieren,  dass  das  Recht  des  freien 
Menschen  an  seinem  Körper  kein  Sachenrecht,  sondern  ein 
Persönlichkeitsi-echt  ist  und  demnach  immer  die  sittliche  Rück- 
sicht auf  die  Person,  auf  die  Würde  des  freien,  zu  idealen  Zwecken 
bestimmten  Menschen  genommen  werden  nmss:  ungültig  wäre 
daher  z.  B.  eine  gleichviel  wie  getroffent^  Verfügung,  wonach 
der  Leichnam  des  Verfügenden  etwa  zum  Füttern  wilder 
Tiere  oder  als  Köder  zum  Fangen  von  Krebsen  oder  zur  Jagd 
auf  Raubvögel  (ein  Fall,  dessen  die  lex  Bajuvariorum  be- 
kanntlich besonders  Erwähnung  thutj^i)  verwendet  werden  soll. 

b)  Die  Unsittlichkeit,  durch  welche  die  Xiclitigkeit  der 
Verfügung  ül)er  den  Körper  herbeigeführt  werden  müsste, 
kann  alier  auch  in  dem  Ziele  oder  Zwecke  der  Vei-fügung 
bezw.  dci'  von  der  einen  oder  andern  Seite  übernommenen 
Verpflichtung  liegen  —  s.  oben  Seite  89 — 90;  aus  diesem  Gruntle 
ist  der  so«;.  Verkauf  der  eignen  Leiche  unter  Lebt-nden 
insbesondere  etwa  mit  Vereinbarung  der  Vorausbezahlung  ein 
ungültiges  Geschäft,  weil  es  nach  unsei-n  hmuigen  Anschau- 
ungen unsitthch  ist,  aus  blosser  Gewinnsueht  über  seinen  Körper 


81)  L.  Bajuv.  tit.  XYIII  cap.  4. 
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zu  verfügen,  (den  noch  nicht  fälligen  Körper  gewissermassen 
zu  diskontieren)  wie  wenn  dieser  eine  Sache  wäre. 82)  Anders  liegt 
aber  die  Sache,  wenn  kein  unedles  Motiv,  insbesondere  kein  ge- 
winnsüchtiges Motiv  dem  ^Villen  des  über  seinen  Leichnam 
von  Todeswegen  Verfügenden  zu  Grunde  liegt;  daher  ist  es 
nicht  unsittlich  und  folge  weise  vom  Standpunkte  des  Ver- 
fügenden aus  nicht  ungültig,  wenn  ein  Krankor  seine  Leiche 
einem  patliologischem  Listitute  vermacht  ;83)  aber  hierbei  kommt, 
was  bereits  oben  Seite  67 — 68  gestreift  wurde,  auch  das  sitt- 
liche Empfinden  dei-jenigen  Personen  in  Betracht,  denen  die 
Bestattung  der  Leiche  nach  öffentlichem  oder  bürgerlichem 
Rechte  zusteht.  Man  kann  rechtlich  niemandem  zumuten, 
dass  er  eine  Handlung  vornehme,  welche  seinem  sittlichen 
Empfinden  wiedersti-ebt,  vorausgesetzt,  dass  er  mit  letzterem 
nicht  etwa  allein  steht,  einen  abnormen  Standpunkt  einnimmt 
oder  selbst  der  guten  Sitte  seiner  Zeit  oder  seines  Standes 
widerspricht,  —  dass  letzteres  der  Fall  sei,  wenn  die  allein- 
stehende Tochter  —  entgegen  der  letztwilligen  Verfügung 
des  bürgerlich  wohlsituierten  Vaters,  die  Leich(>  desselben  dem 
pathologisch-anatomischen  Institut  auszuliefern,  —  die  her- 
kömmliche Beerdigung  vornehmen  lässt,  wird  man  nicht  be- 
haupten können.  Über  die  Beerdigung  und  die  Kosten  der- 
selben s.  oben  S.  66 — 68. 

c)  Eine  andere  Parallele  lässt  sich  ziehen  zwischen  den 
rechtgeschäftlichen  Verfügungen  über  einzelne  vom  lebenden 
Körper  abgetrennte  Teile,  z.  B,  Zöpfe,  amputierte  Glieder,  einer- 
seits und  rechtsgeschäftlichen  Verfügungen  über  den  ganzen 
Leichnam  oder  einzelne  Teile  desselben  andererseits:  AVie 
nämlich  in  den  erstgenannten  Fällen,  wenn  einmal  eine  Aneig- 
nung eines  abgeschnittenen  Körperteils  rechtmässig,  also  ohne 
Verletzung  des  Ancignungsrcchts  des  Körpei-herrn,  vor  allem 
also  etwa  von  diesem  selbst,  vorgenommen  woi'den  ist,  weiteren 
Verfügungen  das  Persönlichkeitsrecht  an  der  eigenen  Person 
des  Körperherrn  nichts  mehr  im  Wege  steht,  (s.  oben  ZiflP.  4 
a.  E.,  S.  92),  so  veihält  es  sich  analog  mit  dem  weiteren  Ver- 
fügungsrecht über  menschliche  Leichen  und   Leichenteile:    ist 

82)  Vgl.  auch  Co  sack.   Lehrbuch  d    ßürgerl.  R.  Bd.   I  S.   139. 

83)  Vgl.  Cosack  a.a.O.,  Holder  Komm.  z.  BGB.  AUg.  Teil,  S.  206. 
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eine  menschliche  Leiclie  rechtmässigerweise  bedingungslos 
dem  anatomisclien  Institute  zugefallen,  so  besteht  weiterliin 
keine  Einwirkung  irgend  eines  Persönlichkeitsrechts  mehr  ihr 
gegenüber  und  die  einzelnen  Skelettteile  können  rechtsge- 
schäftlich überti-agen  werden  wie  andere  be^^■egliche  Sachen. 
Umgekehrt  aber,  wenn  keine  solche  der  „Aneignung"  analoge 
Disposition  rechtsgültig  stattgefunden  hat,  also  der  Körper 
des  Verstorbenen  beerdigt  oder  sonst  bestattet  worden  ist,  so 
besteht,  von  öffentlichrechtlichen  besonderen  Normen  abge- 
sehen, das  Verfügungsrecht  des  Erben  oder  derjenigen  Pei'- 
sonen,  welchen  die  Bestattung  zusteht,  an  der  Leiche  und 
den  Teilen  immer  noch  fort,  so  z.  B.  an  der  Asche,  den 
Knochenresten  des  der  Feuerbestattung  übergebenen  Leich- 
nams, oder  an  den  bei  Auflassimg  eines  Friedhofs  oder  bei 
anderweiter  Verwendung  einer  Grabstätte  sich  ergebenden  er- 
kennbar gebliebenen  Körperresten  eines  bestimmten  Verstor- 
benen.^) 

VI.  Die  zuletzt  (V)  wie  au(;h  zum  Teil  bereits  die  vorher 
(IV)  gebrachten  Erörterungen  haben  die  Konstruktion  und  An- 
nahme des  „Persönlichkeitsrechts  am  eigenen  Körper  und  an 
seinen  Teilen"  bereits  praktisch  wertvoll  erscheinen  lassen  für  die 
Entscheidung  einer  Anzahl  von  Einzelfragen  des  Rechts. 
Wichtiger  abei-  noch  ist  die  prinzipielle  Seite:  es  wird  durch 
jene  Konstruktion  eine  Lücke  im  System  dei'  Privati-echte 
ausgefüllt,  welche  deshalb  notwendig  auszufüllen  ist,  weil  sie 
sich  im  Grundbau  der  Privatrechte  befindet;  ohne  das  Per- 
sönlichkeitsrecht auf  körperliche  Integrität  und  Bethätigung 
lässt  sich  weder  ein  Obligationenrecht  noch  ein  anderes  System 
von  Verpflichtungen,  seien  sie  familieni'echtlicher  oder  erb- 
rechtlicher Art,  denken;  denn  ein  Ich,  das  nicht  die  rechtliclie 
Herrschaft  über  seine  körperlichen  Kräfte  hat,  also  nicht 
Körperherr  ist,  kann  sich  niemandem  zu  Handlungen  irgend 
welcher  Art  verpflichten. 85)     Die  willkürliche  Beeinträchtigung 


84)  Beispiel:  die  in  einigen  Gegenden  Bayerns  und  Tirols  übliche  Auf- 
stellung der  mit  Namen  versehenen  Schädel  in  Beinhäusern. 

8b)  Trotzdem  ist  das  primitivste  Recht  der  Persönlichkeit,  das  Recht 
an  der  körperlichen  Integrität  und  Bethätigung,  („Das  Recht  an  der  eigenen 
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und  widerrechtliche  Störung  dieser  rechtlichen  Herrschaft  über 
den  eigenen  Leib,  seine  Kräfte  und  Teile,  mag  die  Beeinträchti- 
gung dauernd  oder  vorübergehend  sein,  muss  demnach  straf- 
rechtlich geschützt^C)  und  auch  privatrechtlich  zu  bekämpfen 
oder  zu  beseitigen  sein,  und  zwar  gleichviel  von  wem  die  Störung 
ausgeht,87)  und  gleichviel  ob  aus  ihr  ein  Yermögensschaden  ent- 
springt oder  nicht. 88)  Das  BGB.  erkennt  dies,  wie  oben  S.  87  ff. 
imter  lY  3  bereits  angedeutet  wurde,  au.  In  der  prinzipiellen 
Anerkennung  des  Persönlichkeitsrechts  am  eigenen  Körper, 
seiner  Integrität   und   Bethätigimg  liegt    die  juristische   Mög- 


Person")  weder  mit  der  Rechtsfähigkeit  im  Sinne  des  §  1  des  BGB.  n'jch 
mit  der  Geschäfts-  oder  mit  der  Handlungsfähigkeit  zu  verwechseln. 
Die  Rechtsfähigkeit  im  Sinne  des  bürgerlichen  Rechts  ist  die  Eigenschaft 
Subjekt  von  privatrechtlichen  Befugnissen  nach  Massgabe  des  Rechts  in  obg. 
Sinne  sein  zu  können;  sie  ist  daher  eine  persönliche  Voraussetzung  wie 
des  Rechts  des  Eigentums,  so  auch  des  Rechts  am  eignen  Körper,  des  Rechts 
der  Freiheit,  der  Gesundheit,  kurz  der  einzelnen  Rechte  an  der  eigenen 
Person.  Mangelt  die  Rechtsfähigkeit,  so  kann  von  einem  „Rechte  an  der  eignen 
Person"  nicht  die  Rede  sein.  Handlungsfähigkeit  ist  Willensfähigkeit,  s. 
Gareis  Komm,  zum  Allg.  Teil  des  BGB.  S.  112  Anm.  2.  Geschäftsfähigkeit 
ist  diejenige  persönliche  Eigenschaft  eines  Rechtssubjekts,  vermöge  deren 
dieses  bei  rechtsgeschäftlichen  Torgängen  als  selbständiges  Kechlssubjekt 
rechtswirksame  Willenserklärungen  abgeben  und  entgegennehmen  kann.  Die 
fehlende  Handlungs-  und  insbesondere  die  Geschäftsfähigkeit  kann,  —  abge- 
sehen von  besonderen  Ausnahmefällen,  in  denen  eigenes  persönliches  Auf- 
treten erfordert  wird.  —  durch  Vertretung  vor  allem  durch  gesetzliche  Ver- 
tretung (z.  B.  Vormundschaft)  ersetzt  oder  (nämlich  die  beschränkte  Geschäfts- 
fähigkeit) ergänzt  werden,  die  fehlende  Rechtsfähigkeit  nie. 

86)  Deutsches  Strafgesetzbuch  §§  211  — 222  (Verbrechen  wider  das  Leben), 
§§  223—233  (Körperverletzung),  §§  234-241  (Verbrechen  und  Vergehen 
wider  die  persönliche  Freiheit\  §§  201  -  210  (Zweikampf),  §§  174—182  auch 
einzelne  Vergehen  und  Verbrechen  wider  die  Sittlichkeit  u.  s.  w.;  vgl.  auch 
Reichsgesetz  zur  Bekämpfung  des  Sklavenraubs  und  des  Sklavenhandels  vom 
28.  Juli  1895;  strafrechtliche  Anerkennung  des  Rechts  der  Notwehr  zum 
Schutze  des  Persönlichkeitsrechts  s.  StrafGB.  ij§  53.  54,  145,  329,  360  Nr.  8. 
(vgl.  unten  S.  98);  „Busse"  im  StrafGB.  §  231. 

87)  Dies  haben  die  Persönlichkeitsrechte  mit  den  „dinglichen"  oder 
den  „absoluten"  Rechten  gemeinsam;  vgl.  Gareis  Buschs  Archiv,  Bd.  35, 
S.  199  ff. 

88)  Über  die  Bedeutung  der  Anerkennung  des  Rechts  am  eigenen 
Körper  spricht  sich  Gierke  in  s.  Deutschen  Privatrecht  §  82  Bd.  I  S.  708, 
709  treffend  aus. 
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lichkeit  einer  weit  befriedigenderen  Begründung  von  Entsehei- 
dnngen,  welche  seitlier  in  Fällen  von  Körperverletzungen  und 
Freiheitsberaubungen  ergangen  sind  und  eine  Entschädigung 
zuerkennen  wollen,  die  nicht  auf  eine  Schmälerung  des  Er- 
werbs oder  Fortkonnnens  gestützt  sein  soll.89j  Es  ist  dies 
sicherlich  ein  nicht  zu  unterschätzender  Erfolg  der  Theorie, 
die  hier  eine  Vervollständigung  des  Systems  anstrebt  und  er- 
reicht hat  in  Übereinstimnmng  mit  dem  Furtschritte  der 
AVissenschaft  überhaupt  und  der  Technik.^*) 

Das  Persönlichkeitsrecht,  durch  welches  das  menschliche 
Interesse  am  unverletzten  Bestehen  des  eigenen  Körpers  und 
das  an  seiner  ungestörten  Bethätigung  geschützt  wird,  also 
das  Eecht  am  eigenen  Kör[)er  und  an  seinen  Gliedern,  ist 
Weder  vererblich,  noch  unter  Lebenden  übertragbar,  es  ist 
also  ein  höchstpersönliches  Recht.  Aber  es  hat  Nach- 
wirkungen nach  dem  Tode  des  Körperherrn,  wie  wir  oben 
S.  91  und  93  gesehen  haben,  und  es  ist  innerhalb  der  von 
der  Gesetzgebung  unmittelbar  wie  der  von  der  Sittlichkeit 
und  guten  Sitte^i)  gezogenen  Grenzen  einschränkl)ar  und  inso- 
weit auch  verzichtbar. 


89)  Man  beachte  z.  B.  die  Entsch.  des  RGer  in  Civil*,  in  Bd.  13 
S.  372,  in  welcher  der  Fall  einer  Körperverletzung  behandelt  ist,  die  durch 
einen  Maulwurf-Selbstschuss  einem  vierjährigen  Knaben  im  Gesicht  und  an  der 
Hand  zugefügt  wurde,  und  wo  mühsam  eine  Feststellungsklage  als  begründet 
konstruiert  wird,  weil  eine  Frwerbsbeeinträchtigung  nicht  konstruiert  werden 
konnte.  Die  Rechtsprechung  war  ja  bestrebt,  den  Ersatz  eines  idealen 
Schadens  bei  Körperverletzungen  zuzuerkennen,  aber  sie  war  sowohl  durch 
das  gemeine  Recht  wie  durch  das  preussische  Recht  zu  sehr  an  die  blosse 
Vermögensentschädigung  gefesselt;  vgl.  z.  B.  die  Entsch  des  RGer.  in  Bd.  39 
S.  36;  ferner  die  Entsch.  Bd.  29  S.  42,  wo  Nervenerkrankung,  durch  einen 
Eisenbahnunfall  hervorgerufen,  als  nicht  in  die  Haftpflicht  fallend  angesehen 
wurde.  Nur  das  deutsche  Recht  half  weiter,  indem  es  ohne  Rücksicht 
auf  Vermögensschaden  einerseits  die  sog  Sachsenbusse  bei  Freiheitsbe- 
raubung, andererseits  das  Schmerzensgeld  bei  Körperverletzung  dem  Ver- 
letzten zubilligt  (vgl.  nun  BGB.  §  847);  das  in  dieser  Hinsicht  ent- 
standene deutsche  Gewohnheitsrecht  ist  in  der  Entsch.  des  RGer.  Bd.  8  S.  117, 
der  über  die  lex  Aquilia  hinausgehende  Anspruch  ist  in  seiner  Entwickelung 
bis  zum  Schmerzensgeld  in  der  Entsch.  des  RG.  Bd.  35  S.  142,  gut  dargestellt. 

90)  Vgl.  oben  S.  87  bei  Anm.  G7. 

91)  Entscheidend     sind    also    auch     hier    die    boni    mores,    wie    oben 
Anm.  2,  34,  37,  79.  vgl.  Gareis  BGB.  Bern    2  zu  §  138. 
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G-esctzlich  eingeschränkt  ist  das  „Persönlichkeitsreclit  an 
der  eigenen  Person"  sowohl  aus  Gründen  des  öffentlichen  wie 
des  privaten  Interesses.  Die  öffentlichrechtlichen  Beschrän- 
kungen und  Einwirkungen  auf  das  Recht  an  der  eigenen 
Person  sind  rechtlich  begründet  in  der  Personenhoheit  des 
Staates,  dem  Hoheitsiechte  der  Volksbeherrschung,  welchem 
die  gesetzliche  Gehorsamspflicht  der  ihm  Untergebenen  ent- 
spricht ;9"-)  hierauf  bauen  sich  die  gesetzlichen  Leistungs-,  Lie- 
ferungs-,  Duldungs-  und  Unterlassungspflichten  auf,  die  der 
Staat  im  Interesse  seiner  Sicherheit  und  der  Förderung  seiner 
elementaren  Bestandteile,  seines  Volkes  und  Landes,  auferlegt, 
militärische  Pflichten,  Beamtenpflichten  u.  dergl.,  die  sich  samt 
und  sonders,  —  selbst  etwaige  Vorschriften  über  Bart-  und  Kopf- 
liaartracht,  aber  auch  die  höchste  Ehren-  und  Ilechtspflicht, 
Ijlut  und  Leben  dem  Vaterlande  zu  opfern,  —  als  gesetzliche 
Beschränkungen  des  Pechts  an  der  eigenen  Person  auffassen 
lassen.  So  treflen  das  Persönlichkeitsrecht  am  eignen  Körper 
z.  B.  die  Vorschriften  des  Impfzwangs  (s.  HG.  v.  8.  April 
1874,  betr.  die  Imi)fung),  ferner  die  Vorschriften,  wonach 
sich  Militärpflichtige,  Prostituierte  und  andere  Personen  einer 
kör])erlichen  Untersuchung,  einem  Bade,  einer  ärztlichen 
Behandlung  oder  Operation  unterziehen  müssen  ;93)  gesetzlich 
erlaubte  Eingriffe  in  dasPecht  der  körperlichen  Integrität  und  Be- 
thätigung  sind  ferner  im  Hechte  der  Notwehr ,9'^)  im  Züchtigungs- 
rechte, auch  im  Erziehungsrechte  überhaupt^^)  Und  in  denjenigen 
besonderen  Rechtsnormen  begründet,  inhaltlich  deren  sich 
jemand  einer  chirurgischen  Operation  unterwerfen  muss. 

Was  dieses  letztere  anlangt,  so  ist  der  von  Endemann 
in  seiner  oben    Seite  G8  Anm.  2    bereits    angeführten    Schrift 


92)  Gareis    Allg.  St.  R.  S.  149,  150;  R.-Kncyklop.  (1900)  S.  151,  152. 

03)  A)ich  die  gesetzlichen  Vorscliriften,  wonach  die  Leichen  der  in 
öffentlichen  Krankenhäusern  oder  anderen  Anstalten  Verstorbenen  einer  ana- 
tomischen Untersuchung  (Sektion)  unterliegen,  können,  von  einem  gewissen 
Gesichtspiinktc  —  Nachwirkung  des  Persönlichkeitsrechts  —  aus,  hierher 
gestellt  werden. 

M)  Vgl.  BGB.  §§  227,  229-231  und  die  Bemerkungen  hierzu  bei 
"Gareis  BGB.  Allg.  'J'eii.  Komm.  S.  2(51—200;  hierzu  auch  Anm.  80  a.  K. 
dien  Seite  96. 

95)  BGB.  §§  1631,  1632  u.  a. 
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vertretenen  Grundanscliauung  —  wenn  ihr  auch  die  ansdrück- 
liclie  Anerkennung  des  Persönliclikeitsreclits,  wie  oben  be- 
merkt, mangelt  —  beizutreten:  Ohne  besonderen  Hechtsgrund, 
kraft  allgemeinen  l^echts  also,  ist  kein  freier  Menseli  ver]i)flirh- 
tet,  sieh  irgend  einer  ärztliehen  Behandlung  oder  Operation 
zu  unterziehen;  folglich  ist  in  derselben  liechtslage  kein  Arzt 
berechtigt,  ohne  die  Zustimmung  des  Patienten  an  diesem  eine 
ärztliche  Operation  vorzunehmen;  der  Patient  kann  die  Zu- 
stimmung trotz  aller  entgegenstehenden  Yernunftgründe  und 
Überzeugungsversuche,  aucli  vollkommen  grundlos  verweigern 

—  wie  er  sich  ja,  juristisch  betrachtet,  auch  selbst  töten  kann 
(s.  oben  S.  81  und  die  dort  angegebenen  Citate,  Neuner, 
Savigny,  Windscheid,  Gareis),  —  das  ist  eine  unmittelbare 
und  unleugbare  Folge  des  „Hechts  an  der  eigenen  Person". 
Aber  drei  Gruppen  von  Ausnahmen  stehen  dieser  Eegel 
gegenüber:  1.  Personen,  die  keinen  von  der  Rechtsordnung 
anerkannten  Willen  haben,  Willensunfähige  also,  wie  vor  allem 
die  Geschäftsunfähigen  des  bürgerlichen  Eechts  (BGB.  §  104), 
können,  so  wenig  wie  über  andere  Privatrechte,  auch  über  das 
Recht  an  der  eignen  Person  nicht  rechtsverbindlich  verfügen, 

—  chirurgische  Operationen  können  an  solchen  Personen  nur  mit 
Zustimmung  ihres  gesetzlichen  Vertreters  vorgenommen  werden, 
wohl  aber  mit  dieser  Zustimmung.  "2.  Personen,  denen  eine 
fremde  Person  zum  Ersatz  eines  ihnen  zugestossenen  körper- 
lichen Schadens  verpflichtet  ist,  müssen  sich  in  dem  Rahmen 
des  Abs.  2  des  BGB.  §  254  einer  ärztlichen  Behandlung  und 
auch  Operation  unterziehen,  wenn  die  Ablehnung  dieser  Be- 
handlung der  im  Verkehr  erforderlichen  Sorgfalt  zweifellos 
widersprechen  würde;  die  juristische  Folge  eines  solchen  ab- 
lehnenden Verhaltens  ist  aber  nur  die,  dass  die  Verpflichtung 
zum  Schadensersatze  sowie  der  Umfang  des  zu  leistenden  Er- 
satzes davon  abhängt,  inwieweit  der  Schaden  hiervon  vor- 
wiegend beeinflusst  ist,  —  richterliches  Ermessen  nach  Abs.  1 
des  §254;  eben  dieses  Ermessen  wird  aber  stets  das  als  Aus- 
gangspunkt und  Regel  festzuhalten  haben,  dass  der  freie 
Mensch  Herr  seines  Körpers  und  seiner  Glieder  ist,  und  dass 
nur  ein  zweifelloser  Verstoss  gegen  die  wirklich  gei'echt- 
Pei-tiutt-  Soro-falt  eine  richterliche  Abweichuni»-  von  dieser  Rei^el 
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gestattet.  3.  Personen,  welche  sich  in  der  oben  unter 
Nr.  2  erwähnten  Rechtslage  der  Schadenersatzberechtigung 
befinden,  aber  bewusstlos  sind,  z.  B.  Maurer,  die  beim  Ein- 
stürze eines  mangelhaften  Xeubaus  mit  zerschmetterten  Glie- 
dern lebend  aber  ohnmächtig  aus  den  Trümmern  hervorge- 
zogen werden,  können  ohne  weiteres  jeder  erforderliclien  ärzt- 
lichen 0|>t"ration  unterzogen  werden,  ebenso  diejenigen  Per- 
sonen, welche  in  gleiche  Lage  durch  einen  Selbstmordversuch 
gekommen  sind,  diese  schon  aus  dem  Gesichtspunkte  einer 
vernünftigen  Besorgung  fremder  Geschäfte.^ö)  Aus  dem  näm- 
lichen Grunde  lässt  sich  auch  die  ärztliche  Behandlung  aller 
anderen  durch  Bewusstlosigkeit  an  der  Selbstentscheidung 
verhinderten  Leidenden,  soweit  Gefahr  des  Lebens  auf  dem 
Verzuge  steht,  rechtfertigen,  denn  dann  ist  ja  zweifellos  nicht 
ein  Eechtseingriff  vorhanden,  sondern  ein  Mittel  zur  Rettung 
des  Lebens  oder  des  Körpers  versucht  und  somit  eine  Mass- 
regel zur  Wahrung  des  Persönlichkeitsrechts  am  eigenen 
Körpei-  des  Leidenden. 


%j  Über    letzteren  Fall    s.  Gar  eis    in  Buschs    Arch.  Bd.  35    S.  190 
Aum.  7  (ropulartutel). 


Das  Recht 


DER 


Anlieger  an  öffentlichen 
Strassen. 


VON 


Wilhelm  von  Blume. 


k*^ind  die  Anlieger  einer  öffentlichen  Strasse  zu  ent- 
schädigen, wenn  durch  eine  Veränderung  oder  Einziehung 
der  Strasse  der  Nutzungswert  ihrer  Grundstücke  vermindert 
wird?  Die  Frage  ist  in  Entscheidungen  und  Schriften  schon 
fast  zum  Überdruss  verhandelt  worden  und  beschäftigt  doch 
noch  immer  in  steigendem  Masse  das  öffentliche  Interesse  und 
die  Gerichte. 

Grund  dieser  Erscheinung  mag  wohl  zunächst  sein,  dass 
die  enorme  Zunahme  des  Verkehrs  und  der  Verkehrsmittel 
Veränderungen,  insbesondere  in  den  städtischen  Strassen, 
mehr  und  mehr  mit  sich  bringt.  Führen  solche  zum  all- 
gemeinen Besten  notwendigen  Massnahmen,  wie  es  nicht 
selten  vorkommt,  zu  einer  Versclilechterung  der  Lage  der 
Anlieger,  so  werden  diese  leicht  die  Empfindung  haben,  dass 
ihnen  zu  Gunsten  der  Gesamtheit  etwas  genommen  werde, 
und  werden  nach  dem  in  §  75  der  Einleitung  zum  ALB,,  aus- 
gesprochenen Grundsatze  für  die  ,,zum  Wohle  des  gemeinen 
Wesens  aufgeopferten  besonderen  Rechte  und  Vorteile"  Ent- 
schädigungen von  dem  sie  beraubenden  öffentlichen  Verbände 
verlangen. 

Doch  ist  die  stetige  Zunahme  der  Zahl  der  Anlieger- 
prozesse damit  keineswegs  genügend  erklärt.  Warum  denn 
wird  die  Entschädigirng  immer  wieder  von  den  Gemeinden 
verweigert?  Nur  deshalb,  weil  das  Reichsgericht  noch 
keine  klare  und  überzeugende  Antwort  auf  die  Grundfrage 
gegeben  hat:  welcher  Art  ist  das  Rechtsverhältnis  zwischen 
den  Anliegern  und  der  öffentlichen  Strasse,    der  ihre  Grund- 


stücke anliegen? 


8* 
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Als  das  Heichsgcriclit  sich  in  seinem  III.  Senat  in  einer 
oemeinreclitlichen  Sache  zithi  ersten  ^lale  vor  jene  Frage 
o-estellt  sah,  fand  es  eine  zwies})ältige  Praxis  vor.  Von  den 
obersten  Gerichten  aus  den  Gebieten  des  gemeinen  Rechtes 
hatten  AViesbaden  (Seuff.  Arch.  Bd.  10  Nr.  166  und  Bd.  18 
Xr.  141)  und  Rostock  (S.  A.  22,  144)  sich  zu  Gunsten  der 
Anlieger  entschieden,  indem  Wiesbaden  für  sie  „ein  Gebrauchs- 
recht an  den  Strassen"  aus  deren  Zweckbestimmung  herleitete, 
und  Rostock  diese  Zweckbestimmung  dahin  analysierte,  dass 
in  ilir  die  Üliernahme  einer  Garantie  für  die  Unabänderlich- 
krit  der  Strasse  zu  finden  sei.  Dagegen  hatten  Kiel  (S.  A.  5, 134), 
eile  (S.  A.  17.  121),  Darmstadt  (S.  A.  29,  243),  Berlin 
(S.  A,  20,  150).  Wolflfenbüttel  (S.  A.  31, 41)  den  Anspruch 
der  Anlieger  verworfen.  Die  überwiegende  Praxis  der  Ober- 
gerichte war  hiernach  den  Anhegern  ungünstig,  i) 

Zwiespältig  war  auch  die  Praxis  des  Obertribunals. 
Während  es  in  seinen  früheren,  preussischrechtlichen  Ent- 
scheidungen (Str iethor st s  Archiv  11 S.  164;  Entscheidungen  49 
S.  91)  das  Anliegerrecht  verneint,  gelangte  in  dem  Urteil 
vom  10.  April  1866  (Striethorst  62  S.  273)  der  Rheinische 
Senat  zu  tler  Ansicht,  „dass  das  Verhältnis  zwischen  der 
Strasse  und  den  auf  deren  Benutzung  angewiesenen  Grund- 
stücken ....  zu  der  Annahme  eines  zwischen  dem  öffent- 
lichen und  Privateigentume  bestehenden,  in  den  natürlichen 
"Wechselbeziehungen  desselben  begründeten,  auf  stillschwei- 
gender Einräumung  und  Duldung  beruhenden  vertragsmässigen 
Dienstbarkeitsverhältnisses  führt"  —  also  zu  eben  der  Be- 
gründung des  Anliegerrechtes,  die  Rostock  schon  für  das 
gemeine  Recht  verteidigt  hatte.  Es  ist  klar,  dass  diese  An- 
sicht  so   o-nt   wie   auf  dem  Gebiete  des  französischen  Rechtes 


1)  Bekkers  Pandekten  I  S.  346)  Meinung,  das?  das  Reichsgericht 
eino  stark  überwiegende  Praxis  zu  Gunsten  des  Anliegerrechts  vorge'unden 
habe,  dürfte  hiernach  nicht  zutreffen,  selbst  dann  nicht,  wenn  man  in  den 
Entscheidungen  von  Rostock  (S.  A.  5.27)  und  Darmstadt  (S.  A.  7,184;  mit 
Bekker  Zeugnisse  für  das  Anliegerrecht  finden  wollte.  Doch  hat  ersterer 
Entscheidung  schon  Ubbelohde  (Glücks  Commentar,  Serie  der  Bücher 
43  und  44,  Teil  II,  S.  176,  Anm.  40)  diese  Bedeutung  genommen,  und  die 
Darmstädter  Entscheidung  spricht  nur  von  einer  Verletzung  des  Eigen- 
tums der  Anlieger,  nicht  von  ihrem  Recht  an  der  Strasse. 
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auch  auf  dem  des  preussischen  und  des  gemeinen.  Rechtes 
Geltung  beanspruchen  musste.  Demgemäss  entschied  denn 
auch  der  III.  Senat  (Entsch.  72  S.  1),  indem  er  sich  in  einer 
preussischen  Sache  die  mitgeteilten  Ausführungen  des  Y.  Se- 
nats wörtlich  aneignete.  Nicht  so  der  VI.  Senat.  Er  leimte 
es  vielmehr  (S.  A.  34,  306)  klipp  und  klar  ab,  die  Ansicht 
der  anderen  Senate  im  gemeinen  Kecht  zur  Geltung  zu 
bringen. 

Das  Reichsgericht  hat  das  Erbe  dieser  Praxis  sine  beneficio 
angetreten  und  sorgfältig  bewahrt.  Seine  Entscheidungen 
widersprechen  einander  noch  ebenso  wie   die  seiner  Vorgänger. 

Zunächst  hatte  in  einer  gemeinrechthchen  Sache  der 
III.  Civilsenat  zu  unserer  Frage  Stellung  zu  nehmen  (Urteil 
V.  16.  XI.  80  —  Entsch.  3,  49).  Er  that  das,  indem  er  aus- 
führte, ein  Privatrecht  der  Anlieger  auf  Benutzung  der  Strasse 
könne  nur  Servitut  oder  Nachbarrecht  sein.  Das  erstere  sei 
ausgeschlossen,  da  durch  die  blosse  Thatsache,  dass  die  Strasse 
bisher  zum  öffentlichen  Gebrauche  bestimmt  gewesen  sei,  ein 
privatrechtlicher  Anspruch  auf  Fortdauer  dieses  Zustandes 
nicht  entstanden  sein  könne,  die  Annahme  aber,  dass  durch 
Herstellung  der  Strasse  einer-  und  Bebauung  andererseits  ein 
privatrechtlicher  Vertrag  zwischen  Stadt  und  Anliegern  ge- 
sclilossen  worden  sei,  nicht  gebilligt  werden  könne.  Die 
Grundsätze  des  Nachbarrechts  andrerseits  kämen  nur  dann  in 
Betracht,  wenn  es  sich  um  eine  Beschädigung  der  Eigentums- 
substanz handele.  Aus  dem  publizistischen  Recht  des  Ge- 
meingebrauchs endlich  könne  eine  Klage  gegen  das  Gemein- 
wesen selbst,  das  über  den  Gemeingebrauch  verfügt,  nicht 
hergeleitet  werden.  Hierbei  ist  der  lU.  Senat  auch  in  seinen 
weiteren  Entscheidungen  stehen  gebheben,^) 

Die  entgegengesetzte  Ansicht  liaben  aber  der  I.  und 
IL  Hilfssenat,  der  IL  und  der  V.  Civilsenat  in  zahlreichen  Ent- 
scheidungen für  das  preussische  Recht  vertreten.3)     Sie  billigen 


2)  Vgl.  Eutscheidungen  Bd.  6  No.  42;  Bolze,  Praxis  des  Reichsgerichts 
Bd.  1  No.  66;  Juristische  Wochenschrift  1889  S.  209. 

3)  Vgl.  die  Urteile  vom  7.  III  1882  (^Entscheidungen  Bd.  7  No.  63j, 
vom  25.  IX.  1882  (Gruchots  Beiträge  z  Erläuterung  d.  deutsch.  Rechts  Bd.  27 
S.  893),  vom  2.  III.  84  (Gruchot  29  S.  676j,    vom  20.  IX.  84  (Bolze,  Praxis 
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zwar  nicht  allen  Anliegern,  aber  doch  den  Anliegern  städtischer 
Strassen  im  Falle  der  Strassenverlegung  oder  -Veränderung 
einen  Entschädigungsanspruch  zu,  indem  sie  mit  dem  III.  und 
V.  Senate  des  Obertribunals  ein  durch  stillschweigenden  Ver- 
trag begründetes  servitutähnliches  Recht  der  Anlieger  an  der 
Sti-asse  konstruieren,  in  das  die  Beliörden  niclit  eingreifen 
können,  olme  eine  Entschädigung  zu  gewähren.  Auf  dem- 
selben Standpunkt  steht  der  II.  Senat  in  seinen  französisch- 
rechtlichen Entsclieidungen.-i) 

Formell  unterliegt  es  nun  zwar  keinem  Bedenken,  dass 
die  verschiedenen  Senate  für  die  verschiedenen  Eechtsgebiete 
in  derselben  Keclitsfrage  veischieden  urteilen.  Sachlich  aber 
ist  der  Zustand  ganz  unerträglich,  denn,  wie  schon  gesagt 
wurde,  sind  die  Gründe,  die  der  II.  und  der  V.  Senat  für,  der 
III.  und  der  VI.  Senat  gegen  die  Servitut  und  den  Ent- 
schädigungsanspruch der  Strassenanlieger  vorbringen,  so  all- 
i'emeiner  Natur,  dass  sie  für  die  verschiedenen  Eechtsgebiete 
gleichmässige  Geltung  beanspruchen  müssen.  Die  Art,  wie 
die  Senate  sich  über  diesen  Zwiespalt  hinwegsetzen,^)  kann 
daher  nicht  gebilligt  werden. 

In  einer  ganz  eigentümlichen  Lage  befindet  sich  der 
II.  Senat.  Er  hat  im  Anschluss  an  den  III.  Senat  für  das 
oemeine  Eecht  den  Anliegern  das  Entschädigungsrecht  rund- 
weg bestritten. 6)  Daher  vermeidet  er  in  landrechtlichen 
Sachen  das  Eingehen  auf  die  Grundfrage  und  weist  die  An- 
lieger im  Hinblick  auf  die  besondeiv  Lage  des   Falles  ab,  in- 


des Reichsgerichts  Bd.  I  No.  65).  vom  19.  "V.  86  (Gruchot  31  Ö.  930  und 
Bolze  3,  50),  vom  14.  Y.  87  (Seuflerts  Archiv  Bd.  42  No.  301  und  Bolze  4, 
48),  vom  16.  IV.  89  (Bolze  7,  37),  vom  5.  V.  89  (Entsch  24.  50  und  Bolze 
8,  36),  vom  28.  VI.  92  (Bolze  13,  31).  vom  1.  X  92  (Bolze  15,  15),  vom 
13.  VI  94  (Bolze  19,  27),  vom  18.  VI.  95.  16.  XI.  95,  14.  XII.  95  ^Bolze 
21  No.  28,  30,  .-32),  vom  21.  IX.  95  (Entsch.  36.  68),  vom  28.  III  96  u.  22. 
IV.  96  (Bolze  22  Nr.  21,  22),  vom  6.  V.  96  (Gruchot  40  S.  889],  vom  15.  III.  99 
(Jurist.  Ztg.  IV,  No.   17  S.  261). 

4)  Urteile    vom    13.    II.    83    (Entsch.   10,    76)    und    vo'm    18.     V.    95 
(Bolze  21,  28). 

5)  Enl.-ch.  Bd.  iO,  76,  Bd.  24,  248. 

6.1  Seutterts  Archiv  Bd.  44  No.  188  (Urteil  vom  21.  3.  1889). 
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dem  er   dahingestellt   sein  lässt,    ob  unter  anderen  Umständen 
der  Anspruch  gerechtfertigt  sein  würdeJ) 


Dieses  Verhalten  der  Gerichte  konnte  nicht  ohne  nach- 
teilige Folgen  für  das  Rechtsleben  bleiben.  Die  eben 
mitgeteilte  Statistik  der  Reichsgerichtsentscheidungen  redet 
eine  deutliche  Sprache.  Und  das  Übel  wurde  noch  wesent- 
lich dadurch  verschlimmert,  dass  die  Senate,  die  das  An- 
liegerrecht im  Grundsatze  anerkannten,  sich  doch  genötigt 
sahen,  es  in  seiner  Wirksamkeit  von  Fall  zu  FaU  weiter  ein- 
zuschränken, wenn  sie  den  Gemeinden  nicht  unerträgliche 
Lasten  aufbürden  wollten. 

Formell  wurde  dabei  zwar  der  Standpunkt  festgehalten, 
den    der    I.  Hilfssenat    in    seinem    grundlegenden  Urteil    ein- 
genommen hatte  (Entsch.  37    S.  254).      Materiell    aber    wurde 
dieses  dadurch  abgeändert,   dass  man  den  in  ihm  enthaltenen 
Satz:   ,,Freilich  bleiben  die  Befugnisse  der  Adjazenten  an  der 
Strasse    stets  der  Hauptbestimmung  der  letzteren  untergeord- 
net", stärker   und   stärker  unterstrich.     Er  hatte  lU'sprünglich 
nm-  begründen  sollen,  dass  der  Anlieger  einer  im  Interesse  des 
öffentlichen  Verkehrs  vorgenommenen  Veränderung  der  Strasse 
nicht    widersprechen    könne,    aber    olme    dass    dadm-ch    sein 
Schadenser Satzanspruch  irgendwie  berührt  werden  sollte.    Jetzt 
arbeitete    man    allmälilich    als    ..leitenden  Grundsatz"    heraus: 
.,dass  das  servitutische  Eecht  des  Hausbesitzers  an  der  vor 
seinem  Grundstücke  vorüberführenden  Strasse  begrenzt  und 
bedingt  ist  durch  die  Zweckbestimmuno:  der  Strasse  selbst, 
dergestalt,    dass   der  Hausbesitzer   sich  alle  Veränderungen 
gefallen    lassen    muss,    welche   dazu   dienen,    die  Strasse  in 
dem    Zustande    zu    erhalten  oder  auch   in  den  Zustand   zu 
setzen,  in    dem    sie    ihrer  Bestimmung  am  vollkommensten 
genügen  kann,  sofern  nur  die  Strasse  auch  ferner  als  Kom- 
nmnikationsmittel  erhalten  bleibt    .    .    .    derartige  Verän- 
derungen   enthalten    daher    keinen    Eingriff    in   die 
Rechtssphäre  des  Anliegers." 

7i  Vgl.    die    Entscheidungen    vom    28.    XI.    89    i  Bolze    9.    22),    vom 
21.  IX.  Ol  (Bolze  13.  '^8)  nm\  vom  25.  T.  92  ^Gruchot  36  S.  9-J9). 
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Das  Urteil  des  Y.  Senates,  das  diesen  Grundsatz  geformt 
hat,  ist  vom  28.  März  1896  und  steht  am  Ende  der  oben  an- 
geführten langen  Eeihe  ^'on  Entscheidungen.  Das  E^ichs- 
gericht  hat  also  einen  weiten  und  nicht  immer  geraden  "Weg 
zurückgelegt  bis  es  zu  ihm  gelangt  ist;  die  Reisekosten  aber 
haben  die  Anlieger  zu  zahlen  gehabt.  Mehr  als  vier  Fünftel 
dei'  vor  den  II.  und  Y.  Senat  gebrachten  Anliegerprozesse 
sind  verloren  gegangen! 

Das  giebt  zu  denken.  Und  man  darf  sich  für  die  Zukunft 
nicht  etwa  damit  trösten,  dass  das  bürgerliche  Gesetzbuch  der 
Unsicherheit  ein  Ende  mache,  sofern  es  dingliche  Eechte  an 
Grundstücken  nur  durch  Eintragung  ins  Grundbuch  entstehen 
und  also  für  ein  auf  stillschweigenden  Yertrag  gegründetes 
serAdtutähnliches  Recht  der  Anlieger  keinen  Raum  lässt. 
AYerden  doch  die  etwa  bestehenden  sonstigen  Anliegerrechte 
durch  das  Gesestzbuch  nicht  berührt.  Und  hat  doch  einer  der 
neueren  Bearbeiter  der  Frage^)  sogar  bereits  ein  Mittel  gefunden, 
um  das  Anliegerrecht,  im  obigen  Sinne,  unter  dem  bürger- 
lichen Gesetzbuch  partikularrechtlich  zu  konservieren.  Und 
wenn  das  Mittel  auch  recht  unsicher  ist,  so  ist  doch  voraus- 
zusehen, dass  Gerichte,  die  bisher  das  Anliegerrecht  anerkannt 
haben,  nicht  zögern  werden,  es  zu  benutzen.  Denn  es 
wird  sich  zeigen,  dass  die  Lehre  von  der  Servitut  der  An- 
lieger nur  ein  Yersuch  ist,  für  eine  von  —  leider  nicht  ge- 
nügend geklärten  —  Billigkeitserwägungen  diktierte  Entschei- 
dung eine  theoretische  Grundlage  zu  schaffen.  AYo  aber  ein 
Wille  ist,  da  ist  auch  ein  Weg,  und  so  werden  die  Gerichte 
auch  unter  dem  neuen  Recht  in  Sachen  des  Anliegerrechts 
für  ihr  Gerechtigkeitsgefühl  eine  Bahn  suchen  und  finden. 


Der  Zustand  der  Praxis  rechtfertigt  es  allein  schon, 
wenn  der  Yersuch,  dem  Anspruch  der  Anlieger  auch  theoretisch 
gerecht  zu  werden,  noch  nicht  aufgegeben  wird.  Doch  hat 
die  streitige  Frage    auch    eine,    wie    ich  meine,  nicht  geringe 

8)  Reichsgerichtsrat  a.D.  Loebell  in  Gruchots  Beiträgen  zur  Erläu- 
terung des  deutschen  Rechts,  Bd.  41  Nr.  I,  §  XII.  Vgl.  auch  Dernburg, 
das  bürgerliche  Recht,  III  §  69  Nr.  III. 
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theoretische  Bedeutung.  Demi  sie  Hegt  auf  dem  Grenzgebiete 
zwischen  Privat-  und  üffenthchem  Kecht  und  also  auf  be- 
sonders fruchtbarem  Boden. 

Nur  ist  diesem  Boden  mit  den  Mittehi  der  Privatreclits- 
wissenschaft  allein  nicht  beizukommen!  Nm-  darf  man  das 
Verhältnis  der  Anlieger  zur  öffentlichen  Strasse  nicht  ge- 
waltsam unter  den  priA'atrechtlichen  Servitutbegriff  zwingen 
wollen. 

Der  AVeg,  auf  dem  die  Antwort  für  die  Frage  des  An- 
liegerrechtes  liegt,  ist  längst  gefunden  woi'den,  und  zwai'  von  der 
Wissenschaft  des  öffentlichen  Eeehtes.  So  lange  aber  das  Eeichs- 
p-ericht  deren  Erwbnisse  unbeachtet  lässt,  so  lanoe  \\-ird  eine 
Yei'ständigung  in  dieser  Fi'age  unmöglich  bleiben. 

So  soll  denn  hier  noch  einmal  auf  die  richtige  Lösung 
hingewiesen  werclen.  Dazu  wird  zunächst  die  Lehre  den 
falschen  AYeg  zui-ückgefühit  werden  müsse^i  bis  zum  Aus- 
gangspunkte. Zwar,  dass  der  „stillschweigende  Servitutver- 
trag"  eine  Healität  sei,  wird  wohl  von  keinem  Schriftsteller 
heute  noch  ernstlich  behauptet.  Er  \\ird  daher  kurz  er- 
ledigt werden  können.  Aber  es  haben  sich  Schriftsteller 
gefunden,  die  die  Servitut  auf  andere  Weise  zu  rt^tten  A'er- 
sucht  haben.  Dass  diese  Versuche  nicht  glücken  konnten, 
wird  dai-zutlum  sein.  Diejenigen  ferner,  welche  die  Servitut 
dei-  Anlieger  scldechthin  verwerfen,  sind  nicht  einig  darüber, 
ob  nicht  dennoch  ein  Entschädigmigsanpruch  für  die  Anlieger 
sich  begründen  lasse,  insbesondere  ob  nicht  eine  öffentlich- 
rechtliche Entschädigung  geboten  sei.  Es  wird  A'ersucht 
werden  müssen,  auch  auf  diese  Frage  die  endgiltige  Antwort 
zu  finden. 


Wie  schon  gesagt  wurde,  Ijedürfen  die  Gründe,  die  von 
den  anliegerfreundlichen  Senaten  des  Ileichsgerichtes  für  die 
Anliegerservitut  beigebracht  worden  sind,  heute  keiner  ein- 
gehenden AViderlegung  mehr.  Sie  sind  sclion  in  den  citierten, 
das  Anliegerrecht  verneinenden,  Entscheidungen  der  obersten 
Gerichte  und  des  Eeichsü"erichtes    selber  entki-äftet  und  dann 
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von  Ubbelohde^)  vollends  zerpflückt  worden,  so  dass  die 
neueren  Gegner  der  Theorie  des  Anliegervertrages  nur  haben 
oft  Gesagtes  wiederholen  können. 

Grundlegend  für  die  Praxis  ist  das  Urteil  des  I.  Hilfs- 
senats vom  7.  März  1882  gewesen.  Es  erklärt  unter  Be- 
rufung auf  die  ent8j)rechenden  Entscheidungen  des  III.  und 
V.  Senats  des  Obertribunals: 

„Wie  es  zu  dem  Zweck  und  Wesen  einer  städtischen 
Strasse  gehört,  dass  die  sie  begrenzenden  Grundstücke  mit 
Häusern  besetzt  .sind  oder  werden,  so  dientwiederum  dieStrasse 
in  erster  Linie  für  die  daran  gebauten  Häuser  als  notwendiges 
Kommunikationsmittel  und  gewährt  ihnen  zugleich  den  für 
die  Befriedigung  ihres  Lichtbedürfnisses  wesentlichen  freien 
Raum.  Dieses  Dienstbarkeitsverhältnis  ist  aber  keineswegs 
ein  bloss  faktisches,  sondern  ruht  auf  rechtlichem,  und 
zwar  vertragsmässigem  Grunde. 

Die  Gemeinde,  welche  ein  gewisses  Terrain  zur  Strasse 
erklärt,  fordert  damit  zur  Bebauung  der  anliegenden  Grund- 
stücke unter  gewissen,  durch  Gesetz  oder  i)olizeiliche  An- 
ordnung regulierten  Bedingungen  auf  und  bietet  als  Gegen- 
leistung die  Vorteile,  welclie  den  Häusern  aus  dem  Ge- 
brauche der  Strasse  erwachsen.  Nicht  wesentlich  anders 
liegt  die  Sache,  wenn,  was  übrigens  der  seltenere  Fall  ist, 
die  Strasse  an  ein  bereits  bestehendes  Hans  hei'angelegt 
wird.  Denn  der  Hauseigentümer  muss  sicli  in  diesem  Falle 
den  vorerwähnten  Einschränkungen  seines  Eigentums  unter- 
werfen, wofür  ilim  als  Äquivalent  der  Anteil  der  Strassen- 
anlage  gewährt  wird.  Freilich  bleiben  die  Befugnis.se  der 
Adjazenten  an  der  Sti-asse  stets  der  Haii|)tbestiuniiung  der 
letztcn-en  unterge(ji-dnet.  Hieraus  folgt  aber  nur,  dass  die 
Adjazenten  einer  im  Into-esse  de.s  (»ffentliclien  Verkehrs 
vorgenommenen \'eränfleiung  der  Strasse  nicht  widersprechen 
kiiunen,    uiilit    abt/r,  '  dass    die  frat-lif  Ina    Befugnisse   ihnen 


it)  Glücks  Kommentar.  Serie  der  Bücher  43  un<l  44,  Teil  IV.  Seite 
179  fg.  Vgl.  ferner:  Gierke,  Genossenschaftstheorie  S.  195,  Otto  Mayer 
Deutsches  Verwaltungsrecht  II,  S.  133  fg.,  Anschütz  im  Verwaltungsarchiv 
Bd.  V.  S.  111  fg. 
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nur  widerruflich  und  niclit  als  ein  dauerndes,  nur  j^e^en 
Entscliädio-unfr  aufzuopferndes  Eecht  einü^eräumt  worden 
sind." 

Fiktionen  über  Fiktionen!  Dass  das  Eeichsgericht  zu 
einer  solchen  Urteilsbegründung  sich  hat  entschliessen  und 
an  ihr  hat  festhalten  können,  ist  durch  nichts  zu  erklären 
als  durcli  „das  mehr  oder  minder  deutliche  Bewusstsein,  dass 
sich  nur  so  der  von  vornherein  notwendig  erachtete  Ent- 
schädigungsans])ruch  konstruieren  lässt."    (Ubbelohde  8.   1S2.) 

Gänzlich  verfehlt  vom  Standpunkte  unseres  modernen 
öfiFentlichen  Kechtes  aus  erscheint  der  Gedanke,  dass  die  Stadt 
„die  Vorteile,  welche  den  Häusei-n  aus  dem  Gebrauche  der 
Strassen  erwachsen"  als  „Äquivalent"  füi-  die  gesetzlichen 
oder  polizeilichen  Eigentumsbeschränkungen  darbiete. 

Und  dann  die  überraschende  AVendung,  womit  die  an 
die  Vorgänge  bei  neuen  Strassenanlegungen  geknüpfte  Tln'orie 
auf  solche  Fälle  übertragen  wird,  wo  zuerst  das  Haus  und 
dann  die  Strasse  gebaut  worden  ist.  Hin-  wenigstens  hätte 
das  Reichsgericht  einhalten  sollen.  Aber  es  tröstet  sich  da- 
mit, dass  dieser  Fall   „übrigens  der  weitaus  seltenere"   ist. 

Die  „Fiktion"  des  stillschweigenden  Vertrages  hat  jetzt 
auch  DernburgiO)  aufgegeben,  der  im  übi-igen  das  Anlieger- 
recht verteidigt.  Es  muss  dringend  gewünscht  werden,  dass 
das  Reichsgericht  ebenso  die  bisher  hartnäckig  festgehaltt-nr 
Theorie  einer  gründlichen  Revision  unterziehe,  sobald  sicli 
dazu  wiedel'  eine  Gelegenheit  bietet.  Dass  es  an  sftlcher  niclit 
fehlen  wird,  darf  vorausgesagt  werden. 


Der  „stillschweigende  Veitrag"  gehört  zu  den  Ausrüstungs- 
stücken, die  unsere  gemeinrechtliche  Jurisprudenz  aus  dei- 
Requisitenkammer  der  römischen  Juristen  übernonnnen  Iiat 
und  weiter  benutzt  ohne  viel  zu  fragen,  ob  sie  zu  den  neuen 
Formen  unseres  juristischen  Denkens  und  Schaffens  noch 
passen  wollen.     So  i.st  es  Gebrauch  geblieben,  was  „Treu  und 


lOj  Dernburg,  das  bürgerliche  Recht  TU,  §  69  S.  202. 
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Glauben  und  die  Verkehrssitte"  gebieten  zurückzuführen  auf 
den  konkreten  Parteiwillen  und  so  will  auch  die  tacita  con- 
ventio  noch  immer  nicht  dem  „Recht  kraft  Gesetzes"  weichen. 

Wo  immer  der  „stillschweigende  Vertrag"  auftaucht,  liegt 
es  nahe,  nach  einer  rechtsverleihenden  Norm  zu  suchen, 
deren  Anwendung  zu  demselben  Ergebnis  führen  könnte,  das 
auf  der  Grundlage  einer  fingierten  Parteiverhandlung  schlecht 
und  recht  angestrebt  worden  ist. 

So  war  es  denn  nur  folgerichtig  gehandelt,  wenn  einige 
Schiiftsteller  das  unsichere  Gebäude  der  Anhegerservitut  neu 
zu  stützen  unternahmen,  indem  sie  sie  unmittelbar  auf  das 
Gesetz  stellten.  Hier  sind  insbesondere  die  Arbeiten  von 
Behringii)  und  LoebelU"^)  zu  nennen. 

Die  gesetzliche  Anhegerservitut  leitet  Loebell,  wenn 
ich  ilin  recht  verstehe,  aus  dem  Landrecht  so  her:  das  Gesetz 
hat  in  I,  15  §  50  für  die  Anheger  an  öfifentlichen  Flüssen 
neben  dem  Gemeingebrauch  besondere  Privatrechte  an  dem 
„gemeinen  Eigentum"  zugelassen.  Es  sind  daher  solche  Hechte 
auch  an  den  gleichfalls  im  gemeinen  Eigentum  des  Staates 
stehenden  Strassen  grundsätzlich  zulässig.  Was  für  die  Staats- 
strassen gilt,  gilt  auch  für  die  Strassen  der  Gemeinden.  Städti- 
sche Strassen  sind  bestimmt,  die  Ansiedlung  zu  ermöghchen. 
(ALE.  II,  8  §  86.)  Jeder  Eigentümer  ist  „seinen  Grund  mit 
Gebäuden  zu  besetzen  wohl  befugt."  (ALK.  §  65  d.  T.) 
Hat  der  Grundeigentümer  das  Recht  auf  seinem  Grund  und 
Boden  ein  Haus  zu  haben,  so  gebühren  ihm  auch  Licht,  Luft, 
Verbindung  mit  dem  städtischen  Strassennetz  als  Dinge,  die 
zum  Wesen  eines  städtischen  Hauses  gehören.  Also  —  giebt 
das  Gesetz  dem  Strassenanlieger  ein  Recht  an  der  Strasse, 
auf  Luft,  Licht  und  Verbindung  mit  dem  städtischen 
Strassennetz ! 

Beiläufig  zieht  Loebell  (S.  18)  zur  Unterstützung  seiner 
Ansicht  auch  die  preussische  Wegegesetzgebung  heran,  insbe- 
sondere um  darzuthun,   dass  „das  Recht    der  Hauseigentümer 


11)  Behring,  die  Rechte  an  öH'entlichen  Wegen,  1894;  Behring,  die 
Hechte  der  Anlieger  an  einer  iätrasse  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  2   VII.  1875. 

12)  Loebell  in  Gruchots  Beiträgen  zur   Erläuterung   des   deutscheu 
Rechts,  Jahrgang  41  iS.  1  fg. 
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der  notwendige  Gegenwert  von  Verpflichtungen  (nicht,  wie 
das  Reichsgericht  will:  von  Eigentumsbeschränkungen)  ist.  die 
ihnen  vom  Gesetz  zu  Gunsten  der  Städte  auferlegt  werden". 
Stärker  betont  diesen  Gedanken  Behring,  bei  dem  das  Land- 
recht erst  in  zweiter  Linie  erscheint. 

Behring'3)  geht  davon  aus,  dass  die  AVegegesetzgebung 
den  Anliegern  die  Herstellung  einer  Verbindung  zwischen 
ihren  Grundstücken  und  der  öffentlichen  Strasse  durch  AVege, 
Brücken,  Hauseingänge  u.  dergl,  nicht  nur  gestattet,  sondern 
geradezu  zur  Pflicht  macht.  Ja,  das  Fluchtliniengesetz  be- 
lastet überdies  den  Anlieger  mit  der  Herstellung  der  Strasse 
selbst:  „Indem  nun  das  Gesetz",  schliesst  Behring  (S.  66), 
„sehr  erhebliche,  die  Verfügungsfreiheit  des  Eigentümers  be- 
schränkende und  kostspielige  Verpflichtungen  auferlegt,  über- 
trägt es  dem  Eigentümer  des  angrenzenden  Grundstückes, 
wenn  er  diese  Verpflichtungen  erfüllt,  oder  in  rechtsbestän- 
diger AVeise  sich  denselben  unterworfen  hat,  das  Recht  auf 
den  Anbau  und  damit  auf  den  Zugang  an  und  von  der  fest- 
gelegten Strasse  mit  allen  Konsequenzen,  d.  h.  er  hat  ein 
dingliches  Recht  auf  diesen  Zugang,  selbstverständlich  unter 
Wahrung  der  öffentlich-rechtlichen  Verkehrsinteressen  an  der 
Strasse,  und  zwar  vermöge  des  Gesetzes,  d.  h.  es  kann  ilim 
weder  der  Baukonsens  versagt  noch  der  Zugang  zur  Strasse 
verwehrt  oder  entzogen  werden". 

In  Kürze  ist  also  die  Gedankenreihe  dei-  beiden  Schrift- 
steller die'se:  Öffentliche  Strassen  sind  A^on  Rechts  wegen  für 
den  Verkehl'  mit  den  angrenzenden  Grundstücken  bestimmt. 
—  Die  Herstellung  einer  Verbindung  mit  dei'  öffentlichen 
Strasse  ist  den  Anliegern  in  den  Gesetzen  und  Verordnungen, 
die  das  Wegerecht  regeln,  ausdrücklich  gestattet  —  also  haben 
die  Anlieger  ein  Recht  auf  Verbindung  mit  der  öffentlichen 
Strasse  —  dieses  Recht  kann  nur  ein  dingliches  Privatrecht 
sein;,  denn  sonst  würde  es  ohne  Entschädigung  beseitigt 
werden  können,  luid  das  wäre  ungerecht,  weil  der  Anlieger 
für  sein  Recht  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  auf  sich 
nehmen  muss. 


13)  Die  Rechte  an  öffentlichen  Wegen  S.  7  fg. 
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Icli  mnss  gestehen,  dass  icli  nicht  ohne  ein  Gefühl  von 
Schwindel  dieser  Konstruktion  in  ihre  luftigen  Höhen  ge- 
folgt bin.  Allerdings  ist  die  öffentliche  Strasse  auch  für  den 
Verkehr  mit  den  Anliegern  bestimmt  und  dürfen  diese  sie 
benutzen.  Abei-  ist  denn  jedes  „Dürfen"  ein  Pi-ivatrecht? 
Die  Gerechtigkeit  fordert  es,  wird  gesagt.  Mag  sein,  dass 
eine  Entschädigung  der  Anlieger  gerecht  wäre:  al)e)-  das  ist 
für  das  Privatredit  doch  nur  de  lege  fei-enda,  nicht  de  lege 
lata  entscheidend.  Dass  liier  wiederum  nur  ein  Pi-ivatrecht 
konstruiert  wcjrden  ist,  weil  man  sonst  nicht  zu  einem  Ent- 
schädigungsan.'<pruch  kommen  konnte,  ist  einleuchtend. 

Ein  dingliches  PriA'atrecht  vom  Gesetz  gt-währt  als 
Entgelt  dafür,  dass  dem  Grundeigentümer  öffentlich-recht- 
liche Verjtflichtungen  auferlegt  werden  —  ein  verfehlter  Ge- 
danke, wenn  auch  nicht  so  undenkbar  wie  dei',  dass  der  Staat 
die  gesetzlichen  P]igentumsbeschränkungen  erkaufe!  Wer  ihn 
ablehnt,  kann  nicht  einmal  das  Nutzungsrecht,  das  nach 
ALI^  I,  8  v::j  Ml  der  Hauseigentümer  am  Bürger.steig  hat. 
soweit  er  das  Steinpflaster  zu  unterhalten  hat,  als 
privatr(.'clitliche  Servitut  auffassen,  mag  nun  —  was  ich  für 
richtig  halte  —  das  „soweit"  bedingend  gemeint  sein  oder 
mag  es  eine  r)i-tli(he  Begi-enzung  liedeuten  sollen^^). 


AVaruiii  alle  J3emühungen,  für  die  Anliegerservitut  einen 
annehmbaren  Pechtsgrund  zu  finden,  vergeblich  bleiben  mussten, 
im  Gebiete  des  preussischen  wie  in  dem  des  gemeinen  Pechtes? 
AVeil  diese  Servitut  selbst  ein  unmögliches  Gebilde  ist!  Das 
zeigt  sich  sofort,  wenn  dei'  \'ersuch  gemacht  wird,  das  Peeht 
genauer  zu  bestimmen. 

Zunächst  (bis  „Woran"  dieses  angeblich  dinglielienJ^cchtes. 
Die  Anliegi'iservitut  soll  bestehen  an  dei-  Strasse.  Das  ist: 
an    einei-    dem     öffeiirliclien    Verkelu-    dienenden    Anlage    auf 

14)  A.  M.  ausser  dini  Reichsgericht  und  den  übrigen  Vertretern  des 
privaten  Anliegerrechtes  in  die^^'r  Hinsicht  Rosenfeld,  das  Wesen  des  Rechts 
auf  Gemeingebrauch  an  ött'entlichen  Flüssen  und  Wegen  (Rostocker  Disser- 
tation, 18fti>lS.33,  wo  im  übrigen  ähnliche  Anschauungen  wie  hier  vertreten 
werden. 
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dem  Gruud  und  Boden  eines  üftentlieli-rccUtlielic-n  Vt-rbandcs. 
Die  Annahme,  dass  dieser  Grund  und  BodiMi  si-lbst  der  Träori- 
der  Servitutlast  sein  solle,  ist  natürlicli  ausgescldossen.  Denn 
das  würde  zur  Folge  haben,  dass  auch  nach  Aufhebung  der 
Strasse  das  Anliegerrecht  als  dingliches  liccht  fortbestän<le 
und  ein  besonderes  Expropriationsverfahren  zu  seiner  Be- 
seitigung nötig  würde.  Davon  ist  aber  bi>sher  noch  nie  ilie 
Kede  eewesen.  So  bleibt  nur  die  Annahme,  dass  dienende 
Sache,  wie  Loebell  (S.  45)  es  ausdrückt  „die  Strasse  als  solche 
ist,  nicht  der  Grund  und  Boden  worauf  sie  angelegt  ist." 
Indes  ist  damit  die  Frage  noch  nicht  erledigt. 

Ich  sehe  davon  ab,  ob  überhaupt  die  Strassenanlage 
Gegenstand  eines  Hechtes  sein  kann,  das  nicht  zugleich  den 
Grund  und  Boden  ergreift.  Ich  frage:  was  ist  <lenn  „die  Strasse", 
als  körperliche  wirtschaftliche  Einheit,  als  Sache  gefasstV  Der 
juristische  Begriff  der  Strasse  findet  seine  Begrenzung  da, 
wo  sie  der  wirtschaftliche  hat,  für  diesen  aber  ist  die  Zweck- 
bestimmung massgebend.  Genauere  Überlegung  kann  nur 
ergeben,  dass  die  Strasse  „als  solclie"  ^^•irtschaftlicll  gar  nicht 
existiert,  sondern  nur  als  Bestandteil  derjenigen  Gesamt- 
strassenanlage,  die  einem  einheitlichen  Zwecke  dient,  in  Städten 
insbesondere  als  Bestandteil  des  Sti-assennetzes,  gerade  wie 
„die  Thür"  nur  vorhanden  ist  als  Einrichtung  des  Hauses. 
Und  vollends  kann  es  nicht  angehen  deni  Strassenteil  et^^"a, 
dei'  einem  bestimmten  Hause  anliegt,  darum  eine  wirtschaft- 
liche und  juristische  Sonderexistenz  zuschreiben  zu  wollen. 
Man  kann  eine  Strasse  ebenso  wenig  durch  gedachte  Linien 
in   selb.ständige   Teile   zerlegen  wie   ein  Haus  oder  eine  Kuh. 

Loebell  allerdings  denkt  sich  die  Sache  anders.  Denn 
er  versagt  (S.  45)  dem  Anlieger  jeden  gerichtlichen  Schutz, 
„wenn  die  Strasse  als  öffentliche  Strasse  aus  strassenpolizei- 
lichen  liücksichten  eingezogen  wird,"  weil  damit  „das  ilit^nende. 
Grundstück"  untergegangen  sei^^).  Loebtdl  kann  dabei  nur 
an  einen  „Lntergang"    desjenigen  Strassenteils   denken,    iler 


15)  Dass  diese  Konseiiuenz  dem  Anliegerrecht,  wie  es  Loebell  im  An- 
schluss  an  das  Reichsgericht  konstruiert,  ein  gut  Teil  seines  praktischen 
Wertes  nimmt,  sei  nur  nebenbei  bemerkt.  Vgl.  auch  Ubbelohde,  a.  a.  0. 
S.  181. 


—  116  — 

das  betreffende  Haus  mit  der  Gesamtstrasscnanlage  verbindet. 
Damit  dürfte  ei-  zwar  die  Meinung  des  Reichsgerichts  ge- 
troffen liaben,  welclics  wiederholt  die  Strasse,  woran  das 
Haus  liegt,  von  den  übrigen,  benachbarten  Strassen  unter- 
scheidet. Ich  ve)-mag  indessen  diesem  Gedankengange  nicht 
zit  folgen.  Vielmehr  ist  füi'  mich  denkbarer  Gegenstand  des 
dinglichen  Anlirgen-echtes  in  Städten  nur  das  städtische 
Strassennetz. 

Stimmt  man  dem  zu,  so  entsteht  offenbar  ein  unleid- 
liclicr  "Widerspruch  zwischen  dem  richtig  begrenzten  Gegen- 
stand des  Anliegerrechtes  und  seinem  Inhalte,  wie  er  vom 
Reichsgericht  in  ausgiebiger  Kasuistik  bestimmt  worden  ist. 
Bcstiunnung  und  Begrenzung  findet  danach  die  Anlieger- 
seivitut  in  dem  „Kommunikationsinteresse",  d.  li.  in  dem  Inter- 
esse an  der  ungestörten  Verbindung  —  nicht  mit  dem  städti- 
schen Strassennetz,  sondern  nur  mit  demjenigen  Strassenteil, 
der  an  das  betreffende  Haus  grenzt.  Hierin  sind  der  V.  und 
VI.  Senat  einig,  wobei  allerdings  der  letztere  infolge  seiner 
skeptischen  Beurteilung  des  Anliegerrechtes  geneigt  ist,  die 
Grenze  enger  zu  zielien  als  der  V.  Senat.  Immerhin  hat  auch 
dieser  verschiedentlich  die  Meinung  zurückgewiesen,  dass  der 
Anlieger  wegrai  jeder  ihm  nachteiligen  Veränderung  Entschä- 
digung fordern  düi-fe.l6)  Denn  „das  Anliegerrecht  weiter  auszu- 
dehnen als  das  Kommunikationsinteresse  unbedingt  erfordere, 
müsse  füi'  bedenklich  erachtet  werden. "^7)  Und  dieses  Kom- 
munikationsinteresse fordert  nach  Ansicht  des  V.  Senates  nur 
die  Vei'bindung  des  Hauses  mit  dem  angrenzenden  Strassen- 
teil. EiTitlitung  von  Tiibiincn  auf  ilci-  Sti'asse  begründet 
keinen  Anspruch,  weil  „weder  dei'  Faludamm  noch  der  Bürger- 
steig am  klägerischen  Hause  von  den  Tribünen  berührt  wur- 
den.''I8j  Y)er  VI.  Senat  vollends  lehnt  es  ab,  dem  Strassen- 
anlieger  eine  Entschädigung  zuzubilligen,  wenn  in  einer  Ent- 
fernung A-on  etwa  120  m  von  dem  beti-effenden  Grundstücke 
eine  Veränderung  dei-  Strasse  vorgenommen  ist,  mag  sie  mit 
Nachteilen  für  den  .Anlieger  vei-bunden  sein  oder  nicht.    Denn 


16;  Entscheidungen  Bd.  24  S.  248. 

17i  Gruchot  Bd.  29  S.  676. 

\S>  Entscheidungen  Bd.  24  S.  268. 
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die  Verbindung  zwischem  dem  Hanse  und  der  Strasse  sei  in 
keiner  Weise  davon  betroffen  worden. 19)  Nicht  einmal,  wenn 
die  Verbindung  zwischen  zwei  verschiedenen  Häusern  des 
Klägers  erheblich  gestört  worden  ist,  wird  dem  Kläger  Ent- 
schädigung gewährt.  Denn  die  Kommunikation  zwischen  dem 
einzelnen  Grundstücke  und  der  Strasse  sei  nicht  beschränkt 
worden. 20) 

So  kann  man  allerdings  ohne  Übertreibung  sagen:  Nach 
der  Theorie  des  Reichsgerichtes  wird  die  Anliegerservitut  nicht 
beeinträchtigt,  wenn  rechts  und  links  vom  Hause  die  öffent- 
liche Strasse  zugemauert  und  das  Haus  „auf  die  Eigenschaft 
eines  Grabes  beschränkt"  wird.21) 

Daraus  hat  der  VI.  Senat  bei  der  Bestimmung  des 
Gegenstandes  der  Anliegerservitut  die  notwendige  Folgerung 
gezogen,  indem  er  ausgesprochen  hat,  dass  den  Anliegern 
keineswegs  eine  Grundgerechtigkeit  an  der  ganzen  Baustrasse 
zukomme. 22)  Denn  in  der  That:  eine  Gi-undgerechtigkeit  an 
der  Gesamtstrassenanlage,  deren  Inhalt  doch  seine  Grenze 
findet  da,  wo  die  Strasse  das  Haus  verlässt,  ein  solches  Eecht 
ist  eine  Unmöglichkeit. 

Es  bliebe  also,  um  Inhalt  iind  Gegenstand  der  Anlieger- 
servitut in  Einklang-  zu  brino-pn,  nur  die  eine  Mög-lichkeit, 
dass  man  sie  konstruierte  als  Keclit  an  der  Gesamtstrassen- 
anlage auf  Teilnahme  an  den  Gesamtvorteilen  des  Strassen- 
verkehrs. 

Aber,  •  welch  sonderbare  Servitut,  bei  deren  Ausübung 
die  sämtlichen  Grundeigentümer  der  Stadt  konkurrierten !  Und 
nicht  nur  diese,  sondern  alle  Bewohner  der  Stadt,  da  nach 
einer  Entscheidung  des  Eeichsgerichtes23)  die  Anliegerservitut 
mittelbar,  durch  Ableitung,  auch  den  jVlietern  zu  gute  kommt. 
SoUte  diese  „Servitut"  nicht  dem  wohlbekannten  Rechte  des 
Gemeingebrauches  ähnlich  sehen  wie  ein  Ei  dem  andern? 


19)  Entscheidungen  Bd.  25  S.  245. 

20)  Gruchot  Bd.  36  S.  929. 

21)  Ritter,   die  Rechte  an  den  Strassen  nach  den  Entscheidungen  des 
Reichsgerichts,  1898,  S.  12. 

22)  Entscheidungen  Bd.  25  S.  245. 

23)  Entscheidungen  Bd.  36. 
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"Wo  der  lML!,riiiliclH'  Fflilcr  licL^t,  den  da^  [^riclis^cricht  bei 
(Irr  Konstruktion  der  Anlii,-m'i-si'i'\'itnt  i;vniatlit  liat.  ilas  ist 
leiclit  zu  sflifu.  wenn  man  ilii'  I'Vam'  aid'wirt't.  wie  sich  diese 
Scrx'itut  zur  (iffentlichreflitliclicn  licstiiamuni;'  der  Strasse, 
zum  v'ieniein<i,ebraueli,  veihält. 

I']s  ist  selbstxerständlicli,  dass  das  Anliej^'ei'ret  lit  den 
C7enieine,el)i'aueh  ni(lit  besclu-änken  darf.  A'ielnielir  rt'i(dit  das 
Keelit  der  Anlie,i;"er,  wie  das  Reielis^erieht  sich  ausdrückt, 
„niclit  weiter  als  sich  aus  (U-r  Xatui'  und  dem  Zweck  der 
Sti-asse  von  seihst  ersieht. "-•^)    Daraus  ist  (hmn  gefolgert  wurden: 

1.  Wird  das  Anhegerrecht  l)eeinträchtiot,    so   kann   niemals 

AViederherstellnng,  somlern  stets  nur  F^ntschädiguni;- 
verlangt  werden: 

2.  Der  Anlieger    kann    keinen  Ersatz    heanspiuchen,    wenn 

sein  l^echt  im  Interesse  des  Strassenvt'rkehrs  beein- 
träclitigt  und.  soh'iii  nui'  die  Strasse  als  Komnnmi- 
kationsmittel  erhalten   l)leibt.-^) 

3.  Geringfügige  Firschwerungi'n  der  Kommunikation  begrün- 

den überhauj)t  keinen  Anspruch  auf  Entschädigung.26) 
Und  zusammenfassend  hat  der  \'.  Senat^^)  ausgeführt: 
„Der  Zweck  der  städtischen  Strassen  ist  nicht  l)loss  der, 
den  Einwohnern  den  Anbau  und  die  lienutzung  von  Wohn- 
häusern zu  ei'leichtern,  sondern  auch  dem  (iffentlichen  Ver- 
kehr zu  dienen:  die  Teilnahme  au  dem  allgemeinen  städti- 
schen \ Ci'kehr  ist  andererseits  (K-i'  bewegi-nde  Grund,  wes- 
halb man  sich  an  städtischen  Strassen  anbaut.  Aus  di«'ser 
Wechseil »eziehiuig  rechtfertigt  sich  aber  weiter,  dass  diesi-s 
lndi\'idualitätsrecjit  kein  unbeschränktes  sein  kann,  weil  mit 
sohdiem  Recht  sämtlii-her  Anlieger  der  Dienst  ilcr  Sti'asso 
flu-  (]i'n  (irtlich  und  zeitlich  wrschiedenen  r)rtentlichen  Vcr- 
kehr  un\'ei-einl)ai'  wiue." 

]\Ian  kann  i1eui  bist  Woit  für  A\'oi-t  zustimmen.  Xur  ist 
das  so  bescliriel)ene  ,.lndi\iduah-echt"  nimmermehr  eine  Ser- 
vitut,    sondern    einfach    —   das    Ivccht    des    ( icmeingeltrauches. 

•J4)  (iruchotBd.  31S.930;  KnUcbeidungen  Bd.  24  tJ.  248.  Bd.  25  S. 245. 
25)  Gruchot  36  Ö.  614.  40  ri.  889.  Bolzo  21  Nr.  30.  22  Nr.  21. 
2(i)  Bol/.c-  22  Nr.  23. 
27)  G  rucliot  3«;  S.  682. 
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F.in  IiccliT,  ilas  siili  oluic  ANicIrrstaml  und  oliiu'  F.nt- 
scliädi^'uni;'  im  liitci'cssc  des  (»ffentliclit^n  ^  t'rkt'lii's  jcdt-  ht'- 
liebi^'e  Besclii'ünkuni;'  ucfalU'n  lassen  inuss,  „ein  lieclit  auf 
Benutznni;"  der  Sti-asse,  welc-lics  ge<4vnül)ri-  der  Genieindr.  die 
es  verletzt,  i;ar  nicht  amlers  geltend  geniaclit  werden  kann, 
als  in  Form  i-ines  Kntsehädignnosansprnches,  ist  das  gerade 
Gegenteil  eines  dinglichen  Eeclites."^8j  AVohl  aber  tleckt  sich 
das  l?echt,  das  den  Anliegern  vom  Reichsgericht  zugeschrieben 
wird,  durchaus  mit  dem  liecht  des  Genieingebraiu-lis.  Xur 
die  Fähigkeit  einen  p]nts(diädigungsanspruch  zu  erzeugen, 
mangelt  diesem  nach  der  herrschenden  Ansicht,  von  der  (Uis 
Reichsgericht  ausgeht.  Vin\  so  muss  denn,  wenn  an  ih-m 
Gegenstand  des  Gemeingebrauclies,  der  Strassenanlage,  zum 
Schaden  eines  iler  mitbeteiligten  Anlieger  etwas  verändert 
wird,  als  (h-a  ex  machina  die  Servitut  emporsteigen,  um  <h^n 
Entschä(h'gungsansjU'Uch  zu  gcbäi-en  und  sotVnt  \\"iedcr  zu 
verschwinden. 


Das  T^echt  dei-  Anlieger  zur  Benutzung  der  ö  ffent- 
liclien  Strasse  entsteht  ni(  ht  nur  mit  dem  Gemein- 
gebrauch, sondern  es  besteht   im  (Gemeingebrauch. 

Öffentliche  Strassen  sind  für  den  Verkehr  und  fiir  den 
Anbau  bestinunt.  Von  diesem  Satz  sind  ihe  Verfechtei-  des 
Anliegerrechtes  ausgegangen.  P)ei  ihm  nnissen  wir  sttdien 
bleiben,  denn  er  allein  steht  auf  festem  Bi)den:  jeder  weitere 
Sclu'itt,  der  zur  Anlieg•erser^■itut  hinleiten  sollti-,  hat  ins 
Nebelhafte  gefiüirt.  Falsch  ist  es  schon,  mit  lUdiring  (S.  19) 
(he  Bestimmung  für  den  Anl)au  als  überwiegend  zu  l)ezeiclinen. 
Denn  dann  wird  unklai-,  \\ie  es  konnnen  kann,  dass  die  An- 
bauinteivssen  den  Vei-Jvehrsinteressen  weichen  müssen. 

Die  Interessen,  denen  (h-r  r)ff(>ntliche  AVeg  (hent:  Vei-- 
kehr  und  Anbau  sind  ütfentliche  Interessen.  Daher  ist  ihM* 
liechtssatz,  (h-r  sie  schützt  und  (h'e  Kechtsform,  in  dei'  sie 
verwirklicht  werden,  öffentlicli-rechtlichei'  Xatur.  Diese  "Redits- 
form  aber  ist  der  Gemeinu-ebrauch. 


28)  Ubbi'lolide  iS.   183.  Anm.  43 
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"Man  hat  demgegenüber  wohl  eingewandt,  dass  das 
Interesse  an  der  Verbindung  mit  der  öffentlichen  Strasse  doch 
ein  besonderes,  nicht  für  jedermann  gegebenes  Interesse  der 
Anlieger  sei,  das  seinen  entsprechenden  Ausdruck  nur  in 
einem  Privatrechte  der  Anlieger  finden  könne. 

Hierbei  wird  zweierlei  verkannt: 

Erstens,  dass  das  öffentliche  Interesse  an  der  Ver- 
bindung zwischen  Strasse  und  Anliegergi-undstücken  durch 
eben  die  Gesetze  und  Verordnungen  erwiesen  wird,  aus  denen 
die  Gegner  ein  Privatrecht  der  Anlieger  herleiten  wollen^*'). 
Es  genügt  hier  der  Hinweis  auf  §  5  der  sog.  „Eother- 
schen  Bedingungen"  v.  8.  XI.  1834:  „dieselben  (d.  h.  die 
Grundbesitzer)  müssen  ferner  die  nur  zur  Benutzung  der  an- 
stossenden  Grundstücke  erforderlichen  Seitenbrücken  und  Ab- 
fahrten aus  eigenen  Mitteln  anlegen  und  für  die  Zukunft 
unterhalten"  und  auf  §  3  des  Fluchtliniengesetzes:  „Bei  Fest- 
setzung der  Fluchtlinien  ist  auf  Förderung  des  Verkehrs,  der 
Feuersicherheit  und  der  öffentlichen  Gesundheit  Bedacht  zu 
nehmen.  ...  Es  ist  deshalb  für  die  He}-stellung  einer  .  .  . 
guten  Verbindung  der  neuen  Bauanlagen  mit  den  bereits 
bestehenden  Sorge  zu  tragen." 

Zweitens,  dass  das  Interesse  der  Anlieger  zwar  vielleicht 
quantitativ,  aber  keineswegs  qualitativ  von  Jedermanns  Inter- 
esse unterschieden  ist.  Wie  die  Anlieger  die  Verbindung  mit 
der  Strasse,  so  braucht  Jedermann  die  Verbindung  der  Strasse 
mit  den  Anliegern.  Und  was  die  Anlieger  selbst  betrifft,  so 
treten  als  solche  nicht  nur  Grundeigentümer  auf,  sondern  An- 
wohner aller  Art;  es  ist  also  das  Interesse  der  Anlieger 
keineswegs  geknüpft  an  ein  Privatrecht,  sondern  an  ein  natür- 
liches Verhältnis,  einen  Besitzstand.30) 

Die  Eechtslage  der  Strassenanlieger  findet  ihr  Analogon 
in  derjenigen  der  Anwohner  an  öffentlichen  Flüssen.  Sie 
können  nach  §  50  ALP.  II,  12  „Fähren  und  Prahmen 
zum  eigenen  Gebrauche"  auf  dem  Flusse  halten.  Loebell 
(S.  13)  sieht  natürlich    auch    hier    ein   Privatrecht   der  Eigen- 

29)  Vgl.  Behring,  Rechte  an  öffentlichen  Wegen  Bd.  X:  Rechte  der 
Anlieger  S.  16. 

30)  Vgl.  0.  Mayer  II  S.   120  Anm.  12. 
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tümer  der  anliegenden  Grundstücke.  Aber  das  Landrecht 
selbst  widerlegt  ihn  sofort,  denn  es  weiss,  wie  die  §§  55,  63 
zeigen,  sehr  wohl  die  „Eigentümer  der  anstossenden  G-nind- 
stücke"  von  den  „Anwohnern"  zu  unterscheiden.  In  gleichem 
Sinne  regelt  das  Gesetz  über  die  Benutzung  der  Privatiiüsse 
vom  28.  II.  1843  nicht  den  Gebrauch  der  Flüsse  durch  die 
Ufereigentümer,  sondern  durch  die  Uferbesitzer,  so  ist 
nach  dem  Gesetz  betr.  die  Befugnisse  der  Strombauverwaltung 
vom  28.  8.  1883  §  5  der  Uferbesitzer  berechtigt,  „die  Ver- 
bindung mit  dem  Flusse  selbst  und  dessen  Benutzung,  soweit 
es  seine  wirtschiftliclien  Interessen  fordern"  für  sich  zu  ver- 
langen. 


Die  Anlieger  haben  Zugang  zur  öffentlichen  Strasse 
kraft  Gemeingebrauchs  und  nur  kraft  seiner.  "Wer  sich  dieser 
Einsicht  versclüiesst,  wird  niemals  zu  einer  befriedigenden 
Antwort  auf  die  Frage  der  Entschädigung  der  Anlieger  ge- 
langen. 

Indessen  bricht  sich  die  richtige  Ei'kenntnis  mehr  und 
mehr  Bahn.  Sie  ist  schon  von  Ubbelohde  und  Gierke  ver- 
fochten und  m  neuerer  Zeit  von  0.  Mayer  und  An  schütz  ein- 
gehend begründet  worden.31) 

Nur  haben  sich  die  ersteren  bei  dieser  Feststellung  be- 
gnügt in  der  Annahme,  dass  damit  ein  Entschädigungsanspruch 
ohne  weiteres  ausgeschlossen  sei.  Erst  von  0.  Ma^'er  ist  die 
entscheidende  Frage  gestellt  worden:  Sind  die  Anlieger  zu 
entschädigen,  wenn  ihnen  der  Gemeingebrauch  am  öffentUchen 
Wege,  durch  rechtmässige  Verfügung  beeinträchtigt  oder  ent- 
zogen wird? 

Diese  Frage  also  gilt  es  zu  beantworten.  Es  wird  zu 
diesem  Zwecke  zunächst  die  Rechtsnatur  des  Gemeingebrauchs 
der  Anlieger  noch  genauer  zu  bestimmen  sein,  und  zwar  in 
der  Beschränkung  auf  das  Gebiet  des  Allgemeinen  Land- 
rechtes. Denn  eine  Berücksichtigung  des  gesamten  deutschen 
Wegerechts,   ja    auch    nur  der   gesamten  preussischen  Wege- 

31)  Vgl.  oben  S.  llOAnm  9.  Den  Genannten  schliesst  sich  an  Ende- 
mann, Einführung  in  das  Studium  des   BGB.  II,  15  Anm.   9. 
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^•fSfrzi;('l)nn,<;-  wüi-do  den  l?aliiut/n  «lieser  Ar1)cir  sjn-ciim-n. 
Sir  wiirc  aucli  überflüssig,  da  es  nur  darauf  ankimiuit,  dm 
liflitiijen  Gesichtspunkt  zu  linden,  vini  dem  aus  sieh  die  Ant- 
w(»i-t  anf  nnsere   Frag"e  ergießt. 

Die  (iffentliclien  AVege  stellen  iui  fTruiringebiamh.  Das 
lieisst:  sie  sind  von  Keclits  wegen  für  jedt-nuann  /.uui  Vi'ikfhr 
da.  Sofern  er  diese  Zweekbestiniiuung  hat,  ist  ein  W  rg 
..ütientlich".''^2j  Kl-  (>rhält  seine  Bestinnnung,  soweit  sie  niclit 
seit  unA'ordenkh'cliei-  Zeit  bestanden  liat,  finrch  In(henststeUung, 
(hiiT-li  die  "Widmung  seitens  (h-s  AVegeliei-i-n.^^)  Dir  Kutscliei- 
(hing  «hn-fiber,  ob  ein  Weg  fiir  einen  öffenthclicn  zu  eiacliten 
ist.  i'i'folgt  im  ^'erwahungsstreitverfalu-en.  (Zustihuhgkeits- 
gfsiT/,  ^   56.) 

Der  öffenthelie  ^Veg  kann  im  Pi-ivatcigtntum  eines  Ph'n- 
zehien  stehen,  das  (hmn  insoweit  bescln-änkt  ist,  als  die  Be- 
stinnnung für  (iffentliclie  Zwecke  des  Gemeingebranelis  ge- 
bietet. Kegehnässig  i.st  AVegelierr  ein  r)fi[enthcli-reehtliclier 
Verband.  •  Das  ihm  dureli  5:;  21  ALl^.  TT,  14  zugesprochene 
Eigentum  an  (h'n  „T.and-  und  Tic.'ersti'asseu"  liat  bekanntlicli 
der  preiTSsi.srlie  Staat  dnich  das  Dotationsgesetz  vom  8.  VIT. 
1875  an  (h'e  Provinzial-  untT  TCreisverbände  abgetreten  und 
ihnen   dafüi-  die  A\'egebaupflicht  anferlegt. 

T^ie  stä(Uisclu'n  .Sti-assen  stehen,  soweit  sie  nicht  Land- 
und  Heei'sti-assen  sind,  im  Kigentuiu  der  Stadtgemeinden. 
I'nd  zwar  geliTiren  sie  zu  denjenigen  Teilen  des  städtischen 
A'e)-in(')gens,  das  \-om  T.andrecht  (11.  S  i<  lö'J)  als  „I^iirgerver- 
niügiii"  bezeichnet  wird,  weil  seine  Nutzungen  i\{-n  einzelnen 
Mitgliedern  der   Bürgergemeini'  zvd-:nmmen. 

Auch  Doi'fsti-assen  werden  regelmässig  gemeinschafthclies 
K  igentum  der  Dorfgemeine  sein  (ATJ\    II.   7.  sj  -■{7). 

Die  A'erwahnng  des  den  einzelnen  Mitglie(k'rn  der  (tflent- 
lichen  T\oi])oi'ationen.  zu  denen  das  (»esetz  Stä(Ue  und  \)nr{'- 
gemeinen  reclinet,  zur  Benutzung  überw  ieseiun  (temeinde\'ei"- 
mögens  rc^gidr  sieh  naeh  .\Lk.  TT,  (i  i:;  72  und  der  Dekla- 
ration vom  2(J.    \'Ti.   47.   i<  :}    (G(>s.-Sammk  S.  .'527.11    nadi    tlcn 

32)  V«l.  V.  ß  rauch  i  t.scli,  Verwaltiin^isge.'iftzc.  Anm  3.  zu  Tit.  XI 
des  Zu.«taiidigkeit8ge8et/tes  v.   1.  8.  83. 

33i   Vgl.   Otto  Mayer,  ö.  85  fg.  Dernburg,  priMi.«s.  Privatrecht  S.  257. 
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Grundsätzen  »les  «jvmeinsamen  Eigentums.  Hinsichtlich  des 
Jiürgeivermünens  ist  diese  Bestimmung  in  IL  8  §  160  noch 
ausdrücklicli  wiederholt. 

Ob  das  Eigentum  an  öffentlichen  AVegen  Privateigentum 
ist  oder,  uh  mit  0.  ]\Ia\  er  und  Andern  ein  „öftenthch-recht- 
lichfs  Eigt-ntum''  Iconstruieit  werden  muss.  kann  hie-i-  nicht 
untersucht  werden:  ich  halte  die  herrschende  Ansicht  für 
richtig.  Jedenfalls  ist  mit  Anschütz  (S.  88)  die  Verwaltung 
des  A\'eg'es  A'on  der  A\'egvpolizei  zu  unterscheiden. 

Der  AVegeherr  l)aut.  erhält,  verbessert  den  AVeg.  er 
schafft  auf  ihm  Verkehrsanstalten  oder  gewährt  das  Eecht 
solche  anzulegen  an  Privatunternehmer. 

Die  ^^'ege]lolizei,  die  regelmässig  von  der  Ortspolizeibe- 
hörde verwaltet  wird.3^)  sorgt  durch  Polizeiverordnung  für  „Ord- 
nung. Sicherheit  luid  Leichtigkeit  des  Verkehrs"  (Gesetz  vom 
11.  -V  IS.3O,  i<^  5,  G)  wie  sie  überhaupt  in  jeder  Hinsicht  die 
Aufsicht  über  die  (■)ti"entlichen  AVege  und  ihre  Benutzung  hat. 
(Zuständigkeitsgesetz  >j  55.)  Sie  1)escliliesst  nach  i^  57  des 
Zuständigkeitsgesetzes  auch  über  die  Einziehung  und  Verle- 
gung (■)ffentlicher  AA'ege. 

Also  iist  der  AVegej)olizeibehörde  Sehutz.  Regelung  und 
Aufhebung  des  Gemeingebrauches  unterstellt.  Darin  ist.  wie 
schon  oben  bemerkt  wurde,  die  öffentlieh-reehtliehe  Xatur  des 
Gemeingebrauches  gegeben.  Nur  das  kann  die  Frage  sein, 
ob  als  \Virl<ung  der  r)ffentlich-reihtliehen  Gebundenheit  der 
Sache  ein  subirkri\'-r)ftentliches  Hecht  des  einzelnen  vorhan- 
den i^t.  Alan  kann  die  Annahme  eines  solelu^n  Keehtes  nicht 
wie  Ausehütz  (S.  KU»)  annimmt,  dadurch  entkräften,  dass 
man  auf  >;  7  ALK',  il.  15  hinweisr.  wonaeh  der  freie  Ge- 
brautli  dcv  Land-  uutl  Heerstrasstm  auf  blosser  ..Gestattung~ 
beiulie.  henn.  wie  0.  Alayer  treffend  ausführt,  standen  die 
öfCeurlii  heu  Strassen  schon  in  C'emeingelM-aueh  tdie  das  Land- 
recht  ihn  ..versrattete".  und  wurden  autlerseits  dureli  das 
Laudreiht  weder  die  Gegenstände  des  (.'emeingebi-auchs  noch 
wird    <eiu    lulialr   ei'sehiipt't. 

\\  old   alnr   wird   man    «inweudeu   kimnen.    dass    der  Ge- 

;it'   V.   Urauc  hitsoll.  Aniii.    7  /n  Tit.  XI   >i<'5  Zustäudickoit^jresftzo*. 
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ineingebravicli  Jedermann,  ganz  abgesehen  von  seiner  Zuge- 
luM-igkeit  ziini  öfFentlich-rechtliclien  A-^erhande,  zukommt,  und 
das  „Eeeht"  des  Gemeingebrauelics  also  nur  zu  den  Persön- 
liclikeitsrechten  gehciren  kann,  als  solches  aber  völlig  A'er- 
scliwindet  in  dem  aUgemeineren  Bechte  der  Fi-eiheit  der  Per- 
sönliclikeit.35) 

"Wie  dem  aber  auch  sei,  jedenfalls  ist  ein  Entschädi- 
gungsanspruch der  Anlieger  wegen  Entziehung  oder  Beein- 
trächtigung des  Gemeingebrauches  nni-  auf  öffentlich-recht- 
licher (rrundlagt^  denkbar,  wobei  es  wenig  verschlägt,  ob  der 
Gemeingeb)aucli  ein  subjektives  Pecht  giebt  oder  nicht. 

Dass  auf  das  öffentliche  Recht  für  die  Anlieger  kein  An- 
spruch zu  gründen  sei,  ist  offenbar  die  Ansicht  aller  dei'er, 
die  ihnen  aus  Billigkeitsgefühl  ein  Privatrecht  zugesprochen 
liaben:  sie  würden  andernfalls  schwerlich  zu  einer  so  unhaltbaren 
Konstruktion  des  Anliegeranspruclies  Zuflucht  genommen  haben. 
Auch  entspricht  es  der  in  der  öffentlich-rechtlichen  Litteratur 
überwiegenden  Ansicht:  ,,die  Aufopferung  subjektiv-öffentlichei" 
Pechte  bedingt  einen  Entschädigungsanspruch  nic}it."36) 

Indessen  ist  diese  Meinung  nicht  unbestritten.  Ihr  ist 
gegenübergestellt  worden  die  Theorie  der  öffentlich-rechtlichen 
Entschädigung. 

AVenig  glücklich  ist,  um  das  vorab  zu  bemerken,  der 
Versuch  von  Paris-^")  gewesen,  aus  ^lö  der  Einleitung  zum 
ALE.  den  Satz  herzuleiten,  dass  nicht  nur  für  die  , »Auf- 
opferung besonderer  Pechte"  sondern  auch  für  den  vom  all- 
gemeinen liesten  verlangten  Verlust  sonstiger  Vorteile  ,,voui 
Staate  F'ii-satz  zu  leisten"  sei.  Denn,  wie  Anschütz  (S.  103  fg.) 
nachgewiest'n  hat,  ist  die  "Wendung  „besonderer  Pechte  und 
Vorteile"  lediglich  ein  auf  der  Lehre  vom  contrat  social  be- 
ruhendes iV  dta  dvoiv.     Es   umfasste  allerdings,  wie  §  84  der 

b5)  Beiläufig  sei  hier  bemerkt,  dass  mir  die  freie  Nutzung  des  Gemein- 
gebraucbes  dem  einzelnen  gegenüber  auch  im  BGB.  privatrecbtlich  ge- 
.'sicheit  erscheint  und  zwar  durch  §  823  Abs.  1.  Denn  man  wird  den  Be- 
griff' der  Freiheit  nicht  in  grobsinnlicher  Weise  auf  die  Jcorperliche  Bewe- 
gungsfreiheit beschränken  dürfen,  sondern  sie  als  Bethätigungsfreiheit  zu 
verstehen  haben. 

36)  Anschütz  a.  u.  0.  ö.  107. 

87)  Entschädigungsansprüche  der  Adjazenten  an  öffentlichen  Wegen,  S  3. 
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Einleitung  zum  ALE.  ergiebt,  ursprünglich  auch  die  subjektiv- 
öffentlichen Hechte,  ist  aber  durch  die  authentische  Auslegung 
der  Deklaration  von  1831  auf  das  Privateigentum  beschränkt 
worden.  So  kennt  auch  vS  4  des  Gesetzes  übei-  die  Zulässi«- 
keit  des  Eechtsweges  vom  11.  Aju-il  1892  eine  Entschädigung 
nur  für  solche  „Eingrifte  in  Privatrechte,  für  welche  nacli 
den  gesetzlichen  Vorschriften  über  Aufopferungen  der  Kechte 
und  Vorteile  des  einzelnen  Entschädigung  gewährt  werden 
muss." 

Aus  dem  Landrecht  also  lässt  sicli  ein  allgemeiner 
Grundsatz  der  öffentlich-rechtlichen  Entscliädigung  ausser  flui- 
den Fall  des  Eingriffes  in  Privatrechte  unmittelbar  nicht  her- 
leiten. Es  drängt  sich  aber  die  Überlegung  auf,  ob  nicht 
dei"  Satz,  dass  der  Expropriierte  zu  entschädigen  ist,  auf  einen 
Obersatz  zurückführt,  der  auch  für  andere  als  die  Enteignungs- 
fälle eine  Pflicht  der  Entschädigung  begründen  kann.  Denn 
man  wird  sich  nicht  mehr  dabei  beruhigen  dürfen,  dass  die 
Entschädigung  für  den  staatlichen  Eingriff  in  Privatrechte 
aus  (lemAVesen  des  Privatrechts,  des  ,,wohlerworl)enen  Pechtes," 
folge,  nachdem  die  moderne  Theorie  mit  dem  letzten  Pe.ste 
der  Lehre  vom  Vertragstaat  aufgeräumt  hat. 

Es  zeigt  sich  auch  an  dieser  Stelle,  wie  sein- die  Tlieoi-ieen 
des  Privatrechts  und  des  öffentlichen  Bechts  auf  einandei'  au- 
gewiesen und  sich  wechselseitig  zu  befruchten  genöthigt 
sind.  In  heissem  Bemühen  hat  in  neuerer  Zeit  die  Privat- 
rechtswissenschaft nach  einem  Princip  ge.suclit,  aus  dem  eine 
Schadensersatzpflicht  in  Fällen  un^'ers^hlddeter  Schadensverur- 
sachung hergeleitet  werden  könnte.  Denn  auch  hier  stellt 
die  Theorie  einei-  Peihe  von  Einzelvorscdiriften  o^egenüber  und 
will  sich  nicht  damit  begnügen,  sie  auf  den  überkommenen, 
aber  als  unzulänglich  erkamiten  Obersatz  —  hier  das  \rv- 
schuldmigsprincip  —  zurückzuführen.^öj 

Die  C'ivilrechtsstheorie  hat  in  der  Haftung  für  Notstands- 
handlungen,   für   gefährliche    Anlagen,    für   Gehfilfen  u.   s.   \v. 

38.)  In  dieser  Hinsicht  hat  auch  O.  Mayer  (§  53  Anm.  3)  die  Civil- 
rechtstbeorie  nicht  genügend  gewürdigt;  denn  es  war,  als  sein  Werk  er- 
schien, keineswegs  mehr  richtig,  dass  das  Civilrecht  von  dem  Gesichtspunkt 
der   Verschuldung  nicht  loskomme. 
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eine  Tendenz  des  Rechtes  gefunden,  an  die  Bethätigung  eines 
Interesses  aiif  fremde  Kosten  die  Pfliclit  zum  Schadensersatze 
zu  knüpfen.39)  Es  bheb  aber  noch  fhe  Frage  zu  beantworten, 
warum  nur  gewisse  Betriebe  mit  einer  Gefährdungshaftung 
Vjelastet  werden,  während  ändert*  frei  bleiben,  warum  .der 
Tierliaher  für  seine  Tiere  sclilechthin  aufkommen  muss,  der 
Hauseigentümer  aber  die  Haftung  für  den  Ziegel,  der  von 
seinem  Daclie  fidlt,  ablrlmt-n  kann,  wenn  er  den  Mangel  eines 
V(*rschuldens  nachweist.  Die  Antwort  darauf  lautet:  ,,Die 
Haftung  wegen  Verfolgung  eigener  Interessen  wird  immer 
erst  da  eintreten  können,  wo  ein  besonderes  Interesse,  ein 
aussergewöhnliches  Verhalten  begmnt.'"*^)  Oder  in  all- 
gemeinerer "Wendung:  ,.Je  ungewöhnlicher  die  schädigende 
Handlung  und  je  kleiner  die  Zahl  der  innerhalb  einer  Ge- 
samtheit davon  betroffenen  Personen,  desto  stärker  die  Ten- 
denz zum  Schadensersatz. •••*h 

Dei-  Gedanke  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  ist  es, 
der  liier  das  ( 'ivilrecht  beherrscht.  Ihn  nuicht  0.  Mayer 
aucli  zur  Grundlage  »-iner  Tlieoi'ie  der  öffentlich-rechtlichen 
Entschädigung. 

Die  Schäditrunir  des  einzelnt-n  durch  die  Gesamtheit  ist  ihm- 
zufolge  ungerecht,  wenn  sie  nicht  .,gleichmässig  belastet,"  nicht 
„für  sich  oder  im  Zusammenhang  mit  änderten  Belastungen  einen 
auf  Ausgleich  berechneten  Massstab  duifhführt",  wenn  sie  dem 
Betroffenen  ein  „besondeies  Opfer''  zunuitet.  Eine  derartige 
Ungerechtigkeit  ist  bei  dei'  T'n Vollkommenheit  menschlicher 
Einiichtungen  niclit  ganz  zu  venneiden,  vei'hindert  werden 
kann  aber,  «lass  sie  bestehen  bleil>t.  Das  Mittel  dazu  ist  die 
öffentlich-rechtliclie   EiUscliiidigung. 

So  0.  Ma\er.  Ei' iiit  meines  Erachtens,  w«.-nn  er  meint, 
dass  „der  Grundgedanke,  auf  welchem  diese  Entschädigung 
beruht,  ein  v<»!lig  selbständiger,  ganz  und  gar  dt-iu  (Tedankeii- 


39)  „Princip  des  aktiven  Interesses"  nach  R.  Merkel,  Die  Collisiou 
rechtmässiger  Interessen  un<l  die  Schadensersatzptticht  bei  rechtmässigen 
Handlungen.  Vgl.  meine  Rezension  in  der  Krit.  Vierteljahrsschrift  Bd.  38 
.S.   199  fg. 

40j  M.  Rümelin,  die  Grunde  der  Schadenszurechnung  S.  55. 

41)  Meine  Rezension  a.  a.  0.  S.  210. 
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kreiso  des  (■irtfurliflicn  Rechtes  angeliörigcr"  sei.  Das  ciljcn 
Miti>-('t('iltf  (li'ul'tc  viflniflir  zeigen,  wie  nalir  sieh  an  dieser 
Stelli-   t»ff(>ntliclies  und  Pi-ivatreeht  beriilnen.     Aher  ein  Untei- 

scliii'd   licstelit  aHei'dings: 

Das  ( "ivihvelit  betraelitct  das  VeHiältnis  .les  Einzi-liirn 
zum  Einzelnen  grundsiitzh'eh  als  "Werk  iles  fn-ien  Spiels  der 
Kräfte.  ^^'ie  sieh  jeder  sein  lieeht  seihst  schafft,  so  ^ilt 
anderei'srits  (Ici-  S;irz:  castun  sentit  rhnninus.  Ks  wiid  aher 
(Jieseni  l'tiUi  i]!  die  sehai-h"  Spitze  aligehr« k  hm  dui'eli  Reehts- 
sätze.  dir  auf  die  Zwecke  der  < )ffentliehen  A\'ohlfahrt  und  dei- 
ansiileichiiiden  rTt-rechtigkeit  zui'iickführeii  —  öffentlich - 
reihtliche  (ledanken.  wenn  man  so  will,  die  ,d)ei-  niehts<lesto- 
weniger  auch  <i\'ilre(  htliche  JJedeutung  l)eansj)ruchen.  Xur  dass 
sie  —  und  (hirin  liegt  dei-  T'nterschiefl —  im  ( 'i\-ili'eeht  le(lig- 
licli  Fünzeisätzr  •■rzeugeu'^-).  wäUi'end  sie  für  das  riffenthehe 
h'eeht  zu  l'rincipii-n,  zu  allgemeinen  L*echtsg)'unds;itzen  \\eiden. 

T^ei-  Satz,  dass  die  Oesanifheit  ein  l)esondei-es  0])fer.  das 
sie  ih'ui  eiuzehii'u  zumutet,  dui'ch  Schadensersatz  ausgleichen 
muss,  ist  das  notwendige  Gegenstück  zu  dem  amlei-cn,  dass 
de]-  einzi'lne  der  (>esamtheit  zu  W(^icheii  hat.  auch  dann, 
wenn  y<m  ihm  ein  hesr)nderes,  also  ungerechtes  C>piei'  i-i-- 
zwungen  \\ir<l.  Xur.  indem  die  ncsanitheit  diese  Si-lhsthc- 
selu-änkuuL;-  idit.  hrwahit  sie  sich  davor  an  dei-  i'igriieu  .\11- 
maclit  zu  (dunde  zu  Lachen.  Man  wii'd  also,  scheint  mii-, 
auch  hie)-  die  ..Kiiick''  des  (-Jcwohnheitsi'eehts."  die  T».  ^la\fr 
(S.  ;}4!»)  an  diisn-  Sri'lle  ffii-  nützhVh  hält,  enthi'hi'en  und  auf 
das    W'esi-n   i|.s  moddiicu    K'inditsstaates  \-er\\eiseu   krmjieu. 

Die  Heigahe  eines  Privatreclites  ist  in  der  Iiei;(d  ein  Ites.iu- 
dei'cs  Ophi'.  Ks  ist  der  markanteste  Fall,  dier  'leshalh  auch  aou 
di-i'  OeserzL;<d>iiu^  iu  ei'stei'  I^inic  Ijerücksichtigt  wird.  Ahir 
er  ist  uiilit  i\i-r  liu/joe.  \\ie  das  (besetz  üher  dif  Kntschädiuun;^- 
unschuldig'   X'eruiteiltei'  zeigt,     ^fan   schliesse  auch   nicht-  itwa 

daialls.      d.lss      dii-    (  iesetZgehun^      einzelne     Fälli-     liesiiudels    ^'e- 

regeit  hat.  auf  den  ^fangel  einer  allgemeinen  Xm-m  des  hf- 
zeichneten    Inhalts.      I  )enn.    wie    auch   das    HfU'.   in  di'iu   Titel 


4-2)  GegeniilnT  M  er  kel.  der  hier  auch  fiir  das  Civilrecht  ein  ,T'riiifip- 
in  Aospruch  nimmt,  vgl.  meine  Rezension  a.  a  0.  und  M.  Riimelin  n.  a.  ( '. 
S.  36.  8.  .14. 
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„unerlaubte  Handlungen"  erweist,  sind  gerade  auf  diesem  Ge- 
biete Sondernormen  neben  dem  allgemeinen  Eechtssatz  nötig, 
um  in  den  wichtigsten  Fällen  Zweifel  auszuschliessen,  wie 
andererseits  die  allgemeine  Norm  nicht  entbehrt  werden  kann, 
wenn  den  mannigfaltigen  Forderungen  des  foi-tschreitenden 
Gei'echtigkeitsgefühls  Genüge  geschehen  solH^j 

Von  hier  aus  kann  nunmehr  die  endgiltige  Antwort  auf 
die  Frage  dei-  Anliegerentschädigung  gegeben  werden.  Nur 
das  ist  noch  zu  prüfen:  Bringen  die  Anlieger,  wenn  ihnen 
die  Benutzung  der  öffentlichen  Strasse  beeinträchtigt  oder  ent- 
zogen wird,  der  Gesamtheit  ein  „besonderes  Opfer"  dar,  oder 
findet  diese  Belastung  ihren  Ausgleich  auch  ohne  Entschä- 
digung? 


Die  im  Vorstehenden  vertretene  Theorie  der  öffentlich- 
rechtlichen  Entschädigung  beruht  auf  0.  Mayers  grundlegen- 
den Forschungen.  An  dieser  Stelle  aber  trennt  sich  mein 
Weg  von  dem  seinigen.  Für  ilin  ist  der  Anliegerschaden  ein 
lehrreiches  Beispiel  des  besonderen  Opfers,  woran  sich  eben- 
sowohl das  unsichere  Tasten  von  Theorie  und  Praxis  wie 
andrerseits  die  Möglichkeit  einer  Abgrenzung  zwischen  be- 
rechtigten und  unbei'echtigten  Entschädigungsansprüchen  auf- 
weisen lässt. 

Dagegen  meine  ich:  Da  der  Gemeingebrauch  Jedermann 
zusteht,  so  trifft  seine  Aufhebung  oder  Einschränkung  auch 
Jedermann.  Allerdings  insofern  nicht  in  gleichem  Masse,  als 
er  nicht  von  Jedermann  gleichmässig  ausgenutzt  wird,  und 
sicher  können  die  Anlieger  einen  besonders  schweren 
Schaden  erleiden.  Aber  dieser  ist  deshalb  noch  nicht  ein 
besonderer  Schaden,  denn  seine  Höhe  ist  lediglich  dadurch 
bedingt,  dass  der  Anliegei-  in  besonderem  Masse  auch  an  den 
Vorteilen  des  Gemeingebrauches  teilnimmt.  Und  eben  darin 
liegt  liier  die  ausgleichende  Gerechtigkeit:  cujus  comuiodum 
ejus  incommodum! 

Es   ist   freudig    zu    begrüssen,    dass    in    seiner    neuesten 


43)  Vgl.  0.  Mayer  a.  a.  0.  S.  348. 
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Entscheidung  in  Anlieger  Sachen  4*)  das  Reichsgericht  sich 
diesen  G-edankeu  nicht  veischHesst.  Es  liat  zwar  an  dem 
„auf  stillschweigenden  Vertrag  zurückzuführenden  privatrecht- 
lichen DienstbarkeitsA'^erhältnis"  festgehalten,  aber  es  hat  aus- 
gesprochen: „Die  durch  derartige  Änderungen  (d.  h.  solche, 
die  eine  wesentliche  und  erhebliche  Erschwerung  der  Ver- 
bindung mit  der  Strasse  mit  sich  bringen)  dem  Hausbf^sitzer 
erwachsenen  Xachteile  sind  mit  gleichzeitig  herbeigeführten 
Vorteilen  in  Ausgleichung  zu  bringen;  es  handelt  sich  um 
einheithche  Vorgänge,  und  die  für  die  Enteignung  geltenden 
Grundsätze  sind  hier  nicht  massgebend." 

Nur  hat  das  Reichsgericht  den  Gedanken  nicht  völlig 
ausgedacht.  Gerecht  wird  sein  Urteil  erst  dann,  wenn  fs  an 
Stelle  der  „gleichzeitig  herbeigeführten  Vorteile"  die  „durch 
die  Strassenbenutzung  erwachsenen"  Vorteile  in  Anrechnung 
bringt.  Denn  die  Einheitlichkeit  des  Vorganges  liegt  eben 
darin,  dass  dem  AVerte  des  anliegenden  Grundstückes  durch 
die  Veränderung  der  Strasse  lediglich  das  genommen  wird, 
was  ihm  diirch  die  Anlegung  der  Strasse  gegeben  woi'den  ist. 

Rapid  steigt  mit  dem  Verkehr  in  unseren  Grossstädten  der 
Grundstückswert.  Jede  neue  Strassenanlage,  jede  neue  Brücke, 
jedes  neue  Verkehrsmittel  —  wem  kommt  es  in  erstei-  Linie  zu 
gute?  den  Strassenanliegern.  Xun  wohl,  so  mögen  sie  auch  die 
Nachteile  in  Kauf  nehmen,  die  ihnen  aus  der  Regelung  des 
Verkehrs  ei-wachsen  können.  Es  kann  nicht  zugelassen  wei-den, 
dass  die  Anlieger  den  guten  Tropfen  hinnehmen  und  den 
bösen  ablehnen.  Andernfalls  könnte  es  vorkommen,  dass 
jemand  als  Eigentümer  des  Hauses  No.  1  eine  ^'ertv(-rminderung 
liquidiert,  die  durch  eine  Veränderung  des  Strassennivcaus  be- 
dingt ist,  während  er  zugleich  als  Eigentümer  des  Hauses 
No.  10  eine  wesentliche  Erhöhung  des  Grundstücksweites  in 
die  Tasche  steckt.     AVo  bliebe  da  die  Gerechtigkeit  ? 

«Ander.s  würde  das  Ergebnis  natürlich  sein,  wenn  das 
öfPenthche  Recht  ein  Mittel  hätte,  die  Wertsteigerung,  welche 
die  im  Piivateisfentum  stehenden  Gr-undstücke,  insbesondere 
in   den    Städten,    auf  Kosten   der    Gesamtheit   erfahren,    ihrer 
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<^Ufll('  wieder  zuzuführen,  etwa  dui'ch  «lif  Hi •Steuerung'  tler 
.sDij;'.  „Zuwaeh^rt-nte".  Daiui  nänilieli  wüidi-  <\ry  Geiueiu- 
.i;el brauch  den  tinzchien  nicht  mehr  gleichniäs.sig  zustehen, 
.sonth-rn  für  dir  Anhei;ei-  mit  einer  „besonderen"  Abgaln-  l>e- 
lastet  .sein.  Da  diese  bestimmt  wäre,  die  l)esundere  Höhe  der 
that.säcldiclien  A'mtiih-  des  (u-nieingebrauches  rai.szugleiehen, 
so  würden  nunmehr  die  Auheger  für  »ine  Beeinträchtigung 
ili's  ( iemringi'l)iiiucln'>  einen  .Vusgleicli  in  jenen  ^"orteilen 
nicht  mehr  tiudi'ii.  Sic  wüiilm  ein  „bcsnudi-rcs"  (Jjifci'  bringen 
und   entscliädigr   weiden   müssen. 

Hier  nais.s  ich  auf  «h-n  Kinwand  gehisst  >cin.  dass  doch 
wenigstens  für  stäikisclie  Anlieger  (bu-cli  >;  lö  dr:,  Fhicht- 
liniengesetzi.'>  s(  lion  eine  bestjnih-re  liehistang  iles  Gemein- 
gebrauclies  geschatfen  w  ui'den  ist,  wenn  aucli  der  Gedanke, 
thiss  die  Komnuinen  ein  l^t-clit  /.ur  Ijcnutzung  'ler  Strasse  als 
Entgelt  für  die  ileii  Anliegern  auferlegten  besonderen  Lasten 
gewähre,  wrfehlt  sein  möchte. 

Zuzugeben  ist,  dass  gerade  <la.>  (n-setz  adii  JsTö  wesent- 
lich ilazu  beiträgt,  das  klare  i3ild  iles  \'i-iliältnis>e.N  zwischen 
\'(»rteil  uiiil  Nachteil  der  Strassenanlieger  zu  Aerw  isehen.  Der 
(riund  liegr  alter,  glaube  icli,  nicht  (hirin.  dass  di-r  vielge- 
nannte >:;  15  geeignet  wäre,  den  \'()i-teil  de>  Gebrauches  der 
liffentlichen  .Strasse  in  dem  oben  gegebenen  Sinne  auszuglei- 
chen, sondern  darin,  dass  das  (Jesetz  einen  durchaus  niechu- 
nisclien  Massstab  fiu-  die  Belastung  der  Anlieger  verwendet 
und   somit  selbst   als  ungerecht  iin|ifuntlen   wird. 

Ks  mu>>  abei'  bestritten  werileii.  dass  dieses  (-iesetz  auch 
nur  im  entferntesten  die  (Tcwinnchancen  der  .Vnliegei'  wett 
machen  und  dauiir  ermöglichen  könne,  «lass  die  Nachteile  der 
Strassen\'eränderung  als  ein  besomleres  Ojjfer  behandelt  werden. 
Xnr  (las  winl  man  verteidigen  können,  ila»  Itei  etwaiger 
Kin/ieliiiij-  iler  (itientlichen  Strasse  den  .\nliegern  die  Bei- 
träge, die  sie  ffu-  ilne  erste  Kinrielitung  u.  >.  w.  auf  (iruml 
\ijn  i;  lö  geleistet  hai)en,  zmiickerstattet  werden  nach  den 
(dundsätzen  einer  (iffentlich-n-chtlichen  comb'ctio  oli  causam 
datoium:  die  Krage  entbehrt  indessen  der  praktischen  lie- 
di-utung.  da  eine  Kiuzieliung  von  regulären  städtischen  Sti-assen 
Icaum  x'iü'lvommt. 
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Uberrasclu'ii  nins.s,  dass  (J.  Mayer  >\vn  liier  geschilder- 
ten Zusammenhang;  der  Dinge  A'erkannt  liat.  L'nd  es  lohnt 
wohl,  den  Gründen  dafür  nachzugehen.  Meines  p]ra(litens  ist 
0.  Mayer,  ohne  es  zu  merken,  znniekgefallen  in  die  von  ihm 
SC)  hestimmt  abgelehnte  ^'()rstellnllL;■  \"iiiii  r^n\'atreelit  der  An- 
lieger an  der  (»ffentlichen  Strasse. 

R.s  ist  ihm  nicht  entgangen.  ila>>  ausser  den  Stra^.->en- 
anliegern  auch  noch  andere  Leute  dm-ch  eine  Veränderung 
der  Strasse  sclnver  geschädigt  werden  kihiiien.  und  <■]■  lu-- 
müht  sich  nachzuweisen,  wai'itni  <lie  Anliij-ger  fi'ii-  ihi'  „be- 
sonderes Opfer"  zu  entschädigen  sind,  wälin^nd  das  behindere 
Opfer  der  geschädigten  Ge\verb(*ti'eil)enilen  x'on  der  (^rsaiiit- 
heit  ohne  Vergütung  jiingenommen  wird.  Va-  stützt  sieh  da- 
bei auf  den  Satz,  dass  die  öffentliche  Phitschädigung  nur 
denjenigen  Nachteil  ausgleiche,  der  „unmittelbare  A^'el■tent- 
ziehung",  „gr(-ifl)arei'  Schade"  >ei,  wonnt  doch  wohl  das 
damnum  emergens  im  Gegensatz  zum  lucrttm  cessans  bezeichnet 
sein  soll. 

Ich  lasse  hier  dahingestellt,  ob  dieser  Satz  durclifüliibar, 
gereclit,  ol)  er  geltenden  lieclitens  ist:  ich  liabc  angesichts 
von  v<  .)!  Gew.  0.  meine  Bedenken  dagegen.  AVarum  ist 
denn  nur  der  Scliade  der   Anlieger   „greifbar"'.' 

AVeil,  so  sagt  0.  ^Mayei'.  dtn'  Anlieger  in  einem  be- 
sondert^n  Verhältnis  zu  dem  vnr  dim  liegenden  Sti-assent-eil 
steht.  „Die  Zugänglichkeit  und  was  sonst  \ermöge  des  (le- 
meingebrauches  die  Strasse  .^eineni  ri^bände  (!)  gewühren 
nmss,  bildet  einen  Teil  des  i-echtmäs  sigcn  Bestandes 
dieses  Vermögens.stfu  kes."  Dahätten  wir  ja  ^\■ieder  ilie 
Servitut!  Der  „rechtmässige  Bestand  tles  Hauses"  ist  luchts 
anderes  als  das  Eigentum.  W'li-  kann  nun  dii^  Sti-as>ennutzung 
anders  einen  Teil  <les  Eigentums  am  Hause  luldeii.  als  in 
Form  eines  mit  dem  Eigentum  \erknüpften  K'e(lite>.  d.  h.  einer 
Grundgerechtigkeit?  Das  tcqvjtov  ilieido^  lii'gt  in  der  N'or- 
stellung,  dass  der  Gemeingelirauch  ein  l)esonderes  \'er- 
hältnis  der  Anlieger  zur  Sti-as.se  l)egründet.  Das  eine,  meine 
ich,   schlies.st  das  andere  aus. 

Nur  eine,  allerdings  sehi'  wichtige,  Beschi'änkung  der  \'ei- 
füo-uno-  über    die    öffentliche  Sti-asse    bestcdir    zu  ("runsten  dei- 


anliegenden  Grundstücke:  die  des  Nachbarrechtes.^5)  ihxn 
ist  die  öffentliche  Strasse  so  gut  unter woi-fen  wie  andre  Grund- 
stücke, wie  sie  andererseits  auch  an  den  Vorteilen  des  Nach- 
harrechts  teilnimmt. 

Für  das  Nachbarrecht  gilt  in  der  That,  dass  es  ein 
Teil  des  rechtmässigen  Bestandes  des  Grundeigentums  ist. 
Daher  muss  bei  einer  Vei'letzung  des  Nachbarrechtes,  insbe- 
sondere, wenn  durch  Einwirkung  von  der  öffentlichen  Strasse 
her  „die  Benutzung  des  Grundstückes  beeinträchtigt"  wird 
(BGB.  v:j  906)  Schadensersatz  geleistet  wei'den.  In  diesem 
Sinne  bestimmen  Art.  8  der  württembergischen  und  §  10  der 
braunschweigischen  Bauordnung  fast  wörtlich  übereinstimmend, 
dass  den  Anliegern  der  durch  die  Strassenregulierung  erlittene 
Schaden  insoweit  zu  ersetzen  ist  als  sie  „in  der  seitherigen 
Benutzung  ilnci-  Gebäude  beeinträchtigt,  oder  um  dieselbe 
sicli  zu  erlialten.  zu  baulichen  Änderungen  gezwungen  werden." 

Für  eine  Beeinträchtigung  des  Nachbarrechtes  erhalten 
die  Anlieger  Entschädigung,  die  Gewährung  eines  weitergehen- 
den Anspruclies  würde  unter  dem  derzeitigen  Rechte  des 
Grundes  und  Bodens  nicht  eine  Ungerechtigkeit  ausgleichen, 
t-iondern  eine  Ungerechtigkeit  schaffen. 


Natur  und  Sklave 


BEI    DER 


NATURALIS  OBLIGATIO. 


TON 


Otto  Gradenwitz. 


§  1.  Naturalis  debitor  und  servus  qui  debet. 

Dass  man  in  den  letzten  zehn  bis  fünfzehn  Jahren  kom- 
pliziertere Untersnchuniien  an  die  Interpolationen  o-ewendet  hat 
als  früher  ist  wohl  unbestreitbar.  Namentlich  hat  der  Index 
zur  Mommsenschen  Digestenausgabe,  der  in  der  Berliner 
Bibliothek  ruht,  und  das  auf  der  Grundlage  des  Index  in  der 
Ausarbeitung  befindliche  Vocabularium  iuris  ßomani  die  metho- 
dische Arbeit  erleichtert  und  herbeigefühi't.  In  meiner  Skizze 
ist  für  actio  (comjietit)  das  Vocabularium.  für  natura  etc. 
der  Index  benutzt. 

Folgende  Digestenstellen  haben  in  der  Lehre  von  dt^n 
Xaturalobligationen  viel  Schwierigkeiten  gemacht: 

D.  46,1,16,4,  (a^is  Julianus  53  dig.)     Naturales  obligationes 

D.  44,7, 10      (a^^«  Ulpianus  47  Sab.)     Xatmales  obligationes 

non  eo  solo  aestimantur  si  actio  alicpia  eorum  nomine  competit, 
non  eo  solo  aestimantur  si  actio  aliqua  eorum  nomine  competit, 

\'erum  etiam  cum  soluta  pecunia  re|)eti  non  [)Otest:    nani  licet 
verum  etiam  eo  si  soluta  })ecunia  repeti  non  possit. 

minus  ])roprie   debere   dicantur   naturales   «iebitores,    pei-    abu- 

sionem    intellegi    j)Ossunt    debitores,    et  qui    ab    Ins  j)ecuniam 

recipiunt,  debitum  sibi  recepisse. 

Dass  Ulpian  die  erste  Hälfte  <ies  Julianiscluni  Aus- 
spruches übernoumien,  ist  unzweifelhaft;  die  grammatische 
Verschiedenheit  dürfte  auf  dit-  Kedaktion  durch  die  C'ompi- 
latoren  zurückzufühien  sein. 

10* 
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Xiin  bieten  beide  Stellen  einen  derben  Anstoss:  eoruin 
nomine  fiilirt  auf  obligationes,  und  dazu  wäre  earum  nötig; 
man  kann  (b'esem  Mangel  duirU  versch  iedene  Konjekturen  ab- 
lielfen:  man  kann  aber  auch  annehmen,  dass  d<'r  äusserlielie 
Felller  auf  ein  tieferes  Leiden  der  Stelle  zurückzuführen  ist, 
welches  nicht  durch  ein  Pflaster,  sondern  liöchstens  durch  eine 
Operation  geheilt  wei- den  kann.  Xach  dieser  Methode,  welche 
den  Text  zunächst  als  gegeben  annimmt,  wären  einzelne 
AVendungen  der  Stelle  auf  ihr  sonstiges  Vorkommen  zu  unter- 
suchen: vor  allem  actio  ali(|ita  eoium  nomine  com})etit.\) 

Die  Stellen  sind  geordnet,  je  nachdem  vor  nomine 
stehen: 

a)  Object  der  Klage:  Afr.  L.  41  D.   12,1,  earuna  summarnm 

nomine  tjuae  ad  Stichum  2>c"ivenissent    familiae    ercis- 

cundae  ([uidem  actionem  non    competere  coheredibus, 

sed  negotiorum  gestorum  daii  debere. 

TJlp.    L.    53   D.    10,2:    si   patri    advei'sus    filium    eiusdem 

quantitatis  nomine  actio  competebat. 
Ülp.  L.   14  ^5  15  D.  47,2:  .  .  .  (eculeus),  puto  competere 
furti  actionem    etiam    eins   nomine,    quamvis  ipse  non 
sit  commoiUitus. 
1))   Pionomina:  J^oni]).  L.  6  §  8  D.  19.i:  Si  dolo  malo  aliquid 
fecit  venditoi-  in  re  vendita,  ex  empto  eo  nomine  actio 
em])toii   (ompetit. 
Pomp.  ]j.   7.  pr.  D.  8B.1:   nam  si    non    honoris  munieipii 
gratia    id    fecisset,    sed    sua,    actio     eo    nomine    nulli 
competit. 
Scaev.  L.  31   D.   I8.5:    (piaesitum  est,  .  .  an  ex  scriptura 
proposita   de  constituta  pecunia  conveniri  jiossit   et  an 
doli    excei)tione  uti  possit.     'Respondit   nee  civilem  eo 
nomine  actionem  competere;  sed  nee  de  constituta  .  .  . 
Ulp.  L.  38  1).  4,3  ..  .  adversarius  .  .  .  ])osteaquani  Oppor- 
tunitäten!  emptoi'is    cui    venumiUui    potuit  peremit,  de- 
stitit  (scil.de  lite):  placuit  possessori  hoc  nomine  actionem 

1)  Der  Ausdruck  nomine  alicuius  (rei)  'agere,  teneri)  (z.  B.  Scaev.  L.  8 
D.  18,:^  servi  noraine  practoiia  actione  teneri,  —  cf.  ülp.  L.  2  §  15.  17  D.  47,, 
L.  0  §  8  inil.  et  in  fine  D.  15,i.)  soll  hier  nicht  behandelt  werden,  nur 
die  Anwendung  auf  actio  competit. 
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in  factum  cum  sua  indemnitate  competere.  L.  17  pr. 
D.  39,2:  si  quis  missum  in  possessionem,  cum  esset 
in  aliena  potestate.  non  admiserit,  plerique  putant 
noxalem  actionem  eo  nomine  competere. 

Ulp.  L.  10  pr.  D.  42,8  (Edictum,  corruptum):  ea  illis 
si  eo  nomine  quo  de  agitur  actio  ei  ex  edicto  meo 
competere  esseve  oportet,  ei  .   .   .  restituas. 

Paul.  L.  41  pr.  D.  44,;:  Quotiens  lex  obligationem  in- 
troducit,  nisi  si  nominatim  ca,verit,  ut  sola  ea  actione 
utamur,    etiam  veteres  eo  nomine  actiones  competere. 

c)  Der  Kläger:  Pap.  L.  66  pr.  D.  21,9:  (Serviana  actio)  .  .  . 

soluta  pecunia  venditori  dissolvitur:  unde  fit  ut  emptori 
suo  nomine  non  competat. 

d)  Sklaven  und    Hauskinder:    Pomp.  L.  56  D.  44,::    Quae- 

cumque  actiones  servi  mei  nomine  mihi  coeperunt 
competere  (.  .  .  vel  iniuriarum  vel  furti)  eaedem  durant, 
etiamsi  servus  postea  vel  manu  missus  vel  alienatus 
vel  moi-tuus  fuerit. 

Ulp.  (Pomp.)  L.  3  §  5  D.  11,6:  Hanc  actionem 
heredi  similibusque  personis  dandam  Pomponius  scribit ; 
sed  in  lieredem  similesque  personas  denegandam  ait. 
(§  6).  Servi  autem  nomine  magis  noxale  quam  de 
peculio  competere  ait,  quamvis  civilis  actio  de  peculio 
competat. 

Yer-gieichen  wir  die  beiden  (d)  Stellen,  so  finden 
wir,  dass  sie  von  entgegengesetztem  Standpunkt  aus- 
gehen : 

In  der  ersten  (d)  Stelle  steht  die  Klage  dem  Herrn 
des  Sklaven  zu:  furti  wie  dem  Eigentümer  eines  ecu- 
leus,  iniuriarum  als  dem  Herrn  eines  Dieners:  weil 
der  .Sklave  ihm  gehört  und  er  in  diesem  seinem 
Wertobjekt  geschädigt  ist,  klagt  er:  servi  nomine. 

In  der  zweiten  klagt  nicht  der  Herr,  weil  sein 
Sklave  vom  mensoi-  geschädigt  ist,  sondern  es  klagt 
der  Geschädigte  gegen  den  Herrn  des  unfreien  mensor, 
und  zwar  quasi  ex  delicto  noxal,  nicht  ex  contractu 
peculiarisch,  obgleich  die  civilis  actio  aufs  peculium 
zusteht:    nämlich    der    freie    mensor  ist  civiliter  nicht 
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obligirt  (L.  1  ^  1)  und  darum  die  actio  si  raensor 
vom  praetor  eingeführt.  AVegen  des  unfreien  mensors 
könnte  die  Klage  ex  locato  gegen  den  Herrn  de 
peciüio  zustellen,  die  Actio  si  mensor  steht  noxal 
zii.l)  Unmöglich  ist  hier  anzunehmen,  dass  etwa 
der  Herr  namens  seines  Sklaven  klagt;  wie  käme  es 
da  zur  noxa? 

Die  folgenden  Stellen  werden  demnächst  auf  die 
beiden  Grupi)en:  active  und  passive  zu  verteilen  sein: 
von  Seiten  des  Herrn  als  Hi'rrn  des  Sklaven,  und 
gegen  den  Herrn,  als  Herrn  des  Sklaven. 

ülp.  (Pomp.)  L.  5  i<  1  D.  14,4:  Si  vicarius  servi  mei  ne- 
gotietur,  si  quidem  me  sciente,  tributoria  tenebor,  si 
me  ignorante,  ordinario  sciente,  de  peculio  eins  actio- 
nem  dandam  Pomponius  libro  sexagensimo  scripsit 
nee  deducendum  ex  vicarii  i)eculio  quo<l  ordinario 
debetui-,  cum  id  quod  mihi  debetur  deducatur.  sed  si 
nterque  scierimus.  et  tributoiüam  et  de  ])eculio  actio- 
nem  competere  ait,  tributoriam  vicarii  nomine,  de  pe- 
culio vero  ordinär! i   .... 

Hier  ist  die  passive  Beziehung  notwendig,  denn 
der  Herr  wird  verklagt  als  Herr  des  Yicars  und  des 
Hauj>tsklaven   und   also  namens  diesei-  b(Mden. 

Ulp,  (Lab.?)  L.  :3  i<  12  I).  lö,i:  (an  .  .  in  j)atrem  vel  in 
dominum  dr  peculio  danda  est  quaeritur;  et  est 
verius  .  .  .  dandam:  idem  Labeo  ])robat  .  .)  nam  et 
circa  rcrum  amotarum  actionem  filiae  familias  nomine 
in  id  (\\\od  ad  })atiem  jx^rvenit  competit  actio  de  pe- 
.  culio. 

Auch  hier  passiv:  die  Tochter  hat  entwendet  — 
gegen  ihren  Vatei-  steht  die  praetorische  Klage  zu. 

Ulp.  L.  23  §  4  D.  21,1:  Si  ser\nis  sit  qui  v«'ndidit  vel 
f.  f.,  in  domin\im  vel  })atrem  de  [)eculio  aedilicia  actio 
competit:  (piamvis  enim  poenales  videantur  actiones, 
tarnen  (pioniam    ex    contractu    veniunt,    dicendum  est 


1)  Das  Tempus  von  competat  macht  Schwierigkeiten;  doch  ist  zu  be- 
•achten.  dass  vielleicht  hier  und  in  anderen  der  citierten  Stellen  (wie  sonst  oft) 
dari  bei  Ulpian  s.atjd:  Kruger  Z.  S.  St.  ßd.  16  S.   1  if . 
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eoi'um    quoque    nomine    qui    in    aliena   potestate   sunt 
competere. 

Passiv:  Aus  derselben  Erwägung  heraus,  die  bei 
der  Mensorklage  noxal  vorgehen  lässt,  muss  hier  de 
peciüio  geklagt  werden. 

Ulp.  (Pap.  Pomp.)  L.  14,;  D.  47,2:  Idem  dicunt  et  si 
duo  servi  subrepti  sunt  simul,  competere  utriusque 
nomine  furti  actionem  creditori. 

Hier  ist  die  Klage  aetiv  nomine  servi:  der  Herr 
des  Sklaven  klagt  des  Sklaven  halber. 

Ulp.  L.  2  §  14  D.  47,8:  actio  (Vi  bonorum  raptorum) 
etiam  familiae  nomine  competit,  non  imposita  necessi- 
tate  ostendendi  qui  sunt  ex  familia  homines  qui  ra- 
puerunt  ....  familiae  autem  appellatio  servos  continet. 
Passiv :  AVenn  das  Gesinde^)  einen  Eaubzug 
unternahm,  so  soll  der  Hausherr  haften,  oline  dass 
der  Beschädigte  verpflichtet  wäre,  die.  Thäter  zu  be- 
zeichnen. 

Ulp.    L.   1    §  5    D.  47,10 :    •  •  •   etiamsi    volentem    filium 

c[uis    vendiderit    patri    suo    qiüdem    nomine    competit 

iniuriarum   actio,  filii   vero   nomine  non  competit  .  .  . 

Activ:  Der  Vater  ist  beleidigt   in  seiner  Person; 

nicht  in  der  des  volens  filius. 


1)  Beim  Edikt  wäre  zu  erwägen,  ob  mit  Lenel.  (Ulp.  1310")  L  2  pr. 
D  47.^  item  si  servus  [t'amiliave]  fecisse  dicetur  in  dominum  noxale  iudi- 
ciura  dabo,  oder  statt  dessen:  si  familia  (del  servus)  zu  lesen,  nach 
L.  2  §  14  cit.;  L.  40  §  1-3  D.  öO.jg  (jedenfalls  §  1)  könnte  zu  den 
praediatores  gehören.  Sicher  ist,  dass  wie  L.  1  pr.  D.  39,4.  ^°  auch 
das  Unde  vi  nur  von  familia,  nicht  von  servus  spricht,  und  dieser  Begriff  in 
L.  1  §  5  in  f  D.  39,4  cit.)  anders  definiert  wird  als  in  L.  1  §  17  D.  43,i6 
(cfr. :  in  hoc  interdicto  etiamsi  unus  servus  vi  deiecerit,  familiam  vifieri  deie- 
cisse).  L.  2  §  19  ff.  D  47,^  müsste  man  den  servus  herausnehmen.  Lenel 
selbst  bemängelt  mit  Recht  die  beiden  Stellen  (Ulp.  1329  und  1330)  wo  servus 
und  familia  zusammenstehen,  wenn  auch  nicht  um  deswillen,  weil  beide 
Worte  da  zusammenstehen.  —  Übrigens  möchte  ich  doch  auch  mit  Keller 
,  gegen  L  )  annehmen,  dass  das  Julianische  Edikt  das  Wort  'vi'  bei  der  vi 
bononum  raptorum  nicht  hatte.  L  15  D.  48,o.  L  2  §  8  spricht  gegen  vi,  L.  2 
§  6  kaum  dafür,  L.  2  §  1  meines  Erachtens  garnicht  dafür  (auch  L.  1  §  1 
D.  43,,fi  dürfte  Commentar  zur  Überschrift  sein,  und  in  der  Ciceronianischen 
Formel  steht  vi  bei  bominibus  coactis,  nicht  vor  dolo  malo. 
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Ulp.   L.    11   v^  7  D.  47,10-    •    •    •    marito    libfi'tae    nomine 
euni  patrono  actio  conipetit. 

Ebenso:    Der    Gatte    ist    in    der    Person    seiner 
Gattin  beleicliijt,    wenn  auch  diese  selbst  i^eoen  iliren 
Patron  als  Injurianten  nicht  vorgehen  kann. 
Paul.  L.  6  sj   1   D.  4,9:  Si  servo  meo  in  nave  vel  in  cau- 
pona    utaris    et    daninuin    mihi    det  vei  furtum  faciat, 
quamquam  et  furti    actio  et  damni  iniuria  mecum  sit, 
haec    tarnen    actio  quia  in  factum  est  etiani  servi  mei 
nomine  adversus  te  competit. 
Passiv  und  recht  verwickelt:   Der  Sklave  <les  A.,  in  der 
Gastwirtschaft  des  B.  beschäftigt,  bestiehlt  seinen  dort 
eingekehrten  Herrn:  der  Herr  haftet  aus  dem  furtum 
dem   B.,    aber  B.    aus    dem    rece])tum    dem    A.    auch 
wegen  des  dem  B.  gehörenden  Sklaven. 
Paul.  L.  29  D.  47,io:  Servum.    cuius  nomine    iniuriarum 

actio  tibi  competit. 
Activ  wie  die  vorvorige  ufid  die  drittletzte  Stelle. 
Aus  dieser  Übersicht  ergiebt  sich,  dass  Actio  .  .  .  no- 
mine competit  m^'istens  sagt:  es  steht  gegen  den  Herrn  als 
solchen  wegen  einer  Handlung  seines  Sklaven  eine  Klage 
zu.  Daneben  kommt  die  Beziehung  auf  den  Sklaven  auch 
activ  vor,  und  ausserdem  wird  der  Gegenstand  der  Klage 
mitunter  in  dieser  Art  eingeführt,  in  einigen  Fällen  ro  (hoc) 
nomine  summarisch  für  einen  weitläufigen,  bereits  rrwäimten 
Thatbestand  gesetzt  (L.  10  pr.  D.  42,8  i^<"  dunkel),  und  einmal 
der  Kläger  selbst  suo  nomine  nicht  zugelassen  (sondern  nur 
nomine  venditoris). 

Von  allen  diesen  Anwendungen  ist  in  unseren  Steilen, 
wie  sie  überliefert  sind,  nur  die  häufigste  möglich:  vom  Gegen- 
stand ist  kt'ine  Rede,  'eo'  steht  nicht  da,  nehmen  wir  dagegen 
eorum  =  servorum,  so  haben  wir  folgende  Möglichkeit:  Die 
Naturalobligationen  werden  nicht  bloss  dauacli  gewertet,  ob 
etwa  eine  Klage  servorum  nomine  (gegen  den  Herrn)  zusteht, 
sondern  auch  danach,  dass  das  gezahlte  nicht  zurückgefordert 
werden  kann:  d.  h.  von  Naturalobhgationen  spricht  man  nicht 
nur  weil    der   Herr   mitunter   verklagt    werden   kann,  sondern 
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auch  weil  ilas  Gezahlte  nie  zurückgefordert  werden  kann; 
also,  nicht  bloss  die  mögliche  adjecticische  Haftung  des  Herrn, 
auch  die  panz  allein  aus  dem  Handeln  des  Sklaven  fol^iendo 
Thatsache  dei-  soluti  retentio  macht  eine  Naturalobligation. 
Dass  man  so  steigern  kann,  ist  klar:  denn  nicht  immer  wird 
eine  solche  Klage  verheissen:  hat  der  Sklave  ein  Darlehn  aus 
eigenem  Triehe  aufgenommtm  und  das  Geld  ^■erjuhelt.  so 
giebt  es  keine  Klage  gegen  den  Herrn:  aber  hat  man  zurück- 
gezahlt, so  kann  man  nicht  kondiciert^n,  und  darum  ist  auch 
hier  von  natui-ales  obligationes  zu  sprechen. 

Es  bleibt  die  Frage,  ob  die  Beziehung  auf  ser\'i.  <lif  an 
sich  wünsehenswert  ist,  auch  wahrscheinlich  gema(  lit  werden 
kann.  Der  Zusanuuenhang  ist:  Ein  fich^iussor  kann  zu  jeder 
Obligation  1  anzutreten,  sei  sie  civil  odei-  natural  (>j  ;}).  Xun 
ist  offenbai-  die  Anknüpfung  an  ^5  4  in  den  Digesten  riiie 
künstlic-he:  eine  allgemeine  Definition  der  XaturalobligatiDUt-u 
in  dieser  Geschlossenheit  winl  durch  die  Bemerkung  über  den 
fideiussor  nicht  ei'fordtnt,  kaum  ermtiglicht,  ganz  abgesehen 
davon,  (hiss  sie  uui  deswillen  nicht  zu  Bass  kommt,  weil  „eo 
solo"  unmöglich  zur  Xaturalobligation  stimmt.  AVohl  aber 
giebt  es  eine  Stelle,  die  einen  Zusammenhang  wrmittelt: 
Gai.    III,    119a:  L.    10   ij   :}. 

Fideiussor  vero  omnibus  obligatio-  Fideiussor      accipi 

nibus,  id  est   sive   re  sive  verbis  sive      potest  quotiens  est  ali- 
litteris  sive  consensiT  contractae  fuerint      qua  obligatio  civilis  vel 
obligationes,   adici  potest.      ac  ne  illud      naturalis cuiapj)licetui-. 
qniclem  interest  utrum  civilis  an  natu- 
ralis  obligatio   sit   cui  adiciatur:    adeo      Naturales  obligationes 
qnidem,  ut  pro  servo  cpioque  obligetur,      ^^^^^  ^'*  '^^'■^  aestiman- 
sive  extraneus  sit  (pii  a  servo  fideius-      ^^'^^'   '^'^^■• 
Sorem    accij)iat    sive    ipse    dominus    in 
id  quod  sibi^)  debeatur. 

Der  Gedankengang  des  Julian  i.st  wohl  von  Gaius  über- 
nommen: auch  .lulian  hatte  nicht  den  fideiussor  allein,  son- 
dern auch  Sponsor  und  fidepromissor  \'or.  wir  L.  K!  jir. 
(cf.  Lenel   889)  beweist:   sehr  wohl  konnte  auch  t^r  fortfahren; 


1)  'iiaturalitei'  fügt  Justinian  ein:  §   1  J.  '6. 
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adeo  quidem  ut  pro  servis  quoque  obligentur,  quorum  natu- 
rales^) obligationes  non  eo  solo  aestimantiir  si  actio  aliqiia 
eorum  nomine  competit,  verum  etiam  cum  soluta  pecunia  re- 
l)eti  non  potest:  licet  enim  .... 

Die  Beziehung  auf  den  Sklaven  ist  also  erwünscht  \n\d 
wohl  möglich:  aber,  wird  man  sagen,  sie  ist  unbewiesen. 
Gehen  wir  daher  weiter: 

Nam  licet  minus  proprie  debere  dicantur  naturales  debi- 
tores,  per  abusionem  intellegi  possunt  debitores  et  qui  ab  his 
pecuniam  recipiunt  debitum  sibi  recepisse. 

„Denn  wenn  die  Naturalschuldner  aucli  nur  uneigentlich 
als  solche,  die  schulden,  bezeichnet  werden,  so  kann  man  sie 
doch  per  abusionem  als  .Schuldner  ansehen  und  von  denen, 
die  von  ihnen  ihr  Geld  wiedererhalten,  sagen,  sie  liaben  Ge- 
schuldetes zurückerhalten.**  2)3) 

Hier  empfindet  man  eine  unerträgliche  Häufung  der 
Worte  debere  und  debitor ,  und  die  Beschwichtigung  am 
Scliluss  ist  durch  die  blosse  Thatsache  der  Existenz  des  Wortes 
überflüssig  gemaclit.  Wir  erwarten  nicht,  dass  man  uns  von 
Naturalschuldnern  diese  spracliliche  Bemerkung  macht,  sondern 
von  Leuten,  die  noch  garnicht  Schuldner  h^'issen.  Man  setze 
statt  Naturärztr  einmal  Homöopathen  oder  statt  Kammerjäger 
etwa  Schmetterlingsfänger,  und  man  wiid  eine  wohlthuende 
Einrenkung  empfinden.    Naturales    debitores    passt   nicht  hin- 


1)  Es  sind  diese  Worte  ein  Vorschlag,  der  exempli  gratia  gemacht 
wird;  natürlich  kann  man  auch  andeie  vorbringen;  aber  selbst  wenn  die  hier 
vorgeschlagenen  Worte  unmöglich  sein  sollten,  Ist  damit  in  der  Sache  nichts 
widerlegt:  genug,  dass  eine  solche  Anknüpfung  nicht  unwahrscheinlich  ist; 
wie  sie  gelautet  hat,  ist  nicht  nur  eine  zweite,  sondern  auch  eine  unwichtige 
Frage.     Über  'adeo'  vgl.  Anm.  3. 

2)  Man  vergleiche:  „Denn  wenn  die  Naturärzte  auch  nur  uneigentlich 
unter  die  Ärzte  gerechnet  werden,  so  kann  man  sie  doch  im  weiteren  Sinne 
als  Arzte  bezeichnen  und  ihre  Rechnungen  als  Arzterechnungen."  .Wenn 
man  von  den  Kammerjägern  auch  nur  uneigentlich  sagen  kann,  dass  sie  auf 
die  Jagd  gehen  etc."    Und  ebenso  mit  Küchendragonern,  Naturweinen  u.  s   w. 

3)  Meiner  Vermutung  gegenüber,  dass  adeo  bei  Gaius  III.  119a  in  einer 
ubgeblassteren  Bedeutung  stehe,  schreibt  mir  Htrr  Dr.  iuris  et  phil.  E.  Tb. 
bchulze  auf  derGrundlage  seines  Artikels  'adeo"  imVocabularium:  „. .  .  .Bei  der 
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ein;i)kann  es  überhaupt  bei  Jiüian  gestanden  haben?  DieXatural- 
schuldner  sind  an  sieh  keine  Gruppe;  wir  finden  da  Sklaven,  f.  f., 
freigesi3rochene  veri  debitores,  und  noch  manche  anderen  hetero- 
genen Elemente,  und  die  Frage  ist,  hat  die  Kechtswissenschaft 
diesen  Gattungsbegriff  überhaupt  gebildet?  Offenbar  ist  die 
erste  Stufe  natru-a  debere  und  naturaliter  obligari,  dann  folgt 
naturalis  obligatio  und  dann  erst  naturalis  debitor,  sowie  extra 
ordinem  cognoscere,  dann  cognitio  extraordinaria,  dann  erst 
kämt'  der  iudex  extraoi'dinarius.  Naturalis  debitor  ist  die 
dritte  Stufe.  Hat  man  sie  beschritten?  Um  dies  zu  ergrün- 
den, gebe  ich  im  folgenden  Paragi-aphen  eine  Übersicht  über 
natura  in  den  Digesten;  vorläufig  sei  beigebracht: 

ülp.  L.  54  D.  50,16  (Lenell420):  Condicionales  creditores 
dieuntur  et  hi  qiiibus  nondum  competit  actio,  est  autem  com- 
])etitm-a,  vel  qui  spem  habent  ut  comjietat. 


, Interpretation  juristischer  Stellen  wird  es  nicht  selten  wesentlich  sein,  ob 
,man  die  vollere  Bedeutung,  'bis  zu  dem  Grade'  oder  die  abgeschwächte  so' 
, anzunehmen  hat.  Es  zeigt  sich  nun,  äusserlich  betrachtet,  dass  adeo  eine 
.Lieblingspartikel  des  Gaius  ist.  Was  die  Geltung  angeht,  so  scheint  fiir 
„eine  Abschwächung  des  adeo  zunächst  die  Zusammenstellung  adeo  ita  zu 
„sprechen  (Gai.  Inst.  I,  59.  79.  III,  149.  156);  aber  das  ita  gehört  hier  eng 
-zum  Prädiiiat  und  dazu  erst  tritt  adeo  gerade  in  voller  Bedeutung  hinzu. 
.Das  bei  Gaius  und  noch  häufiger  bei  Ulpian  auftretende  usque  adeo  .  .  .  ut 
.beweist  noch  weniger  für  eine  Abschwächung  unserer  Partikel.  Vielmehr 
.zeigt  diese  schon  dem  älteren  Latein  geläufige,  der  Aneinandergliederung 
„usque  ad  analoge  Zusammenstellung  das  adeo  noch  in  seiner  ursprünglichsten 
„Bedeutung.  Die  Erklärung  der  Basiliken  schliesslich  zu  Paul.  L.  18  §  9 
,D.  48.j,,.(  (=  V,  16,15j  adeo  ut  :^  inl  Toaovzor  Iti  bestätigt  die  Annahme 
„von  der  volleren  Geltung  des  Wortes  bei  den  römischen  Juristen.  Nur  an 
„den  wenigen  Stellen,  wo  adeo  einem  Adjektivum  oder  Adverbium  hinzugefügt 
„wird  (Pomp.  L.  2  §  7  D.  1,2-  Gai.  L.  3  D.  3,2.  L.  4  D.  47,;.  III,  93.  ülp. 
,L.  3  D.  50„4.  vat.  317;  sowie  Alf.  L.  76  D.  b,^.  Gai.  L.  5  §  6  D  41.i) 
,.scheint  im  allgemeinen  die  abgeschwächte  Bedeutung  =  tam,  ita  vorzuliegen. 
.Ein  abschliessendes  Urteil  würde  jedoch  erst  dann  möglich  sein,  wenn  man  die 
.Stellen  für  alle  Ausdrücke,  die  bei  den  Juristen  'so'  bedeuten,  zusammen- 
. stellen  und   vergleichen  würde." 

1)  Viel  schlüssigerklingt  L.  2  §  1  D.  29,3:  Testamentum  autem  proprie 
illud  dicitur  quod  iure  perfectum  est;  sed  abusive  testamenta  ea  quoque  ap- 
pellamus  quae  falsa  sunt  vel  iniusta  vel  irrita  vel  rupta;  itemque  imperfecta 
solemus  testamenta  dicere. 
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Die  Stelle,  von Lenel  'de  magistiis  faciendis'  untergebracht, 
ist  einer  der  Kommentare  des  Ediktswortes  „creditores",^)  bei 
denen  eine  Hauptsache 2)  die  Einordnung  derjenigen  war, 
denen  'in  diem  vel  sub  condicione  debetur:'  nun  ist  in  L.  54 
offenbar  von  diesen  beiden  Klassen  die  T?ede,  aber  auch  ilur 
von  ilinen,  und  'et'  in  'dicuntur  et  hi'  zeigt  eben  den  logischen 
Fehle]',  wie  bei  L.  16  §  4  D.  46,i  'eo  solo"  in  'naturales  obli- 
gationes  non  eo  solo  aestimantur" ;  es  müsste  wie  inL.  16  'non 
eo',  so  hier  'dicuntur  hi'  heissen,  wenn  die  Definition  auf  die 
Condicionalgläubiger  auch  nur  einigerinassen  passen  sollte.3) 
Aber  natürlich  kommentierte  Ulpian  nicht  die  Woite  'condi- 
cionales  creditores'  die  im  Edikt  nicht  standen,  sondern  'credi- 
tores',  denen  er  auch  die  Genannten  zuschob,  und  condicionales 
ist  ein  Glossem.**) 

Nun  ist  das  Resultat  des  gesamten  Materials,  dass  eben 
wie  naturalis  possessor,  so  auch  naturalis  debitor  nii-gends, 
auch  nicht  bei  Modestin,  sich  findet:  da  wird  es  wolü  schwer- 
lich liier  bei  Julian  und  nocli  dazu  so  inopportun  gestanden 
haben:  alles  drängt  dazu,  es  durch  servi  zu  ersetzen,  und 
zum  Glück  ist  eine  Stelle  da,  welche  von  Ulpian  nach  jener 
Julianischen  geformt  scheint. 


1)  Vgl.  Ulp.  L.  10  L.  12  pr.  D.  50,ji;  (Lenel  286)  uud  Gaius  L.  11 
D.  50,jß  (Lenel  69). 

2)  Aufzählungen  von  Klagen  zum  Zweck  der  Yeiallgemeinerung  spe- 
ziell bezogener  Rechtssätze  sind  nicht  selten.  Vgl.  L.  5  D.  20,j  (angeblich  alles 
vonMarcianjund  L  6  §2  D.42,2  (aus  Ulp  )  bei  welcher  letzteren  ich  zur  Erwägung 
gebe,  ob  man  nicht,  über  Lenel  und  Pernice  hinausgehend,  alles  mittlere  zwischen 
esset  und  dabitur  tilgen  und  einfach  lesen  soll:  öed  et  si  fundum  vindicem 
meum  esse  tuque  confessus  sis,  perinde  habeberis,  atque  si  dominii  mei  fundum 
es8e  pronuntiatum  esset.  Dabitur  igitur  [ex  his  actionibus  ex  quibus  dies 
dutur  ad  restituendam  rem]  [confesso?]  tempus  ad  restitutionem,  et  si  non 
restituatur,  lis  aestimabitur. 

3)  Aber  auch  dann  wäre  sie  zu  weit,  denn  die  erste  Klasse  mit  est 
autem  competitura  passt  für  die  befristeten  Forderungen,  nicht  für  die  be- 
dingten. 

4)  Man  kann  zum  Vergleich  heranziehen  Ulp.  L.  4  0.34,^  (Lenel  2506): 
Placet  Catonianam  regulam  ad  [condicionales]  institutiones  non  pertinere 
condicionales  del.  A.  Faber.  Lenel  1.  c.  Auch  L.  4  pr.  D.  42,e  gehört 
hierher. 
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Julian  L.  16  §.4 
D,46,i:  nam  licet  minus 
proprie  debei'e  dicantiir 

*)  per  abnsionem 

intellegi  ])Ossunt  debi- 
tores  et  qiii  abhis  pecu- 
niam  recipinnt  debi- 
tum  sibi  lecepisse. 

•)  lies :  servi. 


Ulpian  L.  32  D.  50,i7  und  L.  41 
D.  15,1.  (Lenel  2899  a.  b.)  (Quod  attinet 
I  ad  ins  civile,  servi  pronullis  habentur; 
non  tarnen  et  iure  natnrali,  (piia  cpiod 
ad  ius  naturale  attinet,  omnes  homines 
aequales  sunt.)  Xec  servus  cpiicquam  de- 
bere  potest  nee  servo  jDOtest  debcri:  sed 
cum  eo  verbo  abutimur  factum  magis 
demonstranius  quam  ad  ius  ci\'ilereferi- 
mus  obligationem.  Itaque  quod  servo 
debetur,  ab  extraneis  dominus  recte  petet, 
quod  servus  ipse  debet,  eo  nomine  in 
peculium  et  si  quid  inde  in  rem  do- 
mini  versum  est  in  dominum  actio 
datur. 


§  2.  Die  Natur  in  den  Digesten.^) 

Dass  ein  jedes  Ding  die  inneren  Bedingungen  seines 
AVachstums  und  Bestehens  von  Anbeginn  habe,  und  dass 
alle  Dinge  zusammen  eine  Art  von  Organismus  bilden  (reium 
natura),  wird  von  den  Bömern  oft  ausgespiochen. 

Eerum  natura  ist  ursprünglich  die  Schöpfung,  dann  die 
körperliche  Welt,  in  rerum  natura  esse  =  auf  der  Welt  sein,-) 
und  daher  ist  Vpiod  ex  illa  ancilla  natum  erit"  (Gai.  II,  203) 
eine:  res  quae  in  rerum  natura  non  e.st,  (.  .  sed)  futui-a  est: 
aber  sofort  findet  die  Übertragung  auf  die  res  incorporalis  statt 
und  L.  1  D.  7,7  (Paul.)  sagt:  Opera  in  actu  consistit  nee 
ante  in  rerum   natura   est  quam   si   dies  venit  quo  praestanda 

1)  Nach  dem  Digesten-Index.  —  Wo  ich  massenhafte  Citate  bringe, 
gebe  ich  sie  nach  Seite  und  Zeile  der  grösseren  Mommsenschen  Ausgabe,  sonst 
nach  Leges  und  Paragraphen. 

2)  Citate  nach  Seite  und  Zeile  der  grösseren  Mommsenschen  Ausgabe: 
Die  2«  vor  der  grösseren  Zahl  bezeichnet  den  zweiten  Band  und  bezieht  sich 
auf  die  ganze  Reihe.  In  rerum  natura  esse  (desinere):  Jav.  711,3-.  ^122.0^,. 
188,o.v  Cels.  845,;.,.  2367„2.  Jul.  ;384.io.  224.i^.  367.40-  Pomp.  451.,.,.  5:31^^ 
(Ari"sto?j  11».^.  24  6.  ö,io-  14.i3.  108,iy.  263.^  Afr.  109,2^.  31,1^.  Gai.  189.1-. 
19,4.  II.  203.  [II,  97a  (suppl.j  Maecian.  2455,28.  Scaev.  281,2i.  256..;,..  Flor. 
214,j3.  Ulp.  672,,y.  735,4.  2322,14.  964'43-  P^^^-  242.21.  370,s.  456,3-.  ^lO.-. 
2293,36.   323.27.  506.C,    (Jul.^,  544._,o.  545.12.  719.  ,4.     Marcian  584,2. 
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est,  (luemadmodum  cum  stipulamur  'quod  ex  Arethusa  natuni 
ent',1)  wodurch  auch  L.  9  §  1  D.  38,i  (Ulp.)  erhellt  wird: 
Operae  in  rerum  natura  non  sunt. 

Diese  köri)erliche  AVeit  stellt  aber  eine  Kraft  dar,  welche 
über  allem  menschlichen  Können  ist,  ihm  unübersteigliche 
Hindernisse  schaffen  kann:  so  ist  (Paul.  III,  4^,1)  condicio 
possibilis  quae  per  rerum  naturam  admitti  potest:  so  sagt  Cels. 
L.  186  D.  50,17:  Nihil  peti  potest  ante  id  tempus  (juo  per  rerum 
jiaturam  persolvi  possit,  und  Paul.  L.  78  D.  45,i:  Interdum 
l)ura  stipulatio  ex  re  ipsa  dilationem  capit  veluti  si  id  quod 
in  utero  sit:  aut  fructus  futuros  auf  domum  acdificari  stipu- 
latus  sit;  tunc  enim  incijiit  actio,  cum  ea  per  rerum  natu- 
ram praestari  potest;  allgemeiner  Cels.  L.  188  §  1  D.  00,17: 
Quae  rerum  natura  prohibentur  nulla  lege  confirmata  sunt; 
Jav.  in  der  Abweisung  einer  wahrlich  Domitianischen  Frage: 
L.  23  §  2  D.  41,2:  neque  enim  rerum  natura  recipit,  ut  per 
euin  aliquid  possidere  possimus  (juem  eiviliter  in  mea  potestate 
non  habeo:  eine  seltsame  Yermengung  des  widernatürlichen 
Sklavenrechts  mit  der  Natur  der  Dinge.  L.  3  §  1  D.  49,8: 
Paulus  respondit,  ab  ea  sententia  cui  paieri  rerum  natura  non 
potuit  (scr.  patitur?)  sine  causa  appellari.^)  Mod.  L.  4  pr.  D. 
38,10 :  ultra  —  septimum  —  gradum  reium  natura  cognatorum 
vitam  consistere  non  patitur  und  Paul,  IV,  11,8:  ulterius  per 
rerum  naturam  nee  nomina  invcniri  ncc  vita  succedentibus 
proclamari  potest. 

Ist  sie  so  die  eigentliche  vis  major,  so  wird  sie  andererseits 
auch  einfach  als  Kraft  behandelt:  Ulp.  L.  16  §  3  D.  18,5: 
Ergo  si  non  stetit  per  actorem  tenet  actio^),  etiamsi  per 
rerum  naturam  stetit.  Ulp.  L.  4  D.  19,^:  natura  rerum  con- 
ditum  est  ut  plura  sint  negotia  quam  vocabula.  Sie  schafft, 
angebhch  zweckbewusst,  Gai.   L.  28  §  1   D.  22, 1:   omnes  fruc- 


1)  Man  kann  mit  der  rechtlichen  Behandlung  die  der  Stiftung  im 
BGB.  vergleichen.  Sie  ist,  solange  sie  errichtet  aber  nicht  genehmigt  ist, 
erbfähig  wie  der  nasciturus. 

2)  Womit  die  unter  sich  nicht  conformen  L.  L.  3  und  8  D.  42,2  ^*^'"" 
glichen  werden  können,  die  uns  die  confessio  im  Kampfe  mit  dem  natür- 
lichen Bestand  zeigen.  —  Dagegen   L.    13  pr.  und  L.   14  §   1  D.  11,  . 

3)  seil,  de  pecunia  constitula. 
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tus  rerum  natura  hominuni  gratia  comparavit.  Ja,  sie  hat 
ihre  Gesetze,  nach  denen  sicher  ist,  was  dem  Menschen  nocli 
verschleiert:  Ul}).  L.  3  i^  10  D.  38, ig:  si  in  renun  natura  cer- 
tum  sit  hanc  quae  se  dicit  praegnatem,  non  esse.  Und  mit 
grösserer  Feinheit,  die  anf  das  Problem  der  AVillensfreiheit 
hätte  führen  können,  Paul.  L.  28  §  5  D.  5,i:  (cum  per  rerum 
naturam  certuui  fuerit  unum  nasci.)  sed  Sahinus  Cassius  iiartem 
quartam  peti  debuisse,  quia  incertum  esset  an  tres  nascerentur, 
nee  rerum  naturam  intuendam  in  qua  omnia  certa  essent  (cum 
futura  ntique  iierent)  sed  nostram  inscientiam  as[)ici  debere.  Und 
ähnlich  Urseius  bei  Julian  L.  36  D.  46,3:  nihil  me  consum- 
psisse  quidäm  j)utant:  si  nemo  natus  sit  recte  me  egisse  quia 
in  rerum  natura  verum  fuisset  me  solum  heredem  fuisse. 
(Julian  will  dies  nicht AVort  haben).  Gegensatz  Scaev.  L.38  D.  12,i 
quantum  in  hominum  natura  sit  possit  scire  ;  cf.  Cels.  L.  32  D.  16,:j. 

—  Alfenus  endlich  giebt  in  L.  3  D.  48,22  für  die  Kinder  der  des 
Bürgerrechts  Beraubten  die  Formel,  sie  verlören  nur,  was  ihnen 
vom  Vater  hergekommen  wäre,  wenn  er  ohne  Testament  als 
Büisger  gestorben  wäre:  quae  vero  non  a  patre,  sed  a  genere, 
a  civitate,  a  rerum  natura  tribuerentur  ea  manei-e  eis  incolumia; 
deswegen  lässt  er  ihnen  das  Bruderrecht.    Hiei-  ist  die  Climax: 

—  Familie,  Staat,  Xatur  —  rein  und  schön,  und  man  fühlt  die 
Analogie  der  capitis  deminutio:  Verlust  der  Familien-,  Bürger-, 
Menschenrechte  durch. 

A^'ie  Vlie  Dinge',  so  haben  auch  die  einzelnen  Dinge^) 
ihre  natura,  und  natura  ohne  Genetiv  kann  ebensowohl  die 
rerum  natura  wie  die  Xatur  des  einzelnen  Dinges  vertreten. 
Hart  im  Paume  .stossen  sich  die  Sachen  und  die  natura  des 
einzelnen  Dinges  entwickelt  sicli,  beeinflusst  ^'on  den  anderen 
Dingen. 

Und  eben  weil  'natura'  auch  die  Natur  des  Teiles  der 
natura  rerum  sein  kann,  ist  es  ein  Dehnbares,  das  nicht  bloss 
als  .absolute  Herrin  wie  die  natura  rerum,  sondern  auch  als 
dispositive    Macht    gelten  kann:    es   kann,    wie  gezeigt,  nichts 


1)  ßei  natura  =  'Natur  der  Sache"  wohl  nur  bei  Pap.  L.  115  §  2 
D.  45,i:  defuncti  voluntatem  et  ipsius  rei  naturam,  und  bei  Paul.  L.  16  D.  47,^,: 
Ne  cum  filio  familias  pater  furti  agere  possit  non  iuris  constitutio  sed  natura 
rt»i  impedimento  est. 
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Vonrra  reruiii  natiiram"  sein,  wohl  aber  manches  'contra 
natnram'  und  damit  dringen  gegensätzlichen  Kräfte  ein;  wie 
die  accidentalia  das  naturale  negotii   verdrängen  können. 

Zwar  L.  3  §  5  D.  41,2  (Paul):  (....)  contra  natnram  .  est,  ut 
cum  ego  aliquid  teneam,  tu  (|Uoque  id  teuere  videaris.  L.  137 
§  6  D.  45,  (Yen.):  nullius  momenti  fore  stiinilationem  .  .  .  si 
ea  condicio  «juae  natura  impossibilis  est  inserta  e*ssetl)  könnten 
aucli  roium  natura  haben,  aber  schon  L.  24  D.  1,5  (Ilp.):  Lex 
natuiae  liaec  est  ut  qui  nascitur  [sine  legitimo  matrimonio'?] 
mati-em  sequatur[,  nisilex  specialis  aliud  inducit?]  zeigt  wenigstens 
die  ('oni])ilatoren  von  der  Lex  naturae  abbröckelnd  (Vgl.  für 
die  Lex  naturae  dotis  Paul.  L.  27  §  2  D.  2,14)  und  L.  1  §  7 
D.  9,1  (FI]).)  lässt  contra  naturam  fera  mota  zu,  wie  denn 
auch  T^lji.  (Sab.)  L.  1  §  7  D.  21, 1  die  Krankheit  definiert 
als:  morbuni  .  .  liabitum  cuiuscpie  corporis  contra  naturam  ([ui 
usum  eins  ad  id  facir  detei'iorem  cuins  causa  natui-a  nobis 
eins  coij)oii.K  sanitatem  dedit  (vgl.  Jul.  L.  60  D.  42,i:  motus 
(■or])oris  contra  naturam  (juem  febrem  appellant):  ist  in 
letzteren  Stellen  eine  Bezitdiung  auf  die  spezielle  Natur  der 
fej-a,  lies  corpus  möglich,  so  vei'sagt  sie  in  den  folgenden; 
und  doch:  T'lj).  L.  38  D.  50, ig:  pars  corporis  (e.  g.  tribus 
manibus)  (|nae  naturae  contraria  est  und,  contra  natui'am 
nascitu)'.  (Xatui-  =  Norm).  —  Flor.  L.  4  §  1  D,  1,5:  Servitus 
est  constitutio  iuris  gentium  tjua  quis  dominio  alieno  contra 
natuiam  subicitur,  und  solche  Aussprüche  wie:  L.  3 
D.   1,1     (Flor.)     intei-     nos     (homines)    cognationem     qiumdam 


1)  Paul  L.  35  pr.  D  45,,:  Si  stipulor  ut  id  fiat  quod  natura  lieri  non 
conccdit,  non  mag!«  obligatio  consistit  quam  cum  stipulor  ut  detur  quod  dari  non 
potest  »ind  dazu  Ven.  L.  137  §  4  D.  45,i  :  haec  receduntab  impedimento  naturali 
et  respiciuDt  ad  facultatem  dandi  und  Pomp.  L.  65  D.  IB.,  potius  enim  difficul- 
tateni  in  praestando  eo  inesse  quam  in  natura.  Paul.  L.  2  §  1  D.  45,] :  quae 
natura  divisionem  non  admittunt;  Jav.  L.  14  §  1  D.  ll,,:  confessiones  ita 
ratae  sunt  si  id  quod  in  confessionem  venit  et  ius  et  naturam  "recipere  potest. 
(conf.  L.  13  pr.  D.  §  11  ,  und  fürs  Legat  L.  6  §  1  D.  33.g\  Ner.  L.  14  pr. 
P.  41. j  :  ea  ijuae  primum  ft  natura  prodita  sunt  et  in  nullius  adhuc  dominium 
pervecerunt  Ülp.  L.  6  pr.  D.  ÖO,,:  Adsumptio  originis  ^voni  Ürt;  quae  neu  e^t 
veritatem  naturae  non  peremit  cf.  naturalis  origo  Ulp.  G  §  1  D.  50,j  und 
über  die  Naturmoglichkeiten  bei  der  Geburt  Tryph.  L.  15  D.  l.r,  und 
Ulp.  L    30    ^  '•-  1».  29.,. 
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natura  constitnit.  L.  10  D.  50,i7  (Paiil.):  Secundum  natiiram 
est  commoda  cuiu8([ne  rei  eum  sequi  quem  sequuntur  incommoda 
oder  gar  L.  220  §  3  D.  50,i6  .  natura  nos  .  docet  parentes 
pios  .'  filiorum  appellatione  omnes  qui  ex  nobis  descendunt 
continere  liören  sich  viel  weicher  an;  vollends  xim  vi  repellere 
licei'c  Cassius  scribit  idque,  ins  natura  comparatur  (Ulp.  L.  1 
i<  27  D.  43,16)  zeigt  uns  die  natura  auf  dem  Wege  zur 
iustitia,  den  sie  bei  Pomp.  L.  206  D.  öO,n:  Im-e  naturae 
ae(|uum  est  neminem  cum  alteiius  detrimento  et  iniuria  fieri 
locupletioi-em  bereits  zurückgelegt  hat,  um  Paul.  L.  83  §  5 
1).  45,1  •'  ....  casum  adversamque  fortunam  (die  Verknechtung) 
spectari  liominis  liberi  nef[ue  civile  neque  naturale  est  dem 
Anstand sgebot  zu  folgen. 

So  ist  manches  'von  Natur",  daneben  noch  aus  anderen 
Gründen,  in  bestimmter  Weise  eingerichtet,  neben  natürliche  Be- 
ziehungen treten  analoge  rechtliche  (L.  62  pr.  D.  6,i  .  .  vectura 
sicut  usura  non  natura  pervenit  sed  im-e  percipitur)  und  neben  die 
Natur  in  Dingen,  die  der  Mensch  zu  ordnen  hat,  Gesetz  und  Ge- 
wohnheit: Paid.  L.  34  §  1  D.  18,i  quas  (res)  natura  vel  gen- 
tium ius  vel  mores  civitatis  commercio  exueiunt,  earum  nulla 
venditio  est,  ist  sachgemäss:  aber  Ulp.  (Pedius)  L.  5  §  9  D.  39,i 
triplicem  esse  causam  operis  novi  nuntiationis,  aut  naturalem 
aut  publicam  aut  impositiciam :  naturalem,  cum  in  nostras  aedes 
({uid  immittitur  ant  aedificatur  in  nostro;  publicam  causam, 
(piotiens  leges  aut  senatus  consulta  [constitutionesque  principum?] 
per  operis  noA*i  nuntiationem  tuemur:  impositiciam,  cum  quis 
postea,  (juam  ius  suum  deminuit,  alterius  auxit,  hoc  est  postea, 
quam  Servituten!  aedibus  suis  imposuit,  contra  servitutem 
fecit  ist  recht  gesucht:  Natur,  Gesetz  und  Menschenwille 
sollen  herausgehoben  werden  :2)  ziemlich  künstlich  sagt  Paul. 
L.  12  §  2  D.  5.1 :  quidam  ....  lege  impediuntur  ne  iudices 
sint,  quidam  natura,  quidam  moribus  .  natura,  ut  surdus  mutus, 
et  perpetuo  furiosus«^)   et  impubes    (juia    iudicio    carent    .  lege 


1)  Auch  an  deren   Stelle:  Pomp.   L.   24  §  3  D.  30  nostra  destinatione 
.  .  .  nomina  .  .  non  natura  constitnuntur. 

2)  Paul.  L.  2  pr.  D.  39.3:    tria  sunt  per    quae  inferior  locus  superiori 
servit:  lex  natura  loci  vetustas. 

3)  Wie   denn    ähnliche  Verbote   in  Beziehung    auf    die    gleichen    Per- 

11 
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imiifflitur,  qui  seiiatu  inotus  est,  morihus  feminae  et  servi, 
non  4iüa  non  habent  iudicium  sed  ([uia  receptum  est  ut  civilibiis 
oflieiis  non  fungantur,  noch  schwächer  Ulpian:  L.  42  D.  50, kj. 
Prohia  ijuacdam  natura  turpia  sunt,  ([uaedain  civüiter  et 
([uasi  more  civitatis;  ut  puta  furtum  adiüterium  natura  turpe 
est :  »'ninivero  tutelae  damnari  hoc  non  natura  probrum  est, 
sed  uiore  civitatis:  nee  enini  natiu'a  probrum  est  quod  potest 
etiam  in  hominem  idoneum  incidere.  —  Gai.  III,  194  lässt 
furtum  manifestum  aut  h*ij,e  aut  natura  bemteik  werden;  meint 
aber  schhesslich  nur  das  furtum  natura  manifestum  sei  des 
Xamrns  werth:  neque  enim  lex  facere  potest.  Eine  Übertreibung 
der  liechtsregel  in  eine  Naturnotwendigkeit  hefert  Scaev.  L.  16 
D.  47,2:  Ne  cum  fihofamilias  pater  furti  agere  possit  non  iuris 
constitutio  sed  natura  rei  impedimento  est, i)  und  Paul.  L.  83  ^5  5 
D.  45,1  von  der  Nichtigkeit  der  Stipulation  de  homine  libero: 
ea  dumtaxat  (piae  natura  sui  possibilia  sunt,  deducuntur  in 
obligationem,2)  widirend  einwandsfrei  L.  20  §  5  D.  40,?: 
Quaedam  condiciones  natiu-a  sui  nee  possunt  eodem  tempore 
impleri,  sed  necessariam  habent  temporis  divisionem,  velut 
cum  decem  o})erarum  iussus  est  dare,  quia  operae  per  singiüos 
dies  dantur. 

So  wird  es  dem  Juristen  möglich,  diejenigen  Eechts- 
regeln,  für  die  er  eine  Begründung  durch  Gesetz  und  Ge- 
wohnheit ersparen  will  oder  muss,  als  natura  geltend  zu 
bezeichnen,  auch  wenn  ein  Gegensatz  nur  verscliwommen 
o(h'r  gar  nicht  vorhanden:  für  Thatbestände  Pap.  L.  39  i^  3 
I).  4s,5:  nonnumquam  .  .  .  incesti  crimina,  quauKiuam  natura 
giavidra  sunt,  humanius  ([uam  adulterii  traetari  solent:^)  für 
Rechtsfolgen:  Ilp.  L.  35  D.  50,1;:  nihil  tam  naturale  est  ([uam 
CG  genert'  ([uidcjue  dissohere  quo  colligatum  est. 


soDcn  von  Gai.  L.  1  §  12.  14  D.  44  ^  als  'natura  inanifesta'  begründet  wt^rdcn; 
vgl.  Ulp.  zur  ßegriindung  einer  Definition:  L.  75  §  4  D.  45.,:  ii-sa  natura 
manifestissimuin  e8t 

1)  Mit  ähnlicher  Übertreibung  wie  Jav.  L.  23  §  2  D    41, j. 

2)  Vgl.   Ulp.   L.  1   §  4    D.  46,.-,    über    die    natura    sui    der    :>tipuli(tio. 
Cels  L.   13   D.  33,0  über  die  dor  servitus  viae. 

3)  Anders  Pomp.  L.  35  D.  35,i:    condicio  quamvis    natura    gravior  et 
durioi  :  hier  kann  die  Natur  nicht  an  wider  den  einzelnen  Fall. 
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Und  naturaliter:  t'venire  solet  ut  interprctatio  desiderarct 
pru(U>ntium  auctoritatein  Pomp.  L.  2  §  5  D.  1,2  earuni  reniin 
(testatus  et  intestatus*)  inter  se  pugna  est  Pomp.  L.  7  D.  50, 17.  (in 
pretio) licet  contrahentibus  invicem  se  circumvenire  Ulp.  (Poni}).?) 
L.  16  i^  4  D.  4,4  cf.  Paul.  L.  22  §  2  D.  19,0:  videtur  ad  mor- 
tuum  pertinere  locus  in  quem  infertur  Ulp.  L.  4  D  11,7. 
(praestabuntur  quae  n.)  insunt  huius  judicii  (seil,  empti)  pote- 
state  Ulp.  L.  11  §  1  D.  19,i.  —  Hier  ist  nichts  Stoffliches 
mehr,  während  dies  Element  stark  hervortritt  beim  naturahter 
possiderei)  und  bei  Pomp.  L.  107  D.  46,3:  Yerboi'um  oblloatio 
aut  nat.  solvitur  aut  civiliter:  naturaliter  veluti  solutione  aut 
cum  res  in  stipulationem  deducta  sine  culpa  promissoris^)  in 
rebus  humanis  esse  dcsiit:  civiliter  veluti  acceptilationc  etc.: 
aber  hier  findet  auch  sofort  sich  als  Gegensatz  civiliter  ein.  — 
Sehr  fein:  personae  naturaliter  designatae  (mater  et  filius)  im 
(regensatz  zur  Bezeichnung  legitimi,  verwertet  füi-  das  Fort- 
bestehen der  tutela  trotz  capitis  minutio  Paul.  L.  7  })r.  D.  4„3. 
—  Und  wie  unser  buchstäblich  naturaliter  bona  ex  eo  dicun- 
tur  quod  beant  Ulp.  L.  49  D.  50,i6  bonorum  appellatio  aut  na- 
turalis aut  ci'S'ilis  est  (ibid.).  Ebenso  pactum  (Savigny  fac- 
tum) secundum  naturalem  significationem  verum  esse  debet 
Gai.  IV,  134. 

Und  wie  Rechtsregeln  von  der  Natur  hergeleitet  werden 
(ins  privatum)  .  .  .  coUectum  .  .  ex  naturalibus  praecei)tis  aut 
gentium  aut  civilibus  Ulp.  L.  1  §  2  D.  l,i),  so  ist  umgekehrt 
ein  naturale,  ius  die  Ordnung  der  Xatur  im  Thierreich,  (quod 
natura  omnia  animalia  docuit  Ulp.  L.  1  §  B  eod.)  von  der  das 
ius  gentium  als  solis  hominibus  inter  se  commune  abweicht  (L.  1 
>5  4  eod.)3),  während  drittens  das  ius  civile  neque  in  totum 
a  naturali  [vel  gentium?]  recedit  nee  per  omnia  ei  servit.  (L.  6 
pr.   eod.)  — Daneben  Paul.  L.  11  D.  eod cum  id  (piod 


1)  und:  interrumpitur  possessio  Gai.  L.  5  D.  4l,o. 

2)  S.  c.  p.  offenbar  nicht  Erfordernis  für  eine  naturalis  resolutio. 

3)  Daher  (L.  4  h.  t.  und  L.  4  §  1  D.  l.r,  contra  naturam  libertas  natu- 
ralis facultas)  die  Sklaverei  dem  ius  gentium  zufällt;  die  Natur  lässt  die 
Tiere  frei  zur  Welt  kommen,  und  so  die  Menschen  auch.  —  L.  32  D.  öO.jy 
schiebt  Ulp.  dem  ius  civile  zu,  dass  es  die  Sklaven  pro  nuUia  halte;  während 
iure  naturali  die  Menschen  gleich  seien;  ähnlich  sagt  er  L.  4  D.  1,^:  uno  naturali 
nomine    homines    apellamur,    iure    gentium   tria   genera    (liberi   servi    liberti'. 

11* 
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seuiper  acMjUuin  ac  bonuni  est  ins  dicitur,  ut  est  ius  naturale, 
gleichsam  die  Idia  des  ins.  In  den  beiden  letzten  Stellen  ist 
die  natura,  in  der  ersten  die  natura  rerum  auf  ihr  ius  an- 
gesi)rochen.  Gai.  L.  9  (=  1,1;  cf.  L.  1  pr.  D.  41, i)  stimmt  in  Be- 
ziehung auf  das  gentium  mit  Ulpian  überein,  steigert  aber  das 
Xatunecht  nicht  über  die  Menschenrechte  hinaus  und  kommt 
so  zu  der  Gleichung  von  ius  gentium  und  dem  Recht  aus  der 
naturalis  ratio.  So  hat  auch  die  Rubrik  I,  1  de  iure  civili  et 
naturali. 

Sieht  man  aber  zu,  wo  denn  das  Recht,  das  von  Natur 
ist,  verwertet  wird,  so  ergiebt  sich  für  ius  naturale  und  die 
iliin  nahe  verwandte  und  korrektere  naturalis  ratio:') 

Sporadisch:  Gai.  L.  4  pr.  D.  9,2  naturalis  ratio  der  Notwehr ; 
(L.  1  §  9  D.  44,7),  der  Ungültigkeit  der  Stipulation  auf  Un- 
mr)gliches;  (III,  154)  der  Societas  (cf.  Paul.  L.  1  D.  19,2:  locatio 
vt  conductio  cum  naturalis  sit  et  omnium  gentium  und  L.  15 
[»!•.  D.  12,6:  indebiti  solnti  condictio  naturalis  est);  (L.  38  D.  8,5) 
naturalis  .  .  et  civilis  ratio  suadet  alieham  condicionem  meliorem 
([uidem  etiam  ignorantis  et  inviti  nos  facere  posse,  deteriorem 
non  posse^),  (L.  "2  i:>  1  D.  7,5)  nee  enim  naturalis  ratio  aucto- 
ritate  senatus  commutari  potuit  (der  Quasiususfruct  ist  kein 
Ususfi'uct)  naturali  ratione:  cibariorum  impensae  ad  eum  per- 
tincnt  ([ui  utendum  accepisset  (Gai.  L.  18  §  2  D.  13,6)  — 
fructus  intcllcguntur  deductis  impensis  (Paul.  L.  36  §  5  D.  5,3). 
((^ai.  I,  189)  natin-ali  rationi  conveniens  (tutela):  ganz  abstrakt 
Paul.  L.  85  §  2  D.  00,17:  aeqnitatem  desiderii  n.  ratio  aut 
dubitatio  iuris  moratur. 

Häutig  findet  es  sich:  a)  beim  Eigentum:  1.  Erwerb  und 
Vrräusserung.  Gaius  n.  latio:  Tj.  3  pr.  D.  41, 1  (occupatio).  II, 
69  ((piae   ab  hostibus  capiuntur).    79   (varia).   n.   ius  11,65  und 


1)  Naturalis  ratio  ist  Lieblingswort  des  Gaius.  Ausser  bei  ihm  steht 
es  noch  bei  Paul.  (Trib.  ?)  L.  83  D.  iT.g.  L.  36  §5  D.  5,3.  L.  7  pr.  D.  48,20• 
L.  85  §  2  D.  50„;    Ulp.  L.  5  §  16  D.  25,3. 

2)  Vgl.  Pap  L.  5  D.  18,-:  naturalem  habet  intellectum  ne  scilicet  qui 
careret  minoribus  fruatur  maioribus.  —  Tryph.  L.  31  pr.  D.  10,3:  si  tantum 
naturale  [et  gentium?]  ius  intuemur  ei  qui  dedit  restituenda  sunt;  si  civile  ius 
vt  legum  ordinem,  magis  iu  publicum  deferenda  sunt;  mit  dem  Gegensatz  des 
civile  wie  in  L.  6  pr.  D.   l.j. 
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66  (traditio^))  2.  Communia:  n.  iure  (IVIarcian  L.  2  pr.  §  i  D.  l,,, 
(aer  et  sim.)  —  ratione  Gai.  L.  8  D.  8,2  (paries)  Paul.  L.  83 
D.  17,2  (arbor  in  confinio  nata  [item  lapis  qui  per  utruiiique 
fundum  extenditur?]  Der  Schlusssatz  ist  mir  suspect.)  — 
3.  superficies  solo  cedit  (et  civili  et  natm-ali  iure  Gai.  L.  2 
D.  43,18  (11,  73)  Ulp.  L.  50  D.  9,2.2)  —  b)  bei  der  natürHcheii 
Gleichheit  der  Menschen  (nicht  Freie  und  Sklaven  I)  und  bei 
der  Verwandtschaft,  also  bei  dem  naturale  ius  quod  natm-a 
omnia  animalia  docuit:  Am  schärfsten  Ulp.  L.  32  D.  50,i7 
(oben  nur  erwähnt):  Quod  attinet  ad  ius  civile,  servi  pro 
nullis  habentur;  non  tamen  et  iure  natm-ali,  quia,  quod  ad  ius 
naturale  attinet,  omnes  homines  aequales  sunt.3)  Gai.  I,  97: 
liberum  nasci  naturali  ratione  fit.  Tryph.  L.  64  D.  12,6:  liber- 
tas  naturali  iure  continetur  et  dominatio  ex  gentium  iure  in- 
troducta  est.  —  Und  für  die  Verwandtschaft  zunächst,  dass 
die  ratio  naturalis  (Paul.  L.  7  pr.  D.  48,-2o)  quasi  quaedam 
lex  tacita  liberis  parentium  hereditatem  addiceret,  (Pap.  L.  7 
§  1  D.  38,6:  parentes  ad  bona  liberorum  ratio  miserationis 
admittit,  liberos  naturae  simul  et  parentium  commune  votum, 
ähnlich  derselbe  L.  15  pr.  D.  0,2;  etwas  anders  mit  natu- 
ralis affectus  Scaev.  (Tvib.)  L.  28  §  3  D.  34,3)  imd  (Ilp.  L.  5 
§  16  D.  25,3)  parens  ah  a  filio  ratione  naturah  debeat,  auch 
Paul.  L.  14  §  2  D.  23,2:  in  contrahendis  matrimoniis  naturale 
ius  et  pudor  inspiciendus  est:  daher  auch  die  ^'ulgo  quaesita 
nicht  Gattin  des  Erzeugers  sein  kann;  contra  naturales  stimu- 
los  will  (Paul.  L.  36  §  1  D.  27,i)  der  Vater  dem  Sohn  nicht 
curator  sein;  sodann  das  Schema  (Mod.  L.  4  §  2  D,  38,io) : 
.  .  quaedam  cognationes  iure  civili,  ijuaedam  naturali  co- 
nectimtur,  nonnumquam  utroque  iure  concurrente  et  naturali 
et  civili  cojnüatur  cognatio,  .  .  .  (civilis)  sine  iure  naturali 
cognatio  consistit  per  adoptionem.  Daher  (Gai.  I.iöö)  (per  fe- 
minini  sexus  personas)  naturali  iure  cognati;  daher,  mit  An- 
näherung   an    ius    im  subjectiven  Sinne:    (Paul.  L.  4  D.  38,6) 


1)  cf.  Gai.  L.  9  §  3  D.  41.i  (nat.  aequitas\ 

2)  Paul.    L.  44    §  1    D.  44,,:    superficies    natura    solo    cohaeret    wohl 
körperlich  gemeint. 

3)  Vgl.  ülp.  L.  9  §  7  D.   15. j.-  licet  servis  naturaliter  in  corpus  sumn 
saevire. 
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liabeiit  ius  naturalt'  liberoiuni  und  (Ulp.  (Pap.)  L.  8  §  7 
ü.  37,4):  iiu-a  naturalia  in  eo  praevalere,  von  denjenigen  Bluts- 
kindern, die  auch  durch  Adoption  verwandt  sind.  Endlich 
(Cnii.  1,158):  agnationis  .  .  ius  capitis  deminutione  perimitui-, 
cognationis  A^ero  ius  eo  modo  non  commutatur,  quia  civilis 
ratio  civilia  quideni  iura  corrumpere  potest,  naturalia  vero  non 
potest  und,  offenbar  damit  in  Zusammenhang  (Gai.  L.  8 
D.  4,5):  eas  obligationes  quae  naturalem  praestationem  habere 
intelleguntur,  palam  est  capitis  deminutione  non  perire,  (piia 
civilis  ratio  naturalia  iure  corrumpere  non  potest  (itaque  de 
dote  actio  .   .  .  durat).  — 

So  ist  denn  das  naturale  ius,  das  ausserdem  noch  in  der 
bekannten  crux  (liufin.  L.  58  D.  4:4,7):  Pupillus  mutuam  pe- 
cuniam  accipiendo  ne  quideni  iure  natm-ali  obligatur  sich 
findet,  wesentlich  nur  in  zwei  Anwendungen  wirklich  benutzt: 
die  natürliche  Ordnung  einmal,  die  den  Menschen  frei  geboren 
sein  lässt  und  Blutsverwandte  in  ein  näheres  Verhältnis  zu 
ihm  bringt,  und*  sodann  die,  nach  der  die  Sachen  dem 
Menschen  von  Rechtswegen  gehören,  sobald  er  eine  natür- 
liche Herrschaft  an  ilmen  oder  an  ihrer  Hauptsache  ausübt. 
Also:  der  Mensch  frei  und  zur  Sippe  gehörig:  die  Sachen 
unterthan  dem,  der  sie  hat,  und  zu  einander  gehörig,  das  ist 
die  Ausstrahlung  des  ius  naturale  auf  das  wirkliche  Kecht.  — 
Daneben,  kommt  die  naturalis  aequitas,  die  meist  die  Edikte 
rechtfertigen  soll,^)  kaum  in  Betracht:  hier  vei'ziert  naturalis 
nur  das  Hau])twort,  und  (Paul.  L.  1  §  8  D.  47,j)  (furtum) 
lege    natural!    prohibitum    est    admittere    ist    Spielart;    ordine 


1)  Naturalis  aequitas,  natura  aequum:  Gai.  L.  2  D.  38,g  Ulp.  L.  1  §  1 
D.  2„4.  L.  1  pr.  D  4,4.  L.  1  pr.  D.  18,5.  L.  1  pr.  D.  37,5.  L.  11  §  2  D.  15,i. 
Ulp.  L.  2§  2  D.  43,26.  L.  1  §  1  D.  47,4.  -  Gai.  L.  9  §  3  D.  41„  (traditio). 
Marcell.  ad  Jul.  L.  66  D.  50,j7  (exceptio  iusta  nee  ab  aequitate  natural!  ab- 
horren«).  Pomp  L.  14  D.\2^^■  Ulp.  L.  3  §  7  iCels.?)  D.  I2.4  (cond.  ob  cau.sam) 
L.  1  §  4  D.  38,ifi  (successio  graduum).  Paul  L  l  §  1  D.  44,4.  L.  19  pr. 
D.  49., r,  (postliminium).  —  Beachtenswert:  (Ulp.  (Lab  ?)  L.  1  §  1  D.  47,4^ 
actio  (gegen  den  libertus  occisus,  der  post  mortem  domini  ante  aditam  here- 
ditatem  stahl)  naturalem  potius  in  se  quam  civilem  habet  aequitatem,  si 
(juidem  civilis  deficit  actio;  hier  scheint  die  Sklavenfreiheit  iure  naturali 
mitzuspielen. 
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fiuodam    naturali    nactus    est    potestatem    (Tryph.    L.  28    §   l 
D.  28,2)  eine  Feinheit. 

Mehr  auf  die  Natiir  der  einzelnen  Dinge  bezüglich  oder 
ansdrücklich    auf    sie     beschränkt :    I.    Körperlich    und    (beim 
Menschen)    geistig.     A.  Vom  Menschen:    natura    Ulp.    L.    12 
{5  2  D.  21,1  (gutturosus)   (Cael.  Tub.)  L.  14    §  3  D.  21,i  (ste- 
rilis.  Gegens.  vitio  corporis).  L.  24  §  5  D.  24,3  (sae\iis)  L.  128 
1),  '>(),i6  (spado).    —    contra   sexus    naturam    Ulp.    L.  33    §  1 
D.  24,1   tdass   die  Frau  dem  Mann  annua  giebt).  —  ex  aetate 
et  condicione   et  natura  ingenioque  eius:  Valens  L.   12  D.  32. 
auch:  eum  qui  obdorniivit  rem  humanam  et  naturalem  passum 
Ulp.  L.  27  §  9  D.  9,2  =  coli.  12,:.   —    differentia  naturae  etc. 
Ulp.L.  31  D.  46,3.  —  liumanae  naturae  congruum  Marcian  (Trib.?) 
L.  65  §  3  D.  32.  —  sceleris  causas  ei  natura  administrat  SC. 
Mac.  Ulp.  L.   1  pr.  D.   14,6.  —  hominum  natura  Scaev.  L.  38 
D.   12,1  cf.  Paiü.  L.   19  §  10  D.  49,15.   Men.  L.  4  §  1  D.  49,i6. 
Cels.  L.  32  D.   16,3  natura   in   homine  generandi  et  consuetu- 
do   spectanda    est    Paul.   L.  9  pr.  D.  28,2.    —  naturalis  homi- 
num ad  dissentiendum  facultas  Ulp.  L.  17   §  6  D.  4,8.  —  B. 
von  Tieren:    natura    eorum    fera:   Gai.  L.  2    §  2    D.  9,2  L.  5 
i5  2  bis   §  6  D.  41, 1.   naturahs:  feritas  Ulp.  L.   1  §  10  D.  9,i. 
laxitas    Ulp.    (Pomp.?)    L.   44    D.   41,i.    libertas    Proc.    L.    55 
D.  41,1.    Gaj.  L.  3    §  2.    L.  5    pr.    D.  41,i.    II,  67.  67.    PauL 
(Nerva?)   L.  3    i<  14    D.  41,2.    —    G.  Vom  festen  Boden  und 
vom  Gewässer    (wobei   der  Gegensatz  manu  facto  opere  beim 
Fliessen,    publicus    impositicius  bei    der  operis  novi  nuntiatio, 
lex   ATtustas   bei    der    aqua    pluvia,    imbribus   mari   beim    An- 
scliwellen    des    Flusses,    und    zu    beachten,    dass    gerade    die 
äheren  Juristen  mit  diesen  Gegensätzen  gern  operieren):  Ulp. 
L.   13    pr.    D.  8,4.   (Ped.)    L.  5    J5  9    D.  39,i.    L.  24    pr.    §  2 
D.  39,2.  L.   1.  1  §  1  §  13.  15.  (Lab.)  22.22:  23  D.  39,3.   Paul. 
L.  2  pr.  (Varus)  §  5.  (Labeo)   §  6.   L.    1  §  5.  5  D.  43,i2.  L.    1 
§  S  D.  43.13.    L.  1  ^  3.  3  D.  43,20.    Ner.  L.  6  eod.     Gai.  L.  7 
i<  ö  D.  41,1  Pomp.  L.  30  §  2  eod.  Paul.  L.  12  §  2  D.  42,5.  — 
D.  Motus    naturalis    arboris    Pomp.  L.  7  D.  8,9.    vis  naturahs 
v(>lut   terrae  motus  Jav.  (Sab.)  L.  59  D.  19,2.  —  D-  Vom  Gift 
und    seinem  Einfluss  auf  die  Natur   des   Dings   cui   adhibitum 
est.       Gai.    L.    35  i^  2   D.   18,i.    L.  236  pr.   D.   50,i6.    —    Von 
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Eröffnung:  natura  sui  patefactae  tabulac  Ulp.  L.  10  >;  1  D.  •29,3 
naturaliter  apertae,  clausae  Ulp.  L.  3  i^  19.  23  D.  29,5.  —  ^^on 
der  Farbe:  Ulp.  L.  70  §  12.  12  D.  32.  —Von  der  Eeife :  Jav. 
L.  42  D.  33,-2.  —  Bei  der  Servitut:  naturaliter  non  manu  facto 
laedere  potest  funduni  .servientem  Pomp.  L.  20  i^  1  D.  8,3. 
causa  naturalis  (also  jjerpetua)  Paul.  L.  28.  28  D.  8,2.  Mehr 
allgemein:  Gai.  L.  14  D.  16,;j.  L.  16  D.  18,«.  III.  90.  193. 
IV.  66.  66.  Ulp.  L.  3  §  2  D.  6,1  (eju.sdem  naturae  confusum). 
L.  38  D.  50,iü.  Paul.  L.  78  i:j  4  D.  32  (talis  naturae  ut  sae- 
I)ius  in  sua  retUgi  [)Os.sint  initia)  Vorahnung  von  Justinians 
Einteilung  bei  der  Specitication).  —  Ulj).  L.  19  ij  17  D.  34,,) 
(gemmis  contrariae  naturae  lapilli). — II.  Halb  juiistisch:  Ven. 
L.  137  pr.  D.  45,1  (momentum  naturae)  von  der  Zeit.  —  na- 
turalis datio  peculii  Paul.  L.  8  D.  15, 1;  naturaliter  soluta  pecu- 
nia  Marcian  L.  49  D.  46,3.  cf.  Pomp.  L.  107  (eod.)  naturaliter 
indivi.sa  Pomp.  (Trib?)  L.  26  i^  2  D.  30.  natura  divisionem, 
partis  dationem  adniittere,  recipere  Paul.  2  >>  1  D.  45, 1.  natura 
superficies  solo  cohaeret  Paul.  L.  44  iij  1  D.  44,7.  —  op^xjrtu- 
nitas  natiu-alis  operarum  Ulp.  (l'els.?)  L.  26  §  12  i).  12,0.  — 
natura  gregis  Pomp.  L.  30  i^  2  D.  41,3  Iructus  Pomj).  L.  69 
D.  7,1. — III.  Ganz  juristisch:  lex  naturae  dotis  actionis  tribuit 
Paul.  L.  27  ^2  D.  2,14. — natuia:  actionis  ( — num)  Jav.  L.  60 
D.  21,2.  Gai.  IV,  33.  Ulp.  (Jul.)  L.  12  i^  2  D.  4,2.  L.  20  i?  4 
1).  5,3.  L.  14  i^  13  D.  11,7.  cavillationis  Jul.  L.  65  D.  50,i7  = 
Ulp.  L.  177  D.  50, IG.  condiciunum  Maec.  L.  91  D.  35,1  servi- 
tutium  Pomp.  L.  15  §  1  D.  8,1.  dul.  L.  32  §  1  D.  8.2.  Paul. 
L.  13  D.  33,2  (viae  s.  natuia  sui  habet  intennissionem).  negotii 
Char.  L.  21  §  3  ü.  22,,-,.  (.l)ligationis  Paj».  L.  9  §  1  ü.  45,2. 
rip.  L.  5  D.  46,1.  Paul.  L.  44  §  1  Ü.  44,7.  stipulationis  Ulp. 
L.  1  §  4  D.  46,5.  societatis  (Gai.  III,  149  suppl.)  venditionis 
(auctoritatis?)  Ven.  L.  139  D.  45, 1.  —  acceptilatio  non  sua  n. 
sed  potestate  conveiitionis  valet  Jul  L.  5  pr.  1).  18,5.  sti[mlationes 
natura  sui  cautionales  .sunt  Ulp.  L.  1  §  4  D.  46,5.  contra 
naturam  legati  Ulp.  L.  6  §  1  D.  33,8  potest  mandatam  ex 
pacto  suam  naturam  excedere  Paul.  L.  5  §  4  D.  19,5.  contra 
bonam  fidem  et  depositi  naturam  Pap.  L.  24  D.  16,3.  extra 
naturam  contractus  Ul]).  (Pap. 7)  L.  7  §  5  D.  2,u.  condicio 
natuia    gravior    et    durior    Pomp.    L.    35    Ü.    35, 1.    valetudinis 
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iinpendin  ad  euiu  peitinere  natura  manifestum  est  Gai.  L.  4-") 
D,  7,1  und  älml  vgl.  S.  153  A.  3.  Man  sieht  nirgends  einen  An- 
satz zum  teclmisclien  als  höchstens  im  Wasserrecht,  wo  di»; 
Natur  am  unuiittelharstcm  dauei'ud   ins  Reclit  eingreift. 

§  3.  Insbesondere  Naturalis  cognatio. 

Wohl  aher  verlohnt  es,  der  auf  das  ius  naturae  gebaut« 'U 
Bezeichnung  der  Verwandtschaft  und  ihrer  Stufen  als  naturales 
nachzugehen:  cognatio  (vgl.  Ulp.  L.  17  §  1  D  1,:)  selbst  ist 
oben  bert-its  erwähnt,  und  Modestinus  fährt  in  der  Stellt« 
L.  4  §  2  D.  38,10  fort:  .  .  naturalis  cognatio  pei-  se  sine  civjli 
cognatione  intellegitur  quae  per  feminas  descendit  qnae  Aitlgo 
liberos  j)eperit:  civilis  autem  per  se  (quae  etiam  legitima 
dicitur)  sine  iiu-t-  naturali  cognatio  consistit  per  adoptionem: 
titrofiue  iure  consistit  cognatio,  cum  iustis  nitptiis  contractis 
copulatur:  un<l  Paul.  L.  Ki  §  4  D.  38,io:  qi^i  f^«^  adgnatus  .-t 
cognatus  est,  non  utique  autem  i[ui  cognatus  est,  et  adgnatus 
est :  alterum  enim    civile,  alterum  naturale  nomen  est. 

Allein  die  Übersicht  ül)er  die  Stellen  mit  naturalis  hei 
Verwandten  lehrt,  dass  naturalis  bei  der  Verwandtschaft  weit- 
aus in  flen  meisten  Fällen  nicht  füi-  die  'natüi'liche"  Verwandt- 
schaft, sondern  entweder  für  die  leibliche  iui  Gegensatz  zur 
Ado})tiA-verwandtschaft  (zur  mere  civilis),  oder  für  die  nati"ir- 
liclie  Verwandtschaft  der  Sklaven  steht,  (rut  -'3  aller  Stelleu 
fallen  liberi  und  pater  naturalis  =  leiblich,  und  tilius  natu- 
ralis als  Sklaven  zu,  nur  1/g  konnnt  auf  die  natürliche,  il.  h. 
nnehelic-lie  Verwandtschaft  der  Freien.  Pater  naturalis  ist  wesent- 
lich nicht  im  Gegensatz  zu  dem  (|uem  nn])tiae  demonstraut  dei- 
Vater  ohne  Ehe,  sondern  zum  'Kunstvater"  ilurch  Adoption 
der  Erzeug(-rl)  und  zum  jiaterfamilias  der  Freien,  wenn  ein  Sklave 
in  Fi-age  kommt,  der  Vatei-  'iure  naturali'.^)  Xicht  geminderte 
üechtsfolgen  des  blos  nati'irlichen.    sondern    die    normalen  des 


1)  Also  (1er  dem  nacli  Ulp.  L.  195  3.  2  D.  öO,^;  (familia  =z  pluies 
personae  quae  sunt  sub  uaiiis  potestate  aut  natura  aut  iure  subiectae  --) 
die  betreffenden  Personen  natura  subjectae  sunt,  so  dass  sie,  auch  wenn 
einem  in  Adoption  gegeben,  eben  wie  nach  Ulp.  XXVllI,  9  die  capite  mi- 
nuirten  Agnaten  Si  patris  legitimum  ius  amiserint.  natura  tarnen  cognali  manent. 

2'    Die    Stellen    sind     inacb    Seite    und    Zeile,    v^l.    ö.   149  Anni.  2.: 


—  162  — 

naturgetnässen  kommen  bei  ihm  zur  Frage.  Die  natura  als  Haupt- 
wort im  Gegensatz  zur  adoptio  kommt  selir  selten  zur  Hebung: 
Mod.  L.  1  pr.  D.  1,2:  filios  familias  non  solum  natura,  verum 
et  adoptiones  faciunt  Jav.  L.  16  D.  1,7  adoptio  in  liis  personis 
locum  habet  in  quibus  etiam  natuia  potest  habere,  Pap.  L.  23 
pr.  1).  28,2:  veri  patris  adoptivus  filius  nuDKpiam  intellegatur, 
ne  imagine  naturae  veritas  adumbretur.  Und  für  die  Sklaven 
Ven.  L.  12  §  4  D.  48,2  (parentes  cognatosve  aut  patronos)  ,  .  . 
in  servos  quantum  ad  verba  ])ertinet,  non  cadunt;  sed  cum 
natm-a  commimis  est  similiter  et  in  eos  animadvertetur,  wo 
allerdings  quantum  pertinet  und  cum  —  animadvertetur  nicht 
ganz  zweifelsohne  ist.  (Ulp.  L.  1  §  1  I),  37,i5):  et  inter 
collibertos  matrem  et  filium  pietatis  ratio  secundum  naturam 
salva  esse  debet  (wegen  der  obsequia)  gehört  ebenfalls 
hierher. 

§  4.  Insbesondere:  Naturalis  obligatio. 

Für  die  Entwicklung  der  naturalen  Schuld  von  Bedeu- 
tung ist  das  älteste  Fragment,  welches  diesen  Ausdruck 
bietet,  L.  40  i^  3  D.  35, 1  von  Javolenus:  Dominus  servo 
aureos  (juinque.  eins  legaverat:  'heres  mens  Sticho  servo  meo 
quem  testamento  liberum  esse    jussi    aureos    quinque    quos  in 


Naturalis  1.  von  leiblicher  Verwandtschaft:  avus  Afr.  2283,33.  I**P-  *904.j4. 
Ulp.  2298,27.  302„9.  Paul.  2280.30.3?.  Mod.  2831.  consanguinei  Ulp.  2366,0, 
familia  Gai.  IILyp  Ulp  2345,,«.  348,i5.  filius  Gai.  11,13,;  Ulp  '^Söh,^,.  Paul. 
2353,1^.  Marcian.  23,2-  Mod.  19,31-  seil,  filius  Ulp.  vat.  196.  suus  heres  Ulp. 
XXIX.i.  -.  Paul.  coli.  16,3.  4.  liberi  Gai.  1,97.  1Q4.  III.40.  4,.  coli.  16,2,3.  Ulp. 
«278,12.  345,11.  370,iy.  21-  22-  ^IW»i-  9-  XXn,i4.  XXVIII,3.  3.  XXIX.j.  Paul. 
666,17.  2345  3y.  3'<3,3ü.  856,3  °«P08  ^'IP-  18,34.  2370,2..  parens  Gai.  II,  137. 
Ulp.  44.31.  Paul.  2280,34.  Pater  Jav.  2667,,,.  Jul.  mS.^,.  Gai.  II,  137.  Call. 
22,3,j.  Pap.  857,3,.  -336„i.  810,24.  Ulp.  430,20-  ^^81,.,2.  282,7.  293,io.  348,13. 
371k!-9-ii.2i-  Paul.  659,.^o-  668,17.  ,9.  20-  '^^82,2^,  673,3,,.  l^'^s.)  II,2H,i.  coli.  IV, 
12,1.  —  2.  von  natürlicher:  filia  Paul.  659,7.  ^^50,  ,4.  ,c  filius  Pap,  495..,, 
(vel  frater).  Paul.  859.33.  39-  V,  6,10-  Mod.  492,2.  ''52,i,;.  frater  Paul.  859,35.  35. 
parentes  Paul.  44.2^.  pater  Scaev.  286„o.  Paul.  2450,]7.  17.  —  3.  bei  Sklaven- 
erzeugung: filia  Scaev,  268,2.  filius  .lul,  2564„5  Scaev.  284.3c,.  255,4.  Pap.  495,«. 
Ulp.  582,32.  ^234,34.  427,23,  891,,.  Paul.  288,33.  ..(<.,.  2213..,5.  V,  6.,^.  filius  filia 
frater  soror  Gai.  I,  19.  Ulp.  2426,14,  ^^'^^^  '^^^  '"^ater  Pap.  2424,9  (vel  pater). 
ülp.  219,,,,.  liberi  Scaev.  (Tryph.)  268„o.  Ulp.  2234.3,;.  cf.  476,2i.  Paul.  555,.,,. 
Herrn.  2318. j,;,  pater  Scaev.  268,^^.  84,4i. 
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tabiüis  (lel)eü  dato.'  Nihil  servo  legatum  esse  Namusa  Servi- 
uiu  respondisse  scribit,  quia  dominus  servo  nihil  debere 
potuisset;  ego  puto  secundum  mentem  testatoiüs  naturale  niagis 
quam   civik'   debitum   spectandum  esse   —  et   eo  im-e   utimur-. 

Hier  ist  ein  letzter  Wille  auszulegen,  und  zwar  das 
AVort  'debeo';  Servius,  indem  er  die  Folgen  der  Rechtsregel 
'wie  ein  Fatum  trug',i)  urteilte:  Herr  kann  dem  Sklaven  lediglich 
'nihil'  scliulden,  eriro  ist  nihil  legiert  Javolenus  wünscht 
dem  AVillen  gerecht  zu  werden  und  legt  in  das  debeo  auch 
die  Schuld,  welche  nur  natural,  nicht  civil  ist.  Hier  kann 
man  aiich  sehr  wold  sagen:  'die  dem  ius  naturale  entspricht' 
denn,  wie  oben  gezeigt,  ist  die  menschliche  Fi-eiheit  der  erste 
Hau})tsatz  (Ifs  ius  naturale.  Offenbar  ist  es  leichter,  vom 
Rechte  abweichend  auch  Eechtsbegriffe  auszulegen,  wenn 
privater  AVille  erfüllt  werden  soll:  denn  warum  sollte  sich  der 
l^rivate  notwendig  einer  strengen  Eechtssprache  bedient  haben! 
Also:  weil  del)eo  hier  offenbar  im  Sinne  des  testator  die 
SklaA-enschuld  im  Sinne  hat,  ist  dieses  naturale  debitum  nach 
dem  Testament  auszuzahlen.  An  und  für  sich  musste  eine 
solche  Auslegung  möglich  ersclieinen  wegen  des  peculium, 
bei  dem  vom  debere  des  Sklaven,  auch  dem  Herrn  gegenübei-, 
wegen  der  deductio,  fortwährend  die  Bede  ist.  —  Feiner  dis- 
tinguiert Pap.  L.  25  §11).  36,2:  'Heres  mens  Titio  dato 
quod  milii  Seius  debet.'  Si  Seius  pupillus  sine  tutoris  aucto- 
ritate  nummos  accei)it  nee  locupletior  factus  est  et  creditor  ad 
praesens  debitum  verba  rettulit,  (ptia  niliil  Seius  debet,  nullius 
momenti  legatum  ei'it:  quod  si  vrrbo  'debiti"  naturalem  Obli- 
gationen! et  futuram  Solutionen!  cogitavit,  interiu!  nihil  Titius 
petet,  quasi  tacite  condicio  inserta  sit  .  .  .  (folgen  Gleichnisse  und 
Bemei-kungen  liber  bedingte  Legate.  Papinian  liat  beide  Ent- 
scheidungen zui-  Hand,  die  des  ScrA'ius  und  die  des  Javolen:  er 
erwägt  auch  den  Fall,  dass  nui-  das  noimale  del)itani  (regenstand 
desd^egats  sein  sollte,  und  lässt  fih'  den  Hau})tfall,  dass  gegrhcn 
wei'den  sollte  was  zu  haben  wai'.  eine  den!  bedingten  Legat 
ähnliche,  (übi-igens  den  Besonde!-heiten  des  Falles  gemäss  ab- 
geänderte) Behandlung  eintreten.  Abei-  auch  bei  ihm  i^^t 
alles  Intei'pretation  des  debeo.  — 

1)  DeiDburg.  Pandekten,  Bd.  Ili  §   116  vom  Praelegat. 
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Ein  Schritt  weiter  und  wir  finden  Tryplioninus :  nicht  nur 
Testamente,  auch  Kechtssätze  sind  auszulegen,  und  bei  der 
condictio  indebiti  ist  die  freie  Auslegung  um  so  leichter,  als 
der  Ausdruck  condictio  indebiti,  eben  wie  condictio  sine  causa 
nur  ein  wissenschaftlicher  und  vulgärer,  kein  Gesetzeswort  ist : 
Tryph.  L.  64  D.  12,6:  Si  quod  dominus  servo  debuit  manu- 
misso  solvit,  quamvis  existimans  ei  aliqua  teneri  actione,  tarnen 
repetere  non  poterit,  quia  naturale  adgnovit  debitum;  ut  enim 
libertas  natural!  iure  continetur  et  dominatio  ex  gentium  iure 
introducta  est,  ita  debiti  vel  non  debiti  ratio  in  condictione 
naturahter  intellegenda  est.  In  dem  Sclüusssatz  (auf  (piia 
naturale  adgnovit  debitum  lege  ich  hier  weniger  AVert)  wird  der 
Ausdruck  indebiti  erwogen  und  zwai'  auf  der  Grundlage  des 
naturale  und  im  Einklang  mit  dem  naturale  ius,  welches  im 
Sklaven  den  Menschen  achtet:  wir  haben  hier  zweierlei,  die 
natürliche  Atislegung  des  indebitum  und  die  Haftung  des 
Sklaven,  nach  den  imaginären  Grundsätzen  des  naturale  ius, 
die  aber  hier  soweit  berücksichtigt  werden,  um  den  Rückstoss 
des  condictio  zu  verhindern.  Zu  dieser  Anerkennung  des 
Satzes  des  naturale  ius,  dass  Sklaven  Menschen  seien,  stimmt 
als  Umkehrung:  Eufinus  L.  58  D.  44,;:  Pupillus  mutuam  pecu- 
niam  accipiendo  ne  quidem  iure  naturali  obligatur;  denn,  fassen 
wir  das  ius  naturale  in  der  Begrenzung  die  Ulpian  ihm  in 
L.  1  §  3  D.  1,1  (hinc  liberorum  procreatio,  hinc  educatio)  giebt, 
so  ist  in  der  That  das  ^naturale',  dass  ein  Kind  nicht  ver- 
pflichtet wird,  denn  die  Willensunreife  der  Kinder,  ihre 
Unzulänglichkeit  ist  Xatur,  nicht  Menschensatzung:  man 
vergleiche  nur  für  den  Gegensatz  gegen  servi  die  oben 
besprochene  L.  12  §2  D.  5,i,i)  nach  der  Paulus  sagt:  quidam 
.  .  lege  impediuntur  ne  iudices  sint  (piidam  natura  (piidam 
moribus.  Natura,  ut  surdus  mutus  et  perpetuo  furiosus  et 
impubes  (juia  iudieio  carent.  (Lege  ....).  Moribus  feminae 
et  .servi  non  quia  non  habent  iudicium,  sed  quia  receptum  est 
ut  civilibus  officiis  non  fungantur.  Hier  steht  die  Unfähigkeit 
der  Sklaven  auf  dem  Conto  der  zufällig  eingebürgerten  mores, 
tlie    dei-    Pupillrn    auf    dem    Plane    der    Xatui'.      Was  freilich 


1)  Auch  von  Scbwanert  S.  386  Anm.  80  citiert. 
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Rufinus  seinerseits  aus  diesem  durch  die  Com])ilatoren  mit 
Rechtskraft  verseheneu  Entscheidungsgrund  für  eine  spezielle 
Folge  zog,  ist  eine  andere  Frage,  die  zu  beantworten  ich 
keinen  Anlauf  nehme;  abei-  zu  Ulpians  Definition  und  zu 
Paulus  Ti'ichotoinie  stimmt  die  Äusserung. 

Auch  in  L.  11  §  2  D.  15, i  giebt  Ulpian  (Mne  an  Javo- 
lenus  naturale  magis  (juam  civile  debitum  spectandum  an- 
klingende Begründung:  Si  a  debitore  dominico  servus  ex- 
egerit,  an  domini  debitorem  se  fecerit  (piaeritur:  et  Julianus 
libro  XII  digestoruui  non  aliter  dominum  deducturum  ait  (piam 
si  ratum  habuisset  ([uod  exactum  est.  [eadem  et  in  filio  fami- 
lias  dicenda  erunt].l)  Et  puto  veram  Juliani  sententiam:  natu- 
ralia  enini  debita  spectamus  in  peculii  deductione;  est  autem 
natura  ae([uum  liberari  [filium  vel]  servum  obligatione  eo  rpiod 
indebitum  videtur  exegisse.  Der  Gedankengang  ist:  Was 
der  Sklav  vom  Schuldner  des  Herrn  eintreibt  (und  in  die 
Peculiarkasse  abführt)  ,  schuldet  er  dem  Herrn  erst  dann, 
wenn  dieser  gutheisst,  nicht  ipso  facto:  denn  wenn  der  Herr 
das  Geld  als  indebitum  behandelt,  so  hat  er  kein  Recht,  es  A'om 
Sklaven  herauszuverlangen  i;nd  also  schuldet  dieser  es  ihm 
nicht,  wird  vielmelu-  es  dem  (\-ielleieht  nu]-  vermeintlichen) 
Schuldner  herauszugeben  haben.  Die  naturalia  debita  sind 
die  Schulden  zwischen  Sklaven  und  Herrn,  und  das  natura 
aequum  nicht  viel  mehr  als  ein  Wort.spiel,  weit  inhaltsreicher  die 
kurze  Bemerkung  Papinians:  L.  95  5:j  4  D.  46,3  Naturalis  obli- 
gatio ut  pecuniae  numeratione  ita  iusto  pacto  vel  iure 
iurando  ipso  iure  tollitur,  quod  ^•incululn  ae(juitatis  (pio  solo 
sustinebatur  conventionis  aequitate  dissoh'itur :  Jdeo(|Ue  fide- 
iussor  quem  pupillus  dedit  ex  istis  censis  lilierari  dicitur.  Diese, 
lU'sprünglich    wohl    auf    die    Pupillenobligation    beschränkte^) 


1)  Im  Titel  de  peculio  ist  öfters  filius  vel  eingeschoben,  wie  teils  die 
chiastrsche  Stellung,  teils  die  Thatsache  zeigt,  dass  meist  der  servus  allein 
steht 

2]  Schwanert  S.  54:  ..wenn  man  auch  die  Stelle  ganz  allgemein  auf 
alle  natt.  obl.  beziehen  will".  S.  375:  ,,wenn  man  die  ganze  Stelle  allein 
oder  doch  mit  auf  die  obl.  pup.  bezieht"  Auch  L.  25  §  1  D.  36.^,  in  der 
Pap.  ebenfalls  den  bei  ihm  seltenen  Ausdruck  hat,  spricht  vom  pupillus 
allein.     Für  die  Naturalobligation  hat  er  in  L.  94  §  3  D.  46,3  *^^°  geschmei- 
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Äusserung  lässt  «las  Treu-  und  Glaubensband,  das  jene  Obli- 
gation allein  zusammenliält,  lösen  durch  Treu  und  Glauben 
des  Aufhebungspaktes,  wie  denn  Papinian  vom  vinculuni  na- 
turale auch  L.  59  D.  12,6  spricht:  ])rior  solutio  quae  fuit  irrita 
naturale,  vinculum  non  dissolvit  nee  civile.  Dagegen  Ulpian 
in  der  citiciteu  Stelle  vermengt  die  Sklavenscliuld  mit  der 
natürlichen  Billigkeit.  Innnerhin  zeigt  diese  Stelle,  welche 
t'benwie  L.  40  >:;  ■}  cit.  35, i  von  Javolenus  den  zweiten  Fall 
der  Sklavenscliuld  behandelt  (Gai.  III,  119  sive  extraneus  sit 
(jui  a  servo  .  .,  sive  ipse  dominus  in  id  (piod  sibi  debeatur), 
interpretativen  Charakter. 

Hiernaeli  haben  wir  einige  Ausspi'üclie,  die  den  Jiömi- 
schen  lU'chtslehrern  das  liestreben  abnötigte,  im  gegebenen 
debere  das  natura  debere  des  Sklaven  unterzubringen,  vom 
gegebenen  indebitum  das  natura  debitniu  loszul()sen,  und  da- 
mit stimmt  einmal,  dass  die  grosse  Mehrzahl  dei-  Stellen  mit 
Xaturalschuld  und  Naturalobligation  gerade  zum  Behuf  der 
condictio  indebiti  da  ist,  sodann,  dass  auf  diese  letzter»^ 
wiederum  die  meisten  Stellen  mit  naturale  debitum  fallen,  und 
endlich,  dass  diese  Stellen  meist  eine  Motiviei'ung:  (piia  naturale 
debitum  manet  enthalten,  die  nur  durch  den  Rückhalt  an  dem 
indebitum  der  (selbst  naturalen)!)  condictio  idier  das  Gebiet  der 
Phrase  erhoben  wird: 

Xer.  L.  41  D.  12,(i:  l^uod  jiupillus  sine  tutoris  auctoritatc 
stipulanti  promiserit  solverit  repetitio  est,  quia  "nee  natura  debet. 

Ven.  L.  'S  >;  1  D.  46,8:  non  inutiliter  doli  mali  ex- 
ceptione  adx'ersus  debitorem  uti  (piia  naturale  debitum  manet. 

Trv])h.  L.  ()4  D.  12,(;:  <iuia  naturale  adgnovit  debitum: 
.  .  .  debiti  \f\  nou  dchiti  ratin  in  condictiojic  uaturaliter 
intellegenda  est. 

digen  Ersatz  1.  causa  quae  peti  quideiii  non  poterat,  in  sohilione  autem  pe- 
titionem  non  praestat  2.  (pecunia)  (luae  petitionem  (quidem)  non  habet  (soliitione 
uutem  facta  repeti  pecunia  noupotest),  3.  ad  eamspecieni  solvendis  pecuniisservum 
praeposuisse,  quae  solvi  non  debuerunt  in  Verbindung  mit  in  eam  speciem 
obligationis  quae  habuit  auxiliuni  exceptionis.  —  Vom  Pupiileueid  auch  Ulp. 
(Jul.j  L.  42  pr.  12.^:  naturalis  obligatio  hac  pactione  tolletiir.  worauf  die 
.  Erörterung  sich  bald  dem  Bürgen  zuwendet. 

1)  ]'aul.  L.  15  I).  12,^:  Indebiti  soluti  condictio  naturalis  est  et  ideo 
etiam  quod   rei  solutae  accessit   venit  in  condictionem  etc.  — 
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Ulp.  L.  26  §  12  D.  12,6:  natura  fiiiin  ojit'ias  pationo 
libertus  debet  .  .   .  quia  natura  ei  debentur. 

Paul.  L.  60  pr.  D.  12,6:  licet  enim  ab.solutus  sit,  natiuaij 
tarnen  debitor  pernianet.  (verum  debitorem  jjost  1.  c.  ma- 
nente  adhue  iudicio  solventem.) 

Einfacher  Paul,  L.  1  §  17  ü.  35,2:  id  ([uod  natura 
hereditati  debetur  et  peti  .  .  non  jiotest.  Man  kann  hiermit  ver- 
gleichen die  Behandlung  der  causa  in  dem  nämlichen  Eechts- 
gebiet:  Julians  berülnntes:  sublata  enim  falsa  opinione  relin- 
quitur  pietatis  causa,  ex  qua  solutum  re^teti  non  potest  in 
L.  32  §  2  D.  12,6,  eben  wie  Ulpian  (Jul.)  in  L.  38  uk.  I).  2,0: 
Ex  hac  causa  (ex  causa  edicti):  (piod  (iuis(]ue  iuris)  solutum 
rei)eti  non  posse  Julianus  putat:  superesse  enim  naturalem 
causam  quae  inhibet  repetitionem  deutet  ofifenbar  auf  die  con- 
«lictio  sine  causa:  da  noch  pietatis  und  naturalis  causa  ^  or- 
handen,  kann  nicht  sine  causa  condiciert  werden.  Einem  iUm- 
lichen  Gedankengang  wie  L.  3  §  ult.  D.  2,2  scheint  L.  2  i<  2 
D.  4,5  (aus  IHp.)  füi-  die  capite  niinuti  zu  folgen:  ht  (pii 
capite  minuuntur  ex  bis  causis  quae  capitis  deminutionem  }irae- 
cesserunt  manent  obligati  naturaliter;  zum  Edict  und  zum 
folgenden  Inhalt  des  §  2  würde  besser  iure  honorario  jiasscn. 

Bevor  auf  die  Stellen,  welche  bei  der  soluti  retentio  von 
naturalis  obligatio  (nicht  n.  debitum)  reden,  eingegangen  wird, 
bringe  ich  diejenigen,  die  der  fideiussio  (meist lehrhaft)  gedenken. 

Die  Beziehung  der  fideiussio  zur  naturalis  obligatio  w  ird 
lehrhaft  verkündet : 

Jul.  L.  16  §  3  D.  46,1 :  Fideiussor  acciiii  [»otest  (piotims 
est  ali(pia  obligati(j  civilis  vel  naturalis  cui  appbcetiir,  ilazu 
Jul.  L.  7  1).  46,1 :  quod  enim  solutum  repeti  nun  j)otest  con- 
veniens  est  huius  [naturalis  obligationis]  lideinssorem  a((i]ti 
posse. 

Gai.  III,  119a.  Fideiussor  vero  omnibus  (JiligatiouiI»us 
id  e«t  sive  re  sive  verbis  sive  litteris  sive  consensu  coiitractac 
fuerint  obligationes  adici   potest.     Ac  ne  illud  quidem  interest, 


1)  Man  beachte,  dass  zwar  naturalis  obligatio  manet,  alter  nicht  natu- 
ralis debitor,  sondern  natura  debitor,  vgl.  auch  Faul.  L.  18  pr.  D.  3,-:  natura 
debitor  fuit. 
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lUrum  civilis  an  naturalis  obligatio  sit  cui  adiciatur:  atleo  .li- 
fk'iii  ut  pro  sorvo  etc. 

Ulp.  L.  6  §  "2  D.  46,1 :  Adhibcii  autem  fideiussor  t  in 
futui-ae  t|aain  i)raecedenti  obligationi  potest,  dnmmodo  sit  ili- 
(|ua  vel  naturalis  futnra  obligatio. 

Alle  vier  Stellen^)  haben  naturalis  obligatio  und  insbeson- 
dere läs.st  der  Vortrag  des  Gaius  uns  den  Gang  der  Doc./in 
erkennen:  fiideiussor  kann  jeder  Obligation  beiti-eten  (Gegen- 
satz: Sponsor);  (piaei'itur  ob  auch  SklavenverpHichtungen:  ja, 
es  ist  kein  Unterschied,  ob  eine  obligatio  civilis  oder  natiiralis. 
Weil  beim  fideiussor  nicht  das  debitum  sondern  die  obligatio 
fiu-  die  Definition  verwendet  wird,  ist  auch  bei  dem  naturale 
die  obligatio  in  Frage.  Merkwürdig  bleibt,  dass  mulier 
jiupillusve  für  Gaius  non  obligati  (III,  119)  oder  inutiliter 
(»l)ligati  (111,  179)  sind,  der  Sklave  naturahs  obligatio  auf 
sich  nimmt,  während  bei  der  novatio:  si  a  servo  stipulatus 
fuero  .  .  .  (,der  frühere  Schuldner  wird  ergänzt),  adhuc  obli- 
gatus  tenetur  ae.  si  postea  a  nullo  stipulatus  fuissem.  Es  ist 
gar  nicht  ausgeschlossen,  dass  nacli  Gaius  Meinung  dei 
Skla\'e  für  die  hdeiussio  mehi',  für  die  novatio  weniger  liefert 
als  nuilier  })upillusve. 

So  findet  sich  füi'  den  fiik'iussor  auch  son.st  die  naturalis 
obligatio  Ulp.  L.  1  §  2  D.  45,i:  Si  (piis  ita  interroget  Mabis'? 
resi)onderit  Sjuidni"?  et  is  uti(pie  in  ea  causa  est,  ut  obligetur: 
contra  si  sine  verbis  adnuisset.  (non  tantum  autem  civiliter?] 
sed  nee  naturaliter  obligatur  cjui  ita  adnuit.  Et  ideo  recte 
dictum  est  non  obligari  i)ro  eo  nee  hdeiussorem  (juidem. 

rill.  L.  (i  §  2  ü.  40, i:  Adliiberi  autem  fideiussor  tam 
futurae  (puim  praecedeiiti  obligationi  pote.st.  dummodo  sit  ali- 
(pui   vel  naturalis  futura  obligatio. 

Vi\\).  L.  ')•»  >;  2  D.  15,1 :  fideiussor  (pHxpie  utiliter  accej)- 
tus  videtur,  <iuia  naturahs  ol)ligatio  (piam  etiam  servus  sus- 
cipei'e  videtur,   in  litem  translata  non  est. 

AIV.  L.  21  §  -5  1).  46,1 :  (fideiussor)  sive  civilis  sive  tantum 
natui'alis  in  reum  fuisset   (seil,   obligatio). 

Vcn.    L.    18   U.   14,u:   (.'ivditorcm  filii  familias  mortuo  eo 

1)  L.  16  §  3  ursprünglich  eins   nomine? 
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fi(  * ''mssorem  aceipere  non  posse  Julianns  seribit,!)  qnia  nuUa 
ol)ligatio  ant  civilis  ant  naturalis  sn])ersit  cui  üdeiussor  acct'dat ;2) 
])' \ne  a  patre  eins  actionis  nomine  (piae  de  ))ecnlio  adversns 
er-M  competat  fideiussorem  reete  accipi.3) 

Pap.  L.  95  §  4  D.  46,3:  Naturalis  obligatio  ut  pecuniae 
nvraeratione,  ita  iusto  pacto  vel  iureiurando  ipso  iure  tollitur, 
(]i:ibd  vinculum  aequitatis  quo  solo  continebatur  conventionis 
aequitate  dissolvitur;  ideoque  fideiussor  ([uem  pupillus  dt'dit  ex 
istis  causis  liberari   dicitui'. 

Ulp.  (Jul.)  L.  8  §  8  D.  46,1 :  Et  post  litem  contestatain 
fideiussor  accipi  potest  quia  et  civilis  et  natm-alis  subest  obli- 
gatio; et  hoc  et  Julianus  admittit  eoque  iure  utimur.  An  ergo 
condemnato  reo  excejjtione  uti  possit  quaeritur;  nam  i})SO  iure 
non  liberatur. 

Es  ist  fast  überall  der  feststehende  Satz:  kein  Unter- 
schied ob  civilis  oder  naturalis  obligatio,  der  zur  Anschauung 
gebracht  wird. 

Nur  eine  Stelle  hat  debitum: 

Scaevola  L.  60  D.  46,i  lautet;  Ubicumque  reus  ita  libera- 
tur ut  natura  debitum  maneat,  teneri  fideiussorem  respondit: 
cum  vero  genere  novationis  transeat  obligatio,  fideiussorem  aut 
iure  aut  exceptione  liberandum.  Allein  auf  die  Stelle  lege 
ich  um  deswillen  kein  Gewicht,  weil  die  Kompilatoren  uns  die 
Quaestio  des  JResponsum  vorenthalten  haben. 

Ist  sonach  das  debitum  der  condictio  indebiti  in  die 
obligatio  bei  der  fidejussio  kaum  hineingeschlüpft,  so  handeln 
dagepen  bei  der  soluti  retentio  manche  Stellen  von  einer  na- 
turalis  obligatio;  diese  Stellen  beziehen  sich  auf  die  Sklaven- 
obligation (Afr.  L.  21  §  2  D.  46, 1),  bez.  die  Binnenobligation 
der  Hausbrüder  (L.  f rater  a  fratre  Afr.  38  D.  12,6),  auf  die 
Pupillenobligation  Valens  L.   66    pr.  D.  36,i  (Paul.  L.    21  pr. 

1)  Nämlich  in  L.  12  D.  A6,^. 

2)  Jul.  L.  11  D.  46,j  sagt:  quia  neque  civilem  neque  honorarium  ad- 
versus  patreni  actionem  habet  ncc  est  ulla  heredita.'j  cuius  nomine  fideiussores 
obligari  possent. 

3)  Die  Stelle  handelt  vom  Macedonianum;  aboi-  die  Behandlung  der 
Fideiussorfrage  nimmt  nicht  eigentlich  Bezug  auf  die  naturalis  obligatio  des 
filius,  sondern  leugnet  eben  ganz  doktrinär  das  Yorhandensein  irgend  welcher 
c.  oder  n.  obligatio. 

12 
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D.  35,9),  auf  flas  Macedonianum  (Pomp.  L.  19  pr.  D.  12,6- 
Paul.  L.  10  D.  14,tj),  also  auf  Fälle,  wo  des  fideiussor  öfter 
gedacht  wurde,  während  jene  anderen  Stellen  mit  natura  debet 
meist  (anders  Ner.  L.  41  D.  12,6,  viel  umstritten)  solche  de- 
bita  besprechen,  deren  bei  der  fideiussio  keine  Erwähnung 
geschieht:  es  sind  Eintagserwägungen,  und  darum  wohl  die 
Beziehung  auf  den  Namen  der  condictio  gewahrt. 

Abgesehen  von  fideiussio  und  solutum  repeti  non  posse 
findet  sich  naturalis  obligatio  und  debitum  noch  hauptsächlich 
bei  Verrechnungen,  zu  denen  Peculium  (Ulp.  (Jul.)  L.  11  §  2 
D.  15,1;  Jav.  L.  40  §  3  ü.  35,i;  Afr.  L.  38  pr.  —  §  2  D.  12,6 
Paul.  L.  18  D.  3,5)  Falcidia  (Paul.  L.  1  §  17  D.  35,2)  Trebellianum 
(Pomp.  L.  49  D.  36,i;  Maec.  L.  66  pr.  D.  36,i;  Paul.  L.  41  pr. 
D.  36,i).  Hereditatis  petitio  (Ulp.  L.  31  §  1  D.  5,3)  Veran- 
lassung geben,  wobei  natürlich  im  Peculium  das  Vorbild  liegt; 
was  bei  den  beiden  anderen  Verrechnungen  vorgetragen  wird, 
ist  mehr  systematischer  Natur.  Und  wenig  scheint  zu  folgen 
aus  allgemeinen  Wendungen,  welche  die  Wirkung  der  Natural- 
obligation betreffen:  Ulpians  L.  6  D.  16,2:  Etiam  quod  natura  de- 
betur  venit  in  compensationem  hat  Lenel  (2739)  mit  L.  9  pr. 
eodem,  dei-  Societas  und  dem  filius  familias  in  Verbindung  ge- 
bracht. Ulp.  L.  1  §  7  D.  13,5:  Debitum  autem  vel  natura  sufficit 
(beim  constitutum).  Mit  Ulp.  L.  14  §  1  D.  20,i:  Ex  quibus 
casibus  naturalis  obligatio  consistit,  pignus  perseverare  con- 
stitit  ist  nicht  viel  anzufangen,  weniger  noch  mit  Marcian 
(?)  L.  5  pr.  D.  20,1 :  Ees  hypothecae  dari  posse  sciendum  est 
...  et  vel  j)ro  civili  obligatione  vel  honoraria  [vel  tantum 
naturali?]!)  —  man  vermisst  auch  bei  diesem  abgerissenen  Stück 
wie  bei  Scaevola  (L.  60  D.  46, 1  cit.)  die  ursprüngliche  engere 
Beziehung.  Ulp.  L.  1  pr.  §  1  D.  46,2  vollends  mit  ihrer  nie  ver- 
werteten Begrüssung  der  Naturalobligationen  giebt  lediglich 
eine  vielleicht  der  fideiussio  nachgebildete  Theorie:  Novatio 
est  prioris  debiti  in  aliam  Obligationen!  vel  civilem  vel  natu- 
ralem transfusio  atque  translatio  ...  §  1  Illud  non  interest 
qualis  processerit  obligatio  utrum  [naturalis  an]  civilis  an  hono- 


1)  Vgl.  Ulp.  L.  10  D.  50,,^:  'Creditores'  ....  quod  ei  natura  debeatur 
non  sunt  loco  creditorum. 
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raria  et  utruin  vcrbis  an  le  an  consensu;  qiialiscunKjue  igitur 
obligatio  sit  quae  praecessit,  novari  verbis  potest,  dummodo 
sequens  obligatio  aiit  civiliter  teneat  aut  natui-aliter ;  ut  puta  si 
pupillus  sine  tutoris  auetoritate  promiserit. 

Ebenso  sind  es  bloss  Impromptus,  wenn  die  Eemune- 
ration  des  Schenkers  (L.  25  §  11  D.  5,3)  oder  die  Stellimg 
des  capite  minutus  (L.  2  §  2  D.  4,5)  oder  gar  die  Anrech- 
nung auf  den  Erlös  der  Pfandsache  (L.  5  §  2  L.  101  §  1 
D.  46,3;  beide  Stellen  offenbar  verdorben,)  mit  der  naturalis 
obligatio  in  Yei-bindung  gebracht  werden.  Derartiges  ist  wie 
die  gelegentliche  Herbeiziehung  des  naturale  ius.     Vgl.  S.  156. 

Dagegen  ist  es  klar,  dass  die  Sldavenobhgation,  die  den 
ersten  Hauptfall  des  ius  naturale  wiederspiegelt,  ^vorzugsweise 
als  naturalis  behandelt  wird,  so  noch  Paul.  L.  13  D.  12^: 
Naturaliter  etiam  servus  obligatur  et  ideo  si  quis  nomine  eins 
solvat  vel  ipse  manumissus,  ut  Pomponius  scribit  [ex  peculio 
cuius  liberam  administrationem  habeati)]  repetinon  poterit;  et 
ob  id  et  fideiussor  pro  servo  acceptus  tenetm-  [et  pignus  pro 
eo  datum  tenebitur]  et,  si  servus  qui  peculii  administrationem 
habet,  rem  pignori  in  id  quod  debeat  dederit,  utilis  pignera- 
ticia  reddenda  est.  §  1  vom  pupillus,  der  pubes  factus  solvit. 
Ulp.  L.  14  D.  44,7:  Servi  ex  delictis  quidem  obligantur  et, 
si  manumittuntur,  obligati  remanent,  ex  contractibus  autem 
civiliter  quidem  non  obligantur,  sed  naturaliter  et  obligantur  et 
obligant;  denique  si  servo  qui  mihi  mutuam  pecuniam  dederat, 
manumisso  .solvam,  liberor;  also  am  Schluss  active  Sklaven- 
obligation. 

Aber  wie  pater  naturalis  vor  allem  der  Erzeuger  als  solcher 
ist,  auch  wenn  er  zugleich  pater  familias  ist  oder  war,  so  ist 
auch  naturalis  obligatio  wenigstens  hier  und  da  die  'leibliche* 
Obligation,  die  obligatio  aus  einer  natura  obligierenden  That- 
sache.  Es  wird  von  diesem  Ausdryck  hier  nicht  ebenso 
häufig  Gebrauch  gemacht  wie  bei  dem  natürlichen  Eigentums- 


1)  Wohl   aus    dem    folgenden :    si   servus   qui  peculii  administrationem 
habet  gezogen. 

2)  Etwa:  ex  contractibus  autum  [c.  qu.]  non  obligantur  sed  naturaliter 
[et  obl.  et]  obligant? 

12* 
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crwerb  (dem  zweiten  Hauptfall  des  ins  naturale^),  aber  die 
Analogie  trifft  zu:  Hingabe  von  Hand  zu  Hand  ist  der  naturale 
Eigentumsübergang,  sie  ist  auch  der  natürliche  Verpflichtungs- 
grund, wenn  pecunia  quasi  mutua  et  datur  et  accipitur,  und 
so  kann  auch  die  volle  Obligation,  wenn  durch  datio  (traditio 
pecuniae)  begründet,  naturalis  heissen,  im  Gegensatz  zu  der 
ilir  im  Erfolg  gleichen,  aber  nach  Satzungsrecht  (z.  B.  durch 
Stipulation)  begründeten,^) 

Hauptstelle  ist  Paul.  L.  126  §  2  D.  45, i  .  .  .  quotiens 
jiocuniam  mutuam  dantes  eandem  stipulamur,  non  duae  obli- 
gationes  nascuntur  sed  una  A'erborum;  plane  si  praecedat 
numeratio,  sequatur  stipulatio,  non  est  dicendum  recessum  a 
natural!  obligatione  —  und  also  hält  die  einwandsfreie  Dar- 
lehnshingabe  eine  Schuld  trotz  folgender  vitiöser  Dahrlehns- 
stipulation  über  Bord.  —  Man  kann  hier  vergleichen  die 
kom])lizierte  Verwandtschaft  Llp.  (Pap.)  L.  8  §  7  D.  37,4: 
iura  naturalia  in  eo  praevalere  (allerdings  in  malam  partem: 
denn):  idcirco  exhcredationem  nocere:  für  die  Obligationen 
kommt  ein  ähnliches  wie  in  L.  126  §  2  D.  45, i  in  Betracht 
bei  Pomp.  L.  107  D.  46,3:  Verborum  obligatio  aut  naturaliter 
i'csolvitur  aut  civiliter;  naturaliter  veluti  solutione  aut  cum 
res  in  Stipulationen!  deducta  sine  culpa  promissoris  in  rebus 
humanis  esse  desiit;  civiliter  veluti  accei)ti  latione  vel  cum 
in  eandem  personam  ins  stipulantis  promittentisque  devenit. 
Auch  hier  ist  vom  Untergang  der  Obligation  die  Rede,  und 
der  vollwertige  natürliche  Untergang  wird  dem  vollwertigen 
c'ivilen  an  die  Seite  gestellt.  Dass  hier  confusio  unter  civiliter 
fällt,  lässt  es  mir  als  möglich  erscheinen,  dass  das  zweifelnde 
'sublata  naturali  obligatione'  mit  der  Confusio  der  L.  61  pr. 
D.  36,1  zusammenzubringen  ist  und  auch  in  den  Kreis  der 
eben  besprochenen  Stellen  gehört.  Jedenfalls  rettet  in  L.  126 
§  2  und  in  L.  61  })r.  die  naturalis  obligatio  über  civiles  Un- 
gemach hinweg.  AVeniger  durchsichtig  ist  die  Beziehung  in 
Ulp.  ad.  Sab.  L.  5  pr.  D.  26,8  (Lenel  2854):  "Pupillus  obligari 


1)  Vgl.  S.  15(5. 

2)  Schwanert  S.  71  t1'..  namentlich  S.  70:  Realobligation.  Pernice 
Labeo  I  S.  223)  darüber  hinausgehend:  'actiones  ex  re  venientes'  beim 
pnpilhis. 
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tutori  eo  auctore  non  potebt."^)  Plane  si  plures  «int  tutores 
[([uoruni  unius  aiictoritas  siifficitp),  Jicenclum  est  altero  auctore 
pupillum  ei  posse  obligari,  sive  mntuam  pecuniam  ei  det  sive 
stipuletiir  ab  eo.  —  Sed  et  cum  [solus  sit  tutor  mutuam 
pecuniam  pupillo  dederit  vel  ab  eo  stipuleturp)  non  erit  obli- 
gatus  tutori,  natui-aliter  tamen  obligabitur  in  quantum  locu- 
pletior  factus  est;  nam  in  pupillum  non  tantum  tutori,  verum 
cuivis  actionem  in  quantum  locupletior  factus  est  dandam 
di^Tis  Pius  rescripsit.  Die  grossen  Scliwierigkeiten  dieses 
'naturaliter'  zu  beheben,  unternehme  ich  nicht;  man  könnte 
sich  versucht  fülilen,  es  zum  Vorhergehenden  zu  ziehen,  und 
die  actio  als  civilen  Schutz  in  Gegensatz  zu  naturaliter  zu 
bringen;  auch  das, ist  allerdings  misslich. 

Die  Stelle  bietet  sich  zur  Vergieichung  mit  Ven.  (Lab.) 
L.  22  §  1  D.  43,26,  wonach  Labeo  bei  der  possessio  und  dem 
precarium  die  naturalis  obligatio  des  pupillus  und  sein  locu- 
pletiorem  fieri  vorgeahnt  hat: 

1)  Halte  ich  iii-  öabinus  Worte. 

2)  Hier  wie  in  §  2  und  in  L.  7  §  1  eod.  eingeschoben  nach  c.  3  C.  5,59. 

3)  Wohl  Glossem  aus  dem  Vorhergehenden;  man  beachte  dederit  vel 
ab  eo  stipuletur  gegen  det  sive  stipuletur.  —  Dagegen  ist  eine  Interpolation 
die  Erweiterung  des  Thatbestandes  in  L.  19  §  1  D.  12,j  (Julian),  von  dem 
obligare,  das  im  pr.  abgehandelt  wird,  auch  auf  das  'solvendi  causa  dare', 
welches  bei  Julian  erst  in  der  Folge  ivgl.  die  gesperrten  Worte)  auftrat: 

Si  pupillus  sine  tutoris  auctoritate  crediderit  crediderit,    consumpta   pecunia 

[ant    solvendi     causa     dederit],     consumpta  condictionem    habet    non    alia 

pecunia  condictionem   habet    [vel    liberatur]  ratione    quam   «juod   facto   eius 

non    alia     ratione     quam    quod    facto    eius  intellegitur  ad  eum  quiacceperit 

intellegitur  ad  eum  qui  acceperit  pervenisse;  pervenisse;  quapropter  si  ean- 

quapropter    si    eandem    pecuniam    is   qui  in  dem    pecuniam    is    [qui  in   cre- 

creditum    [vel    in    solutum]     acceperat    alii  ditum  acceperat?]  alii  porro  in 

porro    in    creditum    vel   in  solutum   dederit,  creditum  vel  in  solutum  de- 

consumpta  ea  et   ipse  pupillo  obligatur  [vel  derit,  consumpta  ea  et  ipse  pu- 

eum     a    se     liberabit]    et    eum    cui    dederit  pillo  obligatur  et  eum  cui  dede- 

obligatum  habebit  vel  se  ab  eo  liberabit.  Nam  rit  obligatum  habebit  vel  se  ab 

omnino  qui  alienam  pecuniam  credendi  causa  eo  liberabit.    [Nam  omnino  qui 

dat,  consumpta   ea  habet  obligatum  eum  qui  alienam  pecuniam  credendi  causa 

acceperit,    [item     qui      in     solutum    dederit,  dat,  consumpta  ea  habet  oliga- 

liberabitur  ab  eo  qui  acceperit.  tum  eum  qui  acceperit? 

Man  beachte  das  Futurum  'eum  a  se  liberabit'  im  Gegensatz  zum  Prae- 
sens 'obligatur",  aber  im  Einklang  mit  dem  folgenden  obligatum  habebit. 
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Si  pupillus  sine  tutoris  auctoritate  precario  rogaverit, 
Labeo  ait  habere  eum  precariam  possessionem  et  hoc  inter- 
dicto  teneri;  nam  quo  magis  naturaliter  possideretur,  nuUuui 
locum  esse  tutoris  auctoritati;  recteque  dici  'quod  precario 
liabes',  quia  quod  possideat  ex  ea  causa  possideat  ex  qua  roga- 
verit ;  nihilque  novi  per  praetorem  constituendum,  quoniam  sive 
habeat  rem  officio  iudicis  teneretur,  sive  non  habeat  non  teneatur. 

Hier  meint  Labeo,  das  naturaliter  Besitzen  sei  von  der 
tutoris  auctoritas  unabhängig,  sie  sei  dafür  ungeeignet;  und 
auch  des  Praetor s  bedüife  man  nicht,  da  die  Sache  sich  in 
des  iudex  officium  kompensiere,  der  (nicht  auf  das  'Bitten'  oder 
'Empfangen  haben'  sondern)  auf  das  'Haben'  sehen  müsse. 
Habere  =  locupletiorem  fieri  gesetzt,  kommen  wir  hiei  auf  die 
Entscheidung  in  L.  §  5  pr.  D.  26,8,  nnd  die  naturalis  possessio 
des  Kindes  ist  hier  das  Körperliche  des  Besitzes,  sowie  in 
der  vorher  besprochenen  'naturalis  obligatio'  die  körperlich 
verpflichtende  Realobligation. 

Überhaupt  zeigt  der  Überblick  über  die  relativ  seltenen 
Stellen,  die .  natura  und  possessio  zusammenbringen,^)  dass  zu- 
nächst die  älteren  Juristen  naturalis  possessio  mehr  als  Ver- 
stärkung der  possessio,  des  Naturdinges,  im  Gegensatz  zum 
Eigentum  und  allerdings  auch  zum  animus  nehmen:  Paul.  L.  I 
§  1  D.  41,2;  Dominium  rerum  ex  naturali  possessione  coepisse 
Nerva  filius  ait  .  .  .  L.  3  §3eod.:  Neratius  et  Proculus  et  solo 
animo  non  posse  nos  adquirere  possessionem  si  non  antecedat 
naturalis  possessio  ideoque  si  thensaurum  in  fundo  meo  positum 
sciam,  continuo  me  possidere,  simul  atque  possidendi  affectum 
habuero,  «piia  quod  desit  naturali  possessioni,  id  animus  implet. 
L.  3  §  13:  Nerva  filius  res  mobiles  excepto  homine,"quatenus 
sub  custodia  nostra  sint,    hactenus  possideri,  id  est  quatenus. 


1)  a)  Naturalis  possessio:  Jul.  2530,o<»  32-  '^'P-  "''502,3^,  655.j.-,.  Faul. 
641,3K.  (Nerva)  2502,5.  (Neratius  et  Proc  )  2504„2, 13.  (Nerva)  2505„i,.  Marcian 
(Lab.  2492,.j  (est.),  b)  Naturaliter  possidere:  possidere  Yen.  ,{Lab.?)  ^6li..^.,. 
Ulp.  325,]f,.  2nU7,2,j.  fJSS.^-  possessioni  incumbere  üip.  331,23.  possessionem: 
.  comprebendere.  Jav.  ^blOf^Q.  retinere  Pap.  Tat.  258.  —  tenere  Jav.  *511,5  (pe- 
culium\  Pap.  317.j-  (rem;  Vat.  258  retinereV  *516,]3  (possessionem).  Paul. 
(Lab.?)  2502,j  (possessionem?). 
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si  velimus,  naturalem  possessionem  nancisci  possimus.  Auch 
dieoben(S.  173)  abgedruckte  L.22  §  1  Ven.(Lab.?)D.  43,26möclite 
hierliin  gehören,  und  Marcian  L.  11  D.  41, i:  Pupillus  .  .  alienare 
vei"0  nullam  rem  potest  nisi  pi-aesente  tutore  auctore,  et  ne 
quidem  possessionem,  quae  est  naturahs,  ut  Sabinianis  visum 
est:  quae  sententia  vera  est  gehört  zu  Pomp,  (angeblich  Mod.) 
(ad  Qu.  Mucium)  L.  53  D.  41  ,i :  Ea  quae  civiliter  adquiruntm-  per 
eosqui  in  potestate  nostra  sunt  adquirimus,  veluti  stipulationem; 
quod  naturaliter  adquiritur,  sicuti  est  possessio,  per  quemlibet 
volentibus  nobis  possidere  adquh-imusi)  und  ebendahin  Jav. 
L.  23  pr.  D.  41,2:  .  .  .  adita  hereditate  omnia  quidem  iura  ad 
nos  transeunt,  possessio  tamen  nisi  naturaliter  comprehensa  ad 
nos  non  pertinet  wie  auch  die  Definition  Paul.  (Lab.)  L.  1 
pr.  D.  41,1.  Hier  ist  die  Natürlichkeit  des  Besitzes  als  solche 
erwogen.  —  Vom  nicht  civilen  Nafcuralbesitz  handeln,  in  Be- 
ziehung auf  Sklaven:  Jav.  L.  24  D.  41,2.  ülp.  L.  38  §  7 
D.  45,1  (bei  der  Interpretation  der  Stipulatio  'possidere  milii 
licere  spondes?'):  auf  Hauskinder  Jul.  L.  2  §2  (cf.  1)  D.  41,5. 
Pap.  vat.  258  =  L.  35  D.  10,2;  auf  fructuarii  Pap.  L.  49  pr. 
D.  47,2  und  Ulp.  L.  12  pr.  D.  41,2;  auf  andere,  wie  creditor 
coloni,  Depositare  und  Commodatare  Ulp.  h,  7  §  11  D.  10,3, 
L.  3  §  15  D.  10,4,  (L.  1  §  9  D.  43,i6,)  Paul.  L.  38  §  10  D.  22,i ; 
aUgemein:  Jul.  L.  2  §  1  D.  41,5,  Ulp.  L.  1  §  9.  43,i6. 

§  5,  Z  lim  System  des  G-aius. 

Buch  n  §  62 — 64.  Wenn  die  Beobachtung  des  Di- 
gestenmaterials  ergeben  hat,  dass  dem  ius  naturale  ausser  der 
Menschenwürde  der  Sklaven  die  Herrschaft  des  Menschen  über 
das,  was  er  mit  eigener  Hand  erwarb,  angehört,2)  so  ist  eine  Haupt- 
stütze hierfür-  des  Gaius  zweites  Buch,  welches  nach  E^iiedi- 
gung  der  Tradition   einerseits    und    der  Mancipation,    in    iure 


1)  Wenn  nicht  die  Beispiele  veluti  stipulationem  und  sicuti  est  possessio 
eingeschaltet  sind  und  das  Ganze  sich  auf  den  Gegensatz  von  mancipatio  und 
traditio  bezog,  wie  Gai  II. G5. 

•    2)  Über  diesem  steht   freilich   als  naturalis    die  ursprüngliche  Freiheit 
auch  der  Tiere. 
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cessio  und  Usucapion  andererseits,  in  §  61  also  schliesst: 
Ergo  ex  liis  quae  diximus  ai)paret  quaedam  naturali  iure 
alienari,  qualia  sunt  ea  quae  traditione  alienantur:  quaedam 
civili,  nam  mancipationis  et  in  iure  cessionis  et  usucapionis 
ius  proprium  est  civium  Eomanorum.  Hierauf  kommt  (Gaius 
i:;  62 — 641)  über  mögliches  Auseinanderfalleu  von  dominium 
und  alienandi  potestas,  dann  (§  65)  eine  retrospective  Bemer- 
kung, dann  (§  66 — 79)  die  originäi-en  Erwerbsarten,  ebenfalls 
eingeteilt  in  solche,  die  vor  der  naturalis  ratio  bestehen,  und 
solche  in  (piibus  naturalis  ratio  requiritur  (cf.  §  66.  79).  Folgt 
der  Abschnitt  über  die  Unfäliigkeit  der  mulieres  und  der  pupilli 
zur  alienatio  (§  80 — 85)  und  der  über  den  Erwerb  durch 
Haushörige.  Bei  diesem  System  gehört  der  Abschnitt  über  Yer- 
äusserungsverbote,  die  den  Normalmenschen  treffen,  unmittel- 
bar vor  den  über  die  Yeräusserungsunfähigkeit  der  Unmündigen, 
aber  ebenso  sicher  unmittelbar  hinter  den  über  die  derivativen 
P>werbsarten ;  und  wiederum  schliesst  sich  auch  der  letzte 
Abschnitt  über  den  Erwerb  durch  Haushörige  in  seinen  Bei- 
spielen an  dift  Alienation  und  nicht  an  die  oiiginären  Titel 
an.  Ein  einigermassen  schlüssiges  Ganzes  erhält  man  daher, 
sobald  man  §  66 — 79  sich  wegdenkt^)  und  annimmt,  dass  diese 
i^v:}  der  Vorlage,  die  Gaius  und  sein  Vorgänger  bearbeiteten, 
fremd  waren,  und  in  das  System  erst  durch  Gaius  mit  derjeni- 
gen Ungeschicklichkeit,  die  einen  künstlichen  Einschub  aus- 
zuzeichnen pflegt,  hineingebracht  wurden.  Die  das  zweite 
Buch  jedenfalls  bis  zum  Beginn  der  Testamentslehre  (und 
auch  da  geht  die  Darstellung  bald  auf  das  Mancipationstesta- 
ment  über)  beherrschende  Thatsache  ist  die  Einteilung  in  res 
mancipi  und  nee  mancipi,  mit  den  daran  sich  schliessenden 
Krörterungen  über  die  civilen  Erwerbsarten:  die  Tradition 
wird  §  19 — "21.  28  kurzer  Hand  abgemacht  und  die  Herein- 
ziehung der  res  incor))orales  i:;  28 — 39  (selbst  der  Obligationen), 


1)  Es  ist  zu  beklagen,  dass  die  C'ollectio  zwar  druckt:  Mommsen  haec 
adnotat:  ,Displicet  transpositio  Heimbachiana  (etc.)",  trotzdem  aber  an  jener 
Transposition  noch  festhält. 

2)  §  65  kann  auch  als  Einleitung  zu  diesen  §§  gedacht  werden,  und 
mit  ihnen  wegfallen 
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zeigt,  dasf<  oben  die  Man(i})atio  mit  ihren  Aqiiivalentcn  im 
systematischen  Mittelpunkt  steht,  nicht  die  i-es  corporalis,  die 
beim  originären  Erwei'b  allein  abgehandelt  wird.  Die  diffe- 
rentia  i-ei-nm  mancipi  nnd  nee  manei]ji  zieht  das  duplex  do- 
minium, dieses  die  usucapio  an  sich,  und  in  den  Absclmitten 
§  45 — 51.  52 — 61  erblicken  wir  für  d'iv  Möglichkeit  der  usu- 
capio dasselbe,  was  §  62 — 64  füi-  die  Möglichkeit  der  alienatio 
bietet,  nämlicli:  man  kann  bona  iide  besitzen  und  doch  nicht 
usucapiren,  und  umgekelirt.  Noch  §  80  fülii-t  auf  den  Unter- 
schied zwischen  res  mancipi  und  nee  mancipi  zurück."^) 

§  6.  Resultat. 

Die  liömer  haben  von  dem  Begrift  des  'Natürlichen  und 
darum  auch  rechtlich  Bedeutenden"  einen  wenig  tiefgehenden 
Gebrauch  gemacht.  Sie  kommen  in  Wirklichkeit  nicht  viel 
über  das  naturale  ius  der  Zeugung,  Erziehung  und  Gleichheit 
der  Menschen  einerseits  und  der  Unterwerfung  dei'  f actisch 
beherrschten  Sachen  unter  die  i-echtliche  Gewalt  des  Mensclien 
hinaus.  'Natürliche"  A'erwandtschaft  hat  als  Gegensatz  meist 
künstliche,  sonst  deutet  das  Wort  auf  Sklaverei,  selten  auf 
uneheliche  Verwandtschaft  schlechthin.  Natürlicher  Erwerb  ist 
der  PJi'werb  durch  die  Thatsache  der  Tradition  und  andere 
naturgemässe,  körperliche   Beziehungen. 

So  treten  auch  natürliche  Obligationsvei'hältnisse  am 
häufigsten  beim  Sklaven  auf,  sei  es,  dass  er  Fremden  schuldet, 
sei  es  im  peculium  dem  Herrn.  Die  Eechtsfolgen  dei-  natür- 
lichen Obligation,  die  von  den  Hömern  durchdacht  worden, 
sind:  kein  indebitum  für  die  condictio,  eine  obligatio  princi- 
palis  für  die  accessio  des  fideiussoi-.  Zunächst  für  die 
Sklavenobligation  bei  der  deductio  de  [)eculio  notwendiger- 
weise, im  AVeg  der  Auslegung  bei  Testamenten  freiwillig  und 
also**  später  entwickelt,  di-ingt  das  naturaliter  debitum  in  die 
condictio    indebiti    auch    füi-    die  Auslegung    des  Wortes    der 


1)  So  glaube  ich  für  das  zweite  Buch  durch  Ausschaltung  ebenso  eine 
einfachere  Systematisierung  für  Gajus'  Vorgänger  gewinnen  zu  können,  wie 
dies  Pernice  Z.  S.  St.  IX,  221  ff.  für  die  Obligationen  getban  hat. 
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Rechtsregel  ein,  und  wird  da  ein  beliebtes  Schlagwort,  um 
den  Ausschluss  zu  motivieren  —  beliebt  bei  den  späteren 
Klassikern  —  wenn  nicht  bei  den  Kompilatoren ;  auch  natu- 
ralis obligatio  kommt  in  diesem  Zusammenhange  vor.  — 
Naturalis  obligatio  ist  technisch  bei  der  fideiussio,  nach  Gai. 
III,  119a  und  der  auf  servi  zurückbezogenen  L.  16  §  4  D.  46,i 
hauptsächlich  für  Sklavenobligationen  gedacht;  von  da  über- 
tragen namentlich  auf  den  pupillus,  da  in  beiden  Fällen  der 
fideiussor  die  actio  statt  des  unvollkommenen  reus  liefertJ) 
Der  Haussohn  beim  Macedonianum  wird  in  eine  sklaven- 
ähnhche  Stellung  gedrängt,  indem  er  nach  Verweigerung  der 
actionis  datio  bloss  naturaliter  haftet.  Die  mannigfachen  Sen- 
tenzen, die  für  Pfand,  Constitut  etc.  sporadisch  vorkommen 
sind,  weil  fast  garnicht  durch  Einzelentscheidungen  belegt, 
nicht  von  Wert,  zumal  ilire  ursprüngliche  Beziehung,  nach 
dem  Beispiel  bei  der  Kompensation  zu  urteilen,  viel  beschränk- 
ter war  und  nur  zufällig  einmal  noch  erraten  werden  kann. 
Sie  sind  auf  Seite  der  Rechtsfolgen,  was  die  Motivationen 
*quia  naturalis  obligatio  manet'  auf  Seite  der  Thatbestände 
bieten:  gelegentliche  Bemerkungen  ohne  den  systematischen 
"Wert,  den  man  ihnen  vielfach  beilegt.  Wie  viel  hier,  bei  den 
generalia  und  den  Entscheidungsgründen,  Kompilatorenwerk, 
ist  kaum  zu  enträthseln:  nur  das  möchte  ich  hervorheben, 
dass  die  Neigung,  durch  Verallgemeinerung  geschichtliche 
Realitäten  zu  verflüchtigen,  den  Kompilatoren  überhaupt  eigen, 
und  für  die  Naturalobligation  durch  L.  2  D.  16,2  und  L.  16 
§4D.46,]  erwiesen  wird,  dass  sie  ferner  inGai.  III,  119a  das  Wort 


1)  Vgl.  Krückmann,  Archtv  für  die  civilistische  Praxis,  Bd.  85  S.  237: 
„Ein  Bürge  soll  den  tutor  ersetzen,  der  Pupill  hilft  sich  mit  Zuziehung 
einer  dritten  Person,  die  ihm  Vertrauen  entgegenbringt.  Diese  verbürgen 
sich  dann  gerade  in  Hinblick  auf  die  Verpflichtungsunfähigkeit  des 
Pupillen,  ihre  Bürgschaft  soll  den  Gläubiger  in  erster  Linie  weniger 
gegen  die  bloss  wirtschaftlich-thatsächliche  Gefahr  der  Zahlungsunfähigkeit, 
sondern  zunächst  gegen  die  rechtlichen  Mängel  des  zwischen  Pupill  und 
Gläubiger  abgeschlossenen  Geschäftes  schützen."  Dass  der  Bürge  hier  nicht 
bloss  nomen  bonum,  sondern  auch  nomen  verum  machen  soll,  scheint  mir 
richtig.  Verwandt  ist  die  Erscheinung,  dass  der  Irrtum  bei  der  condictio  in- 
debiti im  Falle  einer  naturalis  obligatio  sich  wohl  auch  auf  die  Klagbarkeit 
beziehen  kann. 
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naturaliter  zu  debeat  in  §  1  J.  1,21  einschieben,  und  also  die 
Phrase  hersteUen,,  die  auch  in  L.  56  §  2  (angeblich  Scaev.  ad. 
Marc.)  D.  35,2  und  L.  5  pr.  (angeblich  Ulp.)  D.  46,3  beidemal 
arg  verdächtig,  statt  natura  debei-e  oder  naturaliter  obligari 
vorkommt,  dass  also  der  Begriff  der  naturalis  obligatio  ihnen 
ein  erfreulicher  war. 

Naturalobligation  =   Eealobligation  läuft  daneben    ganz 
unbefangen  bei  den  Klassikern,  i) 


1)  Schwanert  stimme  ich  in  der  Unterscheidung  von  naturalis  =  Real, 
und  =  natura  tantum,  bei,  nicht  so  in  der  zwischen  natura  debere  und  natu- 
ralis obligatio,  nehme  auch  für  ius  naturale  und  servus  mehr  in  Anspruch  als 
er  zugiebt.  —  Von  Interesse  war  mir,  dass  Schwanert  S.  83  ff",  für  L.  16  §  4 
D.  46,1  zwar  die  Ansicht  ausspricht,  actio  earum  (so  liest  er  statt  eorum) 
nomine  competit  beziehe  sich  auf  actio  de  peculio,  welche  obligationis  nomine 
zusteht,  auch  die  Parallelstelle  L.  41  D.  15,i  beibringt,  aber  an  Emendationen 
nicht  denkt,  und  also  auf  sprachliche  und  sachliche  Unmöglichkeiten  gestützt 
gleichwohl  der  m.  E,  richtigen  Lqsung  der  Schwierigkeiten  sehr  nahe  kommt, 
ohne  sie  doch  zu  finden. 
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